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Der schweizerifl
«n'àiN? 'îûì übst,»« sn»

heraus
Von Escher

Mitgliedern der gesezgebenden

Zwei und fu
Zürich, Donnerstags

Gesezgebung.
Grosser Rath, 16. Juny.

(Fortsetzung.)
Auf den Vorschlag von Haas, wird die Ge-

mcindcrcchtskommission durch Weber, Breux ynd
kegler verstärkt.

Die Gesellschaft der Freiheitsfreunde in Bern
klagt durch zwei Abgeordnete, welcde gleich denen
von Lausanne die Ehre der Sitzung erhalten, daß sie
vcrlanmdet, und von einem Kommando frankischer
Grenadiers aus ihrem Versammlnngssaale ausgcho-
vcn worden seyen: sie theilen zu ihrer Rechtfertigung
lyre Ordnungen und Verhandlungen mit/ und bitten
um Untersuchung derselben, erklären übrigens, daß sie
als getreue Burger jedes Gcftz über die Voiksgesell-
schaftcn gewartigen. H über sagt: Dieser Antrag so-
wohl, als diese B'tte, seyen sehr gcsezlich, folglich um
terstutze er die Bitte: A» die Volksgesellschaftcnkom-
Mission zur Untersuchung gewiesen.

Kühn will einen Rapport über Volksgesellschaf-
ten mittheilen: Cartier verwundert sich hierüber,
da diese Kommission eben jezt einen neuen Auftrag
erhalten hat. Kühn sagt: Die Kommission habe den
Auftrag heute zu rapportiren. Haas folgt Knhn.Bonrgois will Aufschub. Ficrz findet'keine Ge-
Meinschaft zwischen der Untersuchung der Paviere der
Berner Gciellschaft und dein allgemeinen Konimissional-
bericht. D!eloes folgt Fierzen. Bourgois be-
harrt. R ell stab folgt ihm. Secrctan und Her-zog fodern den Bericht; und er wird mit Stimmen-

Diesem Gutachten zufolge sind die
VolksgescUschaften ,n Revolutionen vortheilhaft, bei
gesczlichem Zustande des Staates aber uachtheilig und
?„Nlich, weil sie sich eines Theils des Stc!lve>tre-
tungsrechts bemächtigen, nnd dadurch die allgemeine
Nat-onalreprasentation schwachen, daher sotten sie auf-

dagegen,nur bsse-tliche politische Ge
teuichaslen gestattet werden, welche unter der Po jzei

Escher sagt: Laut dem Gutach.e„ sosirn die
^olksgeftllschasten gefährlich seyn, weil sie einen Theil

er ikzolksstellvertr.tung an sich reisten, und dadurch
ârwirrnng veranlassen: aber ich frage, wi'd nicht

Apolitische delibcrircnde und abschl essende
Veieuichast, eben so gut einen Theil der National«-

>e Republikaner
''.-st-'egebe« -

und Usteri
a'the der hclretischen Republik.

fztgstes Stück,
èn 28. Ju ni us <798.

Präsentation an sich ziehen, sich Anhang verschaffe,»
und Verwirrung veranlassen können, als eine Volks-
gcftllschafl? und mehr noch: wie will man geschlost
jene politische Gesellschaften verbieten? ich sehe hier»
zu kein anderes Mittet, als jenes Spionen und In-
^uisitionssyffcm wieder einzuführen, und durch dieS
überall auslauschen zu lassen, ob nicht irgend wo einige
Bürger über politische Gegenstände raisonniren, und
so einen mehr und minder grossen politischen Kind
ausmachen. Wahrlich, B. Stellvertreter, dafür Hand
zu bieten, oder auch nur einen entfernten Anlaß zn
geben, kann jch mich nicht entschließen, und da es
gewiß nicht politisch ist, etwas zu verbieten, was mai»
nicht durch gerechte Mittel hindern kann, so fodre ^ich

Verwerfung dieses Theils des Gutachtens, und wün-
sehe Gestaltung geschloßner, dagegen Verboth öffent«
licher, politischer Gesellschaften, welche debattiren und
abschließen. Huber vertheidigt das Gutachten, weil
man nichts von geschloßncn Gesellschaften wissen wolle,
und jeder Freiheit haben müsse, seine politischen Mei-
nungcn öffentlich zu änssern. Acker m a n » und Car-
»1 intr a n sprechen ebenfalls für das Gutachten, wel-
ches beinahe einmüthig angenommen wird.

Dig Heurathsvcrwandtschaftskommission fragt un»
die Ausdehnung welche der ihr ertheilte Auftrag habe.
Kühn sagt: er fodere daß ihr ein allgemeiner Auf-
trag ertheilt werde, besonders deswegen, weil die Ka«
tholikcn mit schwerem Gelde ihre Dispensation«» vol»
ihren Bischöffen kaufen, welches der Ehre und dem
Interesse der Republik zuwider sei. Dieser Antrag
wird angenommen.

H über berichtet im Namen der Besoldungskom-
mission; dieselbe schlägt vor als jährliche Besoldung"
Ein Mitglied der gesezgebenden Räth«, Dublonen zoo
Der oberste Sekretair 200
Ein Eecretair »20
Der Staatsbothe »00
Der Abwärts ?5
Ein Directormcbst einer anständigen Wohnung »200
Ein Minister 6ov

Der Minister der auswärtigen Angelegenheit
ten erhält Zulage, wegen feinen Ehren ausgas ^

bcn 220 Dublonen.
Der Gencralsecrctair Zoo
Ein Schazmeister z«o



C-n Negîerungssiatthalter I 275
Ein Unterstauhalter des KanronshauptortS 125
Ein DistrictSstatthaltcr ». 8v
Ein Mitglied der VerwaltungSkammer.

^ '20V
Ein Suppléant wahrend jedem Dienstag 1/2 Oubl.
Ein Obernchtcr .275
Ein Suppléant 2OO

Der öffentliche Anklager 250
Gerichtsschreiber des Obergcrichtshofes 290
Ein Kantonsrichter ic«
Ein Snvplcant wahrend jedem Dienstag 1 Nthlr.
Ein Distriktsrichter während jedem Dienstag 1 Nthlr.
EinDistrikesgerichtsschreiber neben d. Gefallen, Dub. 50

Pencha ud sagt: Wir sind in dieser Sache Parthei
und Richter zugleich, daher fodere ich Sorgfalt, und
glaube, besonders im Anfang erlaube der Zustand des
Volkes nicht so übermässtg starke Besoldungen zu be-

stimmen, daher fodert er Rükwcisung in die Kom-
Mission. Herzog begehrt theilweise Behandlung die,
ses Gegenstandes. Bourgois fodert Rükweisung
in die Kommission. Secretan sagt: er stimme auch

zur Verminderung, wenn die reichen Repräsentanten
Sie Haushaltungen der ärmeren unterhalten wollen.
Hub er will, man solle noch einige Tage über den

Gegenstand nachdenken, und denselben dann theilweise
behandeln; dieser Antrag wird angenommen.

Die Behandlung des Zchendtnrapports wirb wie,
der vorgenommen.

Kühn spricht für die Annahme der Staatsobli,
gationen beym Ankauf von Nationalgütern. Join in«
folgt, weil dadurch die Abzahlung der Zehendenent,
schadigungsschulden erleichtert wird. Weber erneu-
ert seine Besorgnisse wegen Herbeiführung desPapicr-
gelbes; indem, wenn Staatsobligationen statt Geld
eingehen, zu einer Zeit wo man in dringendem Geld,
bcdürfniß steht, das unfehlbar der Gesczgebuiig ein
Dekret abnöthigen wird, durch welches diese Obtiga-
tionen Kurs erhalten werden, und er widersezc sich
dem Antrag. Bourgois will, daß diese Obligatio-
yen nicht zu Zahlung der Auflagen, wohl aber zum
Ankauf der Nationalgnter dienen können, weil diese
ein kleines Interesse tragen, da hingegen der Staat
«in grösseres für die Obligationen zu bezahlen habe.
Koch stimmt fur B 0 u r g 0 is, weil durch diese Maas-
regel der Werth der Obligation, welche die beträcht-
lich beschädigten Zehendeigenthümer erhalten, einiger
Massen steigt, und ihnen also etwelche Vergütung ver-
schaffen wird, übrigens fürchte er, daß diese Obliga-
tionen in den Handen fremder Wucherer zum Scha-
den de.6 Staats erwachsen könnten. H ub er: Ich
nehme den Staatskredit als mittelmässig an: durch
diese Operation muß er entweder fallen oder steigen 5
fällt er, so kauft man mit den Staatsobliganonen
desto eher Nationalgüter, sie werden also dadurch
schon wieder steigen, weil sie gesuchter werden: sind
tztqatsbürger vorhanden die Misttauen haben, so ver,

u >

kaufen sie wohlfeil, und werden fur ihr Mistrauen
Mlgcrwene gestraft. Nehmen wir den Auirag nicht
an, so entstehen Gesellschaften, welche diese Obliga,
tionen aufkaufen, und damit den Staat zu elender
Verkaufung der Narionaigütcr zwingen; daher stimmt
er fur Bourgois, dessen Antrag mit Stimmenmehr
angenouiinen wird.

Kühn: Ich lese in dem französischen Zeitungs,
blatte, làml là: daß der Red a krcur die Be»

schuldigung enthält, eine Verschwörung, die Heive,
lien zur östreichischen Provinz zu machen suche, habe
unter der Maske der Freiheit ihren Sij in dem hcl,
velischen Direktorium und auf den Tribunen
der gesezgebenden Räthe aufgeschlagen. Aus
dieser Stelle zieht der Verfasser des erste» Tagblans
die Folge: daß uns ein r8. Fruktidor bevorstehe.
Ueber diesen lezten Punkt habe ich euch lezthin schon

meine Meinung freimüthig herausgesagt. Ich erwarte
mein Schiksat mit Gelassenheit. Ich kenne keine Furcht,
sobald es um die Erfüllung der theuersten und heb

ligsten Pflicht, der Pflicht gegen das Vaterland zn

thun ist. Ich hoffe, ihr seyd alle von den nämlichen
Gesinnungen beseelt. Ein 18. Fruktidor wird diejenü
gen ehren, welche durch denselben von ihrer Stelle
abgerufen werden. Aber gegen die Beschuldigungen
einer in unserm Schooft angezettelten Verschwörung
können wir nicht gleichgültig seyn. Sie ist beleibi-

gend, sie mißt uns Skiavcnsinn bei, alldieweil râ
Liebe zur Freiheit unsre Handlungen leitet. Sie ist

uuwahrhaft, daö wißt ihr alle. Ich fodre euch auf,

öffentlich zu erklären: daß diese Beschuldigung vcr<

iaumderrsch ist; und daß das helvetische Volk
nie die Sclave irgend eines Tyrannen seyn wird.

Escher sagt: Schon lange erwartete ich nicht nur

die Anzeige, sondern wirtlich einen 18. Fruktidor,
aber ich betrachtete seine Annäherung mit Verachtung,
und auch jezr noch finde ich es unter unsrer Würde,
uns mit dieser Anzeige, die aus einer Zeitung, deren

Verfasser unbekannt ist, hergenommen wird, abzugee

den, ich widersetze mich daher Kühn s Antrag ein"

^Rechtfertigung; wir sind niemand als unserm
von untern Handlungen Rechenschaft schuldig, und

dieses wird mit dem ganzen vonirtheiislosen M"'
kum welches einiges Interesse füv uns hat, f"W
müssen, daß wir unsre Unabhängigkeit nach besten

Kräften gegen jede ungerechte Anmaßung, woher >>6

auch komme» mochte, schützen, und daß es daher '
sam ist, uns aufzubürden, es sitze eine Parthei in uw

srer Mitte, die unsres Unabhängigkeit fcinv sei;
fodere also Tagesordnung. Huber folgt Eschen
und sagt: Schon im Redakteur sei auch er besonder»

als blindes Werkzeug einer brittischen Faktion auöge

schrien worden; ob er blind sei wisse er nicht,- «
daß er keine Spur, weder von brittischer noch ojttcu

chischer Faktum kenne das wisse er. Niemand hau

eine splche verruchte Idee aushecken könne», w«t v>



2O7

Umschâssung Helvetiens zu einer östreichischen Provinz
wäre, als eiiiigc unsrer Oligarchen, daher finde er es

ganz unter der Würde der Versammlung/ irgend einen

Schritt gegen solche Verläumdungen zu thun.
Die Behandlung deö Gutachtens über die Feu-

dalrechte wird fortgesezt. Der 8. §. wird angenom-
men. Jo mini behauptet/ die französische Redaktion
sey nicht vollständig, er fodert also Uebereinstimmung
mit der deutschen. Angenommen. Weiter bemerkt

Jomini, daß auch für die Aufhebung der Feuer-
stattsrechte entschädigt werde» sollte: Secretau
hingegen behauptet, diese als eigentliche Personal-
feuoalrcchte seyen schon unentgcldlich aufgehoben.
Grafenried begehrt, daß dem 8. K. auch noch Erb-
zinslchen, Erblehen und Mannslehen als abkauflich
beigefügt werden: Hecht behauptet, diese Arten von
Lehenzinsen seyen keine eigentliche» Grundzinse, son-
der» ausgekaufte Zehenden. K o ch erklärt die Feuer»
siättsrechte als Personalfeudalrechre, die Erb - und
Mannslehcn hingegen als wirkliches Eigenthum, de,
ren Zinse einzig loskäuflich zu machen seyen. Aker,
mann begehrt, daß diesem zufolge nichts an dem
g. §. geändert werde. Angenommen.

Senat, i6. Juny.
Lüthi v. Solo thurn schlägt nach Verlesung

des Protokolls vor, der Senat soll von nun an,
keinerlei, an ihn gelangende Briefe verlesen lasten, es
sey dann sie betrafen Vorschlage oder Bemerkungen
zu Koiistitulionsabanderuugen, indem der Senat über
andere Gegenstände keine Initiative (Vorschlagsrecht)
besitze. Zu diesem Vorschlag veranlasse ihn der in
gestriger Sitzung verlesene Brief der Verwalrungs-
kanimer des Leu,»,; mehrere Glieder des grossen Ra-
thes hatten sich daran geflossen, daß über einen vor
ihrem Ralye schwebenden Gegenstand, man sich au
den Senat wende. La fiechcre widersezt sich d.e

Dorschlag; er sieht nicht, warum wir uns des
Vorchetls berauben sollten, Briefe, die oft sehr un-
Errichtend scyu können, zu erhalten. Muret: das
Recht, welches jeder Staatsbürger hat, sieh a» die
geiezgebendeGewalt zu wenden, ist ein h.iligcs Recht;

Demmmung, wie diese Communication statt sin-
^ "'"k durch das Gesez angeordnet werden;
5 Gcscze werden darüber sprechen und

Tagesordnung. For n era n ist

aere
t^ì andere und iviehti.gereGeunde dazu vorhanden: wann cin Gesezvorschiag

nuna .-5 Z'be.'den, die össentlichc M-i-
wurde, sollen dann die ver

die '"5 Gewalten und die einzelnen Bürger,
fceâ .'"cht baden uns dewon zu unterrichten;

^ heiniiiche Anschläge gegen den Se-
tor'n ì^" und Mitvcrichworne derselben im Direk-

Sassen Rache sich finden. - Alan solle
'Hàn, zwischen Notiz von einem Briefe neh-

men und darüber in Deliberation eintreten; das er»
stere müsse in allen Fällen statt finden. Frossard:
die Konstitution hat sich über den Briefwechsel zwi«
sehen den Staatsbürgern und den verschiedene»
Staatsgewalten im loten Abschnitt erklärt: sie sagt:
der Srattyaltcr nimmt die Bittschriften der Bürger
an und läßt sie den gehörigen Gewalten zukommen;
diejenigen nun, die ohne diese Dazwischenkunft deS
Statthalters, Briefe und Bittschrisle» senden, han-
dein constltutionswidrig und wir nicht minder wen»
wir sie annehmen. U st e ri denkt im allgemeinen über
die Sache ganz wie Muret; er kann aber nicht bes

greifen, wie man sich an dem gestern verlesenen Brie-
se ber lemaniiischeu Administrationskammer flösse»
kann; er betraf Bemerkungen über Theile eines Ge-
sezvorschlags, die der grosse Rath bereits angenom-
men hatte; die Kammer mußte glauben, der ganze
Vorschlag sey bereits dem Senat übergeben und
über Gegenstände, über die der grosse Rath gesprochen
und der Senat nun zu sprechen hat, kann man sich
doch wohl nur an den leztern wenden? — Die von'
F rossard so eben gemachte Bem rkung scheint ihn»
auch ganz unrichtig; die Konstitution zählt unter den
Pflichten der Statthalter auch diejenige auf, die
Bittschriften der Bürger anzunehmen und an Behörde
zu befördern; aber nirgends sagt sie ; daß die Bürger
nur durch die Statthalter sich an höhere Behörde»
wenden können; dieß wäre der Freiheit und demGeiiî
unserer Verfassung offenbar zuwider; unter die drü«
ckendsten und verderblichsten Einrichtungen despotischer
Verfassungen gehört ja vornemlich eben auch der Um-
stand, daß man nur allein durch Zwischcncanäle sich

zu den obersten Gewalten Weg bahnen kann; er ver-
langt Tagesordnung über den Vorschlag. Ochs
stimmt erstens der Erklärung Usteri's, gegen Frossard
bei; indem, von lezterem angezogenen Artikel, legt
die Konstitution dem Statthalter eine Pflicht auf,
aber sie beschrankt auf keine Art das Recht des Bär-
gers; im Gegentheil um die Ausübung dieses Rech-
tes manchem Bürger, der in Verlegenheit seyn könnte,
wie er sich an höhere Gewalten wenden soll, zu er-
leichtern, weiset sie ihnen in der Nähe eine Perso»
au, deren Pflicht es ist, ihnen dabei an die Hand zu
gehen; fände Frossards Meinung statt, so fielen wir
ja in den Fehler unsrer alten Regierungen zurük, un-
ter denen man die Erlaubniß eines Ober» oder Land-
vogts bedürfte, um sich au den Rath zu wende»
n. s. f. — Was die Sache selbst betrift, so begreift
auch er nicht, wie man sich über den, an den Senat
gesandten Brief der Lcmannischen Kammer aufhalte»
kann: der Burger kann über ein wichtiges Geschäft
sich zugleich an alle drei obersten Gewalten wenden;
er kann sich an die eine oder andere allein wenden;
allerdings haben diese Vorstellungsschreibc» auch ihre
nachtheilige Seite; sie sind sehr oft nichts weniger als
die Aeusserung des Willens der Mehrheit; es muß.



der Weisheit der Gesezgeber überlassen seyn, sich von
Täuschungen zu hüten und Misbräuchen vorzubeugen;
aber angenommen müssen die Briefe werden; er ver-
langt Tagesordnung — sie wird angenommen.

Der Senat erhalt den Beschluß, welcher den
Kanton Leman in 17 Distrikte theilt. (1. Nyon.
Aubonne. z. Rolle, q. Morgcs. 5. Lausanne. 6.
Javanp. 7. Vevey. 8. Aigle, y. ?a^s sn kaut Kc>-

wan6. io. Oron. il. Moudon. Ü2. Nvcrdon. iz.
Grandson, ig. Orbe. 15. Vales «lu I^ac lle ssoux.
ib. Cossonay. 17. d Echallens.) Muret bemcrkr,
die Deputirten des Kantons Leman im Senate wären
von dcr Commission des grossen Rathes zu dieser Dr
sirktseintheilungzugezogeiworden; --seine besondere
Meinung über alle diese Eintheilungen sey zwar im-
mer dahin gegangen, daß die Distrikte nicht allzugroß
und die Hauptorte möglichst in der Mitte derselben
mit weniger Rüksicht aus die Städte gewählt werden
sollten; da aber bei den übrigen Kantonen dicte
Grundlage nicht befolgt worden, so habe man für
seinen Kanton freilich keine Ausnahme machen kön-

nen; es wäre daraus also auch das Verhältniß einer
Bevölkerung von ungefähr ic>,cxzo Seeleu auf den
Disir-kt, beobachtet worden. Er spricht alsdann für
die Urgenz dcr Annahme dieser Einrheiiung; der erste

Kanton, welcher die Konstitution annahm, ist durch
zufällige Umstände dcr lezte dcr in Distrikte eingetheilt
wird ; wann keine Einwürfe gemacht werden sollten,
so wünscht er, daß die Distriktseintheilung sogleich
angenommen werde. Der Beschluß wird angenommen.

Meyer v. Arau zeigt im Namen der, für die
Distriktseintheilung des Kanton Oberland niederge-
sezlen Commission an, dieselbe hätte die E'nkheilung
durchaus zwekmässtg gefunden, den einzigen Umstand
ausgenommen, daß die beiden Distriktshauptorle
Jnterlachen und Un ter seen nur eine Viertel
stunde von einaudcr entfernt, und das leztere an dem
einen Ende seines Distrikts gelegen ist, da sie diese
Bemerkung der Commission des grossen Rathes mit-
getheilt habe, so sey sie von ihr gegründet gefunden
worden; sie hätte auch den Beschluß zurükgenommen,
um eine Verbesserung desselben durch den grossen Rath
vornehmen zu lasse»; wann dieß geschehen seyn wird,
so räth die Commission den Beschluß anzunehmen.
Schneider spricht für Annahme des Beschlusses
und legt die Gründe dar, warum der Kanton Ober-
»and seiner gebirgigten Natur wegen, in Distrikte ein-
getbc-It werden mußte, die verhältnißmäßig zu den
Distrikten dcr übrigen Kantone eine geringere Volks- ^

menge haben. — Mehrere Mitglieder bemerken nun, -

daß die Commission sehr unrecht gehabt hat, den ihr j

übergebenen Beschluß, einer Commission des grossen
Rathes zulukzusiellen um Aenderungen damit vorneh- -

men zu lassen. F orner au beklagt sich sehr über f
den grossen Fehler, den'die Commission begangen, jindem sie eine so importante Piece aus de» Handen!

gegeben hat. Ochs verlangt, daß im Protokoll be-
merkt werde der Senat habe nur um der geringen
Wichtigkeit des Gegenstandes willen und ohne Cvn«
scquen; für die Zukunft, dieser Uebereilun^ seiner
Commission keine weitere Folge gegeben. Lüthi v.

Langnau will nun, mau soll also nur den ersten

Beschluß izt verwerfen und werde dann den verbesser«
ten in der Folge annehmen können. Usteri glaubt,
dieß würde nur noch mehr Verwirrung in das Ges
schäft bringen, da der grosse Rath vielleicht izt fchon
die Veränderung vorgenommen hat; er stimmt dcr

Meinung von OchS bei Muret bemerkt, wir wist
sen aus Erfahrung, wie gerne der grosse Rath kleine

Fehler des Senats sich zu Nutze macht; man müsse

ihm hier keine neue Gelegenheit dazu geben; der Sv
nat soll den Beschluß verwerfen und erklären, daß er

das Benehmen feiner Commission mißbillige. Kubli
will ebenfalls verwerfen. Usteri erwiedert, man
könne keinen Beschluß verwerfen, den man nicht habe;
dcr Beschluß müsse zum zweitenmal verlesen werden
ehe man ihn annehmen oder verwerfen kann; er vcr«

langt Aufschub biS zur nächsten Sitzung. — Indessen
hat Lüthi v. Langnau den noch unveränderten
Besch üß wieder Herdeigeschaft; Schneider spricht

für dessen Annahme, da das getadelte Distttktsort
in dcr Folge, wenn Klagen dagegen einkommen,
lcichl abgeändert werden könne. Ruepp, Berthe-
let und Meyer v. Arau spreche» dagegen; See

Beschluß wird verworfen und als Grund angegeben,

daß entweder jener Distriktsort abgeändert »der beide

Distrikte in einen verbunden werden sollten.
Muret begehrt Erlaubniß für 8 Tage nach

Hause zu reisen. Sie wird ihm gegeben. Usteri vcr«

langt, daß künftig jedes Mitglied, welches sich fur

mehrere Tage entfernt, die Erlaubnis dazu von der

Versammlung begehren soll; nach einigen Debatten
geht man zur Tagesordnung über, in Erwartung des

allgemeinen Reglements. Etapfcr begehrt under«
hält ebenfalls Erlaubnis für einige Tage sich zu cnl«

fernen.

Grosser Rath, 17. Juny.
Da die Eintheilung des Kantons Oberland vom

Senat verworfen ward, so fodert Escher Rukwcv

sung in die gleiche Commission, welche angcnonM»
wird.

Das Direktorium theilt den Verbalproceß »vcr

die Wegnahme des Lu;ernerschen Nationalschatzes«

von einem französischen Comnyssair mit, worin da»

männlichfcsie Betragen des Regie,ungöstalthalters mu

Vergnügen bemerkt wird.
Die Gemeind Chessicre bei Ollon dankt in einer

Adresse für die Anfhcbung der Tortur, Frudairech »

u. s. w. und bittet un» äusserst leichte Loskänflichtt»
von den Grundzinsen. Man geht zur Tagevordnang
über. (Die Fortsetzung «m zzsten Scük Samstags.



Der schweizerische Republikaner
herausgegeben

von Escher und Usteri,
iWâiitdtt» dêr gestzgebcndcn Räthe der helvetische» Republik.

Drei «nd fünfzigstes Stück.
- Zweites Quartal.

Zürich, Samstags den zc>. Junius 1798.

Gesezgebung.
Grosser Rath, 17. Inny.

lFortseznng.)
.^Das Direktorium theilt eine Publikation des Com-

rmgar Rapinat mit, worin derselbe erklärt, daß
alle Magazine, welche bei« Einmarsch der Franken
m Helvetien vorhanden waren, franzosisches Eigem
chun» sind, daß er dieselben untersuchen und aus den
Kontribntionen Getraidankäufe machen lassen werde,
^uhn sagt, sein« Verwunderung über das Betragen
der Franken steige mit jedem Tag; wenn man ihre vor-
ausgesandten Proklamationen mit gegenwärtiger und
avnuchen Publikationen vergleiche, so empfinde man

^Ä'chen Unterschied: sie führten doch nicht
Krieg und wurden in mehreren

^ empfangen, und doch machen sie nunIhre Spieße gegen alle gleich lang. Wann sie schon
!en

H
"Ht zu ähnlichen Bevollmächtig.»,-

eiligen Kantonen berechtiqt, so ist doch die

^-chtdà c>uf die übrigen höchst unge-

wà 'ch Ntedersezung einer Commission,M î"les Rechts untersuche dann auf
I«kr îu können. Secrelan5uÄPublikation der Versammlung so

tíkî. ^ ^erde, so soll man zur Tagesord'
Huber verwundert sich, daß das

wnaàfà'? Aufsicht dieser Publikation um Verhall
Lnen ^ ^"g auch zu einer Commission
Les, im K,â?n,^«'u der Publikation nichts bö'
Pinat^ daukeswurdigc Vorsicht von Ra-
Getraidevorà» Sorge die er auf unsre

Manuel set,nn!!, ^ wolle, Helvetien vor
mÄ vlrkenZn ^ßt uns daher diesen Dank
«achdcnk.n wie w » 1!^" ln'non Srt mit Sorgfalt
s-n R-vubli? n^>

^ ^ Vernehmen mit der gros-
stellen könn,«. S^enicit ges Zutrauen wieder her
Empsiiidli^k^ '? Muhe seh? ich unsre wachsende

Schritt d^ ^ n >"cht ganz behaqlichen

wann ne»e'^? ìlnb eine Art Freudeäusserung,

Billet,» a s^srn dieselben vor uns erscheinen.
stimmt H aasen ganz bei und glaubt Spn

ren zu haben, daß die Oligarchs» hieran Schuld
seyen. Naf sagt: die Franken haben ihren voraus,
gesandten Proklamationen gemäß gehandelt, sie has
ben uns Freihkl't geschenkt und unser Eigenthum ge,
schüzt, denn die Magazine sind ja Eigenthum der al«
ten Oligarchen gewesen, also habe» sie Recht auf die,
selben, und ich fodere, daß das Direktorium einges
laden werde, in Nüksicht dieser Magazine mit Rapi,
n at zu unterhandeln. Escher: wahrlich, B. Stell,
Vertreter, der Barometer unsers Unabhängigkeits,
gefühls ist schreklich gesunken: unsre dem Lande, nicht
den Oligarchen, gehörige unentbehrliche Getraide,
magazine werden als französisches Eigenthum erklärt,
und wir sollen ruhig zusehen und danken für die Gnade
die man uns erweist! ich begreife euer Betragen nicht:
noch ist eS keine Stunde, daß ihr dem mannlichen
Muthe des Statthalters von Luzern den er bei der
Wegnahme des Luzerncrischen Schatzes zeigte, Beifall
zolltet, und jezt da man der ganzen Nation ihre
Getraidemagazi'ne wegnimmt, wollt ihr ruhig zusehen!
ist cnch dann ein elender Schaz wichtiger als die Ma,
gazine Hclvetiens, die uns bei der geringsten Sperr
von Zufuhr oder beim geringsten Mißwachs vor dem
Hungertod sichern was lähnit Euch denn wenigstens
das zu thun was noch in unsern Kräften ist, das zu
thun was wir am Statthalter von Luzern mit Beifall
beschenkten? B. Stellvertreter, ich begehre, daß das
Direktorium aufgefodert werde, gegen diese Bemäch,
tigung feierlich zu protest»en, und zu erkläre», daß
dadurch die helvetische Nation der anentbehrlichsten
Mittel ihres Daseyns beraubt werde. Und nun noch
ein Wort für Haas: ich erkläre feierlich, daß ich nie
Freude empfand und nie Freude bemerkte in unsrer
Versammlung, wenn Klagen über di« Franken vor
uns erschienen sondern daß ich iedesinal im innersten
meines Herzens darüber gekränkt war; ich gebe also
diese Angabe als durchaus falsch zurük! (hier und da
Beifall» uf). Hübe r findet die Franken sehr sorgssil«

tig 1» dieser Maasrcgel und (rent sich über das Er,
leichternde der clben für das Volk, welches nun durch
das. aus den ollgarchischenKonlribulionen zu kauieiv
de Getraide unterstüzt werden kann. Er denkt noch



<vie ehedem, und sein Barometer der Unabhängigkeit
ist nicht gesunken; aber er vergißt nicht in den Fran-
ken die Befreier Helvetiens zu ehren und zu schätzen,
e? a as ist gleicher Meinung und erklärt, daß er nicht
Freude in der Versammlung gesehen über das üble Be-
rragen der Franken, aber doch solche zu bemerken

glaubte, wenn neue Klagen gegen sie aufgestellt wur-
den; er fodert aufs neue zu sorgfältiger Bewirkung
von Harmonie auf, und begehrt, daß das Dirckto-
rium aufs neue eingeladen werde, das Gemählde über
den Zustand Helvetiens zu beschleunigen: auch bittet
er um der Ruhe des Volkes willen und um sein Zu-
trauen gegen die Franken nicht zu schwächen, keine
auffallenden Schritte zu thun. Cu st or zollt dem Vor-
schlag von Haas seinen Beifall. Rellstab erklärt,
daß er nicht gleichgültig ist über diesen Verlust; aber
dagegen ist er überzeugt, daß die Franken weder den
Zürchcrischen Schaz noA die Magazine weggenommen
und nicht einmal auf Zürich gekommen waren, wann
sie die kleinen Kantone nicht durch ihren Krieg hin-
gezogen hätten: er wünscht auch, daß das Direkto-
rium eingeladen werde sich Wider diese Maasregel zu
verwenden. Cfch er sagt: „ ich begreife nicht was ich

höre, entweder kann Huber und Haas, oder ich
nicht recht lesen, denn ich lese hier bestimmt: „alle
Magazine, welche bei dem Einmarsch der französischen
Truppen in die Schweiz bereits existirten, sind ein
erworbenes Eigenthum der französischen Republik"
und dieß, B. Stellvertreter, soll also dankenswerthe
Sorgfalt des frankischen Commissairs gegen die hel-
vetische Nation seyn? Wie stehen wir dann, wann
einst etwaii Schwaben gegen uns sperrt oder wann
noch einige Hagelwetter unsre Fluren verwüsten wie
jüngsthin die Gegend vonStäfa? was sind alleSchä-
ze, die man uns wegnahm, gegen die dringende lln»
entbehrlichkeit der Magazine! ich erkenne Euch nicht,
mehr, B. Stellvertreter: sonst wäret ihr bis zur >

Aengstlichkeit aufmerksam auf die Beschützung des Ei-î
genthums und der Unabhängigkeit Helvetiens, und
jcjt wollt ihr das Wichtigste, dessen man Euch entblöß
sen will, nicht mehr mit Eurem Muthe beschützen? —>

Erhebet Euch und ladet das Direktorium ein mit î

mehr Energie, mit kraftvollerer Sprache und festerem!
Muthe als noch nie, sich dieser Maasregel des fran- '

kischen Commissairs zu widersezen und vor der ganzen
Welt dagegen zuprotestiren! — Und da Haas seinem

falsche Beschuldigung aufs neue bestätigt, so erkläre 5

auch ich neuerdings, daß ich immer bis ins Innerste!
beklemmt war, jedesmal wenn Nachrichten über Be-f
einträchtigungen von Seiten der Franken eingiengen; î

aber dagegen, daß ich jedesmal lebhafte Freude ein-
vfand, wann die Versammlung sich nut unerschro-
ckcnem Muthe solchen Verlczungen unsrer Unabhän-
gigkeit widersezte, sich mit einem Muthe widersezte,
den ich heute vergebens unter uns suche: und inRük-
stcht der Beruhigung unsers Volkes ; glaubt es, B.

Stellvertreter, wir könne» sie durch nichts fester be-
gründen, als wenn wir demselben zeigen, daß es stch

auf unsre treue Sorgfalt für sein Interesse verlassea
kann, und wenn wir die Franken von Schritten zu-
rükhalten, welche dasselbe zur Unruhe aufreizen; also
stimmt selbst Klugheit mit der Gerechtigkeit zusammen
um uns Muth einzuflößen!" Zomini und Pen-
chaud stimmen Esche rn ganz bei. Weber stimmt
für Haas und Hub er, und glaubt dieses Mißver-
ständnis zwischen Helvetien und der fränkischen Re-
publik komme von Leuten her, die entweder in der
Anarchie ihr Glük suchen, oder die mit dem gegen,
wärtigen Zustand der Dinge unzufrieden sind, und
die alte Ordnung wieder herzustellen wünschen: m
Rükficht Rellstab s Antrag bemerkt er, daß nun
keine kleinen Kantone mehr sind und, daß fie so gut
Helvetier sind als die Einwohner des Kautons Im
rich; daß sie sich aber gegen die Franken vertheidigt
haben, war reines Freiheits- und Vatcrlaadsgefühl
und Anhänglichkeit au die Konstitution ihrer Väter,
deren sie sich durch ihren Muth würdig bezeigt habe».

Mit 4Z Stimmen gegen 34 wird die Vertagung eines

Beschlusses über diesen Gegenstand angenommen.
Die Stadt Peterlingen dankt in einer Adresse fur

die Festigfeit mit der die Gesezgebung immer unerschw
cken die Unabhängigkeit Helvetiens schüze: auf Se-
cretans Antrag wird Ehrenmeldung erkennt.

Das Direktorium fodert 6000 L>v. für geheim
Ausgaben. Bewilligt.

Ein Schreiben von Stasis im Kanton Freiburg
fragt, ob die Kantonsverwalter und Richter auch den

Wahlversammlungen beiwohnen dürfen. Tagesocd-

nung.
Die Verwaltungskammer des Kantons kenian

ausserl ihre Besorgnisse in Rükficht der Schmählrruag
der Municipalitätsrechte, laut dem vom Direktorium
der Gesezgebung übersandten Entwurf. Genaud
will diese Adresse in die Commission verweisen. He«
; 0 g fodert Tagesordnung. B 0 u r g 0 is wünscht es

ne Proklamation hierüber ausgehen zu lassen.
ber behauptet die gestern ertheilte Erklärung M
hinlänglich. S e c r « tan fodert Publikation des gv

Irrigen Beschlusses. Nach langer Berathung wirv

endlich eine allgemeine Proklamation beschlossen.

Die Gemeinde Gychi im Kanton Freiburg wunscyr

dem Distrikte Payerne zugeordnet zu werden. Tal'
m intran verlangt Tagesordnung. Bille ter M«»
ihr bei, doch will er solche Bitten an die ComnnsM
der allgemeinen Eintheilung Helvetiens verwenen.

Angenommen Auf den Antrag von Haas w"
diese Commission durch Weber, Merz, Br<»
und Custor vermehrt.

Das Direktorium zeigt an, daß in dem

schen Kantonsgcricht eine Commission errichtet w

den, um sich mit Nachspürnng contr,revolution
Unternehmungen abzugeben und, daß diese Com>n>»^
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sogar heimlich verhöre. Es nimmt hiervon den Anlaß,
auf schleunige Organisation der Criminaljustiz zu drin-
gen, und einen Vorschlag zu Geschwornen zu machen.
Billeter fodert hierüber eine Kommission, und Be-
stiwmung über die Oeffentlichkeit der Sitzungen der
Kai.tonSgerichte. Kühn stimmt der Unkersuchungs-
kommission bei, und findet aus den Beilagen, daß der
Regierungsstatthaltcr diese revolutionsgerichtliche An-
stall getroffen habe. Secrelan wundert sich über
die Einführung einer solchen Abscheulichkeit, wie ein
Revolutionsgericht ist: in Aufsicht der Vorschläge des
Direktormms findet er ihre Grundsätze richtig, wünscht

In eine Kommission gewiesen, und in dieselbe geord-
net: Secretan, Detray und Anderwerth.

Das Direktorium fodert Bestimmung, ob das
Blutzugrecht beim Verkauf der Güter noch statt
haben solle. Kühn zeigt, wie dieses Recht mit dem
ehemaligen Erbrecht in genauer Verbindung gewesen
sei, in dem gegenwärtigen Erbrecht aber keinen Grund
mehr habe, und dagegen zu den langwierigsten Pro-
cessen Anlaß gebe, daher dasselbe aufgehoben wer-
den soll. Koch glaubt, der ^Verwandtschaftszug
könnte noch beibehalten werden, überhaupt aber fodert
er Vertagung bis zur allgemeinen Civilgesezgebung.

avcr eine andere Anwendung, indem er statt der be-xSecreran fodert Verweisung an eine Kommission,
lOtìvtkN lieber die kì»» »?«»sondern Polijeibeamten lieber die Friedensrichter hie
zu zu bestimmen wünschte. Koch sagt: Ich freute mich,
daß wir gleich vom Anfang der Revolution eine Kon-
siitution erhielten, weil ich hoffte, dadurch di, Greuel
der Revolutionsgerichle u. d. g. zu vermeiden: sczt
aber sehe ich sie dennoch schaudernd in Zürich aufste»

lodere daher sogleich Cassation dieses schrck-
lichen Tribunals, und Untersuchung des übrigen Theils
der Bothschaft, durch eine Kommission. Rellst ab
sagt: Diese m Zurich getroffene Einrichtung des Crt-
minalprozcsscs sei der bisherigen ganz gleich, und man
läge za immer, bis neue Gesetze vorhanden, müsse
man bei e en alten bleiben; indessen bemerke er die-

sie wird augenominen, und in dieselbe geordnet: S«s
cretan, Jomini, Anderwerth, Michel und
Rcllsiab.

Das Direktorium zeigt an, daß im Kanton kuzern,
den Gesetzen zufolge, alles Wcibcrgut unter obrigkeit«
ficher Bevogtung stand, daher fragt es, wie es nun
in der neueu Einrichtung hierüber gehalten seyn soll.
Ackermann fodert eine Kommision; fie wird ange-
nommen, und dieselbe geordnet Koch, Kilchmann
und Na f.

Das Direktorium verlangt Organisation deS
Bureau des Obcrgerichtshofcs, Escher will dieselbe
provisorisch dem Gerichtshof selbst überlassen: Jo-

stimme Koch bei. Kuhicßmini an die hierüber gesezte Kommission weisen
""" Untersuchung, nicht aber Escher '

zugleich zum Richter niedergesezt ist, so ist doch kein
eigen liches Revolutionstribunal, dessen ungeachtet
5^

e
ê Kassirung höchst nothwendig. H überfolgt. Flerz sagt: Die Niedersetzung dieser Kommst-sion von dem Statthalter sei die Folge des Bà-mens des Kantonsgcrichts, welches eine Gesellschaftvon Contre.evolutionars Losgesprochen, und noch garà'tlchen habc heimfuhren lassen. Die Cassationder Kommifiion, und die Verweisung des Vorschlaas

^n à'^'procesikoiiimission wird angeuommniEin Abgeordneter des Klosters Kreuil. ä,
2??^ ^ Versammlung von den beso d » K
haltnissen dieses Klosters mit dem deutschen Reich

si°n à An .m. L°1«w

6 Antrag wird angenommen.
Das Direktorium fodert Organisation des Ober

gerichtshofes selbsten. Escher sagt: Daß diese, von
der Versammlung aus bewirkt, noch lange anstehen
könnte, und mehrere Bürger während dieser Zeit in
den Gefängnissen herumgeschleppt werden, so sei auch
hier Überlassung einer provisorischen Einrichtung noths
wendig. Einmüthig angenommen.

Am i7ten war keine Sitzung im Senat.

Grosser Rath. i8. Juny.
Ein Bürger von Hizkilch im Kt. Baden bit--

Koíniuis- tet um Erlaubniß eine Thurgäucrin heurathen zu dü«
- feit- ungeachtet sie nicht das ehemals geftzfich bestimmte

lis aant 2. an, daß der Kanton W a l-j Vermöge» von IOO Kroiicn bcsizt. Escher will Ta-
einen Sal daher übe. sendet es s gesordiiung, weil dieses Gesez nur Heurathen mit

jraus von 2O.OOc>
^ F,x,ndcn betreffe, jezt aber ciiieThurgauerin im Kan-
l ton Baden nicht mehr fremd sei. Anderwerth ver-
'langt Tagesordnung, weil eine solche Vermögensbe-

weroen. ^ stiinmung wider die Menschenrechte und die Constitution

'n seinem es zu wenig Dörfer ft') Jomini will diese Bitte in die Gemciàechts-
und übcrai,!., "'an geht zur Tagesordnung, commission verweilen, Bourgois unterstuzlEichers<.ocraicm^„^»à^ ^ Amrag. Durch Srimmcumchr wird Anderwerths

Antrag angenommen.
Grasenried fodert ein eigenes Geftzprotokoll.

Kühn sagt : Es werde von der Eeftzbekanntmachmigs-

und übcraicbt di, èí; zur Tagesordnung,
lungskomnfission. "schr-ft der allgemeinen Einher

Bekràlauna ^^ert Bestimmung über die
ä ng und Bcsieglung aller öffentlichen Akten.



Kommission ein Vorschlag «5er eine Sammlung von
ollen herausgegebnen Gesetzen gemacht werden, wo»
durch Grascnrieds Antrag überflüssig würde.
Herzog glaubt, das Gcsezprotokoll sey doch noch
nothwendig. Escher uncerstüzr Kühn s Antrag,
und fodert Vertagung. Joinini will diesen Antrag
in die Kommission selbst verweisen. Secretan un-
terstüzt Grafenrieds Antrag, welcher angenommen
wird.

Die Gesellschaft der Freiheitsfreunde von Lau»
sänne klagt in einem Brief über die Verspätung der
Distriklscintheilung des Kantons Lemann, wodurch
die alten aristokratischen Magistratspersonen noch im-
mer am Ruder erhalten, und die Patrioten auf man»
nigfailige Art gedrükt werden. Bourgois bestätigt
diese Angabe, und klagt, daß die Aristokraten überall
die Köpfe wieder erheben. Kühn fodert Mittheilung
dieser Zuschrift an das Direktorium, um diese Klagen
untersuchen zu lasten. Dieser Antrag wird angenommen.

Die gleiche Gesellschaft sucht sich in einem zwei-
ten Schreiben zu rechtfertigen, über die Anklagen, wcl-
ehe das Vollziehungsdirektorium gegen dieselben der
Gesezgebung mittheilte. Man geht zur Tageöord
uung über.

Das Direktorium theilt eine Verordnung des Ge-
veral Lorge mit, in der er alle Klubs in dem Be-
zirk seines Kommando's verbietet.

Die Gemeinde Co r selle fodert für ihren Müller die
Freiheit, eine Sägemühle anlegen zu dürfen. S ecre,
tan fodert Tagesordnung, weil die Feudalrechte auf-
gehoben seyen, und also über ahnliche Gegenstände
völlige Freiheit statt habe. Michel verlangt daß diese

Freiheit allgemein gemacht werde. Rubbi wünscht
eine Publikation hierüber. Secretan spricht wider
die Publikation, weil dadurch eine zu grosse Concur-
renz auf einmal entstehen könnte. Billeter wünscht
«ine Kommission zur Untersuchung dieses Gegensinn-
des, indem die meisten Sagemühlen ehchafte oder pri-
vilegierte Anstalten sind. Detray stimmt einer Un-
tersuchungskommission bei, glaubt aber, daß zwischen
den Einschränkungen hierüber und den Feudalrechren
keine Gemeinschaft statt habe. Haas bewetßt die
Dortheile der Sägemühlen zur Holzersparung, und die
nothwendige Sorgfalt die auf die Wasserbenutzung
verwendet werden soll, und begehrt eine UntersuchungS.
kommisflon. Huber fodert Abstimmung. Su ter sieht
die Sache unter zwei Gesichtspunkten an: als Ehe-
hafte, in welcher Rüksicht sie an die Handwerkskom-
Mission gewiesen werden soll, und als Wasserbau, für
den eine besondere Kommission zu ernennen ist. Se-
ere tan widersezt sich der doppelten Behandlung des
Gegenstandes. Ville ter stimmt S ut er bei. Escher
sagt: Der Gegenstand ist von der ersten Wichtigkeit:
Helvetien hat in dem starken Fall aller seiner zahlrei«
che» Gewässer «ine Mass« von lebendigen Kräften,

welche unschazbar ist; wird dies« Kraftmasse gehörig
benuzt, so können durch dieselbe Dinge bewirkt wer-
den, die ein anderes Land mit der größten Mannig«
taltigkeil von Dunstmaschinen und andern ähnliche»
Kraslr», doch nie bewirken kann. Aber eben dcsrvtt
gen muß die Gesezgebung Helveticas diesen grosse»
Gegenstand sogleich in seinem ganzen Umfang d»
trachten und behandlen, und durchaus nicht einzelne
Theile daraus reissen, und dann als Kleinigkeiten
darüber sogleich abschließen wollen; die Anlegung einer
Sägemühle kann die häufigsten Ueberschwemmmigcn
in einem ganzen Thal veranlassen, oder die Waffe«

rung eines ganzen Thaigrundes hindern: oder abee

mit gehörigen Nüksichren besorgt UeberschwemmunM
verhüten, und Wässerung erleichtern. Aus biesir
grosseil Rüksicht also fodre ich eine Kommission, die

einen Entwurf über die allgemeine Wasserbaupolizei
vorzulegen habe. Kühn widersezt sich Esche r s An-

trag, weil die Industrie besser durch sich selbst entstehe,

als durch unmittelbare Sorge des Staats. Bour«
g ois will die Kommission nur in Rüksicht des Scha«

dens, den unvorsichtige Anlegung der Wasserwerke
verursachen könne. Billeter folgt. Endlich wird die

Kommission in allgemeiner Rüksicht angenommen, und

in dieselbe geordnet: Escher, Haas, Rcllstab,
Ackermann und Secretan. Detray will cc» ein-

zelneu Fall, der zu dieser Untersuchung Anlaß gch

sogleich gestatten. Secretan sagt: dieses verM«
sich von selbst. Guter bittet unsre Zeit nicht fo wst

Kleinigkeiten zu versagen. Escher widersezt sich die«

ser Annahme mit Nachdruk, und erhält die Verweh

sung an die allgemeine Kommission.

Die sämmtlichen Müller an der Langerten i«

Kt. Bern erzählen die häufigen Beschwerden die auf

ihren Mühlen haften, und bitten daher um Schul

für ihre Vorrechte. Z illm a nn verlangt Verweisung

dieser Bitte an die Gewerbskommisfion und Echuz die«

ser Rechte bis zur allgemeinen Verfügung. Herzog
folgt der Verweisung in die Commission, welche ange«

nommen wird.

In dem Nideremmenthaler Bezirk wird

Revision eines wichtigen Processes verlangt, der durch

Betrugereien von einigen Juden entstand. Herzog
fodert Tagesordnung. T rösch und Herzog
Weisung an die Judenkommission. Secretan wur

Tagesordnung, weil sich die Kläger bei den neu e>»

gerichteten Justizstcllen melden können. Huber wm

einfache Tagesordnung, endlich wird die von S«cre-
tan vorgeschlagne Tagesordnung angenommen.

Das Direktorium übersendet eine Bittschrift voll

dem Kloster Catharinathal um billige und niemcy

liehe Behandlung seiner Bewohnerinnen.
stcrkommission gewiesen, welche durch W»ve
Wursch und Custor ergänzt wird.

(D>« Fortsetzung im 54st<l» Stu'«



Fortsetzung.
Bitt « » d fünfzigstes Stück.

Grosser Rath 18. Iuny. '
Das Direktorium verlangt Bestimmung des

Echuldentriebes für die Distrtktsgerichte. Secretan
will diesen Gegenstand an die Kommission der Frie-
densrichter verweisen. Kühn sodert hierüber eine
neue Kommission, welcher auch die so nothwendige Or-
ganisation des Ci'vüjustizprscesses aufgetragen werden
sollte.^ Andecwerth folgt Kühn, und wünscht,
daß für einmal nur eine provische Form des Rechts-
triebeS festgesczt werde. Oesch bittet um Beschlcu-
nigung d efer Einrichtung. Koch sagt: Wir sind noch
nicht im Fall. >ezt schon eine bleibende Rechtsform für
den Schuldentrieb festzusetzen, daher könnte man die
bisher üblichen überall provisorisch bestätigen, und
cinzig die Lücken ausfüllen, welche hier und da im Per-
sonale statt haben mögen: die Entwerfung einer sol-
chen Einrichtung wünscht er der Friedensrichterkonn
mission zu übergeben. Michel bittet Ausdehnung
des Auftrags der Kommission über Einstellung des
RechrstriebS der Oligarchcn, auf den aller bösartigen
Glaubiger überhaupt. Kühn dringt nochmals auf
Entwertung einer neuen Proceßform um so schleunig
als möglich der traurigen Proceßsucht einiger Distrikte
Einyalt zu thun, übrigens aber folgt er Kochs An-
Aß- Rellstab folgt Kühn, besonders aus der
!Nuk,lcht, weil im ehevorigen Kanton Bern der Rechts-
v/.« A'^°rdentlich kostbar ist, in Verglcichung mitdem Zurchcrischen.^ Der Gegenstand wird an die Fries
densrichterkommission gewiesen, und zur Entwerfuna
e-n-r neuen Civiljustizfonn in eine Kom.nWo.. gênet Kühn, Koch, Secretan, Rellstab undHussü Gegen Michels Antrag die Maasregeln,
á Oligarchcn, in Rüksicht auf denSchuldeiitrieb genommen werden sollen, und auf alleböswilligen Gläubiger auszudehnen, spricht Koch,
tu erkennen ^ bösen Gläubiger seyen nicht

e^cher sagt: Man habe wollen das
vor Druk bewahren, und da es eben so gut von

âls aristokratischen Gläubigern gedrükt

üb'^."uissc die Maasregel allgemein seyn,

dà î^ .-ê' ^ überzeugt, daß der Gegenstand

tu
febr schwer mit dcr Gerechtigkeit

K Hud.r- An.,.-, s-h. n...

bekeî ààbe Montrichier bittet um-Sicher-
nu.a -s Tagesord,
bieins,,..? k tan folgt, in Rüksicht der vorgestern
Komm-er Erklärung. Trösch fodcrt daß die

o,» u. " ^âe Gemeindsbürgerrechke in 4 Ta-
möali,ne^"^clsten einliefere. Kühn zeigt die Un-

5i,c. Forderung zu erfüllen. Endlich wird
s-, -outscbrist so wie auch eine ähnliche von Cor«

Kommission der Organisation der untern
Gewalten zugesandt.

Das Direktorium fragt: wie es in Rüksicht der
Zahlungen an Ausgewanderte gehalten seyn soll, und
schlägt vor, ihnen die blosse Nuzniessung ihrer Guter
zukommen zu lassen. Kühn will diesen Gegenstand
an die Emigrationskonimission verweisen. Merz so-
dert Confiskation. Koch gesezlichc Bestimmung des-

sen was Emigration fei, und also Verweisung an die
Kommission, welches angenommen wird.

Das Direktorium sodert Bestimmung über die
Pfarrerwahlen, besonders in Nükstcht dcr Gemeinde
Höchingen, welche bisheriger Uebung zufolge dem
Alter nach bcsezl seyn sollte, dahingegen die Gemeinde

gern einen jüngeru Pfarrer hätte. Bill et er sodert
Verweisung in eine Kommission, und Aufschub aller
Wahlen bis zur gesezlichcn Bestimmung. Koch sagte
die Kommission habe ihr Gutachten hierüber bereit.
Auf Kühn s Antrag wird das Direktorium eingela-
den, die Wahlen für einmal aufschieben zu lassen.

Das Direktorium bittet bei Bestimmung der Be-
soldungen der Schreiber in den verschiedenen Kanz-
leien auf die Theure der Wohnung in Arau Rüksicht zu
nehmen. An die Besoldungskommission gewiesen.

Das Direktorium zeigt an, daß vor derKonstitu-
irnng der helvetischen Republik dcr Kanton Leman die
Besitzungen der Berner in diesem Kanron seqnesirirt
habe, und da nun einige Bürger von Bern ihr Eigen-
thum zurük fodern, so wünscht es Bestimmung hier-
über. Kühn verlangt Aufhebung des Sequesters in
Rüksicht der Einheit der Republik. Dieser Antrag
wird angenommen.

K 0 ch legt eine neue Eintheilung des Kantons
Oberlandes in Distrikte vor, in dcr Wilters-
wyl statt Inter lachen zu einem Distriktsort be-

stimmt ist. Michel sagt, er habe zuvor bei der er-
sie» Eintheilung selbst für Inte rlachen gestimmt,
da sie aber verworfen worden, so möge er nun wohl
leiden, daß Wiltcrswyl dazu bestimmt werde, weil
das dortige Wirthshaus sein Eigenthum sei. Dieser
Entwurf wird angenommen.

Spengler wünscht daß die Kommisston, welche
Geldquellen für die Republik vorschlagen soll, ihres
Antrags entledigt werde, indem laut §. 50. der Kon-
stitution das Direktorium hierüber Vorschläge einsenden
soll. Koch stimmt bei, daß diese Auffoderung deS

Direktoriums demselben als unvollständig zurükgewie,
sen werde. Ku h nglaubt, das Direktorium müsse einzig
hierzu aussodern, aber eben keine Entwürfe einsenden.

H über stimmt wie Kühn zur Tagesordnung. Koch
beharret, da die Gesezgcbnng annehmen und verwer-
sen müsse, dieses also einen Vorschlag veranlasse. W
b e r folgt, Kochs Antrag wird angenommen.

Senat 15. Iuny.
Dcr Senat erhalt den Beschluß, welcher das Direktorium,

von neuem einladet, die bereits verlangte Schilderung der Lage



der Republik mit Beschleunigung einzusenden, Badou spricht
für die Urgenz; der grosse Ruth sei zu dem Beschluß durch
das Arrctc des Konmüssair Rnpxiuat über die Magazine in der
Schweiz bewogen worden; um darüber einen Entschluß zu fas-
sen, glaubt derselbe jene Sck lderimg nöthig zu haben. For-
ncrau stimm? bei, und fügt hinzu, es ftp auch für den Senat
besonders wichtig, die gcgenwär ige Lage der Republik zu kcn-

nen, weil uns dies bei der bevorstehenden Behandlung des un-
gemein wichtigen Beschlusses über den gehenden werde leiten
können. — Die Urgenz wird beschlossen. Devevep stimmt
zur Annahme des Beschlusses, da er glaubt, daß auch der den

Verwaltimgskammern zur Einsendung des Etats der National-
guter anberaumte Termin verflossen sei, und besonders auch aus
dem von Fornerau angeführten Grund; er bemerkt, daß in
seinem Kanton die allgemeine Stimme, selbst der Aehendpfilch-
rlgcn, gegen die vorgeschlagne Aufhebung des Kehendeu sei.
Der Beschluß wird angenommen.

Der Beschluß über die Volksgeftllfthaften wird verlesen,
Usteri verlangt eine Kommission, die in ein paar Tagen Bericht
erstatten soll; er erklärt zum voraus, daß er Widersprüche und
nicht annehmliche Bestimmungen in dem Beschluß zu finden
glaubt, Fornerau will auch eine Kommission, die 4 bis z

Tage -Zeit haben soll. Ochs sagt: Die Vvlkögeftllschasten ha-
den ihre gme und schlimme Seile, nur der Misbrauch dersel-
den ist gefährlich, und es sei sehr schwer die Demarcatious-
linie zu bestimmen, darum soll man die KommWoii ja nicht
übereilen; er will daß ihr die Zeit nicht bestimmt werde, wann
fie berichten soll- Usteri: Ich muß im Gegentheil sehr bit-
reu, daß der Senat bestimme, wan n die Kommission ihren Be-
riebt vorlegen soll. Der Beschluß ist durch eine sehr dringende
Botbschast des Direktoriums veranlaßt worden, und die gegen-
wärliae Lage des Vaterlandes macht es ungemcin wichtig, daß

zcbaìd möglich gesezliche Bestimmung über Vvlksgescllschasten
gegeben werden. — Es wird beschlossen, die Kommission soll in
5 Tagen berühren, und in dieselbe geordnet: Ochs, Usteri,
La siechere, Fornerau und Crauer.

Grosser Rath >?. Juni,
Vom Direktorium werden verschiedene Bitten für Abände-

rangen der Distriktseinthciiung des Kantons Freiburg einge-

sandk, über welche man nach langer Berathung zur Tagcsord-
nung übergeht.

Herzog zeigt im Ngmen der Kommission die den Salz-
lauf zu untersuchen hat, an, daß in diesem Kauftraktat nicht
bestimmt sey, was für Pfunde sowohl im Gewicht als im Geld
gemeint seyen. Auf Kochs Antrag wird er also als unvoll-
ständig dem Direktorium zurükgewiesen.

Hüssl zeigt an, daß er im Kanton Linth gewesen ftp, in
welchem die beste Stimmung herrsche, und durch die treue
Sorgfalt des Llegiernngsstalthalters Heer die innere Orga-
msatü'u schon ganz in Gang gebracht sey.

Das Direktorium übersendet den Bericht von der Ant-
wort die RSpinat auf das Begehren des Aufschubs der Kloster-
tontribution gegeben haben soll; daß er nämlich mit der Zah-
lung des ganzen Geduld haben wolle, wann ein Theil dersel-
den auf der Stelle entrichtet werde, damit er wenigstens des

guten Willens überzeugt ftp: von Cngelterg wird besonders

schleunige Zahlung gefedert. Cartier begehrt daß nun die-

ftr Bericht derjenigen Kommission mitgetheilt werde, welche

beordert war darauf zu warten, um dann ihre Geschäfte anzusaugen.

Das Direktorium federt Vervollständigung der llukerschei-
dlmgszeichen für die niedern RegierungSbeamtcn — In dieftmi
Augenbiik tritt der Regier-ingsstatthaiter des Kantons Argau
in die Versammlung, mit der Anzeige, daß einige fränkische

Officiers an dieselbe vom General Schau enburg beaustra-
get seyen: Sogleich wird ihnen die Ehre der Sitzung zuer- j

:«nnt. Sie übergeben zwei Briefe an den Präsiden-

reu, wovon der erste in ibrer Gegenwart «bgelese» wftd,
er enthalt das Arrete des Kommissar Rap in at vom
zosten Praireal. Escher sodert das Wort; aber man
tritt noch nicht in Berathung desselben ein. Die stänkt
'chen Officière entfernen sich: der Präsident zeigt an, daß der
zweite Brief einige Mitglieder der Versammlung persönlich
angehe; von allen Seilen wird dessen öffentliche Verlesung be-

gehrt: der Präsident list denselben vor: er enthält Klagen über
dasjenige ivas in der Sitzung vom aten Juni gegen das ftäw
kischc Militair ville Republikaner N. gg, gesprochen wer
den, und sodert besonders von Billeter Beweise der dort
angeführten Thatsachen und öffentliche» Widerruf und Genug-
rhuuug der Verlämiidungen, die er in jener Sibling gegen die
sranlische Armee ausgesivßeu haben soll. B il lerer verlangt,
daß die Anklage gegen ihn angenommen und ihm die gcsetzliÄ
Zeit zu seiner Vertheidigung gegeben werde. Hüssl will,
daß diese Anklage der Constitution zufolge in einer geschloßnen

Sltznng behandelt werde. Ville t er begehrt öffentliche Be-
Handlung. Escher sodert, daß der erstere Brief als die ganze

Republik angehend, zuerst behandelt werde: der Antrag wird
angenommen. Escher nimmt das Wort lmd sagt "letzten,
Samstag wurden uns aus einer Zeitung verlänniderische Be-
schuldigungen gegen uns selbst mitgetheilt; mit Verachtung
gicngcn wir zur Tagesordnung, weil wir sie in einem »amen-

losen Zcitungsblatt vorfanden: heute aber werden uns die gieb

chcn Beschuldigungen vorgeworfen und zwar von einer Hand,
die uns die Tagesordnung unmöglich macht und die uns also

zur Rechtfertigung unserer Handlungen und Gesinnungen ver-

pflichtet. Wichtiger aber, B. Stellvertreter, als dieses sind

die Anzeigen und Befehle, die uns zu gleicher Zeit mhcilr
werden, und die, wenn wir sie annehmcn, die Freiheft
unsrer Versammlungen und in uns die Unabd-^
gigkcir unsers Volkes, dessen Stelle wir vertrem,
gänzlich zerstören. Pflicht und Klugheit fodcrn uns gleich

dringend aus, alle unsre Kräfte anzuwenden um unsre Freiheit
zu erhalten: erinnert Euch, als Lccarlier mit Schauen-
bürg und Napinat uns besuchten, da ermähnten sie ms

selbst zur Freiheit und Unabhängigkeit, und ersterer erklärte uns

feierlich als die Stellvertreter eines freien Volks.
Sollten wir nun diese Erklärung eines unniittcllar an uns aM
sandten Bevollmächtigten der grossen Ration so gering schätzen,

und sobald vergessen haben, daß wir auf diese elnsache Anzeigt

hin, sogleich unsre Unabhängigkeit dahin gebt» sollten? Mm
V. Stellvertreter, laßt uns die Freiheit und Ehre unsers Vol-

kcs mit Eifer beschützen! All diesem Ende hin schlage ich vor,

eine Deputation aus beiden Räthen an Nap in at abzusenden-

um uns in Nüksicht jener Beschuldigungen zu rechtfertigen, """
um die FreiheitHelvctiens in der Freiheit unser Bcrathjà
guligcn wieder herzustellen, Haas: Nun ist endlich
men was ich schon lange erwartet habe: immer beschulb's""
wir ohne Beweise zu führen: lange ermähnte ich zur
nie und Milbe, aber ich ward nie gehört: jezt wird daM
ganz Helvetic» als feindlich angesehen, und die Eonssüutlv»

selbst nicht mehr von den Franken geachtet, indem man uns d>e

Prcßfreiheit wegnimmt; er folgt aus allen diesen Rukstchft»

Esche r 6 Vorschlag, wünscht aber, das Direktorium Zu 'Mw
durch eine ansseroroelitliche Gesandtschaft um bestimmte-A»s-
kimft zu fragen, ob wir «IS eine eroberte Provinz angesehen m>°

behandelt werden sollen oder nicht? wcil im ersten Fall nur au»

einander gehen können. Surer: nie halte ich geglaubt ow

Freiheit gegen ihre sonstigen Vertheidiger vertheidigen ku nnm

sen: man sieht uns also als eine eroberte Provinz an. ^ ^

habe ehmals mit dem berühmten Reu bei freimüthig
sprechen, ich werde es nun mit seinem Schwager Raping
thun dürfen, wenn es die Noth erfodert. Nur die ^ligarwe ^

haben ja Krieg geführt, diese sind überwunden, w»r mw' -
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»«h auch die demokratischen K-mtone nicht? denn diese haben

ja mit den Franken eine Kapitulation geschloffen- UebM-aupt
brauchen wir nicht zu fragen, ob wir erobert seven oder nicht;
die Konstitution ist miser Vertrag, den wir mit den Kranken
geschlossen haben. Und wie ungerecht ist nichtzcne Beschuldigung
wo ist ein Feind der Freiheit unter nns? Alles was wir
gegen die Franken thaten war nur um bessere Disciplin zu
bewirken: würde man uns worden so diente uns ja die Frei-
heit nichts und die Franken würden ihren eigenen Zweck
verfehlen. Wo sind denn aufwieglerische, blutdürstige
Antrage gemacht worden? KeineWo ist eine britan-
Nische'Faktion? Keine! Ras in at kann die Constitution
nicht brechen; also auck, kein Verbott der Preßfreiheit ergehen
lasse». Wie ware möglich, daß die Franken selbst Wider die
Freiheit des Schreibens aufstehen könnten! Ihre Grundsätze
sollen ja die ganze Welt umsegeln, und bedürfen also dieser
Freiheit. Wir wollen wahrlich nicht da anfangen, wo das Un-
glück der Franken ansieng, als durch den Iakobinism und Ter-
rorism diese heilige Freiheit gehemmt ward. Aber Gesandt-
schaff an Rapinat können wir keine senden; ste ware wider
die Constitution, wider die Constitution die uns schützt, lind
die wir handhaben sollen, um uns vor aller ungerechten
Uebermacht zu sichern. Näf sagt, er wundere sich nicht, daß

Rapinat »nd Schaue «bürg ungehalten seyen, weil ih-
uen vieles nur halb, verstümmelt und unwahr zugekommen ist:
warum wird denn nicht alles gesagt? er habe z. B. den Comma»-
danteu alles Lob mitgetheilt, und dieses sey nicht gesagt wor-
den; er wisse nicht aus was für Absichten. Uebrigens stimmt
er für die Deputation- G r a fen ried ist nickt der Meinung
S uter 's. Der Krieg galt nicht blos die Oligarchs», auch
Demokraten fochten wider die Franken; wir sind alle wirklich
besiegt: man hak uns nur vorläufig gesagt, wir sollen die Cou-
stnution annehmen, aber Garantie oder so was für unsre Un-
Abhängigkeit haben wir nicht. Er svdert, daß man eine Ge-
stmdtichaft nach Paris sende, um bestimmte Auskunft überun-

^ î
»

Zu erhalten und in dieser Zeit die Sitzungen
einstelle. Koch sagt, d-ese Sitzung ist vielleicht die wichtigste
sur ganz Hêlvetlêu mls welche ganz Europa sehen wird, wodei
w-r al>o imt Sorgfalt zu Werke gehen müssen. Mit Schmerz
ha.e ich^die An,läge emer englischen Faktion unter uns, auge-

uns, catyegorische Auskunft darüber zu so-
de i, s^ust lasten wir emeu unauslöschlichen Schaiidflek auf uns
liegen: wir können dieje bestimmte Antwort um so eher sodern,
^^..^usral Schauen bürg selbst ähnlicher unöestimm-
w-kâ / ->

m ftinein Briefe beschuldigt. Die Geseze aoer,
««V i-à Arete enthalten sind, vernichte» eben so sehr
unsre als die Svuveramität unsers Volks; nie war der Krieg

6"'!" das helvetische Volk gerichtet und also ist

Eiâà» '"N erobert; es galt nur die Oligarchie.- die

wir bà -A '' Schuzvêhr unsrer Unabhängigkeit;

àd'rn à «A ^ vonLecarlicr feierlich erhalten,
^riefder uns wegen des B- Ochs

e-ft"'d n â R u.n^ '"'"de, feierlich bestätigt

reràs „» A ^ "»abhängig und die Srellvcrtre-
«nleaen wssen ^ ^»uei. ssch keine solche Fesseln

tajjen, îtp jltmme altoA^'U'uie also ebenfalls für die Gesandtschast

Freiheit m à>- ^.A^^">che!te sich auf dem Wege der

Orgaêion! v-m. ^ über den langsame» Gang uufrer
w -l er Ina 5^'^" cntstnkl ihm der Muth beinahe ganz,

müsse w /ev"'wertes Volk nennen hört: -st dieses, so

?èa c f er o."d^A'^'' ^fieh-t. Im N'-.u-m der ganze.,
fvoert er die Verianiminng aus, das fränkische Dires-

torinm zu fragen, ob w-r ein freies V«ik sà sollen oder m'chl
Die Anklage einer brittischcn Faktivn in unsrer Mitte ist ibm
unbegreiflich; er will, daß man bestimmt um die Mitglieder
derselben frage, damit ste ans unsrer Mitte aiisgeffosscn wer-
den rönnen. Da der Prcßzwang ganz unsrer Konstitution zn-
wider ist, so begehrt er, daß Vorstellungen dagegen an Rapi-
nur gemacht werden. Da durch die Drohung eines .Kn.egsge--
rickts gegen die Mitglieder der Versammlung unsre MeinungS-
freiheit getödtet ist, so begehrt er besonders hierüber cachego-
rische Antwort von Rapinat, weil, wenn dieses statt haben
soll wir nicht frei sind und folglich auseinander gehen müssen.
Zu näherer Untersuchung der einzuschlagenden Mittel ködert
er Niederjezuug einer Commission und Saß wir, bis »ach Vera-
thmig ihres Gutachtens, nicht auseinander gehen. Näs will,
daß wir Scha uen b » r g fragen, wofür er uns halte, indem
uns die Constitution nie officiel mitgetheilt wurde; wie Gra-
fenried behauptet er, wir seven em überwundenes Volk,
weil alle Kantone Krieg geführt haben, Basel ausgenommen:

ttu'r k'ir.-s, si? „ ô

erobertes Volk anzusc-cn sind, wenn wir weder freie Meinnv-
gen noch Prcßfreiheit haben dürfen, und wenn unsre Schlüsse
casstrr werden sollen, so sind wir keine Gesezgeber mehr nn»
sollen uns also auflösen: aus allen diesen Rücksichten ist er über
unsre Lags ganz »iedcrgeschlageu : doch glaubt er das Ganze seve
nur ei» Reputarioiisstrcit, über den in geschloßner Sitzung viel
zu sage» wäre - auch er stimmt für eine Gesandtschaft aber
für eine gemeinschaftliche aus beide» Rätheu und aus dem Di-
rektoriuin, um dadurch Einigkeit zu beweisen und eine freund-
schafrliche Unterredung zu bewirken. H u b er begehrt, daß
sie von Kuh» vorgeschiagne Commission sogleich nicdergesezt
werde: er glaubt, da die Veranlassung dieser Deputation ausser
der Konstitution liege, so dürfe auch ste etwas davon abweichen.
Sogleich wird die Commisstoii angenommen und in dieselbe
ernannt: Weber, Kühn, Gr a fenried, Hüssi, Se-
cretan, H liber lind Koch. Auf Morgens soll ste ihr Gut-
achten vorlegen.

Bill et er fodert in öffentlicher Sitzung sich über die
gege» ihn gerichtete Anklage vertheidigen zu dürfen. S uter :
unsre einzige Stütze ist die Constitution und da diese uns, bei
Anklagen gegen Mitglieder geschloß ne Sitzung gebietet,
so sollen wir ste auch schließen. Kühn sagt, da der Ankläger
dieselbe öffentlich begehre, so müsse es ihm gestattet werden,
uns dieß um so viel wichtiger wegen der Anklage einer engli--
scheu Fakt-on- B ille t er beharret: weil die Anklage öffcnt-
lich war, will er auch öffentliche Vertheidigung, Süter be-

harret ebenfalls mid will, daß alles was in Rükstcht einer eng-
lischen Fiktion gesprochen werden möchte öffentlich seyn soll:
die Personalankiage aber nicht, denn ein Fehler soll nicht ei-
neu andern nach sich ziehen. K o ch will, das erst wank erkannt
ist, daß eine Antlage statt babe, die Swung geschloffen werde-
Nach langem Zureden willigt endlich Vil let er in die Schlief-
snug der Sitzung: ste wird geschlossen.

Nach Wieöereröftilins derselbe» wird eme Bsthschafr des

Direktoriums verlesen, welche anzeigr, daß - Direktoren,
der Geiicralftkretair Stek uiid der Minister der auswärtigen
Angelegenheiten Vcgot ihre» Anschies begehren: voinDirek-
tor Bap und Dire-tor Pfpffer liegen Schreiben bei, in
denen ste anzeigen, daß da die Ruhe der Republik ihre Ent-er-
nmia foderc, sie Um ihre Dimilston bitten: allgemeine Stille
herrscht eine Weile in der Versammlung — endlich nimmt
Secretan das Wort und sagt: die Direktoren stnd nicht u»-
mittelbar vom Volte gewählt, also können wir ihnen ihre Di-
mission ertheilen, da der Drang der Umstände es nothwendig
macht: aber last uns ihnen unsre Trauer über ihre Sntsermunz
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«nd unsern Dank für ihre geleisteten Dienste bezeugen, «nd
sie einladen ini Senat der Constitution zufolge, Plaz zu nch-
nien. Escher ^ zwar haben wir die Constitution noch nie
beschweren, aber uuscr ganzes Volk hat sie als unabhäiigizt
Nation angenommen, und die fränkischen Behörden in Helve-
tien haben uns als Stellvertreter eines freien Volkes aner-
kaum; dadurch also haben wir auch die Verpflichtung aus uus,
«ls frei und unabhängig zu handeln. Dieß sind die Ärimdsäze
von denen aus wir den gegenwärtigen Fall beurtheilen sollen.
Vor einigen Monaten nun habe» wir unsre Direktoren mit
»ollem Zutrauen gew. Hit; diesem Zutrauen haben sie nicht nur
entsprochen, sondern dasselbe weit Ilbertroffcn: sie haben die
»och schwache Republik mit einer Standhaft/gkeit und eiuem
Muthe geleitet, die uns inchrcremalc den lautesten Beifall
abzwang: und nun wellen sich einige dieser Direktoren ans aus
fern Einfluß hin, entfernen. Burger Stellvertreter, die hei-
ligste Pflicht der Sorge für die Unabhängigkeit unsers Vater-
terlandcs lodert uns auf nicht auf eine solche blosse Anzeige
hin, die Unabhängigkeit unsrer Nation dahin zu geben, son-
déni sie mit sesiem Muthe zu schützen! ich fodcrc daher Euch

auf, B- Stellvertretter, bei Mm was Euch heilig ist, die Dr-
rektoren einzuladen, an ihrer Stelle zu bleibet!, wo sie durch
das vollste Zutrauen des Volks hingestellt wurden, und von der
sie nicht weichen sollen bis die Stellvertreter des Volks sie ab-

nistn, oder bis sie durch Waffengewalt davon verdrängt ivcr-
den. (Von allen Seiten sodert man dem Präsidenten das Wort.)
Dieß B. Stellvertreter, sodert die Ehre Helveriens, die lin-
«bhangigkeit der Nation und das Glut unsrer Nachkommen von
uns!" H u ber sagt, ich sehe nicht wie die Unadhangiekeit
unsrer Nation und unsre Freiheit leider, wenn wir 2 Direk-
toren, die das Recht haben abzutreten, auf ihr Begehren hin,
ihre Dimission ertheilen, ich sodere, daß ihnen ihr Ansuchen

gestattet werde. E sch er sodert das Wort für eine Ordnungs-
motion und sagt: ^da ich sehe, daß man die Sache aus ei-
nem schiefe» Gesichtspunkte aufstellen will, so sodere ich, daß

die Beilagen, welche bei geschloßuer Sitzung gelesen wurden,
und welche durchaus zur Kenntniß der Sache gehören, öffent«
lich verlesen werden! mit grossem Stimmenmehr wird Esch er
abgewiesen. P e ncha ud folgt S ecr etan lind will, daß
den abtrottenden Direktoren durch eine Deputation gedankt
werde. Herzog folgt ebenfalls und versichert, daß sei»
Dank diese Manner überall begleiten werde. Spengler
folgt auch weil das Wohl des Einzelnen dem Wohl des
Ganzen nachgehen müsse. Na s stimmt der Entlassung
auch bei und Host, daß der Himmel auch wieder heilerer
werde. Ta bar folgt auch, und glaubt da die avtre-
senden Dirclto.cn das Recht habe» im Senat zu sitzen, so

brauche man sie nicht einzuladen. Trösch folgt Secretau
und fragt: wer ist Schützer der Constitution bis wir aufgeklart
genug sind, sie selbst zu schützen? Kühn stimmt auch bei mir
dem tiefsten Schmerz, als einem Verhängniß höherer Hand.
Broye folgt. Sur er hatte gewünscht, daß die abttettendeu
Direktoren auch Gründe angegeben hätten, min aber wenn er
zustimmen muß, so will er eben zustimmen, aber sein Herz
doch stimme nicht zu. Esch er fodcrt Abstimmung seiner.Viel-
»ung, aber da ihr auch nicht ein einziges Mitglied der Ver-
samuilimg beistimmte, so kann lie nicht einmal ills Mehr ge-
sezt werden! — Secret«» s Meinung wird also so viel als
tinmüthig angenommen.

Französische Republik. Armee in Hclvetien-
Im Hauptq. zu Zürich den 6. Messidor im 6. Jahr ic.

Der Odergeiieral der französischeil Amiec in Helvenen,
an den grossen Rath der helvetischen Republik.
Bürger Repräsentanten! Das Vollziehimgs - Di

eettorium der fränkischen Republik tragt mir auf, ihnen sei-
«en Bcschll ß vom slen dieses Mcnats bekannt zu machen, durch

welche» es die vom Bürget ssemmiffair Rappln as gethane élus-
forderung zu verschiedenen Veränderungen in den censtituirlca
Gewalten der helvetischen Republik mißbilligt.

Es tragt mir zu gleicher Zeit auf, ich möchte euch ein!»»
den, die beiden Mitglieder des Direktorii nach den, in der
helvetischen Constitution, vorgeschriebenen Formen wieder zu c«
setzen, im Fall zie »emlich ihre Entlassung schon erhalten hätte«.

Ihr seht ohne Zweifel, Bürger Repräsentanten, i» dieses
Verfahren der fränkischen Regierung eine neue Probe ihrer r»
Häuslichkeit an die republikanischen Grundsätze und ihrer Achtmig
für die Constitution, welche die Schweiz sich gegeben hat.

Ihr könnet also die, durch die Bllrger Er-Direktoren
Pspsser und Bap ledig gewordenen Stelle» «ach den in dnsti-
den scsigesezten Formen wieder besetzen.

Wenn gleich durch diese Maßregeln di» Wahl vernicht«
ist, welche der Bürger Nappiiiaö in den Bürgern Ochs und

Doldcr getroffen hat, so muß ich doch ihrem Patriotismus und

ihren Talenten Gerechtigkeit wicderfahren lassen, ans welche

sich die Ernennung des Commissars der fränkischen Regier«»!
gegründet hatte.

Ihr sindet, Bürger Repräsentanten, beilizend auch noch

die Abschrift eines Beschlusses des Vollziehunas-DirektoriKiZ,
kraft weichem dasselbe mir die Vollmachten »bergicht, die «
den Häuten des Bürgers NappinaS lagen, bis zu der Anliwst
des Bürgers Rudler, der seine Stelle bei der französisch»

Armee einnehmen wird.
Der Bürger Rappinas folgt dem Bürger Rudler in dtt

Sendung nach, die dieser in Mainz hatte.
Republikanischer Gruß. Schauenburp

Dem Original in der Uebersetzung gleichförmig
Hags, See. d. Gr. Raths. Aräu, d. 2;. Brachm.

'Abschrift des Auszugs aus den Registern 0er DcMW
des Volljiehuugs» Direktorii.

Paris den »ten Messidor im 6ten Jahr
Das Vollzieh« n gs - Direktorium, nachdem »

die treue Abschrift des Briefes eingesehen, welchen am IM
»8sten Prairial sein Commiffär bei. der fränkischen Armee m

der Schweiz an das Vollziehimgs - Direktorium der heloetiM
Republik geschrieben, worin» er zu verschiedenen VcränderunM
in mehreren Gcwalrcn dieser Republik auffordert.

Erwägend, daß die in diesem Brief enthaltenen Mtrui»
gen ohne Vollmacht und Instruktion geschehen; beschließ

K »daß es obigen Brief niißviliige, und als nicht geschrieben auM-
z Gegenwärtiger Besachaß soll durch einen ausserordeatlno»
a Courier dem Negieruiigs-Cvmmissär bei der ftäukischen

in der Schweiz, und dem Obergeneral bei derselben M'»
zugeschickt werden, welche denselben auf der Stelle a» A
Vollziehuiigs-Dircttorium der heivcliiche» Republik vtm«

gelangen lassen. ^Den Aussenigung glcichlaut. Rtttbtl, Prä'. Lagardft er
Dem Original gleichlautend, S chan e 11 b urg, DberM«

Dein Original in der Uebersetzung gleichlautend,
Haas, See. d. Gr. Raths. Atan, d. 2^. Brachm-

Abschrift des Auszugs aus den Registern der BelqM
des VolljiehuugSiDirektoriums.

Paris den 2ten M-ssibor im «te» »

Das Vollziehungs-Direttorium beschließt, daß der^
general der franzvsiichcn Armee in der Schweiz, d'd ê»

,,p
kunst dcs Bürgers Ruiler in, Haurtguartier zu

I tränten Scndmig, durch den Beschluß dieses Tages â h

I machttli aiionoeii soll, welche durch die Beschlusse nus 0 ^
i rionen des VrllzicynngS-Dìrektorii, seinem Commisiar

genannter Armee ertheilt sind. M
Der Ausfertigung gleichlaut. Reu bel, Pras. Lsgae

Dem Original gleichlautend, Sch anen bürg, -0

Dem Original in der Uebersetzung glcichlanteno,

Haas, Sek. S. C-r. Raths. Man, b. »s Brach»,.



Der schweizerische Republikaner
herausgegeben

von Es cher und Ufteri
Mitgliedern der gesezzcbcnden Räthe der helvetischen Republik,

Fünf und fünfzigstes Stück.
Zweites Quartal.

Zürich, Montags den 2. Julius 179t.

Gesezgebung.
Senat iy. Juny.

Der Senat empfängt die neue Dismktscintheilung
des Kantons Oberland, sie ist mit der früher»
Kau; übereinstimmend, ausser daß anstatt Inter-
lachen, Wilder schwell zum Disiriktshauptorl
bestimmt ist. B/ rth 0 lct trägt darauf an, da die
vom Senat gewünschte Aenderung vorgenommen wor-
den, den Beschluß anzunehmen. Meyer v. Arau
bemerkt die Distrikte Aesch und Interlachcn, halten
seiner Meinung nach zwar freilich weggelassen und an-
dm, cinveileibr werden können, da aber die Dcputir-à de Oberlands anderer Meinung seyen, so wolle

er sich nicht widersetzen. Der Beschluß wird ange-
nommtn.

Der grosse Rath übersendet eine Bothschaft des
^ouziehungsd,reklorimns, welches zu geheimen Aus-
saven bvOO Schwcizcrfrar.keu fodert, indem es noth-
wendig Anstalten treffen iniisse, um von aller« was

Grenzen vorgeht, unterrichtet zu seyn. Der
sroye .xath bewillig» diese Summe. F r ossard und
»ä ^ begehren, daß der Beschluß urgent erklärt
II«, > ^ornerau glaubt, die Bewilligung seyc

ven gegenwärtigen Umständen über die er sich
mcht naher erklären wolle, bedenklich; man solle die
^ache an eine Commission weisen. Laflechere:
^ne Commission wurde mit der bereits beschloß»?»

„n Widerspruch seyn. Ochs findet dieses

ja sagen, da die Summe nicht beträchtlich ist, aus
diesem iezten Grund nimmt Fornerau seine Mä,
nung zuruk und der Beschluß wird angenommen.

Ein Beschluß, welcher das Direktorium einladet
einen Auszug aus dem Protokoll des grossen Raths,
der über das Schiksal und die Sicherheit der G e«

meindgüter Beruhigung giebt in Begleitung einer
Proclamation die gleichen Zwek haben soll, bekannt
zu machen, wird.verlesen. Bertholet verlangt
eine Commission, da die Sache wichtig seye. For,
» er au stimmt ebenfalls zu einer Commission, die
aber mit aller Beschleunigung ihren Bericht vorlege«
soll, da allgemein große Unruhe über die Sicherheit
der Gemciadgüter herrschet. Frossard ist gleicher
Meinung und hält es für wichtig, daß die Gemeià
guter für cinmal nicht an ihre Nnznießer vertheilt wer,
den, da aus ihnen die Localausgaben vieler Gemcil»«
den best» ittcn weiden müssen. Laflechere findet eS

sehr uuschiklich den Beschluß au eine Commission
zu weifen, dadurch muß die herrschende Unruhe nur
vermehrt weiden : Im Kanton Leman ist dieselbe be,
sonders groß und durch eine migversiandne Phrase
in der Proklamation des Direktoriums über die Eiitt
nchtung der Munizipalitäten verursacht; da nun der
vorgcschlagne Beschluß zu allgemeiner Beruhigung
dienen kann, so will er, daß seine Urgcnz beschlossen
und er angenommen^werde. Ochs bemerkt, daß
man allzuschleunig über die Wichtigsien Sachen,
Grundsätze annehme, ohne vorher gehörig bestimmt
zu haben, was man unter diesen Sachen verstehe und
begreife; dieses seye bei dem erste» Dekrete über

Staatsgut und nun wieder bei Beschlüssen über
Gemeindgut der Fall. Immer kommen Nachrieh,
te» aus einem Kanton, wo es heißt, daß Unruhen
herrschen, demnach dieses und jenes geschehen musses

s ' man könne eine Sache für urgent erklären,

-w, b.j der Discussion finden, daß sie an
- Kommission zuweisen ist; iirdcssen spricht ergänz
A"Stn««ilien ohne davon Anwendung auf den vor.

regenden Fall machen zu wollen. Usteri ist ganz der

Ochs, daß allerdings eine für urgent
erklärte Sache in der Folge an eine Commission ge-1 und danu folgt man m der Eile. Unter G e meind-
wiesen werden könne, nur glaubt er nicht, daß Z Au t werden ganz verschiedene Dinge in verschiedenen
vas gegenwärtig der Fall sey, und findct in den > Kai,so.,en verstanden, bei allgemc.nen Verfügung?«
paar Worten F or nera u's keinen Grund dazu, j darüber wird man besonders aus die Beskimmung sehe«

Zfr glaubt, die Direktoren genießen das Zutrauen z müssen, welche die sog. nannten Gemcindgi.tcr hatt'en;
veS Sttwts, das seme insbesondere genießen sie in ° die zu öss'.tlichen Bedürfnissen di-n en, werden von
p°uestem Grad und da sie die Summe verlangen, Z denen, welche zu Pnv atbedurfnlsscn der Burger ver,
w'u er sie auch bewilligen. Zäsliu will ebenfalls « wandt wurden, wohl müssen unterschieden werden,
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«s sey« also die N-àsejung einer Commission sehr I Der Brief des Commkssäkr Nap in at wirb ver-
nothwendig. Münger findet das gleiche. Ilsterr
stimmt ganz mit Ochs überein, daß es sehr wich-
lig ist, genaue Kenntniß von einer Sache zu haben,
ehe man darüber Verfügung trift; allein er steht
nicht wozu im gegenwärtigen Falle eine Commission
dienen kann. Sie kann recht schöne Bestimmungen
dessen was sie glaubt das Staatsgut und hinwieder
Gemeindgut seyn soll, vorlegen, ober das find im-
mer nur Privatmeinungen der Commisston und allen-
falls des Senats, wenn er solche billigt, aber es
sind noch keineswegs gesezliche Bestimmungen, diese
kann nur der grosse Rath vorschlagen. Indessen scheint
es ihm, könne die Resolution ohne Bedenken angenoiw
men werden. Da noch unbestimmt ist, was eigent
lieh unter Gemeindsgut zu verstehen, so enthielt sie

auch nur ein vages und unbestimmtes Versprechen,
aber dieses kann dennoch zur Beruhigung beitragen
und dieses scheint besonders nöthig, da em in diesen

Tagen bekannt gewordnes àrote des Direktoriums,
das die Vertheilung der Gemeindgüter untersagt, viele
Unruhe veranlaßt; er will also den Beschluß anneh-
men. Lüthi v. Langn au ebenfalls.

Ein fränkischer Offizier, vom Kantonsstatthalter
begleitet, tritt in den Saal. Er übergiebt dcmPrä<
sidenten ein Schreiben des Commissair Rapinat,
erhält die Ehre der Sitzung, entfernt sich aber bald
wieder.

Die Discussion wird fortgesezt. B a d ou stimmt
für Untersuchung durch eine Commission. F u ch s be-

merkt, daß auch in seinem Kanton Beruhigung über
diese» Gegenstand sehr nöthig seye.

Ochs sagt, eine solche Zuficherung für alleS was
man Gcmeindgut nennt, wurde die Communalaristo-
kratie begünstigen. Gen h a rd will den Beschluß ver-
werfen, indem er feinen Zwek nicht erreichen könne
es würden daraus neue Mißverständnisse entstehen,
indem man nun glauben würde, die Gemeindgüter
sollen bleiben wie sie sind, was die Konstitution durch-
aus nicht gestattet. Zäslin spricht für die Commis-
sion. Devevey will verwerfen. Reding will eine
Commission, weil sie Beweggründe des Verwerfens
eutwiklen und durch ihre Uiltersiichung auch dein
grossen Rath seine Arbeit über diesen Gegenstand er-
leichtern werde. K u bli meint man solle nicht so sehr
darüber subtiliflren was Gcmeindgut ft>)e; im Kan
ton Glarus wisse das seder Bauer, übrigens seye

auch dort die Unruhe groß. Er will den Beschlug
annehmen. Es wird die Niedcrsezung einer Commis-
sion beschlossen. Frossarv verlangt nun, daß sie

aus einem Mitglied jedes Kantons bestehen und so

viel möglich aus chmaligcn Administratoren gewählt
werden solle. Man beschließt sie sollen aus 7 Mitglie-
der« bestehen. Diese find Ochs, Doider, Gwal»
ler« Fornerau, Uster«, Reding, .Kublt.

lesen und enthält sein -ìrretê vom gc>. Praireal.
Dee Beschluß, welcher dem Odergerichtshof

stch provisorisch zu consttuircn erlaubt, wird verle-
sen. Ochs findet darin einen neuen Beweis, wie
schlecht wir in den ersten Monaten unsrer Sitzung
seyen geführt worden, da man erst jezt daran zu den-
keu scheint, daß der Obergerichtshof einer Organi-
sation bedarf. Den Vorschlag können wir unmöglich
annehmen ; bereits schweben Fälle vor diesem Gerichts-
Hof und der Beschluß würde ihm die Vollmacht geben
sich willkührlich und durch Leidenschaften geleitet, zu
organisiren. Die Constitution sagt klar, daß diese O«
ganisatwn der Gesezgebung zukömmt, und daß diese
keines ihrer Rechte an andere Gewalten üb.,tragen
kann. Die Urgenz wird beschlossen und der Beschluß
verworfen.

Eben so w rd Beschluß der dem obern Gerichts-
Hof erlaubt, sei» Bureau provisorisch zu organisiren
verworfen, da Ochs bemerkt, daß er völlig in die

»emliche Cathegorie mit dem Vorgehenden gehöre.
Die Gesellschaft der Freiheitsfreunde in Lausannt

klagt über die verzögerte Distriktscintheilung deS Kant.
Leman und über ehmalige Magistraten, die noch am

Plaze sind; ein Beschluß des grossen Rathes ladet

das Direktorium ein, die bestimmten Anklagen, die

in dem Schreiben enthalten sind, untersuchen zu las-

sen. Auf Fornerau's Antrag wird der Beschluß

an die Commission über die Volksgesellschaftcn gewieft».
Der Beschluß, welcher eine im Schoos des Zur-

cherischen Kanlonsgerichis errichtete ausscrordentlicht
Revolutionscommission casstrt, wird für urgent erklärt.

Ochs glaubt, wenn die Commission nur allein j«
Untersuchungen wäre errichtet worden; so könnte i»

Ermanglung organischer Geseze, dieses nicht getadelt

werden, wohl aber wenn es um Perquisitions» j»
thun ist; das scheint der Fall zu seyn, und also will

er auf v>r Stelle den Beschluß annehmen. Zäslia
ist gleicher Meinung. Münger meint es sey best»?

ders wichtig das ausserordentliche Zürcherträbunal z»

casstren; weil er im grossen Nach will gehört habe»-'

es hätte dasselbe Oligarch«» freigesprochen, dieinds»
Strassen Zürichs mit gezognem Säbel heruingelansch
und Patrioten verwundet hätten. Reding: die

Zürchercommission kann auf keinen Fall gelten, wen

nicht bestimmt ist, dag die Examinatoren nicht zu»

gleich Richter seyn können; es komme gar nicht da-

rauf an, ob das Tribunal gegen Aristokraten over

Patrioten ungerecht gewesen sey; der Richter sitz de»

den durchaus gleiche Gerechtigkeit schuldig. D»
Beschluß wird angenommen «

Das Direktorium theilt ein Schreiben des stane.

General Lorges in Bern mit, worin derselbe erk.arr,

daß er in seinem Csmmandobczirk keinerlei pâ> A
Clubs dulden wolle. An die Commission über M»-"

< gescllschaften gewiesen.



Der Beschluß, welcher über die Dokhschaft des
Direktoriums, d-e zu Auffindung von Geldquellen
auffodert, zur Tagesordnung schreitet, weil sie nach
dem 50. Art. der Konstitution unvollständig ist, wird
angenommen.

Ein Beschluß des Direktoriums vom Juny, die
Gemeindgüter betreffend, wird verlesen, und Schwad
ler bemerkt, daß viel constitutionswidriges sich darin
finde.

Das Direktorium theilt Aktenstücke über das trcff-
liehe Benehmen des Luzerner Statthalters Rüti-
manila bei Wegnahme der dastgen Staatskassen mit.

Grosser Rath, 20. Juny.
Cartier fodert Abänderung deS gestrigen Ve-

schluffes über die Entlassung der Direktoren Bay und
Pfyffer, und daß man ganz einfach die Entlassung
genehmige. Herzog verlangt, daß diesem zufolge
erst der Entschluß zurnkgeiiommen werde. Escher
widerftzt sich dieser Abänderung, indem er keinen
Grund sur dieselbe kennt. Cartier beharret, weil die
Einladung der Sittiahme im Senat überflüssig sey,
da sie schon der Konstitution gemäß statt haben kann.
Eeer et an unterstnzt Escher. Huber spricht für
Cartier, doch will er die Zufriedenheitsbezeugung
noch beifügen. P e ncha ud ist für Esch er6 Antrag
Carmintran glaubt, das Interesse des Staats, das
Interesse der Gesezgebung und das Interesse der ab-
gehenden Direktoren erfodre die Umänderung des ge-
sirigen Beschlusses. Billeter fodert diese Umände-
rung ebenfalls, weil der Senat sonst den Beschluß
verwerfen würde. Mit grossem Stimmenmehr wird
der gestrige Beschluß verworfen, und die Entlassung
ganz einfach beschlossen.

Es treten drei Volksstellvertretcr aus dem Kans
ton Wallis, die B. Debon, Lacoste und In-der matten, in den Rath, welche mit dem Bruder-
k«ß empfangen werden.

Eine Rechnung für das Bureau wird eingegeben,
oa aber kein Geld vorhanden ist, so fragt der Präst-
oent um Auskunft an. Haas will die Rechnung dem
Älnanzminister zusenden. Kühn sagt: W-r sollen fur
unser Bureau 2002 Franken fodern. Huber stimmt
^uyu bei, und will daß Saalinspektoren ernannt wer-
n.n'ä „îleter folgt, und will daß man mit Erwah-
mng »er Saalinsprettoren anfange. Dieser Antrag

«"genommen, und hierbei dem Entwurf eines
Agiements der beiden Räthe gemäß verfahren ---

»à^heimen Stimmenmehr werden zu Saaliuspek-
^".gewählt, Haas, Grafenried, Secret«»,W-ber und Kühn. ^

des deutschen Ritterordens und der

«nkRheinfelden erhalten die Ehre der Sitzung
,'» ^ Auskunft über den Widerspruch, der

Mj..A Versprechen, fremde Zehendbesitzer in ihrem
genthum in schützen, und in der Verordnung über

die Nichtlieferung des diesjährigen Zehenden, zu liegen
scheine. Anderwcrth fodert eine besondere Korn-
Mission. ^Herzog begehrt, daß die vollziehende Ge-
wall hierüber handle. E sch er hingegen will Verfüe
gung von Seirc der Gesezgebung, weil noch keine all-
gemeinen Gesetze über den Z»he«den vorhanden sind.
Huber sagt: Diese Frage betreffe nur den dieSjahri-
gcn Zehenden, und über diesen sei schon abgesprochen.
Kühn sagt: da es um Ausnahme gegen ein Gest;
zu rhnn sei, so sodere er eine Kommission. Koch un«
tersiüzt E sch er, und wiü die Sache in die Feudal-
rechlskommlsstv» verweisen. Angenommen.

Meyer begehrt aus der Patnvtcncittschädlgmrgs-
kommission entlassen zu werden, weil izovOligarchen
aus dem St. Gallischen einem seiner Verwandten
ein Haus beschädigt haben: so daß er also mit einem
zu Entschädigende» verwandt ist. Secretan und
Bourg ois fodern Tagesordnung. Esch er will
Meyern entlassen, wundert sich aber daß er diese
Komiilission angenommen habe, da doch damals diese

izvo Oligarchen schon jenen Schaden werden ange-
richtet haven. Die Tagesordnung wird angcnom-
men, und Weber statt dem abwesenden Schoch
in diese Komiiilss.on geordnet.

Man hält geschloßnc Sitzung.

Senat, 20. Juny.
Ochs berichtet im Namen der, über den die

Volksgesellschafre« betreffenden Beschluß niedergesez-
len Kommission. 'Sie räty den Beschluß zu verwerfen,
hauptsächlich da er iu verschiedncn Rükfichten die Frei-
heit der Bürger, sich in politische Gesellschaften zu

bilden, beeinträchtigt' — Was aber, heißt eS am Ende,
die Kommission in dieser Rüksicht erinnert, habe nur
auf ruhigere Zeiten Bezug; sie suhle es wohl, daß in
den gegenwärtigen Umstanden, die sogenannten Volks«
geseüfchasten zu Verwirrungen und zu Gahrnng An-
laß geben könnten, welche die Feinde der Revolution
benutzen würden, um die Freiheit verbaßt zu machen,
und sie zu stürzen. Daher giebt sie den Verfügungen
des General Lorge, der in seinem Kommandobezirk
die errichteten Clubbs aufhebt, volle» Beifall.

Zäslin und Frossard uucerstützen den Vor-
schlag der Kommission; lezierer bemerkt, da die gcfez-
gebenden Räthe ihre Sitzungen öffentlich halten mus-

sen, so sei es in der Ordnung, daß alle andern deli-
berirenden Versammlungen ebenfalls öffentlich deliberi-
ren. Ochs spricht gegen zu strenge Maßreg ln, in
die man gegen dieVolkSgesellfchaften verfallen konnte;
wenigstens soll man eben so streng gegen die Contre»
revoluuonsgcsellschaften seyn, die oft gerade um so

^gefährlicher sind, als sie ans weniger» Mitgliedern
j bestehen. — Der Beschluß wird verworfen, und
-die Einrückung des Gutachtens ins Protokoll be-

z schlössen.



21. In ny.Grosser Rath
Ein Abgeordneter aus dem Kanton der Wald«

statte sän Aushebung des Sequesters des Klosters
Engclberg, um auf seine Suter diejenigen Gelder
aufnehmcn zu könne», welche zu Zahlung der sränki-
scheu Contribution erforderlich sind. Haas glaubt/
die beweglichen Euter des Klosters seyen hinlänglich
zur Hinttrlage für die CoinnbuktcnSsumnie. Weder
will, daß d e Nation die Contiibnkionssumme garau-
rire, um den Sequester nicht aufhebe» zu müssen.
An der wert h begehrt Verweisung an die hierüber
schon nicdcrgcsezte Kommission. Würsch bezeugt,
daß die beweglichen Eurer dieses Klosters nicht hin-
länglich seyen, um auf dieselben die Contributions-
summe aufnehmen zu können, er fodcrt also in soweit
Anfhcbung des Sequesters als es nothwendig ist, um
die nöthige Summe aufzunehmen. Hubcr folgt die»

sein Antrag, welcher angenoinmcn wird.
Da der Beschluß über die Vvlksgesellschaften vom

Senat verworfen ward, so wird dieser Gegenstand
auss neue in die Kommission zurükgewiesen, und da

Kühn aus derselben seine Entlassung erhält, so wirb
rhr Broye beigeordnet.

Es wird gefodert, daß die Kommission derOrga-
uisation desObcrgcrichtshofcs morgen relattre. Kühn
zeigt, daß dieses vor acht Tagen nicht geschehen könne,
uno sodert daher, daß dem Obergerichtshos überlassen
werde, sich selbst eine Organisation zu entwerfen, und
diese dann nachher der Gcsczgcbung zur Genehmst
gung vorzulegen. Koch folgt, und begehrt den glei-
chen Beschluß über die Organisation des Bureau des
Obergerichtshvfes. Beide Anträge werden ange-
uv m m eu.

Es werden wieder zwei Heuraihen zwischen Gc-
schwisterkindcr verlangt, welche gestattet werden.

Die Gemeinde Münster verlangt Beibehaltung der
bisherigen religiösen Uebungen, u»d folglich auch Pel
beHaltung ihres alte» Chorherrenstifts, und stüzt sich
auf die Konstitution. Billet er wünscht, baß soviel
uiöglich alle Bittschriften in beiden Sprachen einge-
geben werden sollen: man geht über diese Ordnungs,
motion zur Tagesordnung. An verwert h verlangt
Tagesordnung über die Bitte von Münster; nach
emiger Berathung wird aber dieselbe an die Kloster-
kvmmission verwiesen.

B- General Echauenburg fodert in einem
Schreiben bestimmtere und öffentliche Genugthuung
von Billeter über die unterm 2. Juny mitgetheilten
Beschuldigungen. Billeter liest eine Erklärung vor,
die er öffentlich bekannt machen will. Naf: Zusen-
dung dieser Erklärung an Schauenburg und Ein-
rnckung ins Tagblatt: der Antrag wird angenommen,
und von Billeter noch ein Brief verlesen, den er an
Schauenburg zur Erklärung der vcrschiednen That-
séché», die derselbe den 2. Juny mitgetheilt hatte,
«nd zu seiner gänzlichen Rechtfertigung, schrieb.

Die Gemeinde Jverdon bittet durch Mgeord-
nete für Beibehaltung der Gcmeindgütcr bei ihren
jczigcn Besitzern. Diese Bitte wird an die allgemeine
Organisatlonskommission der untern Gewalten ge-

wiesen.
Das Direktorium theilt einen Brief vom frankst

sehen Brigade-Chef Meunier mit, worinn er anzeigt,
daß er auf Na pin als Befehl diesen Morgen die bei-

den Senatoren, Ochs und Dold er als neueDüek-
toren einsetzen werde. Die Versammlung nimmt diese

Nachricht unter tiefem Stillschweigen an.
Kühn zcgt an, daß er so eben sehe, daß die

Gemeinde Lausanne und Jverdon Cirkularschrw
den an die übrigen Gemeinden des Kantons Leman
herumgesandt haben, um sie aufznfodern, gegen den

vom Direktoriuni eingegebnen Entwurf der Emlhcst

lungcn der Mumzipalitaten Einwendungen zu machen,

er sodert zu Untersuchung dieses konstttutionswidrigcn
Begehrens eine Kommission. Angenommen, und him

zu geordnet : Pcn ch a ud, Webe r und Koch.
Escher legt im Namen der Münzkommission ei»

neues Gutachten vor, welches von dem vorigen nur

durch den Stempel, auf welchem statt eines Freikeits-
Huts ein alter Schweitzer mit einer zfarbigcn Fahne

erscheint, verschieden ist. Auf Secretans
soll statt der zfarbigcn Fahne nur «ine einfache Am
heitsfahne erscheinen, weil man keine Zeichen des

Blason beibchallcn will; übrigens wird der E»Mn
angenommen.

Das Direktorium zeigt an, daß das Kloster Ew

gelberg seit der Scqu.steraufiegung em HausinD
zern verkauft habe: da indeß der Sequester damals

noch nicht in Engelbcrg bekannt war, so fodert es B«

stimmung hierüber. Auf Herzogs Antrag wird diese

Sache in eine Kommission gewiesen, in welche gcerd-

net werden: Carmintra», Hüssi und Hecht.

Das Direktorium zeigt an, daß B. Notz
Zürich, der, weil er als Fallit, ungeachtet seiner er-

wählung, nicht in das Distriktsgericht Zürichs auW

nommcn werde, Revision seines Processes fodere. M
Herzogs Antrag werden hierüber in ckne KoiMM
sion geordnet: Hecht, Näf, Weber, Euter»"
Enz.

(Die Fortsezung folgt niorge"'

Ära« 3->. VI. — Da in beiden Räthen lange Debal

über die Frage entstunden, ob Bay und Pfpfser
werden sollten ihre Direktorstellen wieder einzunehmen
ob neue Wahlen vorgenommen werden müßten, so

dies« zwei wi'irdigen Männer durch Einsendung »euer

ger Niederlegungen ihrer Stellen, denselben ein Ende. 7--

stern ward hieraus zur Wahl »euer Direktoren ""w
tioneller Form geschritten. Zur ersten Stelle hatte o-r ^
den Vorschlag : er schlägt vorO ch s, Dol d er, L ab «

Barras, Augnstini. — Nachls um eilf Uhr '^Y l
grosse Rath Laharpe'n zum 4ten Direktor; heute

ist Ochs zum sttn gewählt worden.



Der schweizerische Republikaner
herausgegeben

von Escher und Usteri,
Mitglieder» der geschehenden Räthe der helvetische» Republik.

Sechs und fünfzigstes Stück.

Zweites Quartal.
Zürich, Dienstags den z- Julius 1798.

Gesezgebung.
Grosser Rath, 21. Juny.

(Fvrtsetung.)
Grafenried fragt ob man wegen der Einse

tzung der neuen Direktoren nichts zu verfügen habe.
Koch sagt, wir hatten hier nur zu hören, nichts zu
thun. Haas meint, er sey voll Dank, daß uns um
geachtet dieser konstitmionswidrigen Ernennung doch
so rechtschafne Männer geschenkt wurden. Herzog
federt Tagesordnung. Koch wollte unsre Gefühle
nicht kranken, darum schwieg er bei Mittheilung dieser

^uincht. Bill ter fodcrt Tagesordnung im Ge,
sn.u dcr Nvibwcndjgkeit, und mit Dank und Freudeàr du.« Erwäh'.ug.

»! ^ k < neues Gutachten über die Entschä.

i-, 5
>bgeb a-uiten Brücke von Buren vor,

^ «eu"di.igs der Berncrsche Kriegsrath zum
re?e k angehailen wird, jedoch mit Recourse
hl-!'/ P^"cncn, die ihn hierzu beauftragt hm

d -i»7 »
Es »er sagt: Auch hier finde ich wie,

II.'N ^lgemnncu Grundsätze aufgestellt, a»s de»

>
s ^tfchlag abgeleitet ist; suche ich aber im

ft. Grundsätze auf, so ginube ich einen

eiààn' deschäd-guiigen, welche im Kriege

vo» ?>!.
»

vo» den Urhebern des Kriegs und

werd..» 'bn zunächst anordneten, entschädigt
mein->,>'c wir diesen Grundsaz im Allge-

Anwendung, so werden wir ihn bald

vertier Ehrbar finden: überdenkt B. Stell-
der wii'» 'Fânze Ausdehnung des Ungiüks, welches

hier.,,,. î "ber unser Vaterland brachte, vergleich-

Schad,» 5 Dringen Kräfte derer, die ihr fttt- den

und ikv ». verantwortlich machen möchtet

guna
ö-e Unmöglichkeit dcr Entschadi?

vornia^î"» denn, ich denke, ihr werdet doch nicht

gcn di, 5"^ êîne Brücke herstellen lassen, und dass',

die vei-w»ê! oder geplünderte Hütte, oder gar
schadi-n i ^ ""d verunglukte Hmshaltung nuent«^
theilsak^ka wollen? theils ans dieser Rükstcht al>o,I

dieserweil mir die Geschichte der Abbrennn,ig I
tuke in dem Gutachten entstellt zu seyn scheint, fo, >

dere ich Verwerfung des Commissionalantrages. Haas
vertheidigt das Gutachten, und sucht zu beweisen, daß
dic Abbrcnnung dieser Brücke überhaupt auch militärisch
betrachtet, unzuläßig war,' indem eine Fallbrücke die
gleichen Dienste geleistet hätte, und schließt daher auf
die Verantwortlichkeit des Kriegsraths. Custor
findet das Gutachten zu unbestimmt, um angenommen
werden zu können. Huber sagt, er habe sich lezchin
als von diesem Gegenstand die Rede war, uneigentt
lich ausgedrükt, nicht die Kriegsräthe, sondern
die geheimen Räthe von Bern seyen an allem
Ungluk des Vaterlandes Schuld, daher auch fie vor,
zugsweise entschädigen sollen. Trösch folcft Eschern
wegen dcr Unmöglichkeit alles zu entschädigen, und
will, daß allererst die verfolgten Patrioten entschädigt
werden sollen. Secretan beweist, daß nicht der
.Kriegsrath besonders verantwortlich gemacht werden
könne; aber der vorgebliche souveraine Rath
von Bern, der welcher um jeden Preis, und sollte
auch das ganze Vaterland dabei zu Grunde gehen,
seine Macht schütze» wollen. der soll seine Schuld
büßen und jeden ersczlichen Schaden dafür entschädig

gen: asso soll das Gutachten in die Commission zu»
rükgcwielen werden. Escher, ich würde denjenigen
Tag für den schönsten achten, den die Menschheit noch
re erlebt hätte, an welchem als allgemeiner Grundsaz
anerkennt würde, daß diejenigen, welche Kriege ver-
austasten, auch allen Schaden derselben tragen sollten,
denn ich würde diesen Tag als den ersten des ewi-»

gen Friedens achten! aber noch sind wir weit von
der Aueckennung dieses Grundsatzes entfernt: noch
hat keine der neuen Republiken, die auf philosophische
Grundsätze sich gegründet haben, diesen Grundsaz in
ihr Staatsrechl aufzunehmen gewagt: sollten wir
die ersten seyn? ich gebe es zu, wenn man glaubt wir
können es mit Wirksamkeit behauvten. Aber geftzt
auch wir nähmen ihn an diesen Grundsaz, gesezt auch
wir könnten ihm in allen Staaten Eingang verschilft
en, sollen wir ihn dann zurükwirken machen in das

eben zu Boden gestürzte diplomatisch^ Staats»
recht? und wollten wir auch dieses no ch thun, so
muß doch offenbar jede Beschädigung verhältnißmäßig



gleich vergütet werden: dieses Gutachten aber schlägt
vor, die erste Federung ganz zu zahlen, wodurch
künftige ganz abgewiesen würden: also auch dieser
Gesichtspunkt foderl Verwerfung des Gutachtens.
Daß übrigens der Kricgsrath unwissend war und
zwcklose Vertheidigungsanstalten traf, ist einleuchtend:
aber die vorgeschlagne Fallbrücke war ebenfalls unzu-
läßlich, denn eine Fallbrücke wird eingeschossen, etni
ge Balken hinübergcschobcn und die Brücke ist sogleich
brauchbar; eine abgebrannte Brücke hingegen wird
vam Feind nicht so leicht hergestellt. Näf behauptet,
entweder müsse dieses Gutachten angenommen oder
aber gerade heraus erklärt werden, es werde keine
Entschädigung statt haben, denn er kenne keinen Mit-
telweg; da niemand weiters Entschädigung fodere,
so könnte diese geleistet werden. Herzog und Nell-
stab wollen die Entschädigung dem ehevorigen gros
sen Rath von Bern aufbürden. Custor beharrer auf
seiner ersten Meinung. Escher verwundert sich nicht
darüber, daß noch niemand Entschädigung fodcrte,
weil noch in keinem Staat von Nim rod an bis auf
heute, ausser bei uns für Kriegsschadcn Entschä
digung geleistet wurde: aber wenn man entschädigen
wolle, so soll man zuerst den Grundsaz davon als Ge-
sez bekannt machen, anders können wir uns nie mit
befassen, denn wir sind keine Richter; dann werde
man sehen was die Folge davon sey, und dann könne

man urtheilen ob irgend eine Entschädigung möglich
wäre: theilweise Entschädigung aber von Seire der
Gesezgebung zu erkennen, wäre eben so sehr aller Ge»

rechtigkcit als allen unsern Verfassungsgrundsätzen zu-
wider, also beharret er auf Verwerfung des Eutach-
tens. Haas fodert, daß dieser Gegenstand der Com-
Mission nicht mehr zurükgewiesen werde, indem er
überzeugt ist, daß dieselbe doch nichts befriedigendes
liefern könnte; sondern man soll in der Versammlung
selbst erst den Grundsaz festsetzen. Secret an sagt,
freilich werde im Krieg oft Entschädigung gefodcrt,
überall werden ja den Ueberwunoenen Eutschädigungs-
summen zu bezahlen auferlegt: selbst die Franken ge»
den uns hievon das Beispiel; sie haben uns befreien
wollen, unsre Regierungen deßwegen bekriegt, und
dießmal hat das Glük der Waffen der guten Sache
gefolgt und daher müssen wir nun aus dreien Mitteln
eins Wahlen: entweder soll keine Entschädigung statt
haben, oder der Staat entschädiget, oder die ehema»

ligen Regierungsglicdcr müssen entschädigen, aus die-
fen Mittlen ist nur lezteres mit der Gerechtigkeit ver-
einbar. H über behauptet, der Staat könne nicht
entschädigen, weil derselbe aus Theilen bestehe, wel-
ehe sich selbst dem Krieg wwcrsezt haben: übrigens
aber seyen die Berner Regierungsgliedcr nicht allein
am Krieg Schuld und sotten ihn daher auch nicht
allein vergüten, sondern die eidgenössischen Repra
sentanten und Kriegsrathe, die damals in Bern wa
ren, haben ebenfalls mit dazu beigetragen, und sollen

daher auch zu der Entschädigung beitragen: wein
also Entschädigung erkannt wird, so müssen diese zu-
sammen, nicht aber der Staat diese übernehmen.
Billeter behauptet, da diese Brücke von den Ber-
uern freiwillig abgebrannt würde, so müsse dieser
Schaden auch vorzugsweise vor dein übrigen, on
dem sie nicht so unmittelbar Schuld seyen, entschà-
digt werden. Legler sagt, die Patriotencmschäv!,
gung ist anerkannt, diese aber nicht: würden wir
diese anerkennen, ganz Europa würde sich wundern
über den neuen und unausführbaren Grundsaz, den

wir aufstellten: dagegen ist ja schon Besteurimg für
die Kriegsbeschädigten decrekirt worden, diese also U

der Weg, auf welchem wir Entschädigung bewirke»
sollen. Wollte man Hubers Grundsätze annehmen,
so würden sich die Repräsentanten und Knegsrälhe,
die in Bern waren, an ihre Obern, also auch an die

Landsgemeinden halten, und hier müßte ausgemacht
werden wer für den Krieg, wer wider deiisclden gc<

stimmt hatte, und d efes wäre das beste Mittel, mil

den allgemeinsten und gefährlichsten Aufstand zu be-

wirken. Wenn die Oilgarchcn einst die Patriote»
entschädigt haben, wahrlich fie werben nicht mehr z»

viel Spek haben, um noch einiges Beträchtliches j»c

Kciegseiitfchädiguug beizutragen: wir müsse» ilM
die Federn abschneiden, daß sie nicht mehr sseM

können, aber doch sie nicht ganz ausrupfen. M
ruft zum Abstimmen. Kühn widerftzt sich. We/tt
fodert Vertagung. Billeter will Kühn abhor»-

Kühn behauptet man könne die Menschlichkeit »W

vertagen und fodert also heute einen Entschluß. Nas

folgt Kühn. Bo » rgoi 6 will Vertagung auf M°tt

gens. Endlich wild der Gegenstand bis nach AbM
mung über die Patriotenentschädigung aufgeschobe».

Durch geheimes Stimmenmehr werde» zu

ordneten aus dem grossen gesezgebcnden Rath a»

Commissar Rapinat und an B. General Schauen-
bürg zufolge des vorgestrigen Beschlusses ernannt,

Weber und Hub er.

Senat, -l. Juny.
Der grosse Rath übersendet nachfolgenden Besth^'

»In Erwägung, daß sich aus dem beiliegewr

Erröte des fränkischen Generalkom nissuils A
Rap in at vom ?c>. Prairial e-giebt, wie l

derselbe über die Absichten und Gesinnungen,
helvetischen consiituirte» Autoritäten irrig »er« -

tet worden." -,
» Daß diesen lezteren alles daran gelegen seyn ni »

alle Mittel anzuwenden, die zwischen
den fränkischen Behörden obwaltenden MW

ständnisse zu heben und das gute Vernehmen

der herzustellen — erklärt daß die Sachs dri g

sey. Darauf hat der grosse Rath besttl-o-e -

»Das Direktorium einzulaven, eine Ott»
vo»i zwei Gliedern aus jedem der bilde» ^
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welche diese lezten selbst wählen werden, in daszben des Commissar Rap inat mit, in welchem «e
fränkische Hauptquartier abzusenden, um steh mit
dem Generalcommissar der fränktschenRepnbiik R a-
pi n a t und mit dem Obergeneral Schauen bürg
wegen der obwaltcndcmMißverstänSnisse zu bcsprc-
chcn, dieselben auszugleichen und das gegenseitige
gute Vernehmen wieder herzustellen. "
Die Urgen; wird erklärt. — Augustini freut

fich, daß man den Weg der Vorstellungen einschlagen
wolle, um die Harmonie zwischen beiden Republiken
wieder herzustellen; dieser Weg der Vorstellungen ley
unstreitig der einzig mögliche der zu diesem gewüuschs
ten Ziele führen kann. Rap in at hat bestimmt er-
klärt, daß wir ein erobertes Land sind und wer es
ihm nicht glauben wollte, der darf nur auf die allent-
halben siegreichen fränkischen Waffen sehen — Man
muß à denen, die u»s die Freiheit gebracht haben,
auch etwas ertragen können. Fornerod ist völlig
gleicher Meinung. Zäölin untcrstüzt dieselbe eben»
falls; man müßte, sagte er, blind gewesen seyn,
wen» man nicht seit einigen Wochen gesehen harre,
kue sich in der Correspoiidenz m<t den fränkischen An«
toritatcn die traurigsten Mißverständnisse erzeugt und
mimer vermehrt hätten; er will den Beschluß auneh-
men und die Deputieren des Senats sogleich wähle»
lasse»; ob und wann sie dann abreisen sollen, werde
von der Bestimmung des Direktoriums abhängen;
er Host, es werde auf diesem Weg durch Aeusserung
vuener, freimüthiger, aber so wie wir sie der grossen
mauou schuldig si„d, bescheidener Gesinnungen, das

lpinversiaudniß wieder hergestellt werden. La-
fühlt ebenfalls das lebhafteste Vergnügen

Mittel da?î«"6 ""d hält ihn auch für das einzige

e
gestörte Einvcrstandniß wieder herzustellen,

nu».,--!, s.»
u wehr wie er, von Dankbarkeitsgcstm

er i>?
die grosse Nation durchdrungen seyn;

und büß nur Mißverständnisse obwalrrn
feu à-» w"" die Deputirten sich freimüthig und of
habe» /'"Ut werden erklärt und ihm gesagt

worden «
geführten Klagen nur darum geführt

Discwlin? wissen, daß der Gencral genaue
baß er gehandhabt wissen will;
Wohl als der Commissar die Ruhe und das

Htlvetien wollen, und daß alle Excesse

^ Iftn und gegen ihren Willen geschehen c ^ - a.

smnunaen 5ci, von der Reinheit unferer G e- der äusserste» Gefahr verbünde» ware; auch noch be-

stg das "bezeugen. Laflechcre glaubt juverläs jj sonders darum, well Rap.nat erklart hat. selbst

den Direktoren Bay und Pfyffer anräth, ihre
Dimission ungesäumt zu geben, und ferner die Eilllaf-
sung des Minister Begoz, des Generalsecrctairs
Stek, der Regicrungsstarrhalter Tillier in Ver»
uns Rütlmaun in Luzern, auch der Verwaltungs-
kammern dieser beiden Kantone; endlich die Desa-
vvuirung der Berner Gesandten Stapfer, Jenner
und Lürhard zu Paris, von Seite des Direktoriums
verlangt. Diesem Schreiben sind die Entlassnngse
begehren der Direktoren Pfyffer und Bay beigtt
fügt. Ein Schluß des grossen Rathes " bewilligt die
begehrten Entlassungen der beiden Direktoren unter
Dankcrstaltuiig für ihre geleisteten Dienste."

Müngcr: Er müsse wegen der Berner Gesand-
schaft, gegen die sich Rap inat in seinem Schreibe»
erhebt, sagen, daß dieselbe nie im Namen des Volks
gesandt worden; vermuthlich sey es eine Sache der
Stadt Bern. Fornerod will wissen, ob mau de»
Beschluß für urgent ansehe? Vau cher verlangt ein-
fache Tagesordnung. Frossard bemerkt, daß der
Senat über einen Beschluß des grosse» Rathes nicht
zur Tagesordnung übergehen könne; er müsse densel-
den annehmen oder verwerfen. — D« Urgen; wird
erklärt. — Fornerod sagt nun, es thue ihm sehr

leid, daß man die Urgen; erklärt habe, da die An-
klagen in dem Schreiben von Rap inat sehr wichtig,
der Anschein also gegen die Angeklagten ist, der S«-
»at aber dennoch nicht hinlängliche Gewißheit^hat,
so glaubt er in diesem Zustand des Zweifels würden
Dankbczeugungcn sehr unschiklich seyn ; die Würde
der Versammlung erfodcre Verschiebung auf Morgen;
(man ruft, dieß wäre gegen die schon erklärte Urgenz);
oder wenn das nicht angeht, so will er zur Tagesords
uung schreiten und^diese dadurch motivircn, daß der
Beschluß ganz unuüz ist, indem noch keine organischen
Gesetze bestimmen, wie solche Entlassungen zu geben
oder "anzunehmen sind. Zäslin: die Urgenz kann
nicht zweifelhaft seyn; das Schreiben des Commissar
Rap inat zeigt, daß zwei Glieder des Direktoriums
das Zutrauen der fränkischen Nation verloren haben;
der Commissar wünscht, daß sie ihre Entlassung ge-
ben; sie thun es; es ist sehr dringend diese Entlast
sung und den Beschluß aiijunehmen, weil Aufschub
oder Stillstand der ersten Stellen der Republik mit

Mitglà. "''b, am wenigsten im Senat, dessen

der zità, ^ "aher kennt, seine Stimme jemals i»
Der Beà.a ^""ken zu beleidigen, erhoben habe. —
!ers ^.'rd angenomm.n und auf Schwal
schritten- >mchich ^ Wahl der Depiitirteu g
mehr Ivi'rk Scnitiniu», „„d relative Stimmen
Mit io ^,i>. mit ii und Vertheilet

Eines; ernannt.
^Uschaft des Direktoriums theilt ein Schrei-

die neuen Direktoren nennen zu wollen und dieselben
vielleicht wirklich schon ernannt sind. Traurig ist's,
daß die Folgen von Rapinat die find, welche wir
jezt vor uns sehen; er enthält sich aber aller Beiner-
klingen, indem wohl kein Mitglied nicht überzeugt ist.
Saß die Arbeiten seit zwei Monaten aus eine Weise
hätten geführt werden können und solle», wodurch
jene Mißverständnisse wären vermieden worden. Er
will keine Vorwürfe machen und zweifelt e», der Rein-i
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hcit der Absichten keineswegs; aber bei den besten Ab.
sichten kann man sich in den Mitteln die man amvcn
bet, tauschen. Noch müsse er bemerken, daß was
Rapinat von dem englischen Cabinecce sage, wirk
lich seinen gute» Grund hat; man soll nur an die
Berichte von Bern und an die Beschlüsse, welche au;
die englischen Wechselgeschäste Bezug hatten, denken.

Läthi v. Sol. als Präsident, bemerkt: es sey ei-

gentlich nicht darum zu thun, ob man die Diuusslon
bewilligen wolle oder nicht; sie sey schon und zwar
an Rapinat gegeben; es frage sich sezt nur, ob man
für die geleisteten Dienste danken wolle? Genhard
findet, die Resolution sey mit sich selbst im Wider,
spruch ; auf der einen Seite nehme man die Anklagen von
Rapinat gegen die beiden Direktoren an, und auf
der andern danke man ihnen für geleistete Dienste —
dennoch könne man sie allenfalls annehmen und ihnen
dafür danken, daß sie auf der Stelle und ohneWi,
verstand zu leisten, ihre Entlassung genommen haben.
Crauer sagt, nach dem angehörten Schreiben des
Commissar Rapinat sey es unmöglich, daß wir den
beiden Direktoren, ihre Gesinnungen mögen gewesen
seyn, welche sie wollen, Dank erstatten können. —
Es würde das so viel sagen, als: Wir nehmen ihre
Entlassung an weil wir müssen. Sollte» ihre Gesin-
nungen rein gewesen seyn — was «r nicht untersuchen
will, so wird ihr Bewußtseyn sie belohnen; — der z
Beschlug könne nicht angenommen werden.

Kubli: Der Gedanke, daß wir laut der Résolu?
tion des grossen Raths, denen Bürgcrdirektoren Bay
und Pfyffer vor ihre geleisteten Dienste danken sol?
leu, will mir nicht richtig durch meinen Kopf gehen,
wir müssen doch auch vor unsre eigne Reputation sor»

gen, sonst könnten wir uns leichtlich compromittiren,
denn auf der einen Seite klagende Anzeigen von B.
Rapinat gegen diese Direktoren anhören, derentwegen
er ihre Dimisfion wünscht, und wir auf der andern
tIrite derselben Dienste noch verdanken, vereint sich

nicht wöhl zusammen. Ucbrigens wenn, wie ich Hof.
fen will, lauter edle patriotisch« Absichten diese Pur-
gaz nothwendig machten, o, so verdient unser Doktor
vor diese seine sorgfältige Arbeit Lob und Dank. Wenn
aber der Doktor selbst von anderen Patienten hinter-
gangen worden Ware, o, das wäre dann eine äusserst
bittre Anzeige! Ich will aber glauben, der Doktor
seye scharfsichtig genug, baß er nicht so leicht zu him
tergehen sey, folgbar muß ich annehmen was Ra?
piuat uns ervfnet, obgleich ich für meine Person nichts
Unrechtes von diesen Direktoren weiß, sondern wäh-
rend meinem kurzen Hierseyn lauter Gutes von ihnen
gehört habe; ich trage also darauf an, daß man le-

diglich die von denen beiden Bürgerdirekloren begehrte
Dinusßon bewillig:, und den vom grossen Rath be-
merkten Zusaz von Danksagungen weglasse.

Ochs: Ich muß damit ansaugen zu bemerken,
baß ich den Beschluß für ziemlich verfänglich ansehe;
offenbar wollten die, die ihn vorschlugen, damit dem

Senat eine Fall- legen. — Ich glaube, List so« mit
List erwiedert werden. Der Senat kann nach For-
ne rod s Antrag, den Beschluß für ganz überftüssiz
erkläre», und drgnahen zur Tagesordnung schreite».
ES ist unnothig aus den schon angegebnen Gründe»;
die Dinüssioneu bedürfen der Sanctionen der gcsezge,
benben Rathe kcmes.vrgs; die Konstitution verlangt
diese Sanction nirgends — wer können also die Lim
iassnngsbegehren ato bisse Anzeige» oer g.iiommene»
Lutiassrmg ansehen. Was die zweite Hál te des Se,
schlusses becnst, so bitte ich zu bemerken, daß das
Direktorium ein collectives Ganzes ausmacht; wem»
eS Lobes, oder Tadeis.verthes chut, w «st es bai
ganze Direktorium, nicht einzelne Glieder desselben«
die daö Lebober den Tadel verdien.»; es wäre denn,
daß unter ausservrdenriiche» Umstaiidcu einzelne Mi»
glteder Verdienst oder Schuld deö Geschehenen allm
.rügen. Uebcrdem muß mau in dem gegenwärtigen Fall
annehmen, dab die Lnilassuugen entweder au sremSê

Einladung hm, oder freiwillig sind gegeben werbe»!
im ersten Fall müssen wir die Motive per Einladung
respetttreu; im zweiten Fall aber, würde die freiwib
lige Lcrlassung des Amtes start Lob eher Tadel vw
dienen. — Er verlangt baß man zur Tagesordnung
schreite. — D-eß geschieht, und dieselbe wird inotivul,
weil d-e Direktoren, nach der Konstitution, um ih»

Entlassung zu nehmen, die Bewilligung der IM
nicht bedürfen.

Ein Brief des B. Kommissar Rapinat M
an, daß er die B. Ochs und Dolder, Mitglieder
des Senats, zu Direktoren ernannt hat, und daß der

Bitgadeches Meunier dieselben diesen Morgen um

etlf Uhr in seinem Namcn iustattiren werde. M<w

klatscht, und bezeugt den neuen Direktoren grosse

Freude.
Der Beschluß, welcher dem B. Dutoit aus

dem Kanton Lcman, soine Base zu heurathcn erlaubt,

wird ans FrosfardS Antrag, der dem BülMec
das Zeugniß gicvt, ein vorzüglicher Patriot j» Db
angenommen.

Eben so der Beschluß, welcher dem Bureau de»

grossen Rathes eine Summe von 2«xa ScyweP"
franken bewilligt.

Das Vollziehungsdirektorlum übersendet das M
suchen des B. Rogg von Franenftld, Depntirttn
Senat der Entlassung verlangt, weil er sich zu dsssm

Posten zu unfähig fühle und bei seiner bisherigen
leiverwalterstelle zu bleiben wünsche. Frossard v<>

langt Tagesordnung, weil man bei oer Dmmi>°''
welche zwei Direktoren gaben, so eben den Äruuoi >

aiierkanut habe, daß kein Bürger gezwungen w-

den könne, an seiner Stelle zu binden. Luth« v

Sol. sagt: Wir können die Entlassung nicht geo '
die Gefijgeber sind vom Volk gewählt, und m"u

also von den Wahlversammlungen ihre D>mNM

erhalten. Man geht zu der auf diese Art "'^ivt
Tagesordnung übeh (Die Forts, im 57si<» ^



Der schweizerische Republikaner
herausgegeben

von Escher und Usteri,
Meßgliedern der gesezgebenden Rathe der helvetischen Republik.

Sieben und fünfzigstes Stück.

Zweites Quartal.

G e se z g e b u » g.

Senat, 2i. Zuny.
(Fortsetzung, j

Der Brigaden-Chef Meunier, von dem Kau-
tonsstactoaller begleitet, erscheint in der Versammlung;
er überzieht den Direktoren Ochs und Dold er ihre
Ecnemnulgsacttn. Der B. Direktor Ochs halt eine
Rede an den Brigaden-Chef — deren Druk und Ein-
rückung ins Protokoll begehrt und beschlossen wird.
Man klatscht abermals; die neuen Direktoren verlas-
sen in Begleit des Brigaden - Chefs den Saal.

Der Beschluß welcher die von der Lenianischen
Verwaltungskammer vor der Prvklnmirung der Re<
Publik auf die in diesem Kanton befindlichen Berne-
nschm Güter gelegten Sequester anfhebt, wird ver-
lesen. Laflechere will darüber den Bericht der
Vmvaltnngskammer in Lausanne abwarten. F o rnc-

die aufdiefe Güter durch den Kanton Leman
verpfändeten Schulden müssen erst für Nationalschul-

"klart werden. Der Beschluß wird an eine ans
5?! F°rnerod, Badou, Laflechere, Angu-
icinl mid Reding bestehende Kommission gewiesen.

Präsident und die Sccretarien werden durch
Beisallszuruf für 14 Tage bestätigt.

,.^"epp verlangt das Wort für eine Ordnungs-
r?», ü' - ^ linde sagt er, es sey durchaus nicht rath-

^
fam, vag sich Glieder des Senats mit Zeitung- und

^ gutschreiben beschäftigen — Der Senat
rve dadurch herabgewürdigt — es sähe aus, als

° man nn Senat nichts anders zu thun hätte, als

m.e ^ iu schreiben. Forncrod ist cntzükt über
Vorschlag, sonderheitlich wegen deS Beschluss

„in.. B. Kommissar Rapinat (v. zo. Prair.); ein

»à überlegt ausgesprochenes Wort — in Zei-
..mîn wieder erzählt, konnte die allertraurigsten ßol-
?i„.^öen — überhaupt, findet er, sey es der Wurde

s,. ^. Teuators sehr unangemessen, sich mit Zeitungs»
^k/lbeu abzugeben. E r a u er findet die angeführten

weder
t„ Kommission niedersetzen, oder die Sache
» weiterer Ueberlegung auf morgen verschieben. Lu/

thi v. Sol. glaubt, man könnte allenfalls die Mit-
glieder des Senats, welche Journale schreiben,! nur
ersuchen, das zu unterlassen, oder wenigstens ihre Na-
inen den Journalen nicht vorzusetzen' Laflechere
sagt: Er halte die Freiheit zu schreiben für eine Folge
der Freiheit der Meinungen, und glaube nicht, daß
jene auf die vorgeschlagne Weift könne beschränkt wer-
den. In Frankreich seyen immer während critische«
Revolntiousepochen auch die Journale sehr in ihrer
Freiheit beschränkt gewesen; dennoch habe man das
izt vorgeschlagne Dekret nie ohne grosse Mühe und
immer nur für Augenblicke durchsetze« können. Warum
sollten wir auch unsere Meinungen lieber durch
Fremde, die keine Verantwortlichkeit haben, bekannt
werden lassen, als durch Mitglieder des Senats, die

was sie unter ihrem Namen bekannt machen, gewiß
sorgfältiger und genauer besorgen. Allenfalls kann

er auch für eine Kommission stimmen. Genhard
will die Preßfteiheit nicht einschränken lassen; wir
können nicht hindern daß Fremde unsre Debatte» des

kannt machen; warum sollte das den Mitgliedern des
Senats verboten seyn; diese werden behutsamer als
jene verfahren, zumal izt, da sie die Stimmung des S«-
nats über den Gegenstand kennen gelernt habe«, —
Uebrigens wann es um ein Geftz zu thun wäre, s»

könnten wir dasselbe nicht geben, der grosse Rath
müßte den Vorschlag mache». August ini ist glei«
cher Meinung, und bemerkt nur noch, daß es izt ei«

fthr gefährlicher Zeitpunkt für Abfassung eines solche«
Dekrets seyn würde; da Rapinat verlangt hat, daß
ihm alle Zeitungcn eingesandt werden, so wurde ei«
solches Verbot ihn glauben machen, man wolle hier
thun und reden, was man für gut finde, und was
er nicht inuc werden sollte. Reding verlangt eben«

falls Tagesordnung über den Vorschlag; Freiheit zu
schreiben sey auf persönliche Freiheit gegrünbet, und
um fie einzuschränken müssen sehr wichtige Gründe
vorhanden seyn; -- überdcm kann der Senat allein

' das Kcftz nicht machen. Bauchet glaubt, gerade
> wegen des Beschlusses von Rapinat, müssen w.r hier

bestimmen oder wenigstens verabreden, daß von dem
was unter uns vorgeht, nichts mehr geschrieben w.r-
den soll. — Es werden auch verschiedene Mitglieder

^ die Zeitungsschreiber anklagen, weil dies« sie Ding«



haben sagen lassen, die nie sind gesagt worden; es z

würde endlich dem Senat zur schlechten Ehre gerci- 's

chen, wenn Rapinat an Mitgliedern desselben seine
militärischen Exekutionen versuchen würde. F orne r

rod erklärt, daß er den größten Respekt für die Preß-
freiheit habe — allein die Zeitumstände berechtigen den l
Senat, die zwei Zeitungsschreiber, die er unter seinen
Mitgliedern zähle, aufzufodern daß sie wenigstens i

nicht selbst schreiben, sondern jemanden anstellen der
für sie schreibe. — Es sey eine sehr wichtige und von
der Preßfceiheit ganz unabhängige Frage: ob ein Mit-!
glied der gesezgcbcnden Räthe, das vom Volk hicher!
gesandt ist, und vom Volke bezahlt wird, sich mit j
Privatarbciten beschäftigen kann? Man beruft sich auf>
das Beispiel von Frankreich; allein die Franken haben'
diese Frage aus einem ganz besondern Grund nie recht
untersuchen dürfen; es waren immer die Mitglieder
ihrer Versammlungen, welche den meisten Einfluß hat-
ten, die sich mit Redactionen von Zeitschriften abga
ben, und diese fürchteten sie. -» Man geht zur Tages-
ordnung über.

Der Beschluß welcher dem Kloster Engelberg be-

willigt, soviel von seinen mit Sequester belegten Gü-
kern zu hypotheciren, als zur Bezahlung seines Com
tributionöanthcils nöthig ist, wird angenommen.

Grosser Rath 22. Juny.
Die Sitzung war anfangs geschlossen: Nach Er-

öffnung derselben ward ein vom Direktorium mitge-
theilrer Brief des Landgrafen von Hessen-Darm-
st a dt verlesen, worin Er unsre Wvhlgebohrnen
GroßmächtigenHerrenHerrenDirektoren
zu Handen der neuen helvetischen Republik seines
Wohlwollens w. versichert. Kühn fodert, daß öffent-
lich bekannt gemacht werde, daß das Direktorium
keine andern Briefe empfangen werde, als solche,
welche republikanische Adressen und Titulaturen haben.
Nach langer Untersuchung geht man über diesen An,
trag zur Tagesordnung.

Das Direktorium theilt einen Brief des Mark-
grasen von Baden an unsre Bürger Direktoren
zu Handen der neuen Republik, mit, worin er dieselbe
der Fortdauer seiner Achtung und freundschaftlichen
Zuneigung versichert, die Er bisher für Helvetic« un-
ter dem föderativen Zustand hatte :c. : dieser biedere
mit republikanischen Titulaturen versehene Brief wird
mit lautem Beifall aufgenommen.

Das Direktorium theilt ferner eine Zuschrift der

Cisalpinischen Republik mit, worin sie sich

freut, Helvetien, welches zuerst in Europa ben

Sieg der Freiheit über Tirannei und zwar eben so

glänzend gezeigt hatte wie die Griechen bei Termo
pylen und Plate a sich wieder regeneriren und
dadurch in genaue freundschaftliche Verbindung mit
sich selbst treten zu sehen u. s. w. Diese Zuschrift
wird mit lebhaftem Beifall aufgenommen.

Endlich theilt das Direktorium die officielle« Be-
richte mit, über die Wiedervereinigung von Mendri-
fio und Balerna mit Helvetica, welchem zufolge m
der allgemeinen Volksversammlung keine einzige Stim-
me für Vereinigung mit Cisa'pinicn, ro Stimmen
für Bildung einer eignen Republik, alles übrige aber

zur Vereinigung mit Helvetien stimmte. Die Ver-
sammlung bezeigte ihren Beifall über diese freudige
Wiedervereinigung.

Das Direktorium giebt bestimmtere Auskunft über
den Salzkanf für Wall i s: sie wird an die Com»

mission gewiesen.
Das Direktorium zeigt an, daß in einigen Klo»

stern immer noch Novizen angenommen werden: der

Gegenstand wird der Klöstei commission zugewiesen.
Das Direktorium theilt ein Begehren des Klosters

Wetting en mit, welchem zufolg es zu Zahlung
seiner Kontribution einige Güter zu verkaufen wünscht.

Der Gegenstand wird in die wegen einem Verkauf
eines Hauses des Klosters Engelb erg nicdergeftzte
Commission gewiesen.

Eine Commission legt die Einthcilung des 101002

Menschen enthaltenden Kantons Wall is in 12 Di-
strikte vor, welche einmüthig angenommen wird.

Das Direktorium theilt eine Foderung einer Pw
ceßrevision aus dem Kanton Bern mit, welche i»

die Preceßrcvisivnscomnüsston gewiesen wird.
Die Gcmeind Corbiere begehrt eine MM»

tung ihrer Gemeindgüter und das Direktorium üdw

sendet il ähnliche Bittschriften aus dem Kanton s
man, welche sämmtlich an die gewohnte ComniiW
gewiesen werden.

B Bouvillon in Payernc übersendet eine M
triotische Adresse, in der die Beeidigung der Priester

dcr Hauptgegcnstand ist. Kuh» fodcrc auf diese

Veranlassung die Beeidigung der ganzen Nation.
Koch sodert Tagesordnung, und bedauert die 3^
dring ichkcit Bouvillons, die dcr Versammlung euies

alten Gegenstandes wegen durch eine lange bcclam^
tionsrclche Adresse viel Zeit verliere» macht; die?«

gcsordnung wird angenommen. H u ber ergreift d>r

sen Anlaß um den Wunsch zu ausser», daß durch «

clamation erkennt werden möchte, daß noch heute >

dieser Versammlung der Bürgeret!) geleistetwerd
sott; da aber niemand acclamiren will, so ninM
seinen Antrag zurük.

Durch relatives Stimmenmehr wirdHämmelr
zum Präsidenten erwählt und die Seccerar

Haas und Panchaud bestätigt.

Senat 22. Juny.
Nach Verlesung des Protokolls spricht, k^fi^

chere gegen die Abfassung desselben: es wird da

gesagt, über den Beschluß des grossen Rathes o« 1

send die Discussion der beiden Direktoren Bay
Pfyffer sey man als unnüz (aomms inuma) j



Tagesordnung übergegangen.
^

Er begreift nicht wie-
man einen Beschluß als ünnüz erklären und so zur
Tagesordnung übergehen kann. Wenn der von For-
nerod und Ochs in der gestrigen Sitzung anfge-
stellte Gruudsaz, nach welchem jeder öffemiicher Be-
amte jeden Augenblik seine Einlassung willkühriich
nehmen kann, gelten sollte, so wurde dieß zu der
völligsten Anarchie fuhren. Er will dwTagesordnung
soll so motivlrt werden: Der Schluß könne nicht ane
genommen werden, weil noch keine organischen Ge-
setze sur den Fall vorhanden sind. Lulhi v. So-
lothurn vertheidigt die Abfassung des Protokolles
als dem gestrigen Schlüsse des Senats entsprechend,
îaflechere bèharrt auf scincrMciiiung. Bertho-
let sagt, Ochs selbst habe gestern die Abfassung des
Protokolles, so wie sie ist, angegeben. Frvssard
behauptet, als gestern von der Onnission des Sena-
tors Rogg die Rede gewesen, habe er die Tagesord-
nung gerade so begehrt, wie sie kurz zuvor Ochs fur
das Begehren der beiden Direktoren verlangt habe,
weil es jedem Bürger freistehen müsse, eine Stelle
niederzulegen, die er nicht länger bekleiden will.
Luthj p. Sol. erwiedert, man sey über das Be-
gehrcn des B. Rogg zur Tagesordnung übergegangen,
»hne ihm solches zu bewilligen. Craner und For-
nerod spreche» für die Abfassung des Protokolls;
saslu, ebenfalls, doch konnte man die Stelle da-
hin abändern, daß man sagen würde: «Der Senat
Mvtt den Beschluß überflüssig und geht zur Tages
^°"""3uber.« Ne din g stimmt bei; würde man
u^":Weil noch keine organischen Geseze

vorhanden, so könnte ein jeder diesen

M,» - n"""' benutzen, um seine Dimission zu geben.
»"llart Zaslins Redaction für richtig nnd gcht

min «ber. Lâfle ch e r e wider stjt sich

Achtivirung der Tagesordnung über die vom

man - 66 begehrte Entlassung. Diese gründet
Nemäki! jeder nur bei dein Korps das ihn
àk,? ^ Entlassung nehmen kann, und kurz
ibren,^^"! '"an an, es sollen die Direktoren bei

>»> t>, ^l-'s die Entlassung nicht nehmen können

lind?/ e -à vollkommner Widerspruch. Gelärm
M Tagesordnung, die angenommen wird,

tons q," Beschluß, welcher dem B. Schwaii, Ka»-

ael,i> a" seine Baase zu heurathen erlaubt wird vor-

iinm» ?îorner od beklagt sich daß der grosse Rath
ae,n.'^ '"îche einzelne Fälle bewillige, anstatt ein all-
»Uiw"^6 Gescz zu geben. Zä 6 lin ist gleicher Mei
Men ' aber den gegenwartigen Beschluß anneh-
di-r,' R e d i nq glaubt, wen» wir immer fortfahre»
h." »idividnellen Beschlüsse zu genehmigen, sower-

nen ""ch lange vom grossen Rath keinen allgemci-

vn,i. ^Vorschlag erhalten ; er habe bereits in einer

sut a
gehenden Sitzung gesagt, daß die Bewilligung

a/6 .".Heurathen vwimchr Aristokratie beförderten,
im Gegentheil diese dadurch befördert wurde;

will den Beschluß motivirt verwerfen lassen.

Kuller behauptet, daSGesej sey lvirll'ch ariffok'.'«,
tisch gewesen; und da wir schon so viele Bewillign»-
gen ertheilt haben, müssen wir sie auch gegenwärtig
gebe». Frossard ist gleicher Meinung; nach s's

manchen ertheilten Bewilligungen, müßte die Versa-
gmig derselben in diesem Fall, dem welchen sie träfe,
allzucmpfindlich seyn. Forner o d will d eßmal be-
willigen, aber zugleich wünscht er, daß der Senat
sich erkläre, von nun an keine äh nliche Bewilligung
weiter g bcn zu wollen. Reding fügt sich diesem
lezteren Vorschlag. — Der Beschluß wird angenommen

Die Fortseznng im Men Stük morgen.

Zürich den -z Prairial 6 Jahr der Republik.
Der Commissair der Regierung bei der Armee der

fränkischen Republik in Hclvetien, an das Voll-
zichungsdircktorium der helvetischen Republik.

Bürger Direktoren,
» Der natürliche Antheil, den ich an allem nehme, was

die fränkische Regierung, deren Stellvertreter ich in diesem
Lande bin, betrist, haben mich bisber überzeugt, daß die Wohl-
fahrt Hclvetiens auf das innigste mit ihr verbunden ist; ich muß
also alle Maasregeln ergreifen, welche die Vortheile beider
Republiken zu vereinigen, im Stande sind.

Um diesen heilsamen Endzweksiu erreichen, steht mir nur ein
einziger Weg offen, dieser, die obern und untern Obrigkeiten
der Schweiz zu rcso r m i r en. Es ist durch die That erwie-
sen, daß der sehr entschiedne Hang einiger Mitglieder des

Vollziehnngsdireltoriums zur Rükkehr nach der ehemaligen Re-
gierungsform mir die größten Uebel nach sich ziehen kann.

Die Stadt Bern, dieser Mittelpunkt der giftigsten Olk-
garchic, hat den öffentlichsten Einfluß auf Sie; sie legt allen
von der frank. Regierung befohluen Verfügungen Hindernisse
in den Weg sie sucht durch heimliche Ranke den Laus der hel-
veUschen Republik aufzuhalte», sie endlich thront mitten unter
Ihnen, leitet Ihre Meinungen, und dictirt Ihre Entschlüsse.

Sahe Bern, säheLuzern nicht Burger, die in seine»
Mauern geboren waren, im Direktorium sizen, so wür«
den sich diese Kantone der Kontribution nicht widersetzen, die
doch nur eine gerechte Entschädigung der ansehnlichsten Kosten
sind, welche eine Armee, die um die Freunde der Freiheit z»
beschme» nach Helvetica geschikt wurde, verursacht hat.

Wenn sich die Verwaltungskaiinncr» dieser beiden Kantone
nicht offenbar von dem helvetischen Direktorium ttmcrstüzt
fühlten, würden sie sich den Befehlen meiner Regierung nicht
so unverschämt widersetzen.

Es ist also ausgemacht, es ist also dringend, daß ick,
und das, vermöge der Gewalt mir der ich in allen bürgerli-
chen, politischen und Fiiianzangelegenheiten bekleidet bin, die
Dinge in den Anstand, in dem sie seyn sollten, wieder herstelle.

Es thut mir also leid, Bürger Direktoren mid ich bitt«
Sie es mir zu glauben, es thut mir leid, daß ich in einem
Ton mit Ihnen reden muß, der mir nicht eigen ist; aber es

ist die Gewalt der Umstände, es ist die unwandelbare Festig-
keit die ichz Ihnen angekündigt habe, die mich bei dieser Go«

legenheit leiten.
Die Freunde der Oligarchie sind es, welche die Ien ne r,

die Stapfer, die Lüthard nach Paris gesandt haben, und
ohngeachter Sie einen Bothschaster bei dem fränkischen Direk-
torium haben, erkennen Sie die unpolitischen Verfügungen,
die listigen Schliche dieser, nur von dem Kanton Bern abge«
sandten Deputirten an. Von da gehen die vergifteten Nach-
richten aus, welche die fränkischen und helvetischen Blatte«
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verunreinigen; Ihnen ist nicht unbekannt, in welcher treulosen
Absâ diese Blatter ausgetheilt werde»/ und ebne Zweifel wis-
sen Sie auch, daß das Kabinet von Et. James ihre Redac-
reurs besoldet. Als einen unzweideutigen Beweis meiner Be-
hgilptnnz / werden Sie sich wenn gleich nicht ohne Verdruß
erinnern, daß ich Sie bei unserer lczten Zusammenkunft in
Ar,m im Namen des Vaterlandes ermähnte., die schnellsten
Maasregcln zu ergreifen, um den brittischen Agenten > der bei
Ihren Mitbürgern aus und eingicng, festzusetzen. Sie schic-
nen mir nicht mit großer Bereitwilligkeit zuzuhören, und die
Art, wie sie sich benahmen, hat sich vollkommen zu dem Aus-
enthalt gepaßt, den der brittische Agent zwei Tage nach wei-
uer Abreise bei Ihnen, inArau, Ihrem Wohnort, gemacht
bat. Ich unterließ darauf nicht Ihnen schriiilich die sehr
sichern Nachrichten, die ich über dieses Factum Halle / mitzu-
theilen; was erhrelc ich für eine Antwort?

Sie schrieben mir in einem sehr spöttischen Ton, und
foderteu noch spöttischer das Signalement dieses Agenten von
Pitt, als wenn der Abgesandte von der Regierung einer gros-
sen Nation der Anführer der helvetischen Gensdarmes ware.

Nach allem, was mich Ihnen meine Freimüthigkeit hat
sagen kassen, deià nur, der Bürger Bay ans Bern, und
der Bürger Pfyffcr aus Lnzcrn, würden sehr klug handeln,
wenn sie ihren Abschied ans dem Direktorium nahmen. Dieß
ist nicht das erstemal, daß die fränkische Regierung, wenn
es darauf ankam, ein Hand, dem sie die Freiheit zum Geschenk

gebracht hatte, zureiten, die ihr natürliche Festigkeit anzu-
wenden gewußt hat. Das was in der Cisalpinischen
Republik vorgefallen ist, wird ihnen nicht unbekannt seyn.

Der Minister der auswärtigen Angelegenheiten in Helve-
tien, (Begos) hat keine bessere Grundsatze; er hat es durch
seine Verbindungen mit Jenner, Erapfer und Lüthard darauf
abgesehen die Schweizer gegen die Franken zu erbittern. Da-
her die zahllosen weder aus Thatsachen, noch auf Recht ge-
gründeten Klagen; daher die arglistig verbreiteten Gerüchte,
welche dem guten redlichen Landvolk begreiflich machen sollte»,
daß die Franken nur zu ihrer Unterdrückung in die Schweitz
gekommen seyen. Der Minister ist es, der, einverstanden
mit den Beinern, alles dahin dreht nud wendet, um das Ey-
stem einer neuen Oligarchie ins Ansehen zu bringen. Der Ge-
n.ral-Sekreta'r S;ek ist eben so gefährlich durch seine Anffüh-
rung wie durch seine Grundsätze- Ich stelle mir vor, Bürger
Direktoren, daß der Minister und der General-Sekretär un-
verzüglich ihren Abschied nehmen werden.

In Luzcrn herrscht ein völlig gcgenrevoliitionnairer Geist,
nnd die Uebtlgesinnten, die Pfaffen, die Fanatiker werden von
dem Statthatter und den Mitgliedern der Verwaltungskam-
mer offenbar unterstützt. Ich kann ohne das Interesse Frank-
rcichs, welches aneb das Ihre ist, in Gefahr zu bringen, diese
Verwaltungen niche langer an ihren Posten sehen, Ihnen
kommt es zu, sie sobald wie möglich abzuberufen ; Ich habe über
die Mvralitat einiger Liizerncr Patrioten die genaueste» Er-
kundigungen eingezogen, und es ware sehr wesentlich, die je-
zigcn Mitgliederdicser Verwalrmigokammer mit ihnen zu besetzen.

Diese Patrioten sind ncmlich: die Bürger Ettinger; Dok>
tor Koch; Glcgncr; Vice. Regnstratcr Singer; Baumeister
W-tmei ; Professor Parker; Guggcndüler; Ronca, Doktor. —

Dieses sind die Namen der Patrioten, die ich Ihnen mit
te» Verwaltungsämtern in Lnzer» zu bekleiden, vorschlage

Was den Statthalter eben dieses Kantons betrist, so ist
er ebenfalls im Fall, abberufen zu werden; man versichert
mich, der Bürger Fei er sey ein reiner, für das Wohl sei-
nes Vaterlands eifriger, und der grossen Nation ergebener
Patriot. Ich habe ausser dem den Vortlpeil, ihn persönlich
z>. kennen, und die iiiizweideutlgeu Beweise, die er mir von
seinen! a aoa.ben hat, machen mich glaube»/ daß
er seine Pflichten als Statthalter, erfüllen würde.

Die Verwaltmigskanüntt von Bern kann eben so wenig
an ihrem Poste» bleiben. Der Statthalter ist ebenfalls n,
dem Fall, von einem andern ersetzt zu werden. Ich erwarte
in dieser Absicht über die Moralität einiger Bürger, welche

würdig seyn könnten dieses wichtige Amt zu übernehme»,
noch sichere Auskunft; sobald sie mir zugekommen ist, weide
ich nicht ermangeln, sie Ihnen mitzutheilen, bisdahi» schien
es mir aber sehr unvorsichrig, den Bürger Tillier, dessen Mi-
innigen mir den Ablichten der fränkischen Regierung nicht zn-

sammen stimmen, als Statthalter von Bern beizubehalten.
Eiu anderer Amkt. über dc» es auch wichtig ist, Bürger

Direktoren, daß Sie sich erklären, ist die von dem vergebt,'-
chen ehemalige!, Kanton Bern widergesetzlich abgeschickte Der!»
ration der Bürger Stapfer, Jenner nud Lürhard nach Pâ
Sie wissen, und die helvetische Constitution sagt es ansdrà>
lich der Kanro» Bern soll aus Bern und seinem Gebiet be-

stehen, ohne das Waltland und das Aergäu; wie konnten Sie
also eine Deputation, die im Namen des ehemaligen CanwnS

Bern, der sich über das Aergäu, das Wattland, Oberland
und die Frcyämler erstreckte, gesandt war, anerkennen? Sine

solche Anerkennung würde die Konstitution und die Uinheildar-
keir der Republik verletzen und da es das Interesse der srà
tischen Regierung ist, daß dieser öffentlichen ^irkunde kein Ei»-

trag geschehe, da Sie keine» andern, als den veu Ihnen
selbst ernenn! e» Abgesandren erkennen können und müssen,

glaube ich mich Sie zn bitten genöthiger, daß Sie mir eine

förmliche Erklärung ausstellen mögen, durch welche das helle-

tische Direktorium ankündiget, daß es, da es nie von irgend

z einer Deputation des ehemaligen Kantons Bern nach Paris

j gewußt noch habe wissen können, auch seine Einwilligung n>K

5 dazu gegeben habe, und allem, was diese Deputation W,
veranlaascn und unternehmen könne, seine Äncrkennniig >A-

sage.
Diesen Gebrauch, Bürger Direktoren, habe ich von dw

Ansehen, mir welchem mich die stänkisme Regierung zu bellw

dc» gewürdigct, machen zu müssen geglaubt. Ich spreche »»«

handle also nur ihrem deutlich erklärten Will?» gemäß, der es

Z mir aufgelegt, über ihren und Hclvelicns Vortheil
'

cheu. sìcine andere Leidenschaft als die für die WolM»
5 Ihres Vaterlandes, treior mich an; es ist dringend, es st

g unumgänglich, daß die Bürger Direktoren Psyffec nnd

unverzüglich ihren Abschied nehmen. Eben so nothwendig m

j es, vag der General-Sekretär Stet, und der Minister der

f austvu'rrigcn Angelegenheiten, Begos, sogleich von i>M
sten abgehen. Ich meide die beiden abgehenden Direntt»
durch die Ernennung von andern Bürgern, deren Ergeben»-'

au die Franken, und Anhänglichteil an ihr Vaterland »''ft
ist, ersetze», und das Dircltvrium wird zu einer ne»e»'?s

seines andern General-Sekretärs und Ministers der

i gen Angelegcnhcilcn schreiten. ^
Sie werden endlich nicht anstehen, den Statthalte'

die Mitglieder der Lurzerner-Verwallmigskammer
m» m,'"',." welche sie zn ersetzen berufen scheinen' >wodie Bürger,
welche ich die Ehre gcyaat, Ihnen anzuzeigen. Der

offizier, der Ihnen diesen Brief überreichen wird, M -

Antwort abwar, en, und sein Bericht wird die Maaeregcu

äimmen, die mir meine entschiedn? Festigkeit und bestim

Entschluß, Helvetieu zu reiten, eingiebr-
i repndlil
Unl »zeichnet:

Empfangen Sie meinen repiidlikanischen^Gruß-^^

Damit man mit Beiträgen oder Anfragen sich

nicht mehr an mich weude, thue ich hiermit die Ameis -

ich bereits s,i vcrmichenem Maimonate au der ogc ^j>
des schweizer: ch.« Republikaners nicht den gemM"' -

habe. Leooard Me>sier-



Der schweizeris'
heraus

von Escher
Mitgliedern der geftzgebenden

Acht und fun
Zweites

Zürich, Mitwochs

Gesezgebung.
Senat 22. Juny.

(Fortsetzung.)
S ch w alle r s Begehren werden einige Com

mkssiont» in denen Ochs uns Dold er waren, ersczt:
in eie Revisionskommission der Constitution kommt
als Suopleant Berthol let; in diejenige über
meindguler Laflechere und Hoch.

Das Lolijiehungsdirektorium theilt die Antwort
des Landgrafen von Hessen - Darmstadt auf die ihm
geschehene Anzeige von der Gründung der helvetischen
Republik, mit.

Der Beschluß, welcher dem Obergerichtshof auf-
tragt, einen Vorschlag über seine Organisation und
sein Bureau silhst zu machen, und denselben den ge-
sezgevcnden Rathen zur Genehmigung vorzulegen,
wu-ö ans Genhards Antrag für urgent erklärt und
einstimmig angenommen.

Luth, v. Soloth. schlagt vor, da man, um
m Helvetica zu reisen Passe nöthig habe, solle der

^ Mitglieder eigne Passe ausfertige»;
oieß wird angenommen und den Sckrctarien aufge-
nagen, fur die Verfertigung solcher Pässe zu sorgen.

3?v lin als Sekretair bemerkt, dasauch für die
Ausgaben des Bureaus vom Senat, einiges Geld
nothwendig wäre. Nach einigen Bemerkungen geht
àn zur Tagesordnung über und überläßt den Saab
m »enorm, die Mitglieder des grossen Ratdes auf-
Modern, den Vorschlag zu bewirken, der alsdann
vom Senat müsse augcnon.men werden.

Grosser Rath 2z. Juny.
Der Senat fodert zur Organisation seines Bu>

reau Franken, welche sogleich bewilligt werden.
Die Gemeinde A ff ol tern im Nederementhak

«v'icht auf alle Tit-l hin, das Collatnrrecht ihrer
^Knhn zeigt, daß ihr dasselbe als Ei-

s i'N'um gehöre: der Gegenstand wird IN die Colla-
rurcomnêo-, gewiesen.

^ von Lnzern lodern das von ihren
Ewhnen „> das Kloster St. Urban ae j,

ocyte SUbelgcschirr und à Art Leibrenten juruk. tl

>e Republikaner
«geben
U N d U ft e rt
äthe der helvetischen Republik.

zig st es Stück.
Quartal.
>en 4- Julius 1798.

der Gegenstand wird sogleich in die Klöstercommisstoi?
gewiesen.

Das Direktorium zeigt an, daß die Lemanischen
Gemeinden, die von ihrer ehevorigen Landesregierung
bezogne Reisgelder nicht mehr verzinsen wollen E es

er et an sagt, da diese Reisgelder im vorigen Jahr«
hundert von den Gemeinden selbst zusammengelegt
wurden, so seyen sie offenbar ihr Eigenthum. und
da die alte Regierung nun aufgelöst sey, so könne
das Verkommnis, welches sie mit derselben bei Zu«
rüknahme dieser Gelder machten, dieselben rcxz Jahr«
lang mit 1 p. C. jährlich zu verzinsen, nicht mehr seyn;
indessen wünscht er Untersuchung des Gegenstandes
durch eine Commission. Spe ng ler fodert, daß die
zu treffende Verfügung auch für den ehemaligen deut«
scheu.Kanton Bern gültig sey. Kühn sagt, da die
Reisgelder Eigenthum der Gemeinden waren, so sey
die aufgelegte Verzinsung derselben eine wahre Abga»
be, die nun nicht mehr fortdauern könne, und also
sogleich abgeschaft werden müsse. Michel bemerkt,
daß im Oberland die Gemeinden selbst diese Reis«
gelder aufbewahrt hatten und da sie diesen Jahrzins
schon mehreremale bezahlt, so wünscht er Vergütung
desselben insofern ste noch wirklich vorhanden sind.
Der Gcgenstau-d wird in eine Commission gewiesen,
in welche geordnet werden L üscher, Bourgois
mid Maulnz.

B- Enj macht den Antrag, den alten Kas
lender in denjen gen Gegenden der Republik abzus
schaffen wo er noch üblich ist, damit der neue übers
all gebraucht werde. Kühn fodcrr Aufschub, indem
auch der sogenannte neue Kalender baldig? Um«
Änderungen leiden möchte. Haas wünscht, daß ein
Gcfez ausgegeben werde, um allen Kalendern auch
den fränkischen beidrucken zu lassen. Koch wldersezt
sich diesem Antrag, weil dadurch die gewöhnliche«
Volkskalender verrheurt würden, welches nudrige«
Eindruk i»ach n könnte. BNieter untcrstuzt die
Mgemeinmachung des neuen Kalenders. Kühn folgt
Haas, weil dadurch die astro-ogischen Zeichen ans
den Kalendern verbannt werden. Se er elan be?

aehrt Nieoersezung einer Commission um e neu Vor«
schlag übrr diese zu wü»jÄ)cnde Einrichtung zu machea.



E sch er sagt, sobald man so weit gehen wolle, so

müssen die Voikskalender im Allgemeinen verbessert

werden, sowohl in Rüksicht der Zeitrechnung selbst,

als auch besonders in Rükficht der lustigen Historien
und wizigen Einfallen, die ihnen angehängt find.
Dieser Antrag wird angenonunen und in die Com-
mission geordnet, Efcher, Haas, Sccretan,
Guter und Io mini. Guter will nur unter der

Bedingung in die Commission, daß er die heiligen
Namenstage statt in Kraut und Rüben wie die Frau-
ken, in Benennung von wichtigen republikanischen Be--

gebenheiteu umschaffen könne: genehmigt.
Das Direktorium fodert 6czoo Franken für die

Bedürfnisse des Ministers der Erziehung und

Wissenschaften: das Ansuchen wird genehmigt.

Man verlangt Behandlung des Gutachtens über
die Feudalrechte; Kühn sagt, die Abschließung
über die Besoldungen sey noch wichtiger, um ;edem
Beamten das Bedürfniß zu nehmen, sich auf andere

Art bezahlt zu machen. Dieser leztere Antrag wird
angenommen.

Der l. §. des Besoldungsgutachtens enthalt die

Bestimmung, daß die Mitglieder der beiden gcsezge-
benden Räthe, jedes jährlich zoo Dublonen Besot-
dung haben sollen. Michel sagt, wenn wir uns
selbst so starke Besoldungen bestimmen, so geben wir
den Aristokraten Waffen in die Hand, um das Volk
glauben zu machen, wir handeln nur aus Privatim
leresse, und unser Staat ist zu arm, um so starke

Besoldungen zahlen zu können, daher trage ich auf
s Neuthaler täglich an. Herzog will bei dem Gut-
achten bleiben, um des bedürftigen Zustandes des
Staats willen wünscht er aber, daß jeder Reprä,
sentant das erste Jahr 50 Dublonen in die Staats-
kaffe abtrete. Lüsch er kann nicht begreifen, woraus
eine so starke Summe für die Bezahlung aller Ge-
walten herkommen sollte, er fodert daher, daß wir
uns mit 200 Dublonen begnügen. Esch er folgt
Lüschec, und zeigt, daß durch solche Besoldungen,
weicht jährlich circa 4 Millionen bettagen, der Staat
ganz ohnmächtig würde etwas Zwekmässtges für
Kultur der Nation und für Erziehung zu leisten, und
daß also dadurch die Nation noch lange in ihrer AuS»
biidung zurükgehalten wurde. Spengler ficht frei»
sich auch ein, daß durch niedere Besoldungen der,
Reichthuiusarifiokratism befördert würde, aber der
angeführten Gründe wegen, und weil wir einfach und '

republikanisch leben sollen, stimmt er ebenfalls für
Zoo Dublonen. Rellstab zeigt, daß dieser lezte
Vorschlag nicht genüge, um bequem mit einer Haus»
Haltung iu Arau leben zu können, er begehrt daher
250 Dublone». Hämmel er glaubt, selbst dieser
Vorschlag genüge nicht für die Diensie die man dem
Vaterland leiste, er unterstüzt daher das Gutachten.
Billeter istgleicher Meinung und sagt, da er eine
starke Haushaltung habe, und von den Oligiarchen

von allem entblöst worden sey, so müsse er das Gut-
achten linterstüzcm Haas suhlt die Wichtigkeit der
beiderseitigen Grunde, giebt aber zu bedenke», da
selbst die frankischen Repräsentanten wenig über zoa
Dud. erhalten, ob ww unsre Fvdenmg beinahe eben
so hoch spannen können, da wir doch nur in Arau,
nicht in Paris leben müssen: er stimmt also auf
Verminderung. Lacoste trägt auf 250 Dub. an.
Huber stimmt für den Antrag des Gutachtens.
Leb on stimmt für 250 Dud. und will 50 davoo m
eine Cassa thun, ans der die arbeitsamsten MilzÜe»
der belohnt werden sollen. Custor glaubt, es s,y
nothwendig, daß die Beamten gut bezahlt seyen,
weil sie bei schlechter Bezahlung schlecht arbeiten.
Die Fortseznng dieser Berathung wird auf Morgen
verschoben.

Das Creditif der 4 Deputirten an Rapinat
und Sch au en bürg von dem Vollziehungsoireklo»
rmm wird, nebst einem besondern Brief dieses leztern
verlesen, worin es dem General Schaue nbuez
bei der nunmehrigen gänzlichen Vereinigung Helve»

tiens zu Handen der fränkischen A mee dankt fur die

Bildung dieser neuen Republik. (Man klalicht).
Huber fodert, daß beide Räthe feierlich erklären

sollen, daß fie völlig die nemlichen Gedanken hege»,

uud daß sie als» diesen Dank im Namen der helvB
schen Nation erklaren. Dieser Antrag wird angenow-
men. Huber liest sogleich den Beschluß-ulMs
hierüber vor indem er denselben in der unbezweistb
ten Erwartung der Genehinigung seines Antrags M
Voraus verfertigte, damit er sogleich an den Senat

gesandt werden könne: angenommen.

Senat 2z. Juny.
Dt'e B. Bay und Pfyffer, gewesene Direkt»!

ren, erscheinen im Senat, und begehren einen Vorkrag

zu machen. Sie erklären alsdann durch das Organ
des erster» : Daß sie, als gewesene Direkturen, m Krast

der Konstitution, de Facto von ihrer Stelle im M
nate, zu denen fie der zy. Artikel der Koustsiution
rechtiget. Best; nehmen, sie thun das ohne S»E
oder Groll über daS Vergangene, in der re-insten V'
ficht, das innige und vertraute Einverständnis M
scheu den verschiedenen Autoritäten, durch ihr» U
Wirkung zu befördern; Bedingung, unter der,, na» 7'
rem Ermtssen, allein das wahr« Wohl des
des erreicht werden kann. — Usteri verlangt,.^
der Senat die B. Bay und Pfyffer einlade Sss.'.,
nehmen; er bezel,gt Freude, seine beide» Kol-W"^'
zu schen, und verspricht fich von ihrer Theil»ahwe »

dm Arbeiten des Senates viele Vortheile, êa

chere: So oft der Senat konfiitlttioasgcniaß v«

delt, so wird er wohl gehandelt habcm Die b.> '
gewesenen Direktoren find durch das Zuttauenf
Volks in den Senat gewählt worden; als r,x

- ren giebt ihnen die Konstitution Ejz im S enatt, >

haben also gedoppelten Tjtel dazu. Frossarv 0



2? I
für seine Pflicht, die beiden vor ihm gefallenen

Meinungen zu unterstutzen; das Gesez spricht klar,
und er glaubt veßnahen, es sey keineSweges der Fall
in weitere Diskussion einzutreten. Bay verlangt das
Wort, um seinem ersten Vortrage etwas beizufügen —
Er glaubt, da die Konstitution so klar und bestimmt
spreche, würde jede Diskussion inkonstitutioncl! seyn:
nur zwei mögliche Fälle giebt es, die ihn und seinen
College» hindern könnten, in den Senat zu treten;
der erste wäre, wenn das fränkische Direktorium sich

dagegen erklärte, in welchem Fall auch der freie
Schweizer aus Dankbarkeit, diesen geäußerten Wist
lea respiktiren würde; der zweite, wenn der Senat
Grund zu einer Anklage gegen sie haben, und eme-
solche gegen sie ergehen lassen würde: ohne den «inen
oder andern dieser Falle, sieht er nicht wie Diskussion
statt haben kann. Der Präsident Lülhi von Sol.
frägt nun: ab die beiden Exdirektoren nicht während
der Diskussion den Saai verlassen sollten? Mehrere
Stimmen unterstützen dieß Begehren. — Sie wollen
sich entfernen. — liste ri und Bert h oll et widersez-
ten sich der Entfernung, und verlangen, daß ihre Kol.
legen Siz nehmen. Fornerod will eine geschloßue
Sitzung. Das Stimmenmehr wird aufgenommen.
Mit ly Stimmen wird beschlossen daß sie bleiben
sollen, 15 verlangen den Abtritt. Genhard sagt:
Unsere ehemaligen Kollegen sind vom Volk gewählt,
und dadurch hatten sie das Recht im Senat zu sitzen;
aber sie haben dieses Recht durch Annahme einer am
dern Stelle veriohren; der Artikel der Konstitution,
welcher die abgehenden Direktoren von rechtswegen in
den Senat treten läßt, scheint ihnen allerdings wie-
der neues Recht zu geben; er will auch nicht sie da-
von ausschließen; allein da wegen jenes Artikels eine
Kommission niedergesczt ist, die eine Abänderung deft
selben vorschlagen soll, so werden sie sich dem in der
«°lge zu gebenden Gesetze unterwerfen müssen: da
»er Fall, in welchem sie sich befinden, ganz ausseror-
deutlich ist, sg müssen wir mit aller Behutsamkeit zu

Aerke gehen; er schlagt also vor, ihnen provisorisch
«!Mng gestatten. Luthiv. Langn, findet die Coast,tu-
r>on spreche klar und will die Discussion soll beendigt seyn
und dieEMrektoren ihre Sitze einnehmen. DerPrasl'
vent behauptet: über den vorhandenen Fall spreche die

Konstitution gar nicht; unsere beiden ehmaligen Cost

ieyti, „icht Exdirektoren; wann sie sur solche

M» wurden, so könnten in einem Jahr wohl
Mzig Exdirektoren in den Senat kommen. U st e r : :

einigen Tagen eine gewisse Piece sit dieser

a-n ^'ìung verlesen ward, habe ich mir Stillschwei-
Üwff^gelegt, weil ich glaube, daß es Zeiten und

Stu?^, 6'îbt, wo dem Stellvertreter des Volkes

b-« ..Zweigen nicht minder Pflicht wird als Re«

selb» ».
andern Umständen, und wo Stillschweigen

bercer ist als alles Reden. Ich habe wahrlich

-hen-uî glaubt, dieses Stillschweigen heute schon, ore.
^nzu ivoà. aber eö giebt Fälle, wo ich me,k<n Gtt

fühlen nicht gebieten, und meinen wenn schon überleg-
ren Entschluß nicht halten kann, ein solcher Fall ist
der gegenwärtige: die Konstitution berechtigt unsre
College» Siz im Senat zu nehmen; ich glaube im:
ihnen, es kann darüber keine Diskussion statt finden;
es wäre denn, man wollte delibeciren, ob der Konsti-
tution gemäß, oder ihr zuwider soll gehandelt werden.
— Man sagt, unsre beiden College» seyen nicht Exdb
rektorcn, der zy. Artikel der Konsticut on betreffe fie
nicht; ich frage: ist der, welcher einen Tag, einen Ms-
nat, ein Jahr Direktor war, und die Scelle nun nicht
mehr bekleidet, weniger Lxdirekcsr, als der, der fünf
Jahr Direktor war? Kommt es uns zu, die Konsti-
cution nach einer so sonderbaren Willknhr auszulegen?
Man sagt, auf diese Art könnten wohl fünfzig Oirek-
toren in einem Jahr in den Senat kommen; gut,
wer das fürchtet, mag durch orgauistrte Gesetze es
verhüten; sobald das Gesez vorhanden ist, soll daft
selbe; aber bisdahin soll die Konstitution, die allge-
mein spricht, und zwischen keinen verschiedenen Arten
von Exdirektoren unterscheidet, gehandhabt werden;
man spricht von außerordentlichen Umständen, unter
denen unsere zwei Kollegen ihre Stellen haben nieder-
legen müssen: ja wohl sind sie ausserordeatlich, diese
Umstände; ja wohl ist es ausserordentlich, wie unsre
Konstitution in ihren Grundsätzen angegriffen und zu
Boden geworfen worden ist. — Aber auf uns fällt die

Schuld hievon nicht — eine fremde Gewalt hat es

gethan, und weil sie unsere Konstitution verlczt hat,
so sollen w i r dieselbe nicht auch verletzen. — Diet-
Helm glaubt, der Senat könnte beiden gewefe-

nen Direktoren, ihre Entlassung aus dem Senat,
auch wenn sie solche begehren wurden, nicht geben;
er stimmt der vor ihn, geäußerten Meinung bei.

Z äs lin unterstüzt diese Meinung ebenfalls, da der

Senat je genauer er sich an die Constitution halte,
desto weniger irre gehen werde. Lang finder den

Fall ziemlich wichtig; die zwei Exdirektoren seyen frei-
lich vom Volke gewählt gewesen; aber es sey ein Ge-
sez gegeben worden, daß die abgehenden Glieder der

vegislatur, bis zu den neuen jährlichen Wahlversamm-
lungen nicht ers«zt werden sollen. — Er wird unter-
brechen, man bemerkt ihm, daß dieses Gesez keinen

Bezug auf die Frage habe — und er verlangt nun die

Niedecsezung einer Commission. Cr a ner sagt, man
könne nicht laugnen, daß der Fall außerordentlich fty
und uns in einige Verlegenheit seze^ er hab« nichts

qegen die beiden Mitglieder einzuwenden; hatte »der

gewünscht, sie würden stillschweigend und ohne weis

ters ihre Platze eingenommen haben wann vie Con-

stitution sie dazu berechtigt. Wir wissen alle., datz

eine höhere Hand in der Sache gebietet; wann dies?

vttiaugen sollte, daß die beiden Exdirektorm auch

5cn Senat verlassen, so zweifle er nicht, sie werden

diesem Befehl gehorchen; der Senat soll also zur
Tagesordnung übergehen. Man geht zur Tagesord-

nung über. (Die Fortsetzung folgt morgen.



Zürich, den zo. Prairial 6ten Jahr, (-z Junp. )>

Der Neqierunas-Commissar bei der Armee der fran
tischen Republik t» Helvetien.

In Betracht, daß, wen» es einerseits wahr ist,!
daß die Schweiz bis jezt eine Eroberung der fränktt
scheu Armee war, es von der andern Seite nicht we-
Niger wahr ist, daß es den Agenren der frankischen
Regierung nicht weniger zukommt, allcCwil- Polity
sche- und Finanz Operationen, die in Helvetica statt
haben sollen, anzuordnen;

In Betracht, daß alle dierenigcn, welche darauf
bebaut waren, irgend eine Maasregel, welche es
der fränkischen Regierung in der Schweiz zu treffen
gefiele, durch Anträge, Reden oder Beschlüsse zu hm-
dern, nothwendig Feinde dieser Nation und der Ar
mee sind, welche ihr dieselbe zum Geschenk gebracht
hat, und nicht anders als Eoldknechte des brittischen
Kabinets angesehen werden können;

In Bekracht ferner, daß die Motionen und De-
krete, welche taglich von der gesezgebenden Gewalt
H-lveticns gemacht werden, eben so wie die Beschlüsse
des Vollziehungs-Direktoriums das Daseyn einer
gefährlichen und dem Wohl Helvetiens nachtheiligen
Faknon an den Tag legen; einer Faktion, deren
Theilhaber, in der Absicht, ihr mehr Ausbreitung zu
verschaffen, die Zeitungsschreiber und Drucker im
Sold haben, oder sich selbst damit abgeben, das Gift,
das in den öffentlichen Blättern circulirt, zu distitlieren;

In Betracht endlich, daß man nur in der verra-
therischen Absicht die Einwohner der Schweiz gegen
die Franken zu erbittern, mordbrennerische Motionen
in der gesezgebenden Versammlung vorbringt, oder
sich's zum Geschäft macht, wenig oder gar nicht ge-
gründete Klagen gegen die fränkischen Armeen vorzu-
bringen, um den,o sehr gewünschten Zwek der alten
Regierungen, Oligarchen, und Feinde Frankreichs
zu erzielen, so daß es offenbar, daß es dringend ist,
eine solche Faktion durch die Anwendung einer stren-

gen, aber gerechten, und durch die Umstände gebotnen
Festigkeit zu unterdrücken:

Wird der Obergeneral aufgefordert, folgendenBe«
fehl ergehen zu lassen:

Art. I. Alle in dem gesezgebenden Körper ge-
machten Motionen und Dekrete, alle von dem helve-
tischen Direktorium und den Verwaltungskammern
genommenen Beschlüsse, welche dem entweder von
dem Negierungs Commissair bei der fränkischen Armee
in Helvetien, oder von dem Obergeneral, oder ihren
Befehlen zufolge getroffenen Maaßregeln zuwider sind,
werden für nichtig und ohne alle Wirkung erklärt.
Es ergeht daher an alle Obrigkeiten und an alle Ein-
wohner Helvetiens das gemeßiieste Verbote, diese De-
kr->te und Beschlüsse zu vollziehen; im Gegentheil be-
fiehlt man ihnen ausdrüklich, die von dem Commissar j

der Regierung und dem Obergeneral genommenen Be-
Müsse z« vollziehen und vollziehen zu machen.

Art. II. Alle, welche durch Reden oder Hand-
langen, alle Beamten, welche du ch ihre Urtheile
den Operation n der fiankischen Regierung oder den
von ihren Commissars und dem Obergeneral genom-
menen Maaßregel» Hinverlich zu fiyu suchten, end-
tich alle Zeitungsschreiber, Journaiillen, Verfasser
und Redakreurs öffentlicher Blatter, welche sich erlnu-
den würden, auf eine Weise zu schreiben, um die Ein-
wohner Helvetiens gegen die Franken, und umgekehrt,
zu erbittern, die Armee, ihre Obern und die Commis-
sars der Regierung zu verläumden, argl stige Kaqen,
Beschwerden und andere der Ordnung und Manns-
zncht nachcheilige Reklamationen zu verbreiten, durch

Erzählung von Thatsachen (die, wenn sie von der

Art sind, daß ihnen gesteurt werden kann, vor die

Commissars der Regierung, oder den Obergeneral,
damit er das nöthige darüber verfüge, gebracht wett
den müssen) das Volk gegen die Franken zu empören

— alle diese so bezeichnete Personen tollen ergriffen,
sogleich festgcsezt, als Srörer der öffentlichen R"he
militajrisch gerichtet, und ihre Pressen und Buchdriu
ker Werkzeuge zerbrochen werden.

Art. III. Jeden Tag, an dem irgend ein öffentt

liches Blatt in der Schweiz ausgegeben wird, und

von allen Buchdrukern, Zeilungsfinreibern und W
dakteurs dieser Blätter, soll dem Commissar der Re-

gierung und dem Obergeneral der frankischen 'Mtt
in der Schweiz ein Exemplar davon zugeschikl werden,

damit die besagten Zeitungen von ihnen verificlertund
untersucht werden, ob nichts dem vorhergehenden
Artikel zuwiderlaufendes darin aufgestellt und erzählt

wird. Der Preis des Abonnements wird von den-

selben; so wie von allen anoern Bürgern, vierteisáh-

rig entrichtet werden. Die Buchdruker, Zeitunas-
schreibcr und Redakleurs dieser Blätter find dieser

Verfügung streng nachzukommen gehalten.

Art. IV. Der vorhergehende Beschluß, der in

Form eines Anschlagzettels in beiden Sprachen gtt
drukt, und zu 2000 Exemplaren in allen Gemeinde»
des helvetische» Gebiets bekannt gemacht und ê
heftet werden soll, ist den zwei Räthen der MO-
benden Macht, dem helvetischen Direktorium, sowie

allen Verwaltungsk»nmern zu seiner völligen und ge-

nauen Vollziehung offfiel zuzuschiken. Die DruftoMt
sollen von den Contributlouen, zufolge der vom Eo>w

missair Ordonnateur en Chef ertheilten Weisungen

bezahlt weroen.
Unterzeichnet: Rapinat.

Der Obergeneral befiehlt, daß von der gegenwätt

tiaen Fertigung 2voc> Ex.mplare gedrukt, iolche >

allen Haupkorten der belvctischen Cantonc bekannt fl

macht und angeschlagen, und ihrer Form und ^u»hm
nach vollzogen werden 'oll

Zürich, den zo- Prairial <>ten Jahtt

Unterzeichnet: Schauenburg»



Der schweizerische Republikaner
herausgegebe»

von Es cher und Usteri,
Mitgliedern der gestigebenden Räthe der helvetischen Republik.

Neun und fünfztgßeS Stuck.

Zweites Quartal.
Zürich, Donnerstags den 5. Julius !?9t.

sich über zwei Dinge sehr wundern: erstens daß man
den verlesenen Brief mit der Aeusserung abweisen wolle:
man kenne den Rath von Averdon nicht;
er kenne freilich diesen Rath auch sehr wenig; dem
»och kenne er ihn allenfalls ein wenig mehr, wie
eine gewisse Volksgesellschaft in Lausanne, von der
man vor wenig Tagen unbedenklich Briefe angenom,
men hat; in der Konstitution findet sich freilich dieser
Rath nirgends, aber eben so wenig sind seine Verrich,
cungen irgend einer constitutionellen Gewalt angewie-
sen, sonst wäre er im Fall cassirt zu werden, woran
seines Wissens niemand denke; — zweitens wuudre
ihn, wie man sagen kann, dieser Räch hatte sich nicht
an den Senat, sondern an den grossen Rath wenden
sollen; kann man sich an den lezren wenden, um ge-
gen die Sanction eines schon vorhandenen Gesezvor,
schlage, die »un dem Senat zukömmt, Vorstelln»,
gen zu machen? Was Redings Vorschlag be,
trist, so kann er demselben folgen, oder sich auch da-
mit begnügen, daß der Brief zu Jedermanns Einficht
auf das Bureau gelegt werde, da sein Inhalt von sol,
cher Natur ist, und solche Grundsätze anruft, die noth,
wendig in unser aller Herzen liegen müssen. Lafle,
flechere und Ruepp verlangen Tagesordnung. Sie
wird angenommen.

...u,. U..V A».» Bay erklärt, seine Gesundheiterfodere einige Ge,
y, die sich nirgends in der Constitution finde, z schäftsruhe; er verlange deßnahcn einen Urlaub von

vo» verlangt, da d r Brief uns das Interesse drei Monaren; lollien indeß, sagt er, dringende und
von Arnienanstalre» und Hospitälern empfi Hit, solle ß wichtige Geschäfte wahrend dieser Zeit vorfallen, und

- n" seinem Protokolle erklären b .ß er ,hn ê würde er glauben, sen e Gegenwart könnte von Nutzen
"^hön habe. Rediug sagt, so beh.r ê seyn, so stunde es bei ihm, diese Zeit abzukürzen. Ei»

,0 wolle er für heute k anderes Mitglied verlangt Urlaub fur einen Monat;
^ man geht zur Tagesordnung über, da noch keine Gesetze

vorhanden, über die Art, wie solche Urlaube bewilligt
oder versagt werden können.

Zäslin als Eekreiär legt Muster der ihm zur

Gesezgebung.
Senat, 2Z. Juny.

(Fortsetzung.
Der grosse Rath zeigt an, daß er B. Weber

«nd Huber zu Deputaten an den General Schauen,
»urg und den Commissar Ra pin at abgeordnet ha-
be, daß er ihnen nur die allgemeine Instruktion, wel
che das Dekret vom 2vsten dieses enthält, mitgebe,

daß sie zur Abreise bereit seyen. Der Senat be-
schließt das nämliche für seine Deputaten zu thun.

Das Vollziehungsdirektorium übersendet eine an
den Senat gerichtete Vorstellungsschrift des Rathes
der Gemeinde Uverdon, in der fie die Uugerech

u ^ ^ dem grossen Rath angenommenen Ze-
r,^u. usses, nach der Konstitution selbst darziithuii

dadurch mit gänzlichem Ruin bedroh-
Krankenanstalten aufmerksam macht,

^".n'v^^^tigk. it und Billigkeit des Senats gleich-^ w.., Crauer meint: Es scheine

i., dà.i. Averdon verstehe die Konstitution nur
>.

-!
^

Feudalrechte betreffe, sonst würde er

„ n u î Senat keine Initialise habe, und daß

wer, grossen Rath wenden müsse. Lafle-
y/nii.

«
Tagesordnung, indem der Senat den

,n>
Avei don nicht kenne, und derselbe eine Au,

s-"'assea.
er ve>laugt ein'awe Taursorduung, I da eigentliche Pässe zur Competenz der vollzie»

Mnngcr unt rstüzr S ch « ei d er I heiideu Gewalten gehören. Nach einigen Debatten
"n Sinne Redings. U st er « sagt: Er müsselaber die Frage, ob der Senat Passe geben könne,



s. w. wird auf Lüthi's v. Sol. Bemerkung der
Vorschlag, daß diese Passe eigentlich nur m Erklärn»-
5?:: Senats bestehen, daß ihr Vorweiser Mit-
glied des Senates sey, angenommen.

Das Vollziehungsdirekrorium theilt die Beglük-
wünschungsechreiben der cisalpiuischn, Republik, und
des Markgrafen von Baden mir, deceit Einrücknng
ins Bulletin beschlossen wnd.

.Der Beschluß welcher bezeugt, daß beide Rathe
den Danksagungsbrief des Vollzrehungsdirektoriunis
an den General Schauenburq mir dem größten
Beifall angehört, und erklärt haben, daß sie die darin»
enthaltenen Gesinnung u gänzlich theilen, wird nm
Bctfallgeklatsch angenommen.

Grosser Rath, -4- Juny.
Vogel von Mühlhauscn, und Grys von Solo-

thurn, werden zur Probe als französische Dollmetscher
angenommen

Deputirte von den Lemanischen Gemeinden Ve-
vay, Latour, Villeneuve, Chatelard, Blon-
nay und St. Leger ausser» ihre Wunsche über
ausschließliche Benutzung der Gemcindgnter. Sie er-

hallen die Ehre der Sitzung, und der Gegenstand ih-
rer Bitte wird an die gewohnte Kommission gewiesen.

Die in Rüksicht des Klosters Wettingen nie-
dergesezte Kommission tragt darauf an, dieses Kloster
für einmal nichts von seinen Güten verkaufen zu lassen,

sondern die zur Contribution erfodcrltcheu Summen
durch Anleihen zu erheben. Dieses Gutachten wird
angenommen.

Die Klosterkommission schlägt vor, das Ansuchen
des Stiftes Kreuz ling en, dasselbe seiner nahen
Verbindungen wegen mit dem deutschen Reiche, nicht
in die Klasse der übrigen Schwcizerklösicr zn setzen,

zu verwerfen, und eben so über das ähnliche Begeh-
reu des Klosters St. Cathar inathal zur Tagcsord
nung zu schreiten, weil für den Unterhalt dieser Klo-
sterbewohncrinnen gesorgt werden soll. Auch dieser
Vorschlag wird genehmigt.

Die Munizipalität der Gemeinde Sigriswyl
im Kanton Oberland, wünscht anstatt Thun das
Hauptort des Distrikts zu seyn, oder schlägt im Ver-
Weigerungsfall Oberhofen dazu vor. Der grosse

Rath verweißt diese Bitte an die Kommission der all?

gemeinen Eintheilung Hclvctiens.
Kühn erstattet im Namen einer Kommission Be-

richt über die Organisation des Direktoriums. Bour
go is fodert eine zweite Verlesung dieses Entwurfs
vor der Abschliessung desselben, indem schon zwei sol«

che Entwürfe durch den Senat verworfen wurden,
und also sorgfältige Untersuchung nothwendig sey.

Jomiui sagt: Der Entwurf sey nicht vollständig,
indem keine Bestimmung über den Austritt der D>-
rckkoren darin» enthalten ist. Kühn zeigt daß die

Konstitution selbst in dieser leztcrn Rnkstcht hinläng
kichs Auskunft gebe. Hartmann bemerkt, es sey

nicht bestimmt, ob auch der Präsident des Direkt»-
rinms sich auf einige Zeit entfernen könne, und ob
in der Abwesenheit des PiäsiSriiltn das Direktorin!?;
handeln könne, welches er- bezweifelt. Ow Äölchllcft
sung wird auf die Mittwoche verschoben.

Es wird eine Petit on von Z2 Gemeinden beS
Kantons Leman vorgelegt, welche stu, am tue Emla-
dung der Gemeinde Lausanne d.,r,h D.'pm >te z„
Neuö versammelt hatten, um dm y gegenwärtige
Bittschrift ihre Bedenke» über das Schiksal der Ke-
meindegmer zu aussá Kühn will diese Bittschrift
an die Komimssroüber ähnliche Uiire,qclmasst>stcüe>i
verweisen, indem er be nc-kc, daß Bilcichr.st.n in cos

lecriven N nueii u.irechtmasstg sind. Secr. la n zwei«

felt noch an der Vereinigung der Geinemdsoeputir-
rcn, und glaubt daher, me Foderung gehöre an bit
Kommission über Gemeiuderemte. Bon, go is fol
dert, daß ma» dem S-nat aufs n.ue eine hierüber
beruhigende Proclama-on vorschlage. Ioniinl
folgt diesem Antrag, begehrt aber daß hicr Fo m ua»

Sache unterschieden, und jene an die oon Kühn,
diese an die von Secrecan vorgeschlagne Kommisi
sion gewiesen werde. Secretan unterstüzt inin

Bourgois und Iomini. Michel fodert daß bie

Kommission über Gemeindgütcr Dienstags Bericht m
stalte, indem dann keine Proklamation ersoderl werbe.

Trösch bemerkt, daß dieses in so kurzer Zeit M
möglich sey, und fodert also die Proklamation. 3»»

minis Antrag wird endlich angenommen, und b»

Bourgois aus der Proclamation beharret, so wirb,

ungeachtet Reitst ad erst das Gutachten abwarte»

will, Secretan aufgetragen eine solche Proclamai
tion zu entwerfen.

Die Verhandlung über die Besoldung wird wirk

der vorgenommen.
Jomini will, daß, da jährlich drei Monat V«?

canz seyn sollen, die Gesezgebcr »nr für neun Monas«

und zwar zu 25 Dublonen für jeden Monat, al>»

mit 225 Dublonen jährlich bezahlt werden, »nb baf

also jede Abwesenheit von der Besoldung abgM-m
werde. Ein anderer stimmt für 200 Dublonen M'
lich. Kühn sagt, es seyen hier zwei Fragen zu

betrachten: Bestimmung der Summe, nnd-WiedieMe
bezahlt werden soll. In Rüksicht ersterer Frage glaubt

er, könne nicht nur vom Unterhalte die Rebe stv?«

sondern es müsse auch noch eine Entschädigung su-

Versaumniß statt haben: eine schlechte Besold»»?
würde die Stellen in schlechte Hände bringen, denen

auch diese Besoldung noch stark wäre, da
fähige Personen entfernt gehalten wurden weil U

sicv leicht besseres Auskommen verschaffen.können. 3
Rüksicht der zweiten Frage muß bestimmt wer-c «

von wo an die Bezahlung statt haben so»; er glano

dieses müsse von der Ankunft in Arau an geschehe «

und dann ein Reisegeld beigefügt werden, da dl -

Monat Vacanz nicht zu anderein Erwerb können

nujt werden, so können sie auch nicht unbezahlt vie



ben, dagegen aber soll freiwillige Abwesenheit âbge-

zogen werden. Augsburgcr sagt: es gäbe zwei
Klassen von Repräsentanten hier: die eine verdiene

mehr als loo Dublonen jährlich, die andere, von der

er der erste sey, habe an diesem zuviel: daher fühlt er
sich in Verlegenheit, indem er entweder der ersten zu

wenig, oder der zweiten zuv.el sprechen must; indessen

da in dieser vieie verfolgte Patrioten sind, so kann

die zu g osse Bezahlung als eine Vergütung und Be-
lohnnng ange eh.n werden, daher stimmt er dem Gut-
achten bei Pen chaud sagt: Da man immer die

Besoldungen vermehren aber nicht leicht vermindern
könne, o ,oll man sur das erste Jahr 200 Dublonen
best in nen und 10an» die Finanzen nachher in Hesse-

reu» Zustande sin), so kann man die Besoldungen nicht
nur erhöhen, loader» selbst noch für daö erste Jahr
ua yzahlen lassen. Bill g scheine es ihm zu seyn, baß
U'iverheurathete weniger arS die Verehelichten bezie-
hen, und daß die freiwilligen Abwesenheiten abgezo
gen werden. Au verwerth glaubt, die Besoldung
sollte auf z Nthlr. täglich bestimmt seyn. Rellstav
bemerkt, der Rapport bestimme die Besoldung vom Tage
der Erwählung an, und daß Vierteljährig bezahlt wer-
den soll: übrigens ist er von seiner gestrigen Meinung
zurükgekommen, und fodert 275 Dublonen: endlich
bemerkt er daß kein Unterschied unter den Mitgliedern
statt haben könne. Michel bleibt bei seiner gestrigen
Meinung: wenn eS mögl ich wäre, würde er gerne die
arbeitenden Mitglieder vorzugsweise bezahlen, z. B.
str jeden Rapport den sie einliefern, oder für jede
Komniilston in der sie arbeiten etwas besonderes.
Abive>ende hingegen, glaubt er, müssen gleich be-
zahlt werden, weil sonst hauptsächlich der Landmann
dabei leiden würde, der durchaus feine Güter von
Zeit zu Zeit besuchen must. Trösch glaubt, das Glük
Hàt.ciis hange nicht von schlechter Bezahlung ab;
die Regierung der ganzen Schweiz werde jezt nicht

^ ^ des ehemaligen Kantons Bern
gerostet haue: doch will er ans 27; Dublonen stimmen,
damit ma» den übrigen Stellen, laut dem Gutachten,

ihre Besoldungen heruntersetzen könne,

ì- stimmt für das Gutachren, indem bei gerin-
î." ^lowungeu nur die Dligarchen wieder au die

n, ,-
" .Gewalten kämen: würden eS indessen die Fi

gestatten, so müßten denn nur 200 Dublo-
».a5.aylt werden. Et" Mitglied will daß erst der

der Finanzen untersucht, und in di ser ZeltMGeld den Mitgliedern gegeben werde,/k' ,^bert daß zur Eileichterung des National
!>.?». -à Monate statt Vierteljährlich die Beso -

K.'N werden; daß die Unverehelichten gleich
Heuratheten bezahlt werden, weil jene dagegen

ein,. Ausgaben haben können, und daß in der Va-

»>>.«. diejenigen bezahlt werden, welche Kom
' tionalarbeiten 1» dieser Zeit ans sich haben. — Ein

î> begehrt, daß über diesen Gegenstand durch

Scimmcnmehr abgesprochen werde. K"h"' bert Schliessung der Deliberation, aber wegen geriw

ger Anzahl der Mitglieder Aufschub der Wschilessung
auf Morgen. Dieser Antrag wird angenommen.

Haas theilt den Rapport über Untersuchung dcS
Salzkaufs für Waliis mit, welcher dtü Kauf gench-
migt, und angenommen wird.

Am 2chsten hielt der Senat keine Sitzung.

Grosser Rath. 25. Juny.
Es wird ein Schreiben von B- General Schau«

en bürg verlesen, worin er Beschlüsse des fränkischen
Direktoriums mittheilt, denen zufolge die Aenderun-
gen, welche Rap in at in der Regierung Heivetiens
vornahm, als ungültig erklärt sind und Rapinat
nach Mainz abreisen soll. Kühn sagt, welch ein
Unterschied meiner Gefühle des lezten Dienstags ges
gen die jetzigen! das frankische Direktorium giebt uns
yier einen Beweis, daß es uns nicht will seinen
Agenten prcißgeben: wir sahen die wackern redliche»
Männer mit Wchmuth aus dem Direktorium abtre«

ten, nach diesem árràe aber können sie nun wieder
in ihre Aemter eingesezt werden, denn ich fodere alle
auf, die eine strafwürdige Handlung von diesen bei«

den Mannern wissen, es anzuzeigen, damit ich ihr
eigner Ankläger scyu könne. Penchaud fodert, daß
man d-m fränkischen Direktorium durch eine besondere
Gesandschaft Dank bezeugen soll. Zimmerman»
theilt die gleichen Gefühle mit Kuh», kann aber
nicht seinein Schluß folgen, indem er glaubt die bei«

den abgetretnen Direktoren müssen durch eine ordent«
liehe neue Wahl wieder an ihre Stellen gesezt werden.
G r a se n ried fyjgc Zim mer m a nn, ungeachtet sei-

»er Empfindungen für die würdigen Manner, indem
selbst der Brief uns konstitutions.näßig wählen Heisse;

er will daher den Senat zur Ziehung des Looses eins

laden; auch unterstüzt er die Ambassade nach Paris.
Zihlmann will, daß der Brief u id die àretvs gc-
drukt werben sollen, ehe man weiter deliberire. Koch
sagt, die lezten Zage waren die peinlichsten für mich,
der gegenwärtige Augenblik ist der schönste meines Le«

bens, denn er beweist uns, daß wenn fich zwischen
freie» Völkern Mißhelligkciten erheben, sie doch in
kurzer Zeit wieder gehoben werden, und das fränkische
Direktorium beweist uns, daß die Aufführung der
fränkischen Agenten nicht sein Wille war, und daß
es treue aber freie Allirce in uns sucht. Lejthin muß-
ten wir unserm Unw'llen Zügel anlegen, jezt müssen

wir es unserer Freude thun, und nicht durch Accla«
mation sondern durch freie Wahl die Direktoren wie«

der einsezen, denn ich bin üb-rz'ltgt, daß wir diesen

vortreflichen Männern Gerechtigkeit wiederfahren las«

sen und sie in dieser Sizung noch in Ihre Pläze wie-
der einsezen werden : von denen sie mit Gewalt ver-
drängt wurden. Das Direktorium soll eingeladen
werden durch Eilbothcn das heutige Ereignis in der
ganzen Republik bekannt zu machen. H a aö bedaucr«

lt lezthin, baß die fräaki/chcn A-Mteu es wagte»



tmstre Konstitution zu verlezen; immer war er der

Meinung daß das fränkische Direktorium leine Zu«

sagen erfüllen und uns frei erhalten werde; »stimmt
also zu dem Dank gegen das fränkische Dieekrorium,
denn wir haben ihm unsre Freiheit zu danken, und
wo wir eine Verfügung der fränkischen Agenten iehen,
die wider unsre Freiheit ist, so sollen wir immer sa

zen, es ist nicht die fränkische Republik, es sind um
sre Feinde, die dieses thun. Er will auch der fcän
tischen Regierung Abgeordnete zusenden, um ihr zu

sagen, daß kein Oesterreich» und kein Englander un-
ter uns sizt, sondern lauter wahre Freunde der Frei-
hcit, die Ihr warm für Freiheit danken und sie an
ihrer Seile gerne vertheidigen werden: auch er schließt
auf Bekanntmachung. Secretan sagt, auf das
Ungewltter folgt der Sonnenschein! gestern ward die

Konstitution, unser Palladium, vcriezc, wir waren
«in erobertes Volk, heute sind wirfreir laßt uns so-

gleich uns an die fränkische Regierung wenden, um
ihr unsre Erkenntlichkeit zu bezeugen l also will er so-

gleich eine Deputation auf Paris. In Rüksicht der

Wie erersczung der Direklorstellen ist er verlege»,
denn der Abschied sowohl als die Entlassung waren
nicht freiwillig und anderseits sollen wir die Kon-
siitutivn achten: er fodert daher eine Commission,
welche einen Entwurf hierüber einliefere, und zugleich
Bekanntmachung aller dieser Schriften. Custor
war ebenfalls bestürzt und ist nun voll Freude, indem
wir hier den größten Beweis der Großmurh der främ
tischen Nation haben: er nimmt alle gemacheen Vor
schlage mit Freude an, und ist von Freude trunken;
aber er glaubt, wir sollen jezt nicht in Trunkenheit
handeln, sondern die Rütkunfl unserer Abgeordneten
von Zürich abwarten. Iomini folgt Secretan,
und sagt freilich sey nun Rapinars Hrreto cassirt,
ober wir sollen doch jezt in Einverständnis mit dem
Genrral handein, also die Rülkuult der Deputirten
abwerten, weil sie uns vielleicht eine Anweisung mit-
bringen. Bill et er stt überzeugt, daß gegen den Pa.
triot smus und die Rechtschaffenhell der abgegang-
nen Direktoren von niemand nichts eingewendet wer
den könne, aber eben so sehr s y auch ganz Helvetie»
von dem Patriotismus und der Rechlschaffeuheil der
neuen Direktoren versichert. Nuzet sagr, fur mich
ist er schön dieser Tag, west er mir einen so sichern
Bcweis der Gerechtigkeit des frankischen D-rekioriumv
giebt: hättet ihr früher meinen Rathe» gefolgt, und
eine Gesandtschaft nach Paris gesandt, so wann wir
früher von vielen Bedrückungen befreit worden: aber

j-zt müssen wir sogleich die erfreuliche Nachricht de

kaunt machen, denn ich bin nun durch à Kantone
gereist, und weiß also wie wichtig B.iuhigung ist:
eben so nothwendig ist eine Gcsandischafl »ach Paris
Ich kenn? aber keme neuen D!rek,oren, denn die Ra-
the müssen Direktoren wählen. S u ter sagt, ich ve
küinM.re Mich um einzelne Manner nicht, aber um
das Wohl des Vaterlandes Wir haben den Fran,

à Unrecht gethan, Ihnen zuzuschreiben was ihre

Agenten thaten, und was nie ihr Wille seyn konnte.
Unsre Oligarchen haben Bettage gehalten, wenn >h-

nen etwas wichtig war, selbst gegen Fraukreich
den sie solche veranstaltet; jezt wollen wir einen ver»

anstalten, weil das Vaterland gerettet ist. Kuh«
ist ganz einverstanden in den Gefühlen der Dankbar-
keit gegen das fränkische Direktorium, also will auch

er eine Gesandtschaft nach Paris senden und diese

Nachrichten bekannt machen. Wichtig ist die Frage
über die Wiederbesezung. Die Entlassung ward durch
Gewalt bewirkt, nun ist Rapi nats àete casstl,
also sollen die Direktoren wieder in ihre Stelle» tre-

ten, den» die Wahl der neuen ist mit dem à«
kassirt. Nuzet sagt, ich kenne keine neuen Direkt«
ren, also find die alten noch da: das Direktorium
hat uns bewiesen wie es gerecht seyn kann und Um

gerechtigkelte» zu ahnden weiß, es kann dieses auch

in Zukunft wieder beweisen, wenn Achnliches neuer-

dings versucht werden sollte. Koch würde gerne

durch allgemeinen Zuruf die Direktoren wieder einst-

zen; aber es wäre Verstoß gegen die Form der Kon»

stitution: da indeß die Entlassung durch den Senat
noch nicht statt hatte, so «it »ne Untersuchung durch

eine Commission nothwendig. Hierauf wird eineW

sandtschafl nach Paris, die Bekanntn»achuiig diis«

Nachrichten, ein allgemeines Freudenfest in der M
zen Republik, und Niederfezung einer ComimMM
Untersuchung der Befezung des Dnektounrns erkannt.

Kühn foderl, daß dicier Zreudclag derjenige M
soll, an welchem wir die Konstitution beschwören,

yerzog fodert eine Eonimisstvn zu Bestimmung »k»

Tags uud der Feierlichkeiten. Beide Anträge werden

angenommen. Hüssi verlangt, daß der des

lvriums wegen nlcdttgeiezten Commission aufgetragen

w»oe, zu untersuchen ob den Abgesandten iüch>'»ea!

mehrere Aufträge zum Heil d.s Vulirlandes gegeben

werden sollten. Secretan sieht keinen ZusaN»»^
hang zwischen dies» Eommi sion und der Gesan^

schall, er wünscht daher H.i,sis Antrag zu vertagen,

weil die Verjammlung nicht in d.r Stimmung 5/

diplomatische Gegenstände ju behandeln. K oed tê
was wir im Allgemeinen festigten, muß j
zelnen ausgearbeitet werden: nur erkannten itäbm

in der Traurigkeit unsrer Lage eine Gesauöt.lliast, »

schon sie nicht ganz der Kon,.j.ur,oa gemäß war, w»

ergreifen jezr be, unserer Freude tue gleiche Maas

gel: mnsern Abgeordneten wollten wir keinen visu

malischeu Gegenstand auftragen, auch diese ^
wählenden sollen nur unser Heezensgesühl u»d à

Dank nach Paris trag,», hingegen wollen wss
'

Direktor lum einladen, eenselben die übrigen dipio

tischen Aufträge zu ertheile» : dieser Antrag who

genommen. In die Commission über d-e kk

der Wahl der Der.k.oren wird geordnet,
mann, Kuh", Secretan, H>kiog und ^
kar: In die Commis 0ii über den Fest ag' >7 y

Ca r m r n. la n, Gea se n ried. Bo h " à6.
H » rtM st s» N. (D>e Focif. «m üostm Cdtuk l



Der schweizerische Republikaner
herausgegeben

von Escher und Usteri,
Mitgliedern der gesezgebenden Rathe der helvetischen Republik.

Sechzigstes Stück.
Zweites Quartal.

Zürich, Samstags den 7. Julius 1798.

Gesezgebung.
Grosser Rath, 25. Juny.

(Fortsetzung.)
Kühn begehrt, daß sogleich die Abzuordnenden,

nach Paris, ernanut und eine Commission über ihre
^nstrukvon mede>gesezt werde. Herzog bemerkt,
daß wir erst die Genehmigung des Senats über uns
sein Entschluß abwanen solle». Koch glaubt, da
kenre Grunde vorhanden seyen die den Senat diesen
Beschluß könnten verwerfen machen, so könne man
sogleich zur Wahl schreiten. Secretan soigt die«
sen» dl'Ngenost, und der Antrag wird angenommen.

^u.ch das ab o>u!e geheime Slinimenmehr wlwsden hinauf zu Hhgevrduetetl nach Pans ernannt*

O>e Westiection des ivten Arrondissements
im Km,"». Paris wünscht in einer Adresse über die
Gründung der helvetischen Republ k Glük und q-ebt
Zeugn « über den Patriotismus eines B. Roullieraus dem Kanron Freiburg, der seit zz>ahren inParis arge,essen ist, und mH.lvcticn zu den Galeeren verurche-lt war: sie fodcrt für sein. » Patriotismusehrenoolle Meldung. Secret a 11 begehrt eine C m-piü.io.i über das Begeh.en dieser Section und zuEinweisung eines Antwortschreibens an dieselbe. An-
geaonun tt Ui.d in dieselbe geordnet: Haas, Neinchaud und Carmintran. ' ^

Haas begehrt, daß »eben den Schreiben undDekr.ten, die wir heu.e vom General Schau nbarg ervallen habe», auch das hrutigc Prouköll
abgedrukl welde. Angenomin.n. P>ol>.^u

Senat, 25 Juny.
Seurch" senden Depntirten des Kanton

d» Sàà«
Nach Verlesung hxg Pivtvkolls reklamiert

kLaflechere gegen die einfache Tagesordnung zu der
k<6 heißt, daß der Senat über die Aeusserung der

Exdirektoren Bay und Pfyffer ihre Piaze im See
nac wieder einnehmen zu wollen geschritten eye; diese

Tagesordnung kann nur motivirt, auf den zy. Artikel
^ der Konstitution verstanden seyn. Auf Lüthis v.
ß Solothurn Erklärung, daß das Wort Tagesordnung
^gar nicht im Protokoll zum Vorschein kommen, son-
^ dern es heißen sollte: die beiden Exdirektoren gegrnns
S det auf den zy. Art. der Konstitution nehmen Maz
â im Senat — geht man zur Tagesordnung über.

Ein Brief des General Schauen bürg und die
h beiden Bcichlüsse des fränkischen Vollziehnngsdirekto-

riums, welche die Abrufung des Commissair Rap is
Hat nach Mainz und die Nichtigerklärung des Bries

ses durch den er in verschiedenen Autoritäten dex
'i R Publik Veräiidernn.'fit hervorgerufen hat, enthalteit,
/ werden verlesen. Lautes und wiederholtes Beifallklatt

scheu, unterbrochen durch den Aueruf: Es lebs
die Republik! es lebe das fränkische Voll-
z i e h u n g S d i r e kt 0 r i u m! begleiten die Verlesung.
Usteri steht von seinem Siz auf und ruft: Ehre,
Rubm und Dank deM'Lvllziehungsdnek'oritim der

-gross» Nation, das dem helvetischen Vok, eine so

herrliche Satisfaktion für seine so schändlich gekränkte

Freiheit, für seine so ftcvelhafi verlezte Konstitution
s giebt! Nie habe ich B. Repräsentanten, noch des

dauert, daß der Senat keine Vorschläge machen kann;
in diesem AugcnbÜk bedanre ich cS, euch keine thun
zu dürft» : aber icl> weiß, ihr werdet jeden Vorschlag,
den eben die Gefühle deS Dankes und der Freude,
welche uns beleben, dem grossen Rath cmgcb n Mit
warmem Und entgegenströmenden, Beifall gutheißen.
Bürger! d.r hclitige Tag ist ein Festtag fur die helves

tische Nation; er ist en, Festtag sur die Freunde der

Fi eidech; er ist em Festtag für die Sache oer Freiheit»
(BeisallSgchlalsch und Bravorufen.)

Der Beschluß über einen n uen Munzstewpej
wird zum 2tennial verlese» und aus Jas lins Antrag
gutgeheißen. ^

Usteri verlangt das Wort fur eine Ordnungss
motion; es seye, sagt er, vor mehrern Tagen eine«
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CsmmWon ein Beschluß des grossen Raths, der das
Direktorium zu einer über die Sicherheit der Gemeind,
guter beruhigenden Proclamât! on auffobere, übergeben
worden; diese Commission habe aber nicht eigentlich
den Auftrag, den ihr übergebenen Beschluß, sondern
vielmehr zu untersuchen was eigentlich Gemeindgut
und was für verschiedene Arten desselben vorhanden
seyen? Nun müsse er wiederholen was er schon bei

Ernennung dieser Commission gesagt hat; sie könne
uns zu nichts dienen; ihr Geschäft komme dem
grossen Rath zu; er wird uns gesezliche Bestimmn»-
gen über das, was Gemeindgut ist, vorschlagen,
und wir werden diese Vorschläge alsdann prüfen;
dagegen eine von unsrer Commission vorzuschlagende
Bestimmung nirgends hinführt. Es ist jezt nur darum
zu thun, weil durch verschiedene Mißverständnisse Um
ruhe über die Sicherheit der Gcmemdgüter emstan-
den ist, diese zu heben durch eine laute Versicherung,
daß es der Gesezgcber erklärter Wille seye, das Ei-
genthum der Gemeinden nicht minder als das einzelner
Bürger zu respektiren und zu schützen. — Diese Zu-
sicherung kann unbestimmt in soferne seyn, als durch
das Gesez erst noch bestimmt werden muß, was eigent
lich Gemeindgut ist. Aber sie kann darum ihren Ent
zwek dennoch erreichen, da sich der grosse Rath ge-

siern neuerdings mit dieser Sache beschäftigt hat,
so wird er dadurch veranlaßt, diese Bemerkungen hier i

zu machen und er trägt darauf an, der Beschluß solle s

morgen zum stenmal verlesen und darüber abgeschlos- z

sen werden. Laflechere sagt, die frühere Annah«
me des Beschlusses würde die größte Wohlthat für -

den Kanton Leman gewesen seyn, die niedergeftzte?
Commission halte er fur inconstitutionell weil es dem -

Senat nicht zukömmt, zu bestimmen was Gemeinde,
güter sind, ehe ihm der grosse Rath einen Beschluß!
darübersendet. Kubli: wir find oft ein musterhaft ^

tes Bild von Veränderlichkeit; zwei Stunden Delibes H

ration brauchte es ehe die Commission zu Stande kam; ^

ich war damals ebenfalls von Usteris Meinung, aber z

nachdem Ochs mit seinem großen Rednertalent der ^

Versammlung bewies, wie nothwendig es wäre durch î
«ine Commission eine Vorarbeit machen zu lassen, da!
blieben noch 4 Stimmen für die Annahme des Be? ^

schlusses; jzt, obgleich ich so wenig als Usteri Vor-
theile von der Commission einsehen kann, will ich doch -

um unserer Ehre willen, derselbe» den Fortgangs
lassen; wenn sie nichts nüzt, so schadet sie auch ^

nichts. Ruep meint auch, es/wäre entehrend fürs
den Senat, wenn er den Bericht seiner Commission H

nicht abwarten wollte. Fuchs findet, es «eye sehr >

nothwendig das Volk zu beruhigen und hält die «

Commission für constl'tlitionswidrig und zwckios. z

hafiechere: die Commission mag ihren Bericht»
immeihin machen, aber der Beschluß ist davon unà z

hängig, diesen will er sogl ich annehmen lassen, man«
könne seine Annahme unmöglich abschlagen, da erü
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anders nichts als die Sicherheit eines Eigenthums
verspricht. Badou glaubt, das Volk werde durch
die bisherigen Diskussionen über den Gegenstand hin?
länglich beruhigt seyn; die niedergeftzte E-iu-nissi»,
soll also ihren Bericht bringen. Set, waller will,
das solle morgen geschehen. Man beschließt, es solle
in 2 Tagen geschehen; widrigenfalls auf Fros-
sards Antrag der Senat ohne anders über den Bei
fchluß absprechen werde.

Das Vollziehungsdirekkorium theilt Berichte von
dem Statthalter in Lauis mit, aus welchen erheü
let, daß die Landschaft Meudrifio mit 1800 Stim?
men gegen 5 erkennt hat, bei der helvetischen Zîe<

publik bleiben ;u wollen. Zäsiin bezeugt feint
Freude und hofc die Vereinigung werbe nun keim

weiter» Schwierigkeiten mehr finden.
Der Beschluß welcher dem Minister der Künste

und Wissenschaften 6020 Schweizerftanken bewilligt,
wird angenommen.

Der Beschluß, welcher der Abtei Wettingen be?

willigt für die Summe von 76000 Pf. welche ihr zu

Bezahlung der fränkischen Kontribution annoch man-

gelt, von ihren liegenden Gütern zu hypotccirtn, je<

doch unter Aufsicht der Verwaltungskammer, wird

für urgent erklärt. Muret bemerkt, in demVorst/h
lungsschreiben ftye Veräusscrung von liegenden
tern gewünscht worden, da wie es scheint MU
Hypotccierung derselben kein Geld zu finden gtirrstn,
er glaubt also nicht, daß der Beschluß seinen Ztvtt
erreichen werbe. Usteri antwortet, um liegtndt
Gründe verpfänden zu können, müsse das mit Se<M
stir belegte Kloster Bewilligung dcr Regierung haben,
diese zu geben seye ruchsamer, als d-e gewünschte

zum Verkauf der wenig eintragenden Güter, die j zt

wohl nur unter ihrem Werth verkauft werden komu

ten; er will also den Beschluß annehmen; Zäsliu
ebenfalls. Er wird angenommen.

Der Beschluß, welcher den Kanton Wallis m

12 Distrikte r. Ernen. 2. Brig. z. Vispach- 4-

Stalden. 5. Leuck. 6. Siders. 7. Sitten. 8.

remena. 9. Martinach. 10. St. Bacechere. r,. M
Morizen. 12. Montheny) theilt, wird vertuen.

Augustin! spricht für die Urgenz wegen der traurigen

Lage in die das Wallis durch seinen neusten Krug
versezt worden und die nur durch neue gut organu

sirte Autoritäten geheilt werden kann. Die Mgc«î

wird beschlossen und Augustini spricht nun weners

für die Annahme des Beschlusses; der Kanton zahn

lorocx) Seelen; seine Thäler, Gewässer u. s> w

eben eine kleinere Zahl von Distrikten mimoS""/'

Sigristen, Lüthi von Langnau, Duc»»
Schneider sprechen ebenfalls für den Beschul"
welcher angenommen wird.

D-r Beschluß, welcher das Chorherrê
Krcuzlingen und das St. Kathgrincnklostcr derm,
tvud einer «us den B. Barras, Lüt h i v. ?a i?



nsu und Muret bestehenden Commission zur Um
tersuchung übergeben.

Derjenige, welcher einen Kaufkontrakt fur
2OOO0 Ctr. Salz aus dem Departement des Monts
blank gutheißt, wird nach einigen Debatten augrnom.
men.

Grosser Rath, 26. Juny.
Die vier noch mangelnden Repräsentanten aus

dem Kanton Sentis, die B. Gra f.- S eh lumps,
Steiger und Germa nn, erscheinen in der Vers
sammwng, ihr Creditiv wird richtig befunden, und sic

werden mit dem Bruderkuß ausgenommen.
Vom B. Senator Ochs wird ein Briefverlrftn,

in welchem er bezeuget, daß er glaube, eurch das
A rcte des fränkischen Direktoriums sollen die beiden
abgetretenen Direktoren ohne weitere Wahl wieder au
ihre Stellen ias Direktorium eintreten. Zimmers
mann legt das Gutachten der gestern über die Be-
setzung des Direktoriums beauftragte» Kommission
vor, welchem zufolge die beiden Direktoren Bay und
P fy ffe r, weil das Arrete durch welches sie verdrängt
wurden, cassirt ist, ohne neue Wahl ihre vorigen Stell
ten einnehmen solle». Borg01 s sagt: Dem Arrete
des fränkischen Direktoriums zufolge sollen Bay und
Pfyffer wieder ihre vorigen Stellen einnehmen, aber
Schauenburgs Brief zufolge solire eine neue Wahl
vorgehen, wir müssen aiso rc stich über diesen Gegen-
stand nachdenken. Zimmermann sagt: Bour,
gvis scheint zu glauben, die beiden Direktoren seyen
schon entlassen gewesen, und deswegen müsse eine neue
Wahl statt haben, aber es ist klar, daß eö höchst ge-
fahrlich wäre, wenn ein Direktor sseine Dimisston ge
den könnte, ohne den Willen und oie Genehmigung
der Gesezgkbung: nun ist die Dimisston der B. Bay
und Pfyffer von dem Senat nicht bestätigt wor<
den, folglich fino Bay und Pfyffer immer noch
Direktoren, und wir haben keine neuen zu wählen.
Kühn: Gestern belebten uns Gefühle des wärmsten
Dankes, der innigsten Erkenntlichkeit gegen Franks
rcichs Direktorium, wegen der Gerechtigkeit, die es
uns gegen die Eingriffe des B. C. Rapinats in
nnfteKonstitution hakte wicderfahren lassen. Heute
s?^ u"6 einzig das Gefühl der Gerechtigkeit, d»s Gc»
fühl der Nationalehre und unsrer eignen Ehre leiten.
Wir sollen die Frage entscheiden: Sind die Direktoren
^?ay und Pfyffer ihrer Stellen wirklich entlassen

nicht? Ich bin der Freund von beiden:
Aber ich bin es blos aus versöhnlicher Hochschätzung
sur sie, und wegen keinem andern Verhältnis. Ich
habe sie wahrend der Dauer ihres Direktoriats nie
ausgesucht, weil ich überhaupt diejenigen nie suchte,

suchen werde, die hohe Stellen bekleiden. Erst
seit der Zeit ihrer Entlassung, habe ich sie wieder auf«

dn' wahre Freund sich nur zur Zeit des
kmgnicks zeigen soll. Ich werde deswegen die Frage

mit Unpartheilichkeit untersuchen, aber auch mit dew
jcnigeu Offenherzigkeit, die mir eigen ist, und die ich
euch, B. Stellvertreter, schon mehr als einmal bewies
sen habe. Wenn die Entlassung der beiden Direktor
re» freiwillig gesucht, wenn sie von uns freiwillig er»

theilt worden ist, so sind ihre Plätze unstreitig erledigt;
wo nicht, so können sie nicht als entlassen angesehen
werden. Ihr wißt alle, B. Stellvertreter, unter wel»
cheu Umstanden ihre Entlassung gcfodert wurde. B»
Rapinar sagte ihnen : er fodere sie, den Aufträgen des
Direktoriums gemäß, zur Entfernung^ auf; dieses war
unrichtig: das Direktorium erklärt ja in seinem
Arrece, Rapinat habe seine Vollmacht in dieser Rüst
sich: überschritten. Die Direktoren glaubten, der Wille
des fränkischen Direktoriums erfodere die Aufgabe ih»
rer Stellen. Sie, sie sind hintergangen worden. Dieser
Irrthum soll ihnen nicht schaden. Rapinat drohte
aber auch. ff. sein Anet.) Die Aufgabe ihrer Stellen
iir ihnen allo, unter Androhung gewaltthätiger Ent»
fcruung, abgenötyigt worden. Der Zwang ist aber
fur niemand veibindlich. Eben so haben auch wie
ihnen diese Entlassung nicht freiwillig ertheilt. Erin»
n.rt cuch nur, B- Repräsentanten, an jenen Tag, in
welchem jene Entlassung hier gefedert wurde! War
ruchl dcr lieksie Schmerz, der höchste Grad der Vcr«
zweistung, auf jedem Gesicht geschrieben? War es
nicht die Drohung des B- Rapinat, jeden von uns,
der sich seinen Befehlen widersetzen würde, vor ein
miiitairisches Gericht zu ziehen? War es nicht die
bestimmte Aeusserung von zugebrauchender Gewalt, im
Fall einer W«derfezlichkeit, die uns zu dieser Entlast
sung bewogen? Wer sich dieser Thatsachen erinnert,
wird nicht behaupten dürfen, daß wir freiwillig ge»
handelt haben. Er wird gestehen müssen, daß unser
Be chluß uns abgenöthigt worden sey. Ich glaube
daher die Entlassung der Direktoren sey von keiner
Seite freiwillig, sie sey erzwungen gewesen. Wir köns

ncn sie also jezt, da das französische Direktorium uns
unsre Freiheit wieder giebt, nicht als gültig erkennen:
Ausserdem noch ward sie nicht angenommen vom Se»
nat. Also noch nicht gegeben. Hiezu schlagen denn noch
einige andere Bemerkungen, die meinem Bedünken
nach, in dieser Sache entscheidend sind. Das Arrete
des Direktoriums sagt ausdrüklich: daß es jenen,
Brief mißbillige und als nicht geschrieben ansehe.
Das Arrete des Direktoriums hebt also das Arrete
des Kommissair Napinats mit allen seinen Folgen auf.
Sobald also richtig ist, daß die Dimisston der Direst
wren die Folge des Arrete des Commissair Rapinats
gewesen ist, so folgt: daß auch diese Folge wegfallen
muß, daß also die Direktoren wieder in ihren ehevori»
gen Stand eingesezt sind. Die Direktoren glaubten
ihre Aufgabe derNuhe und dem Wohl des Vaterlandes
schuldig zu seyn. Das waren die Beweggründe, die
fie babe« l.itcten. Können wir jezt, da wir vom Ge»

gentheil überzeugt find, dieses Opfer annehmen, ohne



««gerecht zu seyn? Ich glaube es nicht. Eben wegen

ihrer Bereitweilligkeit, dem Vaterlande dieses Opfer
zu bringen, sind wir schuldig, es nicht anzunehmen
sobald das Vaterland desselben nicht bedarf. Nun
entsieht noch die Frage: Wollt ihr thun, was das

französische Direktorium will, oder was Rapinat?
— Erklärt ihr die Stellen als ledig, so ist die Folge
die: daß ihr gegen den Willen des Direktoriums
handelt, und die Möglichkeit und das Recht aner
kennet, daß ein Kommissair von sich aus die Wahlen
des Volks und seiner Repräsentanten kassire. Naiio-
nalehre und eure eigene Ehre wurde darüber zu Gründe
gehen. Nun noch ein Wort über die zu machenden
Einwürfe. Der Brief des General Schauenburgs?
Ich schätze ihn persönlich; seinen Charakter und seine

Talente. Aber bis ich sehe, daß das französische Di-
rektorium selbst, ihm einen solchen Auftrag ertheilt,
halte ich mich an das Arrete allein. Die Konstitution
fodre eine neue Erwahlung? Nur wenn die Stellen
auf eine constitutionelle Weise erledigt werden. Sind
sie es? Nein, durchaus nicht! Die Konstitution laßt
keinen Zwang zu. Sie ist bei Seite gesezt worden.

Die Ausstreuungen gegen die Direktoren im Publi-
kum? ^ch fodre jeden auf, sich frei und offen zu er-

klären.^Ein Faktum! und ich bin ihr Ankläger. Aber

so lange keins da ist, halte ich alles fur Verlaum-
dung. Aus allen diesen Gründen schlicsse ich zu An»

nahine des Gutachtens. Nutzet begreift nicht, war-
um man von Politik sprechen wollte, wahrend dem

von Grundsätzen die Rede ist: Wer hat euch die Voll-
macht gegeben Direktoren zu wählen? und wer kann

euch diese Vollmacht nehmen? Warum also von
sorgsamen Nachdenken und Beobachtung von allerlei

Considerationen sprechen? Wir haben die Konstitution
beschworen! Gewalt hat Bay und Pfyffer ver-

trieben : Niemand als das Volk soll ihnen sein Zutrauen
und ihre Stellen entziehen können; sie sind also noch

an ihren Stellen, da die Gewalt die sie verdrängte
aufhört: Wir haben nicht einmal das Recht zu be-

schliesset,, daß sie in ihren Plätzen bleiben sollen, sie

sind wirklich darin. Jomini sagt: Wir müssen nicht

auf Personen sondern auf das Vaterland sehen; wir
sind noch wie Kinder die alle Augenblicke fallen, und

müssen uns also mit Klugheit um eine Stütze umsc-

hen: ich wäre Kühn s Meinung, wenn ich nicht aus

Schauenburgs Brief etwas anders hörte; dieser

ist mit der Gewalt versehen, wollen wir ihn vor den

Kopf stoßen? Der Senat ist zur Tagesordnung ge-

schritten aus dem Grund, weil die Direktoren das

Recht haben abzutreten, und ausserdem haben sie im

Senat S>z genommen. Hämeler sagt: Wenn ich

«nsie Pstlcht und uusre Freiheit betrachte, so stimme
ich dem Rapport der Kominisston bei, aber andere

Betrachtungen dringen mir den Wunsch ab, daß wir
mit der Ablchliessung die Zurükkunft unserer Abgcord-

neten von Zürich abwarten mochten. Legier sags:
Der Himmel hat mit uns getrauert, jezt ist's heiter
am Himmel und bei uns; warum wollen wir jezt
Wolken sehen wo keine sinv: denken wir zurück, wie
nur beklemmt waren, als wir unsre Freiheit und unsre
Konstitution verlest sahen, und warum sollten wir jezt
nicht mehr so denken? Laßt uns nicht heucheln, >on-

der» als Schweizer frei siyn, als biedre Helvetier
handeln, wie unsre Väter thaten! Nun hat das frais
tische Direktorium annullier was Rapinat that: als
er'S that meinten wir es sey der Wille des Direkt»-
riums von Frankreich, und trauerten; jezt wissen wir,
daß es wider seinen Willen geschah; was würde im
dieses Direktorium sagen, wenn wir jezt, da wir frei

handeln können, bestätigten, was wir so laut als ria

Unrecht ankündigten! ich wünsche daß Niemand aus

niederträchtiger Schmeichelei jezt handeln würde;
that's einer, ich stünde auf, ihn anzugeben, und wrini's
auch mein Bruder wäre. Ach schliesse also, daß nicht

nur die Direktoren Bay und Pfyfer, sondern alle

d.e abgesezt wurden, ihre Stellen wieder einnehmen.

Haas begreift nicht, warum man sich so lange w
denkt den Rapport anzunehmen; er ist der Konsiiw
tion gemäß, und jezt da B. Ochs uns selbst sagt, was

wir thun sollen, und da er steh selbst nicht mehr als

Direktor ansieht, können wir nichts anders thu» als

den Rapport annehmen, ohne unsre Abgeordnete» à
zuwarten, die vielleicht eben deswegen nicht zumkkam»

men, um uns desto freier handeln zu lassen. Koch ì?

ganz der Meinung von Haas: Wir sehen unsre M
abhängigkeit sehr stark verlezt; das frankische Direkte»

rium hat diese Eingriffe annullirt, jezt berathe» wir

uns, ob wir Sclaven seyn oder aber die Freiheit, die

man uns wieder schenkt, annehmen wollen! Welche

kleinliche Berathungen! Was würde Tell von m>s

sagen, wenn er unser Betragen die paar Tagt der

Unterdrückung durch angesehen hätte. Wir sollen eben

so gerecht seyn als das fränkische Direktorium es seyn

will! Nicht nur hat Rapinat unsre Direktoren ab-

gesezt, sondern auch Volksreprasentanten als Verra»

ther angeklagt: die Versammlung würde sich i" k>e»

Augen von ganz Europa schänden, wenn sie nicht den

vorigen Zustand wieder herstellen würde! Beinahe

müthig wird der Beschluß der Kommission unvcraa»

dert angenommen.

Das Direktorium übersendet einen Bericht über

das Unvermögen der Munizipalität von Bern, de»

Requisitionen Genüge zu leisten. An diejenige M»
mission, welche schon über eine ahnliche Beschwer»

Berns niedergesezt ist, verwiesen.

(Die Fortsezung im 6lsten Stük



Fortsetzung.
Ein und sechzigstes Stück.

Gesezgebung.
Grosser Rath 26. Juny.

Die Abgeordneten nach Zürich, Weber und H m
ber, treten in die Versammlung. Man beschließt so-

gleich ihren Rapport anzuhören. Weber sagt: Wir
finv mit ausgezeichneten Ehrenbezeugungen empfangen
worden; als wir unser Bedauern bezeugten über das
Mißverständniß das zwischen uns entstanden ist, be-

zeugte der General das gleiche, indem er nichts so

sehr am Herzen habe, als alles zn thun, um seine
Freundschaft gegen Helvetic» zu zeigen, und gute Di
sciplin zu erhalten. Ais von Rapiuats Arrete die
Rede war, erhielten wir die Versicherung, daß es an-
gesehen seyn soll, als ob es mit dem Schwamm abges
wischt sey. Schauen bürg erwies uns alle erdenk-
lichc Ehre, ließ die Garnison ausrücken, sagte die ganze
Armee stehe zu unsren Be/ehlen; er lies uns eine Spa
zicrfahrl machen, ladete uns zu Zische, begleitete uns
bei der Abreise zu Fuß bis zum Thor, und übergab
uns einen Brief. Den Abgeordneten wird aller Dank
und Erkenntlichkeit für ihre Verrichtungen bezeugt.
Huber versichert, daß ihr Geschäft nicht schwer war,
da man ihnen in allem zuvor gekommen ist.

Der Brief des General Schauen bürg wird
verlesen, er ist voll Höflichkeit, begehrt aber daß B i l-
let er angehalten werde eins bestimmte Erklärung zu
geben. Billeter verlangt Mittheilung des Briefs,
und daß der Rath beschließe was geschehen soll. Kühn
sagt: Entweder muß Billeter fene Angaben beweis
sen, oder erklaren, daß er geirrt habe, und seine Worte
znruknehmen. Billeter weiß die Sache nicht be-
stimmt genug anzugeben, da sie ihm auf verschiedene
Art erzählt worden; da nun aber der General in sei«
nem Briefe sagt, er habe alles untersuchen lassen, so
gestehe er gern und ungezwungen, er sey im Irrthum
gewesen. G y sen dorfer glaubt, es wäre gut, Bil-lerer gienge selbst nut einem Brief vom Rath zum
General, wo denn die Sache bald ausgemacht wäre.
^. 5^^'..Der General habe sich bestimmt gcäuft

^re einen Repräsentanten zu
er sey den Wiederruf seiner Armee
sty.er befriedigt, wenn Billeter

^ in. ^ ' /"Blatten, seinen Irrthum anerkenne,

àn Ungeachtet ich geneigt bin alles zu

sn
General Genugthuendes fodern kann,

el^àrt, daß man von mir mehr begehrt:

«
?> Bureau legen ich sey übel berichtet wor-

b «-k. a
sey besser berichtet. Hu ber

r
Billeter erklare, er sey im Irrthumg.wc,en, nehme hiermit das Gesaqte zurük, und habe

5 b^.Zlrmee „„z, den General. Billeter:
77/ ^ rinen Augenblick anstehen zu bezeugen.

geführt worden; ich bezeuge also
" tlich daß es mir leid sey. Es wird beschlossen

Billeter s Erklärung ins Protokoll einzurücken, und
auch besonders abgedrukt dem General zu über-
sende».

Das Direktorium theilt einen Brief mit, den es
vom General Schauenburg in Folge des demsei-
bcn durch die Oeputirten zugesandten Briefes, erhalt
ten hat, worin er seine Freundschaft und thätige Zns
neignng versichert, und den Wunsch der unveebrüchs
lichstcn Einigkeit zwischen den helvetischen und frans
tischen Authoritäten aussert. Cartier begehrt Uebers

sctzung und Druk dieses Briefes. Gysendörfer
fodcrt. Einladung ans Direktorium, dem General
Schauenburg für die ehrenvolle Aufnahme der Des
putirten Dank zu bezeugen. Kühn fodert daß wir
dazu erklären, daß sich die fränkische Arme und ihr
wackerer General um unsre Freiheit und unser Vaters
land verdient gemacht haben. B r 0 ye fodcrt, daß der

Präsidentalle diejenigen zur Ordnung weise, die wider
irgend einen Agent der ftänkischen Republik ein Wort
sprechen würden. Kühn sagt: Wir baben gesehen,

daß Agenten Handlungen' vornehmen die wider den

Willen der fränkischen Nation sind, daher lasse ich

mir das Recht nicht nehmen in solchen Fällen meine

Meinung zu sagen. Secretan unterstüzt Cartier
und Gysendörfer, hingegen sezt er sich wider
Broye, obgleich man auch nicht zuweit gehen soll;
wir haben zwei Sachen vor uns: Vaterlandsliebe
hier, dort die fränkische Armee: Zeder drükt hier seine

Meinung nach seinem Gefühl aus; geht einer jàeit,
so gehört ja die Polizei dem Präsidenten zu. Cartiers
Gyseudörfers und Kuhns Anträge werden an«

genommen.
Die Berathung über die Besoldungen wird wles

der vorgenommen, und sogleich durch Stimmenmehr
beschlossen, daß der jährliche Gehalt eines Gesezges

bers aus beiden Räthen 275 Dublonen seyn solle,
und daß den 1. Inly die Repräsentanten bei des«

Schazamte etwas auf ReAnung ihrer Indemnitäten
beziehen sollen. Hu ber wünscht den ganzen Rapport
dem Senat zur Einsicht mitzutheilen. Kühn will m
dem Beschluß die Gründe anführen. warum die Bes

foldungcn in Geld und nicht nach dem Getraidepreis
angesezt seyen. Zimmermann will, daß man statt
alles dessen mit dein Zehendenrapport fortfahre, weil
die Schazkammer ohne Geld ist. Weber will die

Fehenden und die Besoldungen zugleich an die Tages-
ôrdmmg setzen. Kühn will diese Gegenstände, ab-

wechselnd behandlm. Angenommen.

Senat 26. Juny.
Usteri verlangt das Wort: in dem gestern unS

vom General Schauenburg mitgetheilten Beschluss

sen des fränkischen Vollziehungsdireitoriums, finden
sich, sagt er, die Wvrte: der General ist beauftragt,



diesen Beschluß dem Vollziehungsdirekton'um der hel
veîischen Republik mitzutheilen; da er nun vernoiw!
men habe, daß dieß nicht geschehen ist/ so verlange
er, daß der Senat die erhaitnen Briefe und Be-
schlösse an das Direktorium mittheile. Zaslin
folgt, jedoch so, baß dieß nur als Mittheilung nicht
als officielle Kundmachung angesehen werde. Am
genommen.

Nach Verlesung des gestrigen Protokolls be-
merkt Kubli: die Redaktion desselben sey allzukalt;
es sollte mehr Freude und Lebhaftigkeit in die Erzah-
lung dessen, was bei Empfang des Briefes vom Ge-
neral Schauen bürg geschehen ist, gebracht werden.
Man erwiedert ihm, daß alles, was sich im Proto-
kolle sagen laßt, gesagt ist-

Folgende Resolution wird verlesen:
Der grosse Rath an den Senat.

„Auf die großmüthige Erklärung des Vollzieh-
ungsdirektorinms der einen und untheilbaren ftanzö-
fischen Republik vom aten Messidor, daß die Verfü-
aungen des B. Rap in at, Obercommissärs der
fränkischen Armee in Helvetic», welche das Herz aller
wahren Freunde der vaterländischen Freiheit durch
eigenmächtige vorgenommene Veränderungen im
Schooße der helvetischen Regierung gekrankt haben,
aufgehoben und als nicht geschehen anzusehen seyn
sollen; — hat der grosse Rath — in Erwägung,
daß es der Gerechtigkcitsliebe eines freien edeln Vol-
kes angemessen sey, seinen Dank ebenso laut, eben
so nachdrükiich für grosse Wohlthaten zu bezeugen,
als es seinen Schmerz über unverdiente Leiden und
Kränkungen empfunden hatte; — in Erwägung, daß
dieser Dank unmittelbar aus dem Schooße der ge-
sezgebenden Räthe der helvetischen Republik, welche
die Stimme der Nation und ihre Empfindungen aus-
drücken, vor das Direktorium der grossen Nation
gebracht werden soll — folgenden Beschluß gemacht:

1) Es soll von beiden Räthen aus ihrem Schooße
eine Gesandtschaft von vier Volksrepräsentanten
gewählt werden, zwei aus dem grossen Räch
und zwei aus dem Senat, welche unverzüglich
nach Paris gehen und dem Vollziehungsdirekko-
rium der fränkischen Republik die Empfindungen
der Rührung, der Freude und des aufrichtigen
Dankes fur diese Handlung der Gerechtigkeit,
des großmüthigen Wohlwollens und der edlen
Freundschaft gegen uns, vortragen sollen.

2) Das Direktorium soll eingeladen werden, diese
Gesandtschaft mit der erfoderlichen Vollmacht
zu verschen und ihr die für das Wohl des Vater-
lands nöthigen Aufträge und Instruktionen zu
ertheilen.
Bay und Frossard verlangen geschloßne Si-

ßnng für die Discussion. Auf Meyers v. A r au
Antrag, beschließt man zu warten, bis die von Zü-
rich zurükgekommnen Deputirten des Senats ihren
Bericht abgestattet hatten.

Der Beschluß in Folge dessen der verbesserte gree
gorianische Kalender von mm an allein in ganz Heb
oeticn gelten, und allen Kalendern die neue ftznzöst-
sche Zeitrechnung beigefügt werden soll, wnd zum
zweitenmal verlesen. Frossard zeigt die Vortheile
dieser Gleichförmigkeit, glaubt aber da solche Ab-
anderungen dennoch immer mtt Schwierigkeiten und
mancherlei Jnconvenienzen verbunden sind, so sollte
die Sache durch eine Commission untersucht werden.

Ruepp will, da die Sache sehr einfach sey, heute
absprechen. Gen h a rd findet, es würde lächerlich

seyn, dieß Geschäft für urgent zu erklären; man M
aber auch keine Commission ernennen, sondern is

blos aufschieben; der grosse Rath hätte besser gethan,
sich mit dringendern und wichtigern Sachen als der

Kalender ist, z» beschäftigen. Bay sagt, er sche

zwar nicht Gewißheit aber doch Möglichk it, daß eine

schnelleVeränderungdesKalendecs, auf Schuld!«à,
religiöse Feste u. s. w. Nachtheile haben könnte; viel-

leicht wäre es nothwendig eine entferntere Zeit von

der an die Veränderung gelten soll, zu bestimmen;
er will deßnahcn auch eine Commission. Mittels
Hölzer bemerkt, daß nur noch in einem Theil des

Kanton Glams und in Appeincll ausser Roden der

julianische Kalender gebrauchlich sey; der Kalender-
machcr in Appenzell, der die bevorstehende Aenderung

ahne, sey in grosser Verlegenheit; die StimmM
des Volkes werde nicht die mindesten Schwicriä»
machen da man in Appenzell sehr geneigt dazu sey;

er will sogleich den Beschluß annehmen. Rah"
wünscht eine Commission noch aus dem besondern

Grund, weil der Kalender auch als Volksbuch musse

betrachtet werden und das lezte Vehikel scy die wichf

tigstenKenntnisse unter das Volk zu bringen. Ussn't

findet dieß zwar ganz richtig aber es ist izt nichtda-

rum zu thun; die Commission des Senates kann da-

rübcr keine Vorschlage machen, weil der Senat Mt
keine machen kann ; er wisse übrigens, daß der grosse

Rath eine besondere Commission zu. diesem BeM
niedergesezt habe. Gen hard mißbilligt es, da»

der Beschluß von heute an gelten soll. Kubli M,
er müsse zur Ehre des katholischen Theils.vom
ton Glarus bek-nncn, daß derails juiianische Kmem

der nur noch bei den resormirten Einwohnern
sey ; immer habe man sich gefürchtet vor einer La»v»-

gemeinde die Aenderung vorzuschlagen und es^>) oy

erwünscht, daß sie nun endlich einen verneinst
Kalender bekäme». -- Der Beschluß wird angcnou?

men. <â
Auf Meyers l5. A ran Antrag soll e>"^'',.

aller ernannten Commissionen, die ihre Berichte v ^
nicht abgestattet haben, immer auf dem Burcu»

liegen. / .w.MW
Muret verlangt als Präsident der zu Revm

der Konstitution niedergescztcn Commission, I
2 Monaten Bericht erstatten sollte, Verlängerung

ses Termins. Die Commission, sagt er, have
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«och nicht befummelt; die Umstände hätten es nicht
erlaubt, und er glaubt sie habe wohlgethan; es sey

besser die Konstitution durch Erfahrung etwas näher
kennen zu lernen, ehe man sich mit Abänderungen
beschäftige; — es wird der Commission eine neue
Frist von z Monaten bewilligt.

Fornerod erstattet Bericht über die Sendung
nach Zürich an Rap in at und Schauen bürg.
Aus der sehr weitschweifigen und kleinlichten Erzähl
lung, haben wir, ausser den unermeßlichen Ehrende-
zeugungen, die der Deputation sind erwiesen worden,
nur folgende auf den Zwek der Sendung näher Be--

jug habende Bemerkungen aufgezeichnet: der B- Com-
missar R a pin at kündig^ den Deputirten gleich nach
ihrer Ankunft an: er würde nach Mainz abreisen;
er habe das àetê vom zo Praireal zurükgenommen;
es soll nicht gedrukt werden, noch irgend Folgen ha<
bcn; — es thue ihm ungemein leid, daß man in ihm
den aufrichtigsten Freund der Schweiz und derSchwei-
zer verkenne; der General habe bezeugt, daß die fall
scheu Gerüchte, welche man über ihn und den Com,
missar, über ihre Gesinnungen und Absichten ausge-
streut habe, ihm ungemein viel Mühe verursacht hät-
ten -- Fornerod sagt am Schluß seiner Erzählung:
er glaube, die Reise der Deputirten habe für das
Wohl Hclvetiens und das Heil des Vatettandes die
vortreflichste Wirkung gehabt. Berthol let fügt
hinzu, der Commissar habe den Deputirten die be-
stimmte Zusicherung gegeben, daß es Frankreichs
Wille scy, die helvetische Republik in ihrer Einheit
und Unchcllbarkeil zu erhalten; daß er bereit wäre,
diese Zusicherung sobald man es verlange, schriftlich
zu geben. Bay glaubt, es wäre wichtig, eine um-
standliche Erzählung des Emp-ungs, welchen die De-
putation genossen hat, zu haben, indem'es in der
Folge eine Sache von Bedeutung seyn könnte. Erwill Fornerod und Vertheilet bitten diese Erzählung
schriftlich aufzusezen. Angenommen. Ber t h olletbemerkt noch, die Deputirten hätten auch über die
Au>nähme der Exdirektoren Bay und Pfysser in den
z^enat, mit dem General sowohl als den Commissar
gesprochen und daß beide dieselbe sehr gebilligt haben.
?Vvuki^/n

u ' V " îassc den Gründen, welche die

v-n
bewogen haben, über diesen Gegen,

n ^"^chenGeneral und Commissar zu befragen,

der Senm ^^àFahren ; indessen glaube er, wenn
scu es^anrV^schnsl der Konstitution handle,s übe. flüssig zemand darum zu befragen.

sich in eine geschloßue Sitzung;
send d^e naî N " den Beschluß, bctreft
Na,?,- 5" sendende Deputation beiderttÄ.iund einer aus den B. Zäs lin,
tráar

A u g u st i ni bestehenden Commission auf-
ag die Verwerfung mit Gründen zu belegen.

Nachfolgender Beschluß wird verlesen:«er zroßx Rath an den Senat: — In Erwä,

gung, daß die Direktoren Bay und Pfysser ein-
zig durch die Gewalt des Bürger Commissar Ra-
pinat gezwungen worden sind, ihre Entlassung zu
fsberk ; -- in Erwägung, daß das fränkische Direks
torium durch die vom Gen. Schauenburg über»

sandte Verordnung, diese Handlung des Burger Com-
missars Rapinat mißbilligt und zernichtet; — in
Erwägung, daß diese Direktoren immer das vollste'
Zutrauen des Vaterlands und der gefezgebenden Rä-
the verdient haben; in Erwägung endlich, daß der
Beschluß des grossen Rathes der die Entlassung die-
ser beiden Direktoren betrift, woder von dem Senat
angenommen, noch verworfen worden, weil derselbe
darüber zur Tagesordnung geschritten ist, folglich
kein Décret existirt, welches diese beiden Direktoren
zur Verlassung ihrer Stellen berechtigt, beschließt der
grosse Rath — die Direktoren Bay und Pfysser
sollen hiemit eingeladen werden, fernerhin ihre Stel-
len in dem Direktorium-nach der Vorschrift der Kon,
stftution zu bekleiden.

Fornerod verlangt die Discussion soll in ge«
schloßner Sitzung vorgenommen werden. Ust err
widersezt sich. — Die Sitzung wird geschlossen. Nach
ihrer Wiedereröffnung wird eine Commission von fünf
Gliedern beschlossen, die bis Abends 5 Uhr ein Gut-
achten über den Beschluß vorlegen soll. Durch ge,
Heimes Stimmenmehr werden in die Commission ge-
ordnet, Fornerod, Usteri, Lüthiv. So loth.
Vertheilet und Zäslin.

(Abends 5 Uhr.)
Der, die Direktoren Bay und Pfysser be-

treffende Beschluß wird zum zweitenmal verlesen;
eben so ein von dem B. O chs an den grossen Rath
grschriebncr Brief, worin derselbe als einzelner Bür-
ger die Erklärung thut, daß nach seinem Dafürhal-
ten durch den Beschluß des fränkischen Direktoriums
vom 2ten Messidor alles Geschehene vernichtet und
die beiden Direktoren Bay und Pfysser wieder
an ihre Stellen gerufen seyen. Fornerod stattet
im Namen der Commission einen Bericht ab, der das

hin geht : es habe eine waFre Entlassung von Seite
der Direktoren Bay und Pfysser statt gefunden;
der Beschluß des fränkischen VollziehungSdirektoriuws
welcher die Veranlassung von jener aufhebt, habe der
Commission sehr viel Freude gemacht und sie hätte
gewünscht, daß keine weitere zur Entscheidung die-
nende Aktenstücke vorhanden seyn möchten; allein der

Brief des General Schauen bürg sey von neuerem
Datum und darin werde uns gesagt: daß der Gene-
ral ebenfalls vom Direktorium beauftragt sey, uns
im Fall die Entlassungen wirklich statt gefunden hat-
ten, einzuladen, nach constitutionellcn Formen neue

Wahlen vorzunehmen; — die Entlassungen haben
aber wirklich statt gefunden und wir haben die Eswi-
rektoren in den Senat aufgenommen, fie haben in
demselben ihr Mtinungs- und Stimmrecht ausgeübt



-- also müssen neue Wahlen vorgenommen und der
Beschluß des grossen Rathes verworfen werden.
Dieß sey das Gutachten, zu dem sich indeß nur die
Majorität der Commission habe vereinigen
können. — Usieri: Der B. Fornerod hat Euch B.
Repräsentanten, ein Gutachten Eurer Commission vor-
gelegt und dabei gesagt, daß es das Gutachten der
Majorität ist. — Ich gehöre nicht zu dieser Majori-
tät; ich mache die Minoiität aus. Ich sollte billig
schüchtern und furchtsam zu Euch sprechen: Ihr habt
nach langen Berathungen über den wichrigen Beschluß,
eine Commission durch geheimes Stimm, nmehr er-
nannt, und ich befinde mich in derselben allein, von
einer memen vier Kollegen ganz entgegengeftzter Met
nung; billig muß schon dieser Umstand von grossem
Nachtheil fur mich seyn und grosses Mistrauen gegen
meine Meinung einstoßen; mehr noch: man hat mir
gesagt, daß zwar mancherlei sich für meine Meinung
sagen ließe, daß ich aber dich Politik zum Gegucr
hätte; sie ist ein fürchterlicher Gegner, zumal Eure
Politik alle ihr B. Senatoren! sie ist um so furch ter-
sicher, weil ich sie nicht einmal zu übersehen vermag!
— Dennoch fürchte ich mich keineswegs; ich rufe ge-
gen sie auf all' Eure Gefühle des Rechtes, all' Eure
Freiheitsgefühle, all' Euren Patriotinn; von diesem
unterstuzt bin ich' gewiß, jede Politik zu überwinden.
— Ich habe diesen Morgen, (m geschloßner Sitzung)
Weitläufig zu Euch gesprochen; ich will nur das We
setitlichste des Gesagten wiederholen und einige neue
Bemerkungen hinzufügen. Der Beschluß des Direk-
toriumS, welcher den Brief des Commissar Rapinal
durch den er dieEutl. ssungen hervorgerufen, verlang!
und geborten hat, für nichtig erklärt, erklart
nothwcn ig auch die Folgen desselben für gleich »ich-
tig Hallen wir nichts als diesen Beschluß, so iste
souiituklar, daß in keinem der beide» Rathe auch
nur ein Wörtchen üb>r die Sache zu spreche» ware,
daß Bay und Pfyffer ihre Sitze im Direktorio
wieder einnehmen und uns davon nur miitheileude
Anzeige m chcn würden; Mittheilung, die wir gewiß
m e reinerer uns lebhaf erer Freude als keine andere
aufgenommen Härten. Nun aber kommt ein Schrei-
ben des General Schaue bürg hinzu, wonn er sagt,
— er habe ebenfalls vom Direktorium den Auftrag uns
einzuladen, die beiden Mitglieder des Direkiorii nach
den in unserer Koustiiuiion vorgeschriebnen Formen
wieder zu crsezeu, im Fall ihre Entlassung
wirklich statt gefunden hätie. Ich mache
hier zuerst auf den wenigst-ns anscheinenden Wider,
sprnch aufmerksam, der sich zwischen Beschluß und
Brief findet. Jener sagt : Rapiuars Einladung
und Federung der Entlassungen sey »ich-
tig weil sie ohne Vollmacht ge chehen;
dieser hingegen sagt: wenn die Entlassungen
wirklich statt gefunden haben, so soll
m a n z u neuen W a hlen schreiten. Ich sehe
nicht ein, wie man dem leztn» folgen kann, oyne
dem e'iiern zuwider zu handeln ; denn nimmt man >

neue Wahlen vor, so ist Rapinats Brief, wenigstens
in seinen Folgen, warlich nicht annuliirt; — dagegen
sehe ich einen wichtigen llluerichieo zwischen der Wich-
tlgkeil beider Aktenstücke, uns glaube daß mau sich vor
allem nur an den Beschluß des Direktoriums halten
soll. Auf zedeu Fall bm ich der Meinung daß keine
neuen Wahlen stall haben können: Die Stelle m Ges
neral SchauenburgS Brief ist einer zweifelhaften Ausi
icgung fähig: Entweder glaubt der General die Enl»

iajsungen haben w.rklich statt gefunden ; dann anlwvr»
lea wir ihm, daß er sich im Irrthum befindet, unb
baß keine Entlassung stattgefunden hat; eS hat we,--

ter niches statt gesunden ais die Briefe von Bay und

Pfyffer, in denen sie auf Rapinats Einladung hin,

oon den Ratyen ihre Enrlaffung verlangen; btt
grosse Rath wollte ihnen dieselbe bewilligen, der He,

nal »ahm aber den Beschluß nicht an; ausser jene»

Entlassungsdegehren, die einzig auf Raplnais Brief
gegründer find, und mit demselben auch aufhören oder

nichtig seyn müssen, ist nichts vorhanden, das die End
lassung begründen könnte; die zwe.le Auslegung «are:

wenn wir annehmen würden, Schauenburg wünschte
daß Bay und Pfysser Nicht wndrr ms Direktorin»!
können, sondern durch neue Wahlen ersezr wurden;
denn ich bitte zu vemerken, dag Bay und Pfyjs-r,
wann ihre Entlassungen statt gesunden haben, nnch

der Konstltullon nicht wieder gewaytt werden könne».'

in diesem Fall, habe ich sagen gehört, rath uns biî

Politik dem Wunsche zu einsprechen. — Was die Pell'
tik räth, weiß rch nicht, denn ich kenne sie nichl W
Politik; ich mag sie auch nicht kennen. Aber ich ê
nere euch, V. Senatoren, au die lauten Ansbrüche

der Freude,.die lezien Montag in diesem Saale w
rönten, als die für das fränkische Direktorium so th>

reuvolle Erklärung gegen die Verletzung unsrer W
lionalehre und unserer Konstitution verlesen w ck.

Ich «rage Euch, wem glarwt Ihr, diese so une wnsi

rece glukliche Wendung unsers Schiksalö verzugrwull
schuldig zu seyn? Wem anders als dem elle» ^
nehme», der mulhvvllen Energre ruisirs D.ueklsrnn»o,
dem uncrschrokncn Palrivuem der fr,as von buibZlem

Vertretern des Voltes, frei gewählter und ch.cS mm
stcn Zutrauens würdigen Manner, der »imt m»>oer

kraitvoire» Unterstützung, im r^-e Vleserbeu mehrere »ul«

ni bei, gestjgebei.bei, Ralyen sai.de,.; der Public tat

endlich, die allen diesen Sei,rille» gegebr» warb!

diese sind, die die vjsrntsiche Meinung, zumal m

Frankreich, für unsere gure Sau,e .»cwai.nea, ugo

drr össeariieneu Mci.>Ui»g verrae.ken wir die nee»

aufgeyriedc Morgci.rölye drr hr ver.smcn
^ Und Ihr könntet, B. Senatoren! Euci) cka

Äugrnblik bebrr.ke», ob Ihr auf buger ruhmvm

B hu der Freiheit und drr National, h,e serilcktttie,
oder die Schlange,tplaee eurer Ulirepublitanl ch>" P

lliit bctrel.ri wolltet. — Bürge, w.r werde» u»o e

Freiheit wüidig zeigen, un. druBcschmsi aunty."< '

(Die Fort!, .m 6-M Stük



Der schweizerische Republikaner
herausgegeben

von Escher und usteri,
MirMdern gcstigebende» Räthe der helvetischen Republik.

Zwei und sechzigstes Stück.

Zweites Quartal.
Zürich, Montags den 9. Julius 1798.

Gesezgebung.
Senat, 26. Juny.

(Fortsetzung,
Augustini: Von Politik, wie Usteri meint, ist

hier nicht die Rede; obgleich, wann das Heil des
Vaterlandes Politik erfodert, dieselbe soll befolgt, und
wenn Politik dem Rechte die Hand bietet, sie ein
Grund mehr ist, zu thun was jenes gebietet. Die
Kommission Hai von rechtswegen geschlossen. Es fragt
sich vor allem, ob die beiden Epdirektorcn wirklich
ihre Entlassung gegeben haben? dieß ist's, worauf
sich die Refulution, mit der wir uns beschäftigen, grüw
det. Nun ist es aber so gewiß als die Sonne scheint,
daß jener Beschluß des grossen Rathes, der ihnen ihre
Entlassung gab, vom Senat angenommen ward, so-
viel es nothwendig war ihn anzunehmen.
Man hat ihnen ihre Entlassung abgenommen; sie war
freiwillig; wäre sie gezwungen gewesen, so hätten sie
gesagt: Rapinat verlangt unsere Entlassung; man kann
ihm nicht widerstehen, und wir treten also ab! sie ha
ben aber edel und patriotisch gehandelt, nur wünschte
«eh, sie wurden damit fortgefahren, und nun zu uns
gesagt haben: Beschäftiget euch weiter nichtmit uns; alsdann hätte ich, und hätten meine Km-
der und Kmdskinder sie ewig g-sckäzt; — durch den
Eintritt in den Senat haben sie sich auch seither als
Epoirektoren fortgehend selbst bekannt; wir müssen den
Beschmß verwerfen. Zäslin sagt: Als Mitglied der
^oinmnfion wolle er nur noch bemerlen, — da der
General alle Vollmachten gegenwärtig vereinige, so
yaoe er gewiß ohne guten Gcund uns die Anzeige

freilich seyen Zweifel aufgeworfen
^ Entlassungen legal statt gefunden hat-

,g>aube per Senat müsse fle so ansehen,

îmî, ^direkteren Siz im Senat genommen habe».
ì l ""6 sehr hüten Schritte zu tbun, die den

G neral beleidigen könnten, um nicht Ereign-sse zu
neuern, dir leider schon statt gefunden, und die neu

Morgenröthe unserer Freiheit wieder ver-
unrein kö.uiten; diese und keine andre Politik kenne

»r. ruthi v. Sol.: Ans Schanenburgs Brief er

hellt klar, daß ausser jenen zwei Beschlüssen des Di«
rektoriums, die er uns mittheilt, noch ein dritter vor,
Handen seyn muß; denn der General sagt: DasDi-
rektorium trägt mir zu gleich erZeit auf u.
s. w.; weiter ist klar, daß der General glaubt, die
Entlassung der zwei Direktoren habe statt gefunden —
Sie haben dieselben an den Kommissair Rapinat g«5

geben, und es frägt sich gar nicht, ob die gesezgeben«
den Räthe dieselbe abgenommen haben. Genhard:
Ich kenne das edle Herz eines Pfyffers; er wird gern«
auf alle Vortheile Verzicht thun, wenn das Vaterland
es erheischt; ich kenne auch die Verläumdungen, wel-
che Och s'en bei den lezten Wahlen vom Direktor!»
ausschlössen: mit Schmerz criunre ich mich, daß wir
damals so irre geführt wurden, und ich nehme das
Gutachten an. Was die Wählbarkeit der beiden Ex-
direkteren belrift, so sind sie durch die Konstitution
ausgeschlossen; es wäre denn, daß, weil sie kein gam
zcs Jahr im Dircktorio fassen, eine Ausnahme für sie

statt fände. Frofsatd: Eine ganze Reihe von Jr-
regularitäten hat statt czcfunden; die Entlassungen
können durchaus nicht fur freiwillig angesehen wer«
den, sie waren durch den Kommissar geboten; der
Schritt des Kommissars ist mißbilligt und cassirt; noth«
wendig müssen es also auch seine Folgen seyn. Bay
und Pfyffer verlangten ihre Entlassung; aber haben
fle dieselbe auch erhalten Nein, wir haben die R««
solution des grossen Rathes nicht angenommen; wir
sind zur Tagesordnung übergegangen; eine solche Ta«
gcsordnung ist uustreitig bequem; sie sagt ja oder
nein, nach den Umständen; im gegenwärtigen Fall
aber kann sie nichts anders als Nein sagen; die
gleich darauf beschloßne Tagesordnung über das Ent,
iassungsbegehren deS Depulirten Rogg, erklärt die
Sache hinlänglich: er will den Beschluß annehmen.
Laflechere: DasMiiglied, welches so eben gespro«
chcn, hat uns eine grosse und freudige Nachricht kund

gethan; es hat uns gesagt, daß wir mit Muth und
Energie gehandelt haben, indem wir zurTaoeSordnung
geschritten sind; laßt uns diese glüklichc Nachricht be«

nutzen, laßt uns sagen: ja wir haben Muth und Kraft
gezeigt; wir haben die uns vorgeschlagne Entlassung



nicht angenommen; wir haben uns dadurch der Ach-
tung des Direktoriums der grossen Nation würdig gc,
zeigt; laßt uns dem General Schaucnbug antwor-
ten: Da keine Entlassung statt gefunden have, so

haben die beiden Direktoren, dein Willen des fränki,
fchen Direktoriums gemäß, ihre Stellen wieder ein-

genommen. — Ohne uns mit Schande zu bedecke»,
können wir den Beschluß nicht verwerfen. Lüthi v.
Langn au: Wir sind vom Volke gewählt, ihm nur
können wir unsre Entlassung geben; wir hàn die
Direktoren erwählt; sie haben den nämlichen Weg
einschlagen, und von uns ihre Entlassung verlange»
müssen; wir haben dieselbe verweigert, weil was durch
Gewalt geschieht, weder angenommen noch verworfen
werden kann; mir liegt Gerechtigkeit am Herzen,^ und
da Bay und Pfyffer durchaus rechtschaffne Männer
sind, und nur um des Vaterlands willen, dem Drang
der Umstände nachgaben, so will ich den Beschluß anneh-
men. Eraucr: Nach dem was von einigen Mir-
gliedern ist gesagt worden, sollte man in der That we-
nig Lust haben, seine Meinung zu äusser», besonders
wenn man gegen den Beschluß sprechen will: es fragt
sich nicht, ob die Entlassung gegeben worden, sondern
nur ob sie statt gehabt hat? sie hat aber allerdings
statt gehabt; und wie freiwillig oder unfreiwillig sie

gewesen ist, kann nicht in Betracht kommen, sonst

könnte jeder der seine Entlassung nahm, in der Folge
wieder kommen und sagen, es wäre unfreiwillig ge-
schehen. Frossard beruft sich nun auf den Brief
und das Zeugniß von Ochs. Ein Mitglied sagt:
Ochs habe, seit er den Brief geschrieben, seine Met,
nung geändert. V a uchet behauptet, Ochs habe da,
mals nur den Beschluß des Direktoriums, nicht aber
Schauenburgs Brief gekannt. Zulauf findet den
Beschluß des Direktoriums klar genug; dieß ist ihm
hinlänglich; er will annehmen. Laflechere: Die
gegenwärtige Discussion ist für die ganze helvetische
Nation von der größten Wichtigkeit; es hängt von
Euch ab, B. Senatoren, dem gavzen Europa zu zei,
gen, ob ihr das Schiksal von Cisalpinien und Belgien
verdientet, oder ob ihr es nicht verdientet? Nehmt
ihr die Resolution an, so beweißt ihr dadurch, daß
zwischen Rapinat und den obersten Gewalten der hei-
vetischen Republik allein, Mißverständnisse statt fan-
den; die Schnelligkeit mit welcher der Beschluß des
fränkischen Direktoriums erfolgte, beweißt, daß ihr
euch demselben durch nichts gefälliger erweisen könnt,
als wann ihr die Dinge unverzüglich wieder in ihren
vorigen Zustand zurük bringt. — Ich verlange daß
die Discussion fortgesezt werde, und ich belchwöre
Euch, mit reifer Ueberlegung zu handeln. Usteri:
Ich muß zwei Einwürfe, die gegen meine Meinung
gemacht worden sind, beantworten: Man hat gesagt,
es komme nicht darauf an, ob wir den zwei Direkte-
rcn ihre Entlassung gegeben haben; die Entlassung
habe dadurch statt gefunden, daß fie an Rapiuar ge-

geben worden sey; in dem Schlüsse des fränkischen
Direktoriums lese ich: daß Rapmat keine Vollmacht
hatte die Entlassung zu verlangen; alsv hatte er eben
so wenig Vollmacht sie zu nehmen, und der Einwurf
fällt von selbst weg. Man hat zweitens zu einem
Beweis, daß wirkliche Entlassung statt gefunden habe,
den Umstand benuzt, daß die Exdirektoren Siz im Se,
nate genommen haben. Ich bitte den Zusammenhang
des Ganzen inS Auge zu fassen. Rapinat fodert die

Entlassung --- die beiden Direktoren sind dazu bereit,
und verlangen sie von ihren Wahlern, den gesezgeben,
den Räthen — der grosse Rath will sie geben — de,

Senat geht zur Tagesordnung über — Rapinal m
nennt neue Direktoren die, welche es nicht mehr

find, nehmen Plaz im Senate — der Senat geht auf
ihre Erklärung abermal zur Tagesordnung. Was war
das ganze Betragen deS Senats in dieser Reihe von

Erscheinungen? Leidend und unthätig verhielt er sich

immer, und freute sich der glnklichen Tagesordnung,
die ihn des Ja - odcr Neinsagcns überhob. Ich tadle

dieses Leiden der Uebecmachl und Gewalt nicht; aber

ich frage: hätte der Senat damals, als die durch an,

dere ersezten Direktoren in den Senat traten, sie nicht

aufnehmen, oder diese nicht in den Senat treten sob

len; und kann man, weil beides geschah, behaupte",
es fände etwas Freiwilliges und von dem casfirtck

Beschluß des Kommissar Rapinat Unabhängiges
statt? Duc sieht die Entlassungen für sehr fäll
lig an, weil die Exdirekloren Plaz im Senat
inen und keinerlei Reklamationen machten; er will

also den Beschluß verwerfen. Kubli findet dm

Fall äusserst wichtig um der Folgen willen die er hat

den kann — er ist über die Sache selbst noch im D»m

kein; nach den Regeln der Staatsklugheit sollte er

Nein sagen; nach den Gefühlen seines Herzens und

nach der Gerechtigkeit hingegen I a; er will die W
ralhung soll Morgen fortgesezt werden. Schneider
kann sich nicht genug wundern, von mehreren 5M
gliedern des Senates, welche die gröstcn EinstäM
haben und patriotisch gesinnt sind, zu hören, die aus,

gecrettenen Direktoren seyen freiwillig ausgeteettM'
woher wäre die Freiwilligkeit entstanden; aus vtM

Schreiben des Rapinat? Wer darf etwas gegen vn

Rechlschassenheir der beiden Direktoren einwende» >

Man kennt die Intrigue welche dahinter stekl, M
wohl; — er will den Beschluß annehmen. D>e'

Helm spricht gegen denselben. Devevey verlSe»

digt das Betragen der beiden Direktoren; da der -oe

schluß des fränkischen Direktoriums alles Gescheht»

>ür ungültig erkläre, so will er annehmen. M
^

verlangt von der einen Seite Stimmenmchr du cv

Namensaufruf; von der andern geheimes Stimm
mehr; beide werden durch Stimmenmehr verwors

und alsdann durch das gewohnte Hà"^ausae -

mit 26 Stimmen gegen 2t der Beschluß verw
fe».
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Grossee Rath 27. Juny.
Secretair Fisch beehrt seine Entlassung.

Spengler foderl, daß ereingeladen werde noch an
seiner Stelle tu bleiben bis die Commission, welche
über die Organisation des Bureau »iedergcsezl ist,
ihren Bericht abgestattet hat. Herzog behauptet,
da jedermann Freiheit habe, seine Stelle anfzüaeben,
so könne man nicht auvers als die Bitte gewahren.
Z t mm in e r mau » glaubt, da Fisch einer Zurechc
Weisung wegen den Abschied fodere, s« sodere die
Ehre der Versammlung sie zu gewähre». Herzog
und Spengler bezweifeln Zimmern, a uns An,
gade. Escher glaubt, Fisch wolle seine Stelle aus-
geben, weil Unordnung im Bureau ist und bei dieser
Vertheiln»-? der Geschäfte dieselben nicht besorgen
könne: daher foderl er Nichtanuahme seines Begeh-
rens bis die Revision des Bureau statt gehabt hat,
indem sich dann zeigen wird, ob er die Bitte wieder-
holen wolle. Huber folgt Escher und begehrt da-
her Tagesordnung, welche angenommen wird.

Das Direktorium bittet um schleunige Einthei-
lung der Ministerialgcschaste. Escher sagt, ohne
die Verfinsterung unsers Himmels hätte die Coininl!,
fion schon lezte Woche ihr Gutachten eingegeben,
nun werde di ses morgen geschehe».

VicrDevntirte aus demKanton S cntis ersehet-
neu und erhalten die Ehre der Sitzung: fie bitten
um Bestimmung des HauptortS, und empfehlen da-
ju St Gallen hauptsächlich durch A fstellung der
Unbequemlichkeit«« Appenzells. E scher begehrt Nie-
dersetzung einer Commission hierüber, mit dem Auf-
trag einen Entwurf über die Distriktsenuheilung die-
fcs Kantons vorzulegen : auch unterstüzt er daS An-
suchen dieser Depàle». Enz folgt diesem Autrag.
Merz ebensalls und behanptct, es gebe Zeiten wo
man nicht nur nicht auf Aopenzell wegen des Schnees
hinkommen, sondern wo man auch nicht hinstiegen
konnte. G raf vertheidigt die Lage Appenzells, weil
man auch schon mit Kutschen hingefahren sey, weil
St. Gallen in unruhigen Zeiten mit Steinen verwor«
sen werden konnte, da hingegen Appenzell einen sichern
Ruken an dem Sentis habe, und weil man sich in
Appenzell einer einfacheren dem Republikaner ange-
Mrgaern Lebensart befleißen könne: auch glaubt er die
Mehrheit aller Einwohner des Sentis wurde für Ap-
peuzcll stimme». Es wird nach Esche r s Antrag eine
Commission niedergesezt und in dieselbe geordnet,«raf, Schoch, Merz, Schlumpf, Stieg,Escher und Er lâcher.

der Senat die Beschlüsse über eine Gesandt«
K?i-> Paris und über die Wiedereinsetzung der

ta ^"cktoren K a y »nd P fy ffe r verworfen hat,
ne->, -

^ 0 n d erflüh daß diese Gegenstände aufs

aà, "^küberaiion gezogen werden. Cartier be-

îki,i.,V die zwei unbeftzlen Direktorstellen der Kon-
«l'mtion gemäß besezt werden. Lüscher folgt und

glaubt, die beiden Tpdirektoren Bay und Pfyffeö
seyen nach der Konstitution nicht wählbar: er begehr?
zu Untersuchung dieser Frage eine Commission.
Meyer sagt : Rap in at 6 Dispositionen find aufge«
hoben, folglich müsse» die durch dieselben entfernten
Direktoren wilder an ihre Stellen zurük. Escher
sagt, Rap in at hat ungerechte Eingriffe in unsre
Konstitution gethan; diese sind für nichtig erklärt,
folglich erfodccl unsre Pflicht und unsre Ehre, daß
wir alles wieder in den vorigen Stand stellen: aber
mehr noch; unser Nach hat geglaubt dem ungerecht
ten Eingrif nachgeben zu müssen und hat dieDimissiow
ertheilt, der Senat aber ist zur Tagesordnung ges
schritten, folglich sind die Direktoren noch nicht ents
lassen: sollten wir nun zezt, da uns die Freiheit
wieder geschenkt ist, bestätigen wollen, was wir aes
zwungcn ungerechter Weife thun mußten? Nein Burs
gea Stellvertreter, laßt uns alS freie Männer handeln,
und nach dem Druk wieder unsre ganze Schwungs
kraft benuzen um die vorige Ordnung wieder herzns
stellen! Ausserdem hat hoffentlich der Senat den lezs
-en Beschluß hierüber irgend eines Fehlers in der
Stylisation wegen verworfen ; laßc uns also den gleis
cheu Beschluß unter einer andern Form zusenden.
Haas folgt und bittet, daß man den Beschluß dem
Senat in eine Morgensizung sende, um ihn eher an«
nehmen zumachen. Trösch: die Direktoren habe»
die Dimlssion genommen, weil sie sich nicht stark
genug fühlten, ihrem Posten Genüge zu leisten, als»
sind die Stellen ledig und wir müssen neue wählen.
Z i m m m e r a n n : die Commissarien handeln oft ohne
Vollmacht, wie wir erfahren haben, daher sollen wie
unö billig immer vorzüglich an die Dekrete des fräns
kifchcn Direktoriums halte», und an die Grundsaze
des Rechts und der Konstitution selbst: nun ist die
Dimission der Direktoren von dem Senat nicht ans
genommen worden, und hat also auch nicht statt ges
habt : der Senat hatte die Absicht durch jene Tagess
Ordnung elu Gest; zu machen, daß die Entfernung
von den öffentlichen Beamlungen freiwillig seyn sollen:
da aber der Senat das Recht nicht hat, auch indis
recle nicht, Gefeze vorzuschlagen, so müssen wir über
diese Maasrcgcl des Senats zur Tagesordnung ge«
hen, und folglich bleiben die nicht entlaßnen D-rcks
loren an ihren Stellen, die sie vor Rapi „als
Arrete eingenommen haben. Custor folgt E schern,
weil der Senat oft nur um Nebensachen willen verwerfe:
es sey vielleicht etwas zu wenig in dem Beschlusses,
auffaz, daher derselbe ocr Commission znrükgcgebcn
werden soll. Koch: Gewalt war über Recht, also
keine freiwillige Handlung vorhanden, weder von den
Direktoren noch von uns, und zudem war die Dimiss
sion nicht einmal vollständig, also sind Bay und
Pfyffer immer an ihren Stelle» geblieben : die Ehre
der Nation fodert Wiederherstellung des Zustandes
vor der Gewalt, also Wiedereinsezung des Zustandes



des Rechts.- da unser lezte Beschluß eines Redacts
ousfehlers wegen verworfen worden seyn mag, so
soll die Commission eine neue Redaktion des gleichen
Beschlusses besorgen. Guter: wir unterlagen dem
Kampf zwischen Gewalt und Recht : aber der Sieg
über das Recht ist durch das frankische Direktorium
wieder aufgehoben worden, also sollen wir nicht jam
dcrn den vorigen Zustand des Rechts wieder herzu-
stellen : oder wollten wir diesen Segen, der von dem
fränkischen Direktorium herkommt, verachten? also
fodere ich, daß b e Commission in einer Viertelstunde
eine neue Redaktion unsers leztcrn Beschlusses entwer-
fe, denn um die Wahrheit ju sagen, bedarf man we-
der Stunden noch Tage. Michel glaubt, es sey
klar genug, daß Rapinats Verordnungen verwor»
fen seyen; er dankt dem Senat, daß er lezthin fester
war als wir und über das Entlassungsbegehreu zur
Tagesordnung gieng, indem nun Bay und Pfyf«
fer immer noch an ihrer Stelle seyen. Vonder-
flüh folgt dieser Meinung. Secretan betrachtet
die Sache aus zwei verschiedenen Gesichtspunkten:
War die Entlassung und Ablrettung freiwillig, oder
gezwungen? doch wohllezteres und folglich ist steals
durch Gewalt herbeigeführt, nicht g. Der andere Gee
sichtspunkt ist der, daß der Senat in keinem Fall über
einen Beschluß deS grosses Rathes jur Tagesordnung
gehen kann; also ist die Entlassung nie angenommen
worden : Mehr noch: da alle Gewaltthätigkeit aufge
hoben worden, wäre es klug oder nur denkbar, daß
man diesellle freiwillig bestättigen wollte? also müssen
wir auf unserm frühern Beschluß beharren. Kühn:
Rapinats Dispositionen hatten uns in den größten
Kummer gesezt, nun sind dieselben casfirt, nun stehen

wir zwischen beiden: sollten wir Rapinats Anordnn»,
gen oder der Freiheit, die uns das fränkische Direk
torium wieder gab, folgen? Vaterland und Ehre
sodcrn uns auf, alles als nicht geschehen wieder
herzustellen, und den Intriguen, die wider unsre Frei-
heit angezettelt werden, auszuweichen: also den Ge
genstand zu einer neuen Redaktion in die Commission
jurükzuweisen. Graft nried folgt; denn wegen der
Aufhebung von Rapinats Dispositionen und der Nicht-

^

annähme der Entlassung durch den Senat find Bay!
und Pfyf fer immer noch Direktoren, und die Ehre j

des Vaterlandes erfodert ihre Beibehaltung. Weber!
bedauert hauptsächlich den ParteigeiA, der sich zwi-!
schen beiden Räthen erhebe und welcher sehr gefähr- ^

sich werden kann : indessen da er glaubt «6 könnte ein
Redaktionsfehler an der Verwerfung des Beschlusses
durch den Senat Schuld seyn, so stimmt er bei, daß
sogleich eine neue Redaktion in den Senat gesendet
werde, indem die Freudebezeugung über die Cassation
von Rapinats Dispositionen, und die Cassation selbst

zu diesem neuen Schritt rechtfertige: der General
Ech autnburg sage freilich im Fall von Entlassung
sollen wir neue wählen, und freilich hätten die Du

rektoren schon im Senat Plaz genommen, allein an-
derseits sey doch die Entlassung weder freiwillig noch
vollständig gewesen. C a r t i e r folgt W e b c r. Hm
b e r auch ; indem es nur um die Frage zn thun sey,
hat die Entlassung völlig statt gehabt? und derSenat
könne weder Urgcnz noch Tagesordnung erkennen,
wie es damals der Fall war; folglich soll die Com
mission in ihrer neuen Redaktion besonders darauf
dringen die Entlassung habe nie vollständig statt gv
habt. Trösch sagt, sie haben ja Sij und Stimmt
im Senat genommen, folglich ist ihre freiwillige Ent,
fernung nicht zu bezweifeln. Bla tt m ann behaiy-
tet der Senat habe mit dem Wort unnüz, in sà
Tagesordnung zu derer übergegangen, weil die EM»

lassung unnüz sey, sagen wollen, sie sey »nmiz,
weil keine Freiheit da sey: folglich sey auch keine Enb

lassuugda. (Die Forts, im özsten Stük morgen.

Auszug aus dem Vcrbal-Proccß des grossen RalhS.

Sijung vom 26sten Iuny 1798.
Präsident, Bürger H e in ine le r.

Der große Rath, nachdem er einen Brief vom

Bürger Schauendurg, Obergeneral der französische»

Armee in der Schweiz, dalirt vom 7ten Messidor, im

sechsten Jahr der fränkischen Republik, angehört;

In Erwägung, daß der Bürger Bülerer die Ar
kläruug giebt, daß er seinen Irrthum wegen dm am

2ten Im») vorgebrachten Thalsachen einsehe; -
Beschließt:

Der Burger Billeter solle angehalten seyn, nom

in heutiger Sizung öffentlich zu erklären, baß er durch

Gerüchte, die er jezt als übclgegründet einsieht, m

Irrthum geführt worden, daß er folglich diesen Iw
thun» bereue, sein Vorgeben förmlich zurüknthme,
und erkläre, daß er niemals die Absicht gehabt, w«

der die französische Armee im allgemeinen, noch

Obergeneral im besondern zu beschuldigen.
Dem Original durchaus gleichlautend

Haas, Eecretär des grossen Rê
Auszug aus dem Verbal-Proceß des grossen Rê

Sizung vom 26sten Juny 1798-

Präsident Bürger Hemmeler.
Der grosse Rath, nachdem die Erklärung

Bürger Billeters abgehört, durch welche er dem

schluß vom 26sten Juny 1798. in gegenwärtigere
jung ein Genügen gethan;

Beschließt: - vem
Diese Erklärung des Bürger Billeters soll

Protokoll eingcrükt, besonders abgedrukt,
Ober-General der fränkischen Armee in Hew

übcrsandt werde«.
Dem Original gleichlautend,

Haas, Eecretär des grossen Na h «



Der schweizerische Republikaner
herausgegeben

von Escher und Usteri,
Mitgliedern der gese-gebendeu Räthe der helvetischen Republik.

Drei und sechszigstesStück.
Zweites Quartal.

Zürich, Dienstags den 10. Julius 1798.

Gcsezgebung. ^
Trosser Rath, 27. Juny.

(Fortsetzung.)
Pen chaud sagt, am gleichen Tag sey der

Senat auch über das Abschicdsbegchrcn eines seiner
Mitglieder zur Tagesordnung gegangen und habe da-
raufhm erklärt, dieses Mitglied hätte seinen Abschied
nicht; dieses und der Brief von Ochs beweisen deut,
l-ch, daß keine Entlassung statt gehabt habe. Jv-mini folgt. Capa ni behauptet, die Entlassung
ley durch den Beifitz im Senat erwiesen, doch will
er auch dcrRukweisung in die Commiston beistimmen.

"innert an die Freude, die die Aufhebung
^'^'"Anordnungen bewirkte, und welch einen wivw

^
'-Lolk und die grosse Nation

machcn wurde, wenn wir nicht Gebrauch davon
mache» wollten; ausserdem glaubt er, Ochs undDolder wurden böse auf uns, wenn wir fie durck

ànt^à ?"àiunl erhalten wolltenerstimmt also fur Zurukweljung m die Commission.Lacoste weint, das Arretc des fränkischen Direkt»,
rmmssage bestimmt, alles sey ohne Recht Rändert
w°à, miss-n auch dli »ft.!, DF,tt'.'„7 d7,ch!
aus ihren Pla; wiedereinnehmen: folgtauch der Rükwci'
sung in die Commission, welche nun beinahe einmüthig
angenommen wird. Ai mm ermann de là daßerst morgen d,e neue Redaktion dem Senat iuncsand'

geschehe. Escher erinnert an die Bemerkung von
e»n ^ ' w m e r m a 11 n bei. Morgensoll die neue Redaktion vorgelegt werden.
t,k- àn/ r legt ein Comniissionalgutachten über
^,^stcu.m.g der Brandb-schäd-gten in vor,welchem Zu oge durch Veranstaltung des Direktoriums

^ ^
wgung, daß die Häuser aus einauder

- ^ rn Brandbeschadigken etwas Hol;aus den Nationalwaldungen geschenkt, und ein Sink
Zur Ausemanderbaiiung um wenig Geld über

lassen werde. H ussi fodert, baß mehr Holz gege,bcn werde. Haas folgt, aber dieß soll erst im Wim

ter geschehen, weil das im Sommer gefällte
nicht dauerhaft ist. Serre tan will das nöthige
Land zur Auseinandcrbauung ebenfalls den Brandbe?
schädigten schenken. L ü sch e r mag wohl Vermehrung
der vorgeschlagnen Hilft leiden, glaubte aber in der

Commission für einmal nicht weiter gehen zu dürfen
aus Furcht vor Nichtannahme. Spengler sagt,
da das Land nicht allen Beschädigten gleich nothivcn-
dig ist, so soll man nicht den einen schenken und den
andern nichts geben. Esch er hatte gewünscht, daß
erst der Rapport über Steuern überhaupt vorgelegt
worden ware, um diesen besondern Fall jenem uns
terordncn zu können: für diesen Fall fodert er, daß
das Direktorium eingeladen werde, den Brandbeschas
digte» einen in der landwirthschaftlichen Baukunst ers

fahrnen Mann an die Hand zu geben, damit diese

neuen Häuser zwekinässig und mit Beobachtung aller
der Vortheile gebaut werden, die die Fortschritte der
Landwirthschaft in den neuern Zeiten gemacht hat:
auch begehrter, daß man den Brandbeschadigten,
altes ertroknetes Holz zu verschaffen suche. N u z et
stimmt E schern bei: eben so Iomin i, welcher
noch zu wiffen wünscht, was die Cidevans (ehcvorü
gen Regierungen) bei solchen Anläßen steuerten, damit
wir nicht etwan hinter ihnen zuruk bleiben. Haas
stimmt ganz Escher» bei. Akermann wünscht
eher Geld als Holz zur Uuterstüzung zu geben, weil
der Transport des Holzes aus den Nationalwaldun-
gen vielleicht hoch zu stehe» kommt: er wünscht, daß
das Holzquantum unter dem Beding vermehrt werde,
daß die neuen Häuser mit Ziegeln statt Stroh bedekt

werden. Grafenried will das Land unter der Bes
dmgung der Ziegeldächer wohlfeiler und die be?

stimmte Holzportion nur provisorisch geben, und fie
im Winter wo möglich vermehren. Ein Mitglied be«

hauptet, das Holzfällen im Sommer scy nicht schad-

lich, also soll man jezt alles geben. Michel folgt
dem Rapport, mrt Akermanus und Eschers
Zusätzen. Lüsch er unlerstüzt nun.den Rapport und
behauptet in jener Gegend seyen keine Ziegel zu ha«
ben: er will, daß diejenigen, die das Land wohlfeil
erhalten, den übrigen einen gemeßnen Abtrag geben.



Jo mini will das auS dem 5anb gelöste Geld als
Prämie auf die Ziegeldächer legen. Akermann
folgt diesem, weil die Ziegel sehr bequem auf dem
Wasser herbeigeschafft werden können. Das Gutach-
ten wird zu Benuzung aller dieser Bemerkungen in
die Commission zurükgewiesen.

Secrctan zeigt an, daß General Schauem
bürg morgen durch Arau reise, und foden, daß
demselben ein Fest zum Zeichen wahrer Wiederverei-
nigung gegeben werde.' der Antrag wird angenommen
und Secretan eingeladen einen Entwurf hierüber
vorzulegen: er begehrt, daß zur Anordnung dieses
Festes 5 Mitglieder aus den gcsezgebenden Räthen
beauftragt werden. Escher bemerkt, daß die Ge-
sezgeb er Geseze machen und nicht Feste anordnen
sollen. Secretan sagt, wir sind nicht hier ange-
nagelt, und können sehr füglich solche Feste anordnen.
H über folgt, weil dieses Herzenssache sey. Der
Antrag wird beinahe einmüthig angenommen.

Senat, 27. Juny.
Zäslin legt im Namen einer Commission fol-

gende Motivirung der Verwerfung der ausserordentli-
chen Gesandtschaft nach Paris vor: »der Senat er-
klart, daß die Beweggründe des Beschlusses seinen
vollkommensten Beifall haben, indem derselbe dahin
abzwekt, der fränkischen Regierung den warmen Dank
der helvetischen Nation für den erhaltnen grossen Be
weis ihrer Achtung gegen die helvetische Konstitution
zu bezeugen; der Senat erklärt, daß er durchdrungen
von gleichen Gesinnungen des wärmsten Dankgefühls
zu jedem Vorschlage freudig die Hand bieten wird,
mittelst dessen das so glüklich neu befestigte Einver-
ständniß der grossen Nation mit der helvetischen Re-
publik, dem helvetischen Volke kund gemacht und
von ihm festlich gefeiert werden kann ; dagegen glaubt
er, daß der Zwek des Beschlusses die vorgeschlagne
Gesandtschaft, bei der gegenwartigen Lage derRcpub-
lik um so weniger erfodcrlich mache, als alle Schritte,
welche in Paris selbst zu machen nöthig gefunden
würden, durch die daselbst befindlichen Agenten der

Republik sehr füglich geschehen können." Diese Mo-
tivirung wird angenommen und auf Murets Antrag
ihr Druk beschlossen, da auch der grosse Rath seine

Resolution besonders hat abdrucken lassen.

Usteri giebt die Gründe an warum es in den
beiden lezten Tagen der Commission über Gemeind-
AÜter unmöglich war sich zu besammeln, und ein Gut-
achten aufzusetzen; er legt eine neue, an die Bürger
der Kantone Leman und Freiburg gerichtete Prokla-
mation des Vollziehnngsdireklonums vor, in der ei-

nerseits die mißverstandenen oder mißdeuteten Worte
einer frühern Bvthschaft des Direktoriums, welche zu
Besorgnissen über die Sicheret der Gemeindgütcr
hauptsächlich Anlaß gegeben hätten, erklärt; ander
ftits die Unregelmässigkeitcn, welche bei Emsammlung

und Aufsezung der Petitionen über diesen Gegenstand,
in jenen beiden Kantonen voigiengen, geahndet wer?
den; Usteri glaubt nun die voin grossen Rath vor-
geschlagne Publikation, würde eine sehr zwckmässige
Vervollständigung von jener des Direktoriums, und
allgemeine Beruhigung wiederherzustellen, sehrgeschikt
seyn. — Er wiederholt, daß die noch mangelnde ge-
seziiche Bestimmung dessen was Gemeindgut ist, von
der Commission unmöglich hätte gegeben werden koa-

nen, und rath den Beschluß anzunehmen. Badeu
ist gleicher Meinung und hält die Erklärung und Be-
ruhlgung für um so dringender, als er von mehrere?
Orten her Berichte hat, daß Einwohner die keme

Bürgerder Gemeinden sind, Ansprüche ans

Gemeindgüter machen. Fuchs stimmt ebenfalls bei.

Rurpp findet den Vorschlag gefahrvoll, und wie-

verholt was er bei der frühern Verarhschlagung über

denselben gesagt hat. Ochs sagt, es wäre» drei

Hauptpunkte zu unterscheiden: was ist Gemeindgut?
Wer hat»A»theil daran? Wer soll es verwalten? Die
Gründe der Beschwerden, welche geführt werden,
sind an verschiedenen Orten sehr verschieden und be-

ziehen sich bald auf diesen bald auf jenen der ange-
führten Punkte; es wird eine ungemein schwere Äuf-

gäbe seyn, jedermann in dieser Sache zu befriedigen.
Wenn nur etwas Unbestimmtes soll zugesichert werden,
so habe er nichts dawider; seiner Meinung nach soll-

ten für Gcmeindgüter lediglich erklärt werden: Mer,
Matten, Wälder und Gemeindwciden, von dm»
jahrlich der Ertrag auf irgend eine Weise unter die

Bürger des Orcs vertheilt wurde. Auf diese Ein«

schrankung hin, kann er zur Annahme stimmen.

Meyer v. Arau und Fornerod wollen ebenfalls

annehmen. Mü ng er spricht dagegen; vorher ver-

langt er, daß der iz, ly u. 20 Art. der Konstitution
erläutert werde. Gen hard will auch nicht anneh-

men, indem eine Resolution, die nicht bestimmt an-

giebt, waS Gemeindgut ist, auch keine Beruhig»^
gewähren könne. Bay will sich izt nicht, weder bei

den verschiedenen Arten von Gemeindgul, noch bet

den Grenzen zwischen Staats, und Gemeindgnt ^halten; da jedes Eigenthum heilig ist, so soll es da»

Eigenthum von Gefillschaften nicht minder seyn,
das einzelner Bürger. Ohne die größte Unruhe l»

peranlassen, kann man den vorliegenden VeM"»
nicht verwerfen; aber, falls die Formen es gestatten,

möchte er ihn gern so modificirt annehmen, daß was

Narionalgut wäre, darin nicht verstanden wurde.

Usteri antwortet, der Senat könne einerseits nur

annehmen oder verwerfen, keineswegs bedingwe»e

annehmen; anderseits sähe er auch nicht ein, wa°

durch die vorgeschlagne Modifikation gewonnen wu

de; es bliebe nach wie vor unbestimmt, was Nau
ual - und was Gemeindgut sey. Bay nun

nun seine Meinung zurük. Dieth elm g^nor,
der Beschluß würde niemand beruhigen, »wr"



nun jeder fragen würde, was Gemeindgnt sey?
Müret findet, es seyen zwei verschiedene Klassen von
Burgern, die Beruhigung bedürfen; erstens diejenigen
Gemeindseinwohner, die nicht Bürger find, und denen
man Besorgniß einflößt, es werden neue Unterschiede
und eine neue Burgeraristokrat e statt finden; und
die Gemeindbürger selbst, die für ihre Genieindgüter
besorgt sind. Die vorliegende Resolution dient zu Be-
ruhigang der lezrern, und kann ohne Bedenken ange-
nommen werden; unstreitig will niemand für die Zu-
kunjt Unterschiede zwischen den Einwohnern einer Ge-
meinde statt finden lassen; zu den Munizipalbedienun-
gen müssen alle Bürger ohne Unterschied, gleichmässig
gelangen können; die Gemeindgüler aber sind als Ei-
genthum ihrer Besitzer nicht minder heilig, als jedes
andere Eigenthum; ohne Ungerechtigkeit und allge-
meine Zerrüttung kann man sie nicht angreifen; er will
den Beschluß annehmen. Crauer fürchtet, die An-
«ahme der Resolution werde zu konstitulionswivrigen
Vertheilungen von Gememdgutern Anlaß geben; er
verlangt Aufschub. Frossard spricht kräftig für An-
nähme dcö Beschlusses. Laflechere ebenfalls; die
Genieindgüter, sagt er, sind gleichen Ursprungs, und
nicht minder heiliges Eigenthum als dasjenige der
Privaten ist. Duc verwirft den Beschluß, als unbe-
stimmt und unbeschränkt. Bodmer wundert sich
über die langen und langweiligen Debatten wegen
eines Gegenstandes, der ihm bei weiten nicht so wich-
t>g scheint, als man vorgeben will. Er verwirft den
Beichluß, und wenn man wissen will warum, so ist er
bereit jeden, der ihn fragt, Auskunft zu geben, und
zu beweisen, daß wer nicht eigennützig handeln will,

Mit 29 Stimmen wird der
Beschluß angenommen.

Das Antwortschreiben des General Schauenburg
an das Vollzichungsdiiektoiium vom 6ten Messidor,
wird verlcjen, und mit Beifallklatschen aufgenommen.

^ ^ grossen Rathes, welcher den
Driik und d,e Austheilung des Briefes verordnet, und
das Direktorium einladet, im Namen der konstituirtcn
Gewalten dem General für seine freundschaftlichen
Gesinnungen und gefällige Aufnahme der Abgeordne-
«n zu danken, wird mit allgemeinem Beifallzuruf an-

^".9 i"gt: Der General hätte uns ua-
l-reitm keinen grossen. Beweis seiner Freundschaft ge-

en können, als indem er uns zur Eintracht auffo-
oert; er habe den Beschluß mit Freude» angenom-
men, allein er Wunsche überdem, daß dem General bei

Durchreise durch Arau ein Fest möchte gegeben

if-, ^n welchem alles Vergangene der Vergessen-
übergeben, aller Partheigeist und jeder person-

dm' Altar des Vaterlandes zum Opfer

f. .^bracht würde. Fornerod nimmt den Vors
der größten Freude an, und sagt: Der

habe ihn versichert, er werde unfehlbar seinen
xveg ubxr Arau nehmen, und die Autoritäten der Re-

pUv'ik besucht«; er wünscht aßer auch daß Rapl'nat zu
dem Feste eingeladen werde, da er die Abgeordneten
aufs kraftigste seiner günstigen Gesinnungen versichert
habe. Ochs: Es ist Niemand unter uns der dem
Vorschlage Bay'S nicht freudigen Beifall geben wird;
es ist dieß die schönste Huldigung die wir der Konstis
tution bringen können, diese sagt: Der Bürger schwöre
auf dem Altar des Vaterlandes allen persönlichen
Haß ab u. f. w. Lüthi v. Sol. bemerkt, der Senat
könne einen solchen Vorschlag nicht annehmen, er
müßte vom grossen Rathe kommen. Fornerod und
Frossard erwiedern, der grosse Rath könne durch
einzelne Mitglieder indirecte zu dem Vorschlage einges
laden werden.

Barras berichtet im Namen einer Commission
über den das Stift Kreuzungen betreffenden Beschluß.
Nach dem Anrathen der Kommission wird derselbe

angenommen.
Der Beschluß welcher den Gehalt der Repräsen-

tauten bestimmt, wird verlesen, und auf Mur et S

Antrag an eine Kommission gewiesen, die aus den B.
Laflechere, Ziegler und Kubli besteht.

Ein Beschluß des grossen Rathes der, da Genes

ral Schauenburgs Ankunft auf morgen erwartet wird,
ein feierliches öffentliches Fest anordnet, welchem die

Mitglieder beider Räthe und des Direktoriums^ beis

wohnen, und dessen Detail den Saalinspektoren ubers

tragen seyn soll, wird mit Beifallszuruf angenommen.
— Frossard bedauert nur, daß der oberste Gerichts»
Hof, und Fornerod daß der Kommissar Rapinaè
nicht ebenfalls in dem Dekrete eingeladen sind.

Grosser Rath. 28. Juny.
Der Präsident zeigt an, daß er durch B. Tröl

Generaladjutanten des General Schauenburg einen

Brief dieses lcztern erhalten habe, worin die Anzeige
enthalten ist, daß Rap in at einstweilen als Regie,
rungskommissair in Helvetien zu bleiben die Ordre ers

hallen habe.
Cap ani fodert, das die wegen Besetzung des

Direktoriums geordnete Kommission ihrcn^Bericht vors

lege, oder das darüber erlaßne Dekret zurükgenommen
werde. H über folgt, und bemerkt, da das für Schaus
enburg bestimmte Fest nicht statt haben könne, indem
er nicht durch Arau reise, so sollen wir dagegen desto

sorgfältiger auf die in seinen Briefen enthaltne Winke
achten. Kühn sagt: Nicht für Schauenburgs Briefe
find wir jezt hier, sondern die Ehre unsers Valerians
des zu retten, dieß ist nun unsre Pflicht, folglich kons

nen wir nun keinen Entschluß zurüknehmen. Haas
folgt Kühn, und ist noch voll Dank fur den lezten

Beschluß des fränkischen Direktoriums. Weber bes

gehrt die Verlesung der neuen Redaktion unsers Bes

schlusses. Thorin meint: Wir sollen unsre Befreier
achten, und aus Dankbarkeit ihren Winken folgen,
also diejenigen ins Direktorium ernennen, welche das



Zutrauen der Franken haben. Sscher sagt: Davon
scye jezt noch keine Rede, die Kommisfion soll erst ihr
Gutachten vorlegen. Zèni mer ni a » n zeigt an, daß
der Rapport noch nichc in französischer Sprache ab-
gefaßt fey. Escher-begehrt, daß da die Kommission
ihren Auftrag Nicht vollführt habe, sie sich sogleich aus
der Versammlung entferne, und denselben auf der
Stelle vollende, um das Gutachten mittheilen zu kön-
nen. Dieser Antrag wird angenommen.

Das Direktorium übersendet Bittschriften von z
Gemeinden. Bourg ois fodert ihre Verlesung. Há-
me ler will dieselben in die Kommission verweisen
in die ihre Gegenstände einschlagen. Cartier begehrt
besondere Nachmittagssitzungen zum Verlesen der häuft-
gen Bittschriften. Dieser Antrag wird angenommen.

Es werden wieder zwei Heurathen zwischen Ge-
schwisterkindern begehrt und gestaltet. Hartmann
fodert daß diese Heuralhen allgemein gcseziich erlaubt
seyen. Man geht zur Tagesordnung.

Egg v. Ellikon begehrt Verhandlung der Patrio-
tenentschädigung. Bourgots folgt. Keller sooett
die allgemeiner wichtige Feudal» echrr behandmng. D l l-
let er unlerstüzt Egg, weil man nicht von Feudal-
rechtsaufyebung sprechen könnte, wenn die Puncten
nicht g-litten hätten. Cartier will diesen Gegen-
stand morgen behandeln, weil der Rapport nicht vor-
Handen ist.

In Rüksicht der patriotischen Adresse einer Sek
tion von Paris, wird vorgeschlagen und erkannt, daß
von dem darin» angerühinceu Patriot Rouiller von
Freiburg Ehrenmeldung im Protokoll geschehen solle.

Die Behandlung des Feudalrechtsgutachtcns
kommt an die Tagesordnung.

Trösch sagt über den zu behandelnden 9. §-

Die Bodenziuje seyen ,'n vielen Gegenden Abgaben
gewesen, und sollen also j„ diesem Fall ohne alle Los-
kaufung aufgehoben werden, weil ja wieder andere
Abgaben auf diese Güter fallen sollen. Pencha ud
fodert oaß die Grundzinse als unläugbarcs Eigenthum
mit dem 2ofachenJahl'6trlrag abkäufiich gemacht wer-
den. Jomini sagt.- Es ist nicht genug von Gerech,
tigkcit zu sprechen; will man ihr nicht gemäß han-
dein, so sage man doch frei heraus, daß man rcvoiu-
tioniren will: um die möglichste Erleichterung zu vcr-
schaffen, stimmt er zu izsachcn Jahi vertrag sur die
Loskaufung. Cap a ni: Wir haben ja die gehenden
beinah-weggeschenkt, und also wäre «s ungerecht einen
so grosse» Unterschied zwischen Zehcndcn und Grundzins
sen zu machen, der Rapport bestimmt die Loskau-
fungssumme mehr wie hoch genug, denn die Patrio-
ten haben schon lange gesehen, daß der vorige Zu-
stand nicht bleibend sey, und also auch in diese» lez-

ttn Zeiten, als die Grundzinse theuer waren, keine

M', m gekauft. Haas sagt: Es sey grosse Verschie-
denheit zwischen Zcheuden und Bodenzinsen, weiche
leztcrn sich jmmer gleichförmig zahlten; der Antrag

vonIrösch sey wider alle Gleichheit, daher stimmt
er für Pencha ud. Keller meint daß nur der is
fache Jahrccrtrag zur Ablösung hinlänglich sey. weil
durch den Verlauf der Zeit der Werth dieses Zinses
übeunässig gestiegen ist. Fierz sagt: Die Grund-
zinse sind ein Kapital, aber die Erhöhung des Wer-
cycs der Zinse, entschädigt die Eigenthümer hinläng-
lich für diesen scheinbaren Verlust, er stimmt also s«r

das Gutachten. Ulm ann folgt, glaubt aber, eS stym

einige Grundzinse statt Zeheuden eingeführt worden,

daher begehrt er neue Untersuchung hierüber durch

eine Kommission. Guter: Je mehr wir fortschm-

ten in unsern Arbeiten, je mehr kommen w>r in uchn

Cassa zurück; die Revolution gewährt dem Landmaim

jovicl Vortheile, daß er sich doch endlich damit

begnügen sollte, er will i7fachen Iahrsertraz.
Jomini : Nicht die Grundzinseigenthumer h«

den allein gewonnen, die Guter sind ja auch im

Werthe gestiegen; wir gehe» täglich zurük: Die

Gruttdeigenthümcr gewinnen von allen Seiten, uns

überall verliert der Staat. Carmin trän: warm
will man ein Vierlheil des Werthes den GutsbcM»
schenken, immer wollen wir wohlthätig seyn auf m
drer Leute Kosten: cben so verhält es sich mil dew M
schätz, auch dieser ist wie die Grundzinse als Zins va»

abgecretiicm Eigenthum ausgelegt worden: er forkm

Rükweisung in die Commisson. R u m b ach sagt, wmr

nur spricht man vom Abzahlen, aber nicht wie âMl
werden soll; wo soll der Bauer das Geld dawlMêh
men: er fordert Verweisung in eine Commission, oie

auS Kenntnißrcichen Mitgliedern bestehe.

(Die Fortsezung im 6gsten Stur.

Von Stund an werden bei Endsunterschriebenew

um den Preis von dreissig Louisd'or des Jahrs, «w

cher zwar wegen der bisweilen sehr beträchtliche» -b

schiedenhcit des Preises der Lcbensm-ttel nicht »»» '
ändcrlich ist, junge Tifthgänger von 10 bis H â
ren angenommen, welchen man, gegen mög» ^
mäßige Bezahlung, allen Unterricht, denial
tige Bestimmung als VorübunZ erfodert, tM- ' '

geben, theils verschaffen wird; sie mögen v«
den Regierungsgefchästcn, oder der Kirche, e"
Militai stände, oper der Handelschaft, w» '

einem Beruft es immer seyn mag, wiebmen w '

Je beträchtlicher die Anzahl der Zöglinge >eW
^

desto weniger theuer wird Pension und Unterria) >

dem Einzelnen zu stehen kommen. nB
Diejenigen helvetischen Staatsbürger, w"'? ^

ihreS schazbarcn Zutrauens würd-g g!"", /./.„äß
so ersucht, sich deswegen mit so wenig Ze

als möglich zu wenden an

Christ of Zimmermann, ^
Pfarrer an der ftanzostsche" K>rch

Zürich, wohnhaft zur alten L'ä)"

an der Kirchgasse.



Der schweizerische Republikaner
herausgegeben

von Escher und u fteri
Mitgliedern der gesezzebcuden Räthe der helvetische» Republik.

Vier und sechzigstes Stück.

Zweites Quartal.
Zürich, Mitwochs den n. Julius 1798.

zweierlei Grundzinse: die einen sind wahre aufgelegte
Pachtzins? für abgegebnes Eigenthum und Capitalen»-
liehung, die andern sind als Abtrag gegen andere
Auflagen/ oder als freiwillige Geschenke übernommen

^ worden; offenbar ist/ daß diese nicht gleichmäßig des

die Commission sichbsoàrs darübVr beVarhe wie'dwv'e ^ hanbeit werden können, daß erstere als wahres Eigen-

Gesejgcbung.
Grosser Rath 28. Juny.

(Fortsetzung.)
Genaud unterstüzeCarmintran undfodert, daß tz

Abzahlung in Getraidc statt in Geld bezahlt werden
konnte. Billeter fodert, daß ein Unterschied gemacht
werde in der Abzahlung der neuen und al.-en Grundzinsbc-
sitzer-, und will daher auch Verweisung in die Commission.
Cartier >agt, die Loskausung sey ja freiwillig, also
musse nicht auf der Stelle abbezahlt werden, er stimmt
furs Gutachten. Fierz findet das Gutachten sehr
natürlich: er kennt keine Herren, die Grundzinse zähe
wn, aber viele Arme, an die man auch denken musse,
in, ich er sagt, anfänglich war dieser Zins sehr qe-
ring, nur durch den Verlauf der Zeiten ward er drü-

die vorgeschiagne Loskausung hinläng-
tlch. Escher: da jedermann erkennt, daß der Grund,
zms eine rechtliche vertragsmäßige Schuld ist, so wird
man auch zugeben müssen, daß er bei seiner Errichtung
in einem gehörigen Verhältniß mit dem dagegen er-
halteuen Grund und Boden stund: nun sagt man mit

Wktth des Zinses habe sich seit jener Zeit
betrachtlich vermehrt; aber blc bt nicht der Werth "der
Guter mit dem Werth der Früchte immer in ungefehr

thnm behandelt, die gegen Abgaben ausgetauschten
unentgeltlich, die geschenkten aber zu niederen Preisen
loskäuflich gemacht werden müssen: er will also das
Ganze in die Commission zurükweisen. Haas unter«
stüzt Eschern und zeigt küschern, daß die Verbes-
serung der Güter mit der Erhöhung ihres Werths in
dieser Rüksicht keine Verbindung habe: er glaubt ähn«
liehe auf Ungerechtigkeiten beruhende Grundzinse, wie
die, welche Wetter anführte, müssen abgeschaft, die
wahren Eigenthumsgrundzinse aber durch den 2ofa-
chen Ertrag abkäuflich seyn; das ganze will er an die
Commission zurükftnden. Panchaud folgt Eschern.
Broye sagt, der Werth der Grundstücke sey jezt ge-
funken, also der Vorschlag nach ihrem jetzigen Werth
billig: den Ehrschaz glaubt er noch näherer Unrersu-
chung würdig. Endlich wird dieser Artikel zu näherer
Bestimmung über die verschiednen Arten von Grund-
zinsen der Commission zurükgegcben.

Zimmer mann bringt im Namen einer Com-
mission zwei Gutachten über die Besetzung des Direk-

- ^ ^----- î,eue Redaktion deSgleichem Verhältniß, oder wenn ei» Uuterschicd statt? toriums: das erste enthält eine neu«

kl» Û îber für noch grössere Werthserhö-t ftühern Beschlusses die Direktoren Bay und P fy ffe r
v^r? folglich hat das Capital sich im gieb-wieder an ihre Stellen zu setzen; das zweite schlägt

^,1! ^ Werthe vermehrt wie der Zins, eine „eue Wahl nach ber Constitution vor.
uns es hat hier das gerechteste Verhältniß statt, daher « Esch er: Bis lezte Woche waren wir die freien Stell-
verwerfe ich das Gutachte». Custor folgt, weil uns ij vertretter eines unabhängigen Volks; dann wurden
vie Gerechtigkeit leiten soll. Lüscher behauptet, dieß wir untcrdrükl von einer Gewalt, der die Versa.»,»-
«liyogung des Werths der Güter komme hauptsächlich H lung nachgeben zu müssen glaubte: bald darauf ward
vcn ihrer Verbesserung her, folglich halte Eschc rs j! diese Gewalt wieder aufgehoben, ihre Verrichtungen
Grund nicht Stich: ,r bleibt aiso beim Gutachten, z wurden selbst vom frankjsche» Direktorium wiSerrufen,
fetter sagt, er müsse einen Grundzins bezahlen, ß also fodert die Unabhängigkeit unsers Volks, die

er von einer dagegen versp^vchenen Seelenmesse her-ß Ehre unsrer ganzen Nation, und selbst die Achtung,
ruyre, welche nicht „„-hr gelesen werde: andere L die wir dem fränkischen Direktoiinni schuldig sind, daß
Grundzinse aber seyen als übermäßig hohe Zinse ge- l wir sogleich alles in den vorigen Stand der Freiheit
«en kleine Capitalien verpflichtet worden, daher er »nd des Rechts zurüksenden: wir müsse» Frankreich
veim Gutachten bleiben w.ll. Kühn jagt, es giebt und Europa zeigen, baß wir wirklich frei s.yn wollen,



und daß, wenn wir auch einen Augenblik der Gewalt
wichen, wir doch gleich nach dem Druk unsre ganze
Schwungkraft wieder benutzen, uni den Zustand des
Rechts und der Freiheit wieder herzustellen. Bürger
Stelloercrcttcr, ich federe Euch also auf, sogleich den

Zustand der Unterdrückung zu verlassen und Eurer er
stcir Pflicht gemäß von der Freiheit wieder Gebrauch
zu machen, um Eure Verfassung und das Recht wie»
der herzustellen: (es wird geharscht,) 3tuzet be-

greift nicht, warum sich die Commission die Freiheit
nimmt, zwei Gutachten vorzulegen, da sie doch nur
den Auftrag einer neuen Redaktion hatte, lieber die
Cache selbst stimmt er Eschern vollkommen bei und
fügt hinzu, daß selbst die Ehre der fränkischen Regie»

rung es erfordere, daß wir zeigen wir scheu nicht um
terdrükt; und da unsre Direktoren nicht rechtlich von
ihren Stellen traten, so sind diese auch nie erledigt
worden: also soll das erste Gutachten angenommen
werden. Trösch behauptet, der Brief von General
Schauen bürg fodcce Wiedcrbesetzung der erledigten
Stellen und sie seyen wirklich erledigt. Kühn: nie
war ein freiwilliger Austritt aus dem Direktorium vor-
Handen, und eben so wenig eine freiwillige oder volt-
ständige Entlassung: also haben wir zu wählen zwi-
sehen den Wirkungen der Unterdrückung oder denen
unsrer Ueberlcgung, zwischen Sklaverei oder Freiheit;
ich fodere das erste Gutachten. Haas stimmt
Eschern und Kühn bei: eben um dieses wieder
erhalten zu können, freuten wir uns über das Dekret
des fränkischen Direktoriums: ich werde mia) nicht
mehr tauschen lassen wie bei den ersten Direktorway-
lcn, um ans bloße Anzeigen hin Männer auszuschtiesi
sen, von denen man sagt sie werden vom fränkischen
Direktorium nicht genehmigt, sondern ich werde nun
immer meiner freien Ueberzeugung folgen: ich hnssc

Wilhelm und will meinem Namen Ehre machen;
ich will frei seyn und fürchte den Tod nicht. Pan-
chaud folgt ebenfalls und sagt von dem zweiten Gut-
achten könne keine Rede seyn, weil der gestrige Schluß
erst zurükgenommen werden müßte. Eseher sagt,
Schauenburg wußte wohl, daß Bay und Pfyf-
fer nicht mehr im Direktorium sitzen, also wenn er
uns einladet, imFall von Entlassung, neue Direktoren
jn wählen, so kann er durchaus nichts anders darum
ter verstehn, als, in so fern wir sie freiwillig entlast
sen haben, dieß aber ist keineswegs der Fall: und
ausserdem sollen wir nicht eher dem heiligen Ruf der
Freiheit folgen, wozu uns selbst das Dekret des fräw
kischen Direktoriums einladet, als den unbestimmten
Winken fränkischer Agenten, die ersterem zuwider find:
ich beharre daher 5uf meinem ersten Antrag. Weber:
wir müssen uns in Acht nehmen, daß mit dem Herzen
nicht auch der Kopf warm werde: die Commission
legte 2 Gutachten vor, weil ein Theil derselben die
Zage der Dinge geändert zu seyn glaubte: denkt doch
«n die Gründe zurük, um dem« willen Ihr uns nach

Zürich sandte!: unsre Aufnahme daselbst und unsre
lmterhandlniig.'n gaben ja sur jenen grossen Zwck die
scho.isten Ho,nungen; aber in dieser Zeck führtet Mh-cc he.l.ge Debatten und habt Dinge abgeschlossen-
die in un,re Senomi^ ei..schlug n. Das fränkische'
Direktorium ya uns, nebst Versicherung unsrer Um
abhanglgtut, erlaubt, neue freie Wahl zu tressn,

^
Wir stryeii ulfv nillck jwlichen Freiheit und Sclaverch
sondern jwisch.n Glük und Laune, bereu zu olqe mail
tin rvrlli»i:eo i,.s Direktorium neu einsetzen will, von
dem man zum Voraus weiß, baß es uns dcmfàu
wieder adtrecten wiro. Die Entlassung war freilich
vollständig, denn sie haben sich ja selbst zu Senâm
gemacht. Entweder haben die Direktoren, die als
joiche in den Senat giengen, coustitu.ionswldiig ge-
bandelt, oder die Entlassung ist vollständig: in là,
Haueu müsse»! w.r das zwure Gutachten annehme».
(Lautes Gerlatsch,) Michel bleibt bei seiner schon

singer geaugenen Meinung und will, da die Commis'
gon kchoii 2 Vorschlage machte, noch einen dnttcii
vorlegen. Alan soll den beiden Direktoren Bai) mil>

Psyfscr schreiben, warum sie als Direktoren nicht
an iy.er St-rle seyen; sie sollen sogleich aus drill ZV
nat weggeyen und sich an ihre Stelle ins Direktorium
versagen. Trvsch will, daß GchaueiiblirgS
Brief auch als ein Dekret angesehen werde. Capm
nr: wir mnsie.i nichr zaudern zwischen dem Wohles
Ganzen und dem Perjoiialmreresse einigerweiMlZii-
dioroucii: wir muffen uns an die Franken, unsre P»
freier halten und also das zweite Gutachten annehmen.
Cartier: wie haben die Exdirekroren im Senat
Platz nehmen können, wenn sie nicht wirkliche EM«
rektorcn stud's es sind ja viele aus uns zu andern
Stellen oyne feierliche Entlassung abgetretten, eben so

können'ö auch die Direktoren thun. Wer gab unsrem
Volk die Souveraiuität? Waren es nicht die Fraiv
ken! Er Host Haas werde sich nun zum zweiten mal

nicht wieder verfuhren lassen und also mit ihm bas

zweite Gutachten annehmen. Thor in sagt, die A'
direktoren sind ja freiwillig in den Senat getreue»
und freiwillig in demselben bis jezt geblieben; also

haben sie bestimmt ihre Stellen niedergelegt: keln M'
sez begehre bestimmte Entlassung; also will « da»

zweite Gutachten. Ca r win t r an ist versichert, da»

alle dgs Gute wollen, und glaubt wir müsse»
Frankreich, das Vaterland und die beiden E'Mî
ren betrachten: und diese leztern müßten ihres conjw

tntiooswidrigen Betragens wegen zur Strafe gezcM
werden, daß sie als Direktoren in den Senat saßen,

wenn wir sie als solche betrachten wollen; fo'gum
sollen wir neue Wahlen treffen. Surer will
Sache aus z Gesichtspunkten beurtheilen. In îficht der Entlassung, in Rüksicht des Miefs v

Schauenburg, und in Rükficht des Dekrets o

fränkischen Direktoriums: die Entlassung >

Wirkung der Gewalt; mich wenn sie vollständig geL



bm worden wäre, ware dieß nur der Gewalt wegen
geschehen, Schauen bürg »st nur ein Agent des
Direktoriums, weiches bestimmt alles Geschehene cas
firt, wir muffen daher diesem folgen: hatte es andere
Wünsche gehabt, es würde uns selbst Winke gegeben
haben: also müssen wir uns durchaus an den Buch«
staben des Dccrers halte». Weiter bedauert er den

Zwiespalt, der sich hierüber zwischen beiden Räthen
erhebe, er schwört aber, daß er von keiner Parchei,
sondern nur Mann des Vaterlandes ist: endlich fsdert
er, daß wir erst entscheiden ob die Entlassung statt
habe oder nicht. Jomini sagt, wir wollen etwas
spat anfangen fest zu seyn, das Decret des Directs,
rinms ist eigentlich nur da um den Schein zu retten,
denn Schauen bürg spricht ja auch im Auftrag bes
Direktoriums: unsre Direktoren sind bestimmt abgc-
lretten daher federe ich das zweite Gutachten.
Morfch^olgt Elchern, Nuzct und denen, die'im
gleichen Sinne sprachen, weil ow gcwalthätigen Ein-
griffe in unsre Freiheit bestimmt cassirt worden sind;
er Host also, wir werden mir Freude von unsrer Frei
Heu Gebrauch machen. Koch: wenn ich nicht össent
»ich zeigen wollte, daß ich immer in den gleichen
Gniiidjatzcn stehe, so würde ich die Verhandlung
nicht verlängern, denn wahrlich wer nicht durch Vor^
urtheile geblendet ist. muß in dieser Sache hellsehen.
Politik will man gebrauchen — »ein! — Geradheit,
Osscnyeit ist Karakter unsrer Nation, und in ihrem
Surne sollen wir auch diesem gemäß handeln. Wir
N'.ugcn dem gross«,, Gedanken des fränkischen Direk-

' 5 allgemeinen Völkcrfreiheit folgen, auch

j »einer Agenten denselben nicht ganz faßt,
am?«â 5.

- ^ bestimmt; es cassirt alles, und

.w. î^î^'^"^^"lîand wieder her; daher
v?« ^ W'à von blossen Agenten folgen -denn das frankliche Direktorium fodert nicht, daß

ww tÄ' Freiheit zum Opfer bringen; sonder»

m d
"on unsrer Unabhängigkeit Gebrauch machen

dän..' ^. ' daß wir der Freiheit würdig sind; erst

wà'A d--jem Genüge geleistet hat, kann
v elleicht der Fall cintretten von der Politik Gebrauch
tîenê â!" ' o. ^ ^ "'Ht «be inan das Recht hcrgc-

steht hicbei nicht die Person an,

àà. m"?-" Sache: Wiederherstellung der Kon-
^ Aerlezung unsrer Pflicht gegen die

^ also auch die Wiedereinftznng der vo-

Gutaà,6 a
Er begehrt Annahin des ersten

Secr,/Iî «
fodert schleunige Abstimmung,

kram S ut er, daß die Exdirekroren ge,
s^lieu, wie sie in Rükstcht ihres E»t«

aa o > ^/drens gestimmt seyen. H u ber unttrstüjt
f. ì^/bers Antrag und bezeugt, daß er wie
»>,6 worden sey, giüklicher Weist habe

i,,,^ Schik-al wieder herausgeholfen: jezt könnte
i!'Ur«Hize wieder vcrfübren, aber noch können
eurch Klugheit uns helfen. Der Brief von

Schauenburg spricht bestimmt, und der Wink
in demselben deutlich: hätte mau gleich anfangs die-
sem Winke gefolgt, so wäre die Sache auf einem ge-
raden Wege beendigt worden, jezt müssen wir dages
gen einen krummen Weg einschlagen. Das fränkische
Direktorium hat uns freilich freigemacht, aber dieses
ist verschieden zugegangen, die einen aus uns haben
sich überwinden lassen, die andern haben capimlirt,
und wieder auverc haben der Nothwendigkeit nach«

gegeben: jezt aber ist unser Vaterland in einer Lage,
in der es der fränkischen Hilfe noch nicht entbehre»
kann, und doch wollen wir fodern, daß sie keine

Gewalt in unserm Land haben soll! Gottlob, daß
unser Volk mehr durch sein Herz als durch seinen

Kopf ist, und in dieser Rükstcht Ruhe wünlcht: laßt
uns also den Winken, die wir erhalten, folgen, und
wir werden dadurch für unser Betragen vor der gan-
je» Welt gerechtfertigt seyn. Aber in Zukunft laßt
uns klüger seyn und nicht versuchen in Stein zu hauen.
Daher will er den zweiten Rapport annehmen. Die
weitere Berathung und Abstimmung wird auf morgen
verschoben.

Senat 28. I u n y.
Laflechere und Ziegler berichten im Name»

der über die Besoldungen der Repräsentanten nieder-
gesezten Commission. — Dieselbe räch den Beschluß
anzunehmen. Nu epp sagt, jeder Arbeiter sey aller-
dings seines Lohns werth; aber wenn er den Zu-
stand unserer Finanzen betrachte, so scheine ihm der

gegenwärtige Beschluß sehr voreilig; er hätte vor allem
einen Etat der Ausgabe» und Einnahmen gewunstht;
alsdann erst könnte man nach Maaßgabe des Ver-
mögens jedem Arbeiter seinen Lohn bestimmen, denn
in einer armen Republik wie die unsere ist, kann man
nur nach Maaßgabe des Vermögens nicht »ach jenem
der Arbeit belohnen. Es scheint ihm auch sehr par,«

theiisch zu seyn, daß die Repräsentanten sich selbst

vor allem aus Bezahlung bestimmen; sie hatten da-
mit «her enden sollen. Der 2te Artikel des Be-
schlusses, nach welchem vom l. July jeder Reprastn-
tant nach Verhältniß des Zustandes der National-
kass.', etwas Geld aufNechnung seines verfallenen
Gehaltes empfangen soll, ist unvollständig; es sollte
vielmehr jedes Mitglied »räch Verhältnis dcr Zeit,
während der es gearbeitet hat, etwas an Geld be-

kommen; es würde unbillig seyn, wenn diejenigen,
welche Monate später als andere ankamen, nut die-

sen gleichviel beziehen würden. Zäslin stimmt sur

das Gutachten der Commission; die gegenwartige Ge-

Haltsbestimmung sey nur als provisorisch anzusehen,
da in der Folge erst, wenn einmal allgemeine Ge-

wichte und Maaße in Helveticn werden eingeführt

seyn, der Sinn der Konstitution über diesen Punkt
ganz erreicht werden kann; er hätte ebenfalls vor allem

aus den Etat unserer Finanzen gewünscht, alle!»



wichtige Gründe erfodern, daß die Bestimmung der
Emolument« nicht weiter hinausgeschoben werde;
daß der Gehalt der Repräsentanten zuerst bestimmt
worden, sey natürlich, weil die Summe desselben
leicht die stärkste in der Rechnung seyn und bei Ke«
stimmung der übrigen, zur Richtschnur dienen wird;
er hätte für 250 Dublonen eben so gern oder noch
lieber gestimmt und für die Republik wären dadurch
immer 5000 Dublonen erspart worden; bei genauerer
Ueberlegung finde er dennoch die Summe im Ganzen
nicht übertrieben. Devevey: wir sollen uns crin
nern, daß wir vor kurzem den Zehenden für dieses
Jahr abgeschafft haben; daß der grosse Rath damit
umgeht, dieß für immer zu thun; dadurch ist ein
sehr beträchtlicher Theil des Staalseinkommens zcr«
stört; wenn wir nun grosse Gehalte bestimmen, so

müssen auch grosse Auflagen festgesezt werden und
damit wird das Volk wenig zufrieden seyn ; wir sollen
ein Beispiel von Mässtgung und Uneigetinüzigkeit ge-
ben; 2OO oder 225 Louisd'or hält er für völlig Hins
länglich. Schar stimmt für Annahme des Beschluss
ses; die Bezahlung sey den Umstanden angemessen;
der grosse Rath habe kluge Räksicht genommen auf
alles was jeder von uns aufopfern mußte; unsere
biedere Nation verlange nicht, daß die ersten Patrio
ten, die alle durch die Revolution mehr oder weniger
gelitten haben, nun neue Aufopferungen machen
sollen; er gesteht gern und schämt sich des G>ständ
nisses nicht, daß er auf seinem Posten nicht so viel
leisten kann, als mancher andere leistet; aber er hat
doch redlichen Willen und dieser muß für die That
genommen werden. Die Geschäfte werden nie wichtss

ger werden, als sie es izt sind, wir müssen also
mit Anstrengung aller unserer Kräfte arbeiten können.

Münger sagt, er selbst, da er keine Haushaltung
habe, brauche einen so grossen Gehalt nicht als hier
vorgeschlagen wird; aber er kenne verschiedene seiner
Collegen, die mehr bedürfen; er will, was er nicht
braucht zurükgeben, und jeder soll das nehmliche thun.
Muret spricht für den Beschluß obgleich er wahr-
scheinlich in der Folge gegen die Stärke anderer^Be-
soldungen sprechen werde; die Repräsentanten müssen

mit ihren Familien auf eine ehrenhafte Weise leben
können; sie müssen die Mittel haben ihren Kindern
eine gute Erziehung geben zu können, welches
«m so nöthiger aber auch schwieriger ist, da die eh

maligen Oligarch«, die Erziehung des Volks so sehr
vernachlässigt haben; man darfauch nicht vergessen,
daß die Kosten der Hin - und Herreise mit einer Fa-
milie, die Verlassung gewohnter Geschäfte, dieStö-
,ung derselben durch ihre Unterbrechung u. s. w. keine
unbedeutenden Aufopferungen sind; noch ein anderer
politischer Zwek, den man im Auge haben muß, ist

der, daß die Repräsentanten vor allen Versuchungen
sich auf unerlaubte Weise Geld zu verschaffen, gefthüzt
seyn müssen: er spricht nicht von izt, sondern für die

Zukunft; bestimmt man zu geringe Besoldungen, fi>

werden entweder nur Reiche, oder solche, die nichts
zu verlieren haben, diese Stelle» beftßen; beides ist
gleich gefahrlich für die Republik. Er hätte 250 Dm
blonen gewünscht, allein der kleine Ucbcrschuß scheiat
ihm zum Verwerfen nicht hinlänglich, zumal der
grosse Rath alsdann leicht eine noch stärkere Summe
vorschlagen konnte. Frossard stimmt Ruepp,
Genhard und Devevey bei; wir müssen vor allem des

Zustand unserer Finanzen kennen; der Staat tan»
so wenig als ein Partikular Ordnung in seinentzaus»
halt bringen, obne seine Ausgaben in das gehörige

Gleichgewicht mit den Einnahmen gebracht zu habe».

Das Volk hat uns hieher gesandt, um seinen Wohb
stand zu befördern und ihm Erleichterung zu vcrschch

ftn; wir können in der Folge iinmer höher, ab«

n cht leicht herunter stimmen; es ist ein unangench-
mcr Umstand, Richter in eigner Sache zu seyn; aber

es ist dies ein Grund mehr für uns, bescheiden zu

seyn; er glaubt 200 Dublonen wären sehr hinläualich
und er verwufft den Beschluß. Duc ficht die Mb
glieder der Gesczgebuiig als Familienväter an; und

da Helvetien »ur Eine Familie ausmacht, so sind

wir als ihre Väter anzusehen; ein Hausvater stellt

aber erst seine Rechnung, ehe er seine verschiedenen

Ausgaben festftzt; bei so starken Besoldungen niûften

nicht minder starke Abgaben erhoben und daS Volk

also sehr gedrükt werben ; Muret wolle gerade das

nemliche thun, wos die ehmaligen Ostgarchen thalen;

er will den Repräsentanten die Mittel gebe«, ihre

Kinder sorgfältig erziehen zu lassen und sie dagegen

dem Volke zu nehmen ; er verwirst den Beschluß bis

der Zusiaud der Staatseinkünfte kann vorgelegt wett

den; indessen könnte aufNechnung hin einige Zahlung
geschehen. Berthollet glaubt nicht, daß eine nie«

drige Sparsamkeit der Republik wahren Vortheil gv
währen werbe; indeß ist er auch der Meinung, daß

man zuerst den Zustand der Staatseinkünfte keimen

müsse; er verwirft darum den Beschluß; wünscht aber,

daß jeder Repräsentant vorläufig eine Summe roa

l<x> Louisd'ors aus dem Schazamte auf Abreed»»"«

entheben könnte. Bay ist gleicher Meinung,
dürfte die Summe von loo Louisd'ors für den M
stand der Staaskasse zu stark seyn; er wünscht aus

die Haltte und für alle Deputirten gleich, indem v»e

Konstitution alle zu gleicher Zeit hergerußW "Uu

Meyer v. Arau hätte gewünscht, es wäre
geld statt eines Jahrgehaits bestimmt worden; v»

durch wäre die Berechnung dessen, was fur
Abwesenheiten, seiner Meinung nach, soll abgezou

werden, erleichtert worden. — Der Beschluß wu

mit grosser Stimmenmehrheit verworfen.
Die Fortsezung folgt.

à 65 und 66 wird Samstags ausgegeben.
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von Escher und Usteri,
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Fünf und sechzigstes Stück.

Zweites Quartal.
Zürich, Sammftags den 14. Julius 1758.

Gesezgebung.
Senat, 28. Juny.

(Fortsetzung.)
Ein Brief des General Schauend »rg, worinn

derselbe anzeigt, daß Rap in at bis auf weitere Or-
ore, an seiner Stelle als Kommissar in Helvetien btei«
be, wird verlesen.

Eine, Beobachtungen über das Leukerbad enthal-
tende eingesandte Flugschrift des Arztes Develey,wird auf Frossards Antrag, der dem Verfasser ein
Uhr gunstiges Zeugnis ertheilt, einer aus den B.
^rahn, Crauer und Usteri bestehenden Kommis-
hon M Untersuchung übergeben.

legt ftjnen schriftlichen Bericht
^Deputation nach Zürich vor. Zulauf ver-

» Ueberfetzung ins Deutsche. Lüthi
» ^5^, b«r Wille des Senats sey dahin

das beobachtete Ceremoniel schriftlich zu er-
w/ià» ^ ^ ^ch «ber hier mit einem unnutzenî vermischt. Laflechere ver.

au« «" Berthollet sollen einen AuSzug
^è ..^ â»ftgen Bericht machen, und darin»

enbà ^5 Umstand nicht vergessen, daß Schau-

Ràbi ^
?ustcherung der Unthe.lbarkeit der

gegeben habe. Berth oll et erwiedert, der

F s n s, was man verttingeu könne, und

haben win - '/!/)r unwill!g; er weiß nicht was man

B rickt â àen umständlichen
abaeknv!,. ' ""N er diesen liefert, einen

à - Man verlangt den D»uk des Be-
setzunà Will vorher die deutsche Ueber-

«ten solang 5»^».fbe, °b er ,n der ueberfetzung
kasi-A.. 7° Angenomm'n.

kammcr v/ä ^ einen Bief der Vcrwaltnngs-
der anf°?^«wan vor; dieselbe findet, daß

«luester Güter im Leman gelegte Se-
darubeeî aufgehoben werden könne. An die
varuve. medkigesezte Kommission verwiesen.

wnd v'n .^bi's v Sol. und Frossard's Antrag
Muui'iaüt,^^ ^ ^î«n aufgetragen, sich mit de>
^mu.-pal.tat von Arau zu besprechen wie das Fah

»en der Wagen, vor dem Versammlungssaale des
Senats vermieden werden könne.

Der Beschluß welcher dem B. Gout Kantons
Leman, seine Base zu hcurathen ertaubt, wird ange-
nomnien.

Duc beklagt sich über das Ausbleiben der frän-
zösischen össiciellen Bulletins, und will, der Drucker
soll angehalten werden, seiner Verpflichtung ein Genüge
zu leisten, widrigenfalls man den Druk des amtlichen
Blattes einem andern übergeben soll. Muret und
Frossard unterstützen das Begehren, und dieSaal-
inspcklorcn erhalten den Auftrag, von dem Drucker
eine ungesäumte schriftliche Erklärung zu verlangen,
ob er seinen eingegangenen Verpflichtungen ein Genüge
leisten wolle, oder nicht.

Auf Lüthi's von Langnau Antrag, soll die
Kommission über den im Leman auf Bernerfthe Gü-
ter gelegten Sequester, binnen zwei Tagen berichten.

Laflechere und Fornerod beklagen sich über
die vielen Briefporto's welche die Repräsentanten zahl
len müssen. Man geht zur Tagesordnung, da der
Senat hierüber nichts verfügen kann.

Der Beschluß, welcher auf ein Schreiben einer
Pariser Section, des Frcibnrger Patrioten Bouliers
bürgerliche Tugenden belobt, wird, nachdem Muret
diesem Bürger ein günstiges Zeugniß ertheilt hat, anl
genommen.

Bauchet schlägt vor, der Senat soll dem G«
ncral Schauen bur g auf den heute empfangenen
Brief antworten, und ihm seine Freude bezeugen,
über die Nachricht daß der B- KommissairRapinat
bei der fränkischen Armee in Helvetien bleibe. Usteri:
Ich bin nicht gewohnt meine Gefühle zu verhehlen:
so wie ich lczten Montag, meine Freude laut
äusserte, so berge ich auch nicht, daß ich heute traure.
Ich erinnere den Senat, an die allgemeine und hohe

Freude, die unter uns ertönt hat, nach Verlesung der
beiden Beschlüsse des fränkischen Direktoriums, von
denen uns der eine die Abreise des Kommissair Ra»

pinats aus der Schweiz anzeigte ; -- wie wäre es mög-
iich daß wir heute Freude bezeugten, über die Nach-
richt, daß derselbe in Helvetien bleibt? Berthok



îetî Dît Offenheit des Mitgliedes, welches vor mir
gesprochen hat, gefällt mir sehr, aber seine Gcsiminn
gen desto weniger; sie können uns in sehr unange-
nehme Vcrdällnisse mit Frankreich versetzen; Rapinat
hat sc.ncr Pflicht gemäß gehandelt; er hat vor wein-
gen Tagen unsere Deputieren awe verbindlichste em
pfangeu — er ist neuerdinos in qllen seinen Gewalten
bestätigt — und wir sollten uns dabei gleichgültig zei,
gen? Er unterstüzr VauchetS Antrag Augustini
ebenfalls; er hat das nämliche schon'bet Verlesung
des Briefes gewünscht; .ein anderes Benehmen würde
Rachgier verrathen. F o r n c r o d unkerstüze Vavchets
Vorschlag von ganzem Herzen; was jejt erfolgt ist,
war schon seit einigen Tagen sein herzlich.r Wunsch;
«r ist ordentlich in Verzweiflung (stessspere) über dach
was Ufleri gesagt hat; wer izt, zumat nach dem glänz»
vollen Empfang der Deputirten nach Zürich, nicht
alleS Vergangene vergessen kann, der ist kein guter
Bürger, und kein Freund des Vaterlandes und der
Eintracht. Laflechcre will man soll dem General
Schauenburg ganz einfach für seine Nachricht danken,
und abwarten was Rapinat selbst melden werde:
— Auch ich, sagt er, bin ein Freund der Eintracht
und Harmonie^ aber diejenige» sind es nicht, die
durch solche Motionen, Aeusserungen ungleicher Ge-
finnungen hervorrufen, und Funken der Zwietracht
in die Versammlung werfen. Zäslin spricht für
VauchetS Antrag. Frossard findet,1>a der Senat
keine Initiative habe, so komme es einzig dem grossen
Rathe zu, eine Antwort vorzuschlagen; er bezeugt, wie
sehr es ihn kränke, daß die Discussion in persönliche
Beleidigungen eines Mitgliedes, das er ungemein
schätze, ausgeartet ist; er ist überzeugt, daß nur allein
tiefes Gefühl der Ehre der helvetischen Nation, die-
ses Mitglied sich dem Antrage zu widersetzen, bewo-
gen hat. Berthollet verlangt, daß Frossard zur
Ordnung gerufen werde, und versichert daß er zu
keiner Parthei gehöre. Genhard meint, Rapinat
wäre abgerufen worden, weil das fränkische Direkt»-
rium dieß für das einzige Mittel angesehen habe, den
aufs höchste gestiegenen Mißverständnissen ein Ende
zu machen; nun dieselben aber durch die Deputation
nach Zürich sind gehoben worden, so sey die Entfer,
nung von Rapinat auch wicderrufen. Er will man
soll dem General für den freundschaftlichen Em-
pfang unserer Deputation danken, und in Rüksicht
der Versicherungen die ihnen gegeben worden, über
Rapinats Bleiben Freude bezeugen. Lüt hi v. Sol.
bemerkt, das erstere sey längst geschehen, und es frage
sich izt nur, ob der Senat Freude über Rapinats
Bleiben bezeugen soll, und ob er für sich diesen Be-
schluß fassen könne? Bodmer findet, man sollte mehr
Respekt gegen Rapinat beobachten, und verlangt, daß
die Ausdrucke die sich ein Mitglied erlaubt hat, auch
«bgedrukt werden sollen. Hoch will, im Fall man
gegen Rapinat, als er abgerufen ward, kein Bedauren

bezeugt habe, so so!! man izt auch keine Freude be<

zeugen. Lüthi v. Sol. erwiedert: Der Senat habe
keine Freude bezeugt, als die Abreise von Rapinat am
gezeigt ward Reding: Wir sollen in unserer ge,
genwärtigen Lag« immer Mâssigung beobachtn, nicht
das eine Mahl übermüthig und das andere beinahe
bis zur Niederträchtigkeil niedergeschlagen seyn; man

soll entweder ganz einfach dem General antworte»,
und ihm die Anzeige verdanken, die er uns machi,
oder lieber gar nicht antworten, bis der grosse Rath
eineu Vorschlag sendet; es könnte sonst «ine widrig«

Verschiedenheit zwischen dem Benehmen beider Rathe

entstehen. Crauer, Dielhelm, Duc und Fuchs
sprechen für VauchetS Vorschlag. Muret spricht ini

Sinne Redings, und erinnert an das civlsche Reuw

onsfest das man fcyrrn sollte. La siech ere mitt»

stüzt Reding: Wir sollen uns nicht vom grossen Reih

in dieser Sache trennen. Vauchet beklagt sich, daß

man habe sagen dürfen, der Senat hätte sich geseul,

als Rapinats Abreise wäre angezeigt worden; kii»

einziges Mitglied habe hierüber Freude bezeugt, ma»

habe sich, über das erste Arrete allein, welches uns«

rer Unabhängigkeit huldiget, gefreut. Usteri! Ich

bitte den Senat und jedes einzelne Mitglied des>^

ben sehr um Verzeihung, wann ich gesagt habe: du

Senat hätte über Rapinats Abreise Freude bezeugt,

als er jene zwei Beschlüsse des fränkischen Duä«
ums laut und wiederholt beklatschte. — Ich bin zu

dem Wahne verleitet worden, indem ich von memen

eignen Gefühlen auf die eines Theils der Versamiw

lung schloß; ich sehe nun vollkommen ein, baß ich "U

Irrthum war. Man hat darauf angelragen, da»

die wenigen Worte die ich gegen den Vorschlag S"

sagt habe, gedrukt werden sollen. Ich versichert dcii

Senat einerseits, daß ich selbst hiefur sorgen werde,

und daß anderseits, wann er gut finden sollte, meine

Worte auch in das offizielle Blatt aufzunehmen, es

mir sehr angenehm seyn soll. Mit zo Stimme» wirb

VauchetS Vorschlag angenommen; für deujeiWN

Reding's waren 12 Stimmen.

Grosser Rath, 29. Iuny.
Der Präsident zeigt an, daß der Senat dem

General Schauenburg auf fein gestriges SsMrn
geantwortet habe, und fodert den grossen

auf, das gleiche zu thun. Kühn fodert Tagesordnung-

Zimmer mann folgt Kühn, weil man dem Mw
ral auch nicht geantwortet habe, als er uns anzeigt <

daß er für einmal als Kommissar der fränkischen ^ '

gierung in Helvetien stehe. Weber sagt: Wann e>

Partikular einem andern auf seine Briefe nicht a

wortet, so ist es unhöflich, um soviel mehr also we

wir dieses gegen Schauenburg unkerlassen, .">3 ^
sollen wir antworten. Broye sagtWeil wu e

Fehler begangen haben, jollen wir ihn "ê
einen zweiten Fehler wieder gut machen wollen,
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also antworten. H über stimmt bei, und will daß wir
deir.General zu einem Aussöhnungsfest einladen. Zim-
mermann will, daß wenn man dem General schreibe,
man ihm auf seine beiden Briefe antworte. Der
Präsident zeigt an, daß wenn es nur um Anzeige des
Empfangs der Briefe zu thun, dieses schon gesche-
hen sey, indem er den Courrieren Empfangsscheine
gegeben habe. Escher fodcrt daß nur in allgemeinen
Ausdrucken, ohne weitere Komplimente, beide Briefe
zugleich beantwortet werden; das Aussöhnungsfest
findet er durchaus unzwckmässig, weil wir nie mit
Echaneuburg uneinig waren, und die Republik kein
Geld für dringende Ausgaben, viel weniger also fur
unnutze Feste hat. Hubcr fodcrt, daß dieser Brief
gegen alle fränkischen Authoritäten in den allerhöflichs
sien Ausdrücken abgefaßt werde. Escher beharrt
auf dem blos einfachen Antwortschreiben an Schauem
bürg, und sagt: Wenn man mehr thun wolle, so soll
man die Gründe dafür anzeigen, weil er dann auch
die Gründe aufstellen wolle, die er ohne dies für ein-
mal noch für sich behalte. Weber behauptet, wir
haben nur einen Brief zu beantworten, und fodert,
daß man nichts gegen die fränkischen Authoritälen
a^ektire. Kühn bezeugt, daß wir mehrere Briefe von
Echaucnburg zu beantworten haben, und kennt keine

^llettation gegen die fränkischen Behörden. Es wird
beschlossen, die Briefe ganz einfach ohne Festemladung
in beantworten, und die Verfertigung des Entwurfs

Huber, Zimmermann und Secre»
übergeben. Meyer fodert, daß dieser Ent-

î "ach dem Sinn der Versammlung, und nicht

werde ^nge Kvmmissionegutachten verfertigt

nia theilt einen Brief mit vom Kö-

à'" er zur Vereinigung der rz
5? E-ne Republ.k G'ük wünscht, se.

u.sst vcrll^,^/ «ad Beibehaltung der alte» Bund-
rài.^î (man klatscht). Nutzet will das Di.
aiment ì *s wegen den schweizerischen Re-

wen // i
Diensten negojicre, und wie

merman ^ Negotiationcn vorgcrukt sey Zim-
warte^ n»» ^ daß man mit dieser Anfrage noch

der Anert'» " des Königs von Sardinien,

tvkoll.n.k^ Republik wegen, in das Pro-
D Tugblatt einrücke. Kuh» sagt:
auswä? .ì" l>abe noch „.chr, in Aufsicht auf den

das-àwgsdicnst rappvrtirt, und wir können

ködern miu keinen solchen Mittheilungen auf-

nur vmV"werth bemerkt, daß i» diesem Briefe

wa.àn Kantonen nichts aber von den juge-
fodert dak Vogteyen die Rede sey. Nuzet
einbrina» 5 Kmnmlsßou schleunigst ihr Gutachten

das behauptet, daß wir das Recht haben

luna-n ,^."°"um einzuladen uns so wichtige Mitlhei
Konllit..,^ dachen. Hub er stimmt des 8c>. §. der

'"Mtion wegen fnr Kühn. Kühn fodert aufs

neue-aus eben diesem Grunde die Tagesordnung.
Secreton behauptet, ungeachtet dieses Artikels de»

Konstitution könne sich die Geftzgebung immerhin
Nachrichten von dem Direktorium über die Lage der
Republik, in Rükficht ihrer änssern Verhältnisse ge»
ben lassen, und das Direktorium einladen Negoti»
ationcn anzufangen, und zu betreiben. Nuzet ist

ganz Serre tan s Meinung, und erklärt, daß za sonst
die Kommission über die Regimenter in fremden Diens
sten unnüz wäre. Die Tagesordnung wird über Nn»
zets Antrag angenommen.

Zim m er m an» begehrt aufs neue Einrückung
des Sardinischen Briefes ins Tagblatt. Escher w!»
dersezt sich diesem Antrag, weil die Republik schon
früher von deutscheu Fürsten anerkannt wurde, ohn»
daß ihre Briefe eingcrukt wurden, und er Host, daß
man den königlichen Briefen vor den fürstlichen kei»

nen Vorzug gebe. Zimmermann fodert, daß alle
diese Annerkennnngsbricfe ciugerükt werden. Bille-
ter begehrt, datz der Brief derCisalpinischen Repu»
blik zuerst eingerükt werde. HaaS glaubt, wir kön»

nen diese Briefe nicht bekannt machen, weil sie dem
Direktorium gehören. Der Druk der Briefe und ihre
Einrückung ins Tagblatt werden anerkannt. Ander»
werth erneuert seine Bemerkung, daß der König
von Sardinien die helvetische Republik nicht vollstän»
dig anerkenne. Nujet unterstüzt diese Bemerkung,
besonders weil WalliS, welches kein Kanton war,
an der Grenze von Piémont liege, und man mit den
Königen nie nichts unbestimmt lassen müsse. Herzog
bemerkt, daß wir an diesem Brief nichts ändern kön-
nen Kühn sagt: Da uns die grosse Republik voll»
ständig anerkenne, so dürfen wir rnhig über diese Un»

Vollständigkeit zur Tagesordnung gehen. Dieser An»

trag wird anngcno umen.
Das Direktorium fragt, ob nicht denjenigen

Staatsbeamten, welche Archive u. d. g. aufzubewah»
reu haben, Nationalgcbäude zu Wohnungen gegeben
werden wllten. Auf Herzogs Antrag wird die Vors
berathuug hierüber an eine Kommission gewiesen.
Kuh» begehrt schleunigen Rapport hierüber: auf
Kochs Anralhen wird dieBesoldungskommission da»

mit beladen.
Zimmermann ließt zwei Schreiben vor, von

den beiden Direktoren Bay und Pfyffer, denen
zufolge sie nun um aller Zweilracht über die Bese»
tzung des Direktoriums ein Ende zu machen, ihren
Abschied begehren. Zimmermann fodert, daß da
die Direktoren billig ohne Entlassung von der Gesej»
gebung von ihren wichtigen Stellen nicht abtreten
sollen, daß ihnen die gcfoderte Entlassung. gestattet,
und ihre Briefe in das Piorokoll und Tagblatt als
Beweise ihres Patriotismus eingerükt werden. Her»
zog begehrt, daß man den abtretenden Direktoren
durch eine Abordnung von vier Mitgliedern aus dem
Räch, für ihre wichtigen geleisteten Dienste danke,
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Escher folgt ganz Zimmermann und Herzog
und sagt: Dieser Schritt der Direktoren Bay und

Pfyfs'cr ist nun ein unverkennbarer Beweis ihres
wahren Patriotismus, und zeigt, wie sehr sie das Zu,
trauen des Volks und der Gefezgebung verdienten,

und wie sehr es sich der Mühe gelohnt hätte, sie

l-nte Woche durch mehr Standhaftigkeit, zur Ehre

und zum Glük unsrer Nation an ihren Stellen ju er,

halten; man unterlasse also ja nicht, ihnen im Na,
men des Vaterlandes die wärmste Erkenntlichkeit zu

bezeugen. Cartier glaubt, diese Entlassung bedürfe

keines besondern Dekrets, übrigens aber wünscht er

zu näherer Erörterung dieser Frage, N-edersetzung

einer Kommission. Huber glaubt, wir brauchen über

diese Entlassung keinen besondern Beschluß zu fassen,

weil sie selbst genommen worden sey; eben ,o findet

er die Dankerstattung durch eine Abordnung überflus.

sin, weil man die Deputationen nicht zu gemein mw

chen müsse, wodurch sie ihren wahren Werth verlic-

pen Kühn behauptet, es sey ein Vertrag zwischen

uns und den Direktoren, so daß also diese Verbin-

duna nicht nur einseitig aufgehoben werden könne,

sondern beide Partheien müssen dazu einwilligen, und

also begehrt er ein Entlassnngsdckrct. Escher hoft,
daß diese Art von Danksagungsbezcugungen nicht so

häufig werden^ um den Werth unserer Deputationen
zu verringern, daher beharret er auf seinem ersten An-

trag. Haas wünscht eine einfache Entiassungsactc

ohne weitere Ceremonien. Panchaud stimmt ganz

für Escher. Guter folgt Zimmermann und sagt:

E6 ist schön an Bay und Pfyffer daß sie abtre,

ten, aber es war in dieser Lage der Dinge Pflicht von

ihnen, und diese ihre Erfüllung bedarf keines andern

Dankes, als die Befriedigung, das Vaterland die

Früchte derselben genießen zu sehen. Weber stemmt

Gütern bei, und begehrt daß eine Dankdejeuguiig
ins Tagblatt eingerükt werde. Z i m m e r m a n n s An,
trag^wird angenommen, und der Senat eingeladen,

jnwfern er die Entlassung genehmigt, sogleich zur
Wahl neuer Direktoren zu schreiten.

Abgeordnete der Thalfchaft Grindelwald er,

halten die Ehre der Sitzung, und begehren daß ihre
Thalfchaft zu einem besondern Distrikt gemacht werde,
weil sie zu weit, und im Winter durch zu mühsame

und selbst gefahrliche Wege von Wilterswyl, ih-

rein iezigen DistriktSort entfernt sind. Michel unter-
siüzt diese Bitte. Esch er würde sehr gerne die Bitte
gewähren, weil die Angaben dieser Beschwerden ganz
richtig sind; allein wenn wir hier nachgeben, so kom,

men andere etwas weniger bevölkerte Thalschaften in

Menge, und fodern die gleiche Begünstigung mit Mi-
chen Gründen, und dadurch würden die Distrikte über,

massig vermehrt; daher fodre ich Niedersetzunz einer

Kommission, die über die Möglichkeit nachdenke, wie

in den Hochgcbirgsthalern die Gerechtigkeitöpflege ver,
waltet werden könne, ohne Vervielfältigung der Di-

strikte, und ohne zu grosse Beschwerde der Einwohner,
und die uns also einen Entwurf vorlege, wie dieftn»
Mangel an Lokaiitäisbcobachtuuz der Konstitution ab,
geholfen werden könne. Kühn will düft Bitte der
grossen Eintheilungskommission Hclvrticns j'weisen.
Escher widersezt sich diesem Antrag, weil sich diese

Kommission wahrscheinlich nie zu einem Entwurf ve«
einigen kann. Efchers Antrag wird angeiiommeil«
und in die Kommission gewählt, Grafenried,
Matti, Fischer, Stark und Hecht.

Nuzet begehrt Behandlung des Friedensrichter,
Machten. Billet er daS dcrPatriolenentschädiMZ.
Beide Gutachten werden in die bestimmte Tageêâ
nung eingetragen.

Von der Fluh legt einen Entwurf der Ein«

theilung des 90000 Menschen hakenden Kantons 0»
Wald statte in 8 Distrikte vor, welche genehmigt
wird.

Secretan und Efcher legen einen etwasabg«
änderten Entwurf über die Emtheilung der sechs M
ulster vor, welche einmülhig angenommen wird.

Da der Beschluß über die Besoldung der gestst

gebenden Räthe vom Senat verworfen worden, ft

begehrt Guter Rükweisung deS Gutachtens in die
^

Kommission. Kühn glaubt, man müsse den ganze»

Beschluß über die Besoldungen dem Senat zusende»,'

Lüscher, Penchaud und Cnstor folgen K»h"-
Büttler glaubt, wir sollen mit den Besoldunzen

warten, bis mau wisse ob die Republik Geld dazu habe,

und unterdessen etwas aufRechnung nehmen. Huber
sagt: Der Senat habe nur darum unfern BelM>ß

verworfen, weil er nicht den ganzen Entwurf über

die Besoldungen kannte; man soll also den BestM
mit dem Entwurf zurüksenden, und indeß mit der

Berathung fortfahren. Grafenried glaubt, jeder

Repräsentant soll 50 Dublonen auf Rechnung nehmen.

Kühn folgt Hubern und Grafenried mit oer

Bestimmung, daß diese Summe drei Monath,
dem jedem die Zahlung angeht, enthoben werden loooe.

Carmintraa folgt. Herzog glaubt wir M
etwas geduldiger seyn, nichts auf Rechnung mym

wollen, und in unsern Arbeiten fortfahren. NUì

fragt was denn diejenigen machen sollen, die

nicht drei Monat da sind, die kein Geld mehr V?

und doch nicht gern borgen? er wünscht, daß

p. Monat io Dublonen auf Rechnung nehmen ro> >

Secretan begehrt daß nur Vierteljährlich au»

zahlt, und nur den Bedürftigen auf Rechnung g ».
ben werde. Legier glaubt wir sollen noch «w

Zeit auf Kredit hin leben. Kühn sagt: Unsre^H ^Wirthe bedürfen Geld und darum musse» wir ^ '
len können. Genaud sagt: Einige von "US b

schon von ihren Kantonen Geld erhalten,
nichf, und diese leztern können nicht mehr m

f
(Die Fortsezung in, öösten St""



Der schweizerische Republikaner
herausgegeben

von Escher und Ufteri,
Mitglieder» der gesezgebenden Räthe der helvetische» Répudié

Sechs and sechzigstes Stuck.
Zweites Quartal.

Zürich, Sonntags den is. Julius 1798.

Ges ezgebong.
Grosser Rath, 29. Zuny.

(Fortsetzung.)
Custor will, daß man Monatsweise etwas auf Rech,
nnng beziehen könne; er glaubt wir sollen einmal an,
sangen ausgeben, weil wir nur dadurch ökonomisch
seyn lehren, wenn sogleich alles bezahlt werde» muß,

zahlen erkennen. Hussi folgt Hubern
und fodert 20 Dublonen monathlich auf Rechnung,
«lerz stimmt für Nuzet. Capani begehrt 15
Dublonen auf Rechnung monatlich. Panchaud folgt.
Hubers und Hüssis Anträge werden durch Stim-
menmehr angenommen. Huber fodert daß die Be,
m .^r Erwählung an gerechnet werde.

à<,n b^Zch" daß erst von der Abreise nach
Abdüngen angehen. Nuzet folgt

(Nachmittags, 4 Uhr.)
der übersendet ein Schreiben von
b" ^ Kantons Sentis. Hu,
werde, in die r-k ,« "^nige» Kommission zugesandt
die à -e

^ ?-n Gegenstand passe. Escher fodert
aenîrà^ ^steibcn, weil ja dieNachmittagssitzun-
schritten

n. k-
"u^schUesseiid zu dem Endzwek, B'tt,

ses angeordnet seyen. Man liest die,

hebu'-a d,/?'s Einwendungen gegen Aus

tva " und anderer Feudalrechte. Her,
At àfa^'àdunnq. Huber folgt. Hüssi
und der ê"« Beibehaltung des Zehenden
Taaesnrdn. âlte constltutionswidrig wäre. D«c
ob si, n»» angenommen. Germann fragt,
solle., w-ii Ü-, "W Sentis ihre Pfarrer wegjagen
keines,«'. "'^st aus Zehenden bezahlt wurde»,
,"

n kà..â!-sten sind, und also nicht ..»besoldet die-

Mit Besà' H"^ee sagt: Man werde sich ehestens

N^mg der Geistlichen beschäftigen.
tgre.,"n.» geht über die Entlassung der Direkt
aber m, î-ìuw P fy ffer zur Tagesordnung, nimmt

u" Einladung Izur ueuen Wahl an. Herzog

sagt: Dieses Betragen des Senats ist konstilutionS«
widrig, da indessen die Vernünftigern nachgeben müs,
sen, so wollen wir zur neuen Wahl schreiten. Hu der
fodert, daß Herzog über diese unanständige Verglei?
chung zur Ordnung gewiesen werde. Kühn sagt,
man soll dem Senat die Konstitution zusenden, damit
er sehe, daß er nie zur Tagesordnung gehen kann.

Huber will, daß man sich jezt über ähnliche Unregcis
mäUgkeiten wegsetze, und sogleich zur neuen Wahl
schreite. Escher glaubt die Wahl soll bis morgen
aufgeschoben werden, weil wir der Bittschriften we,
gen versammelt, und zu so wichtigen Geschäften
nicht zahlreich genug sind. H über beharret, we.l im»
mcr das Wichtigste zuerst gethan werden müsse. Hu,
ber s Antrag wird angenommen, und zu Stimmen-
zählen, erwählt Weber und Haas. — Durch das
L006 fällt dem Senat der Vorschlag für die erste

Wahl zu.
Hecht will daß wir uns permanent erklären, oder

die Wahlen erst Morgens vornehmen. Meyer b«-
gehrt Aufschub bis Morgens wegen der geringe»
Zahl der anwesenden Mitglieder. Herzog glaubt
die Permanenz sey unmöglich, übrigens aber solle»
wir keine Wahl anfangen ohne sie zu vollende». F.,
scher begehrt, daß wir bei einander bleiben bisleine
Wahl gemacht sey. W y d er erneuert die Bemerkung
daß wir zu solchen Geschäften nicht zahlreich genug
seyen. Hüßi begehrt Vertagung aufMorgens. Hart,
mann fordert dringendst die Permanenz. W y d er
will die abwesende» Mitglieder rufen lassen. Michel
fodert Aufschub bis Morgens. Haas stimmt für
Hartmann. Herzog will noch fortarbciten und erst

spater abspreche». Escher fodert aufs neue Verta,
gung, Koch und Custor folgen, so auch Zimmer,
mann welcher Morgens um 6. Ubr die Äersamm,
lung wieder eröffnen will. Dieser Antrag wird an-
genommen.

Da der Senat noch seinen fünffachen Vorschlag
zur ersten Direktor-Wahl einsandte, so wurde die
Wahl sechsten noch folgendermaassen vorgenommen.

Ochs Senator hatte 26 Stimmen, Dold er Se«
nator, z Stimmen, La Harpe auS dem Lcman 56



Glimmen, Barras Senator, i Stimmen, Augu-
ßini Senator, 4 Stimmen.

Also ward mit absolutem geheimen Stimmenmchr
zu einem Direktor ernannt: Friedrich Caesar
La Harpe aus dem Canton Leman.

Senat, 29. Juny.
Der Präsident Lüthi von Solothurn sagt, man

habe bisdahin das System beobachtet und als Grund'
satz angenommen, daß jeder Bürger daö öffentliche
Amt, das er im Senate bekleidet, niederlegen tön-

ne; die vor einigen Tagen von den B. Bay und

Pfiffer verlangten Dmnssioncn von ihren Direktor-
stellen, seyen vom grossen Raih für unfreiwillig an-
gesehen und somit wieder aufgehoben oder für «ich-
tig erklärt worden: indessen waren bekanntlich die

Meinungen über dieses Geschäft in beiden Rathen
sehr getheilt gewesen, und um dieser Spannung ein
Ende zu machen, haben die B- Bay und Pfyffer
zu unvergeßlichem Danke, wie er g aubr, ihres La
tcrlands — neuerdings erklärt, daß sie freiwillig ihre
Entlassungen nehmen. Diese Erklärung beider gewe
scnen Direktoren, so wie ein Beschluß des grossen

Rathes „ der ihnen ihre Entlassung bewilligt, und
wenn dieselbe vom Senat ebenfalls wird angenom-
men seyn, ihn auffordert, nach constilutionellen
Formen zur Wahl neuer Direktoren zu schreiten», wer-
den vorgelesen.

Augustini nimmt das Wort: er brenne von Va,
terlandsliebe, aber auch das Auschen des Senats
liege ihm sehr am Herzen. Bei Ansicht dieses Bc-
schlusscs könne er sich nicht bergen: Intet annuls in
kerbn eine Schlange liegt in. Grase verborgen).
Mau solle sich erinnern, daß, als der grosse Rath die

frühere Entlassungsbegehicn der Efd rekrorcn anzn-
nehmen vorgeschlagen hat, der Senat zur Tagesord-
nung überging, indem er die Annahme der Euilas
sung für unnörhig und übeiflnssig erklärt; sollte der
Senat nun die gegenwärtige neue Ertheilung der
Dimisson sanktioniren, so würde er mit sich selbst

im Widerspruch stehen und sein Ansehen müßte noth,
wendig Gefahr leiden; die beiden Eirbirektoren haben
ferner Sitz »n Senare genommen; den» Senat allein
kömmt es zu, die Ta glichkeic und Fähigkeit feiner
Mitglieder zu beurtheilen; wie könnte er zwei Glieder
aus feiner Mute, die selbst Sitz im Senat begehrt
hatten, als Direktoren ansehen und ihnen als solchen
die Entlassung von ihren Stellen bewilligen? der Se-
nasshat endlich auch einen Beschluß des grossen Ra,
thes verworfen, der die B- Bay und Pfyffer ihre
Stellen im Oirekrorio wieder einzunehmen auffoderle;
auch mit dieser Verwerffung würde die Annahme des
gegenwärtigen Schlusses im Widerspruch stehen. — Er
will keine Paünodien singen und nicht seinen spätesten
Enkeln ein Denkmal hinterlassen als habe er Unrecht
Athaudelt, ^ Auch das Ansehen des General Schau-

enbnrgs, der seinen Wunsch bestimmt genug gcäust
sert hat, erfodcre daß der Senat auf seiner ersten
Meinung beharre. Muret will sich wohl hüten an
das Vergangene zu crmnern; dadurch konnten nur
Leidenschaften neu aufgeregt werden. Er will die

Sache ,n ihrer Hcgenwartlgen Lage betrachten; und

glaubt man musse Ausgleichung zu erhalten lu-
chen indem man einen Weg einschlug, auf welchem
der Senat nicht inconsequent erscheint und der grosse

Rath dennoch befriediget wird. Er will also über
den wiederholten Vorschlag des grossen Rathes, den

gewesenen Direktoren ihre Entlassung zu bewilligen,
neuerdings zur Tagesordnung übergehe»; zugleich

aber durch eine Bothschaft dem grossen Rath anzeigen,
daß man seine Einladung zu den neue,, Wahlen an-

nehme und ihn auffodere das konstitutionelle Looi

zuziehen, um Vorschlag und Wahl zu veranstalten.
Man ruft Beifall und verlangt von allen Semn
das Etimmcnmehr. Fornerod u. m. a. begehren
das Wort: Gelärm nud Aufruf zum Sumnieumchr
dauern fort und M u rcts Vorschlag w.rd angenommen.

^ Augustin, und Muret werden zu Stimmen-
zahlern ernannt. — Der Beschluß welcher einen in

der Legitimation des ausscrehlichen Sohnes von LM
ham Brcla Canton Leman, von I2ten Juni, beM
genen Namens Irrthum bericheigt, wird angenommen.

Das Wahiceglemcnt für die Direktor - MM
wird verlesen. — Auf Crauers Antrag erklärt D
der Senat bis nach Beendigung der ersten AM
permanent.

Der Beschluß welcher den Senat zum kooszi«
hen auffoderi, wird aiigenommen; der Präsident
begiedt sich in Begleit von zehn Mitgliedern nach

oem Saal des obersten Gerichtshofes; das koos

theilt dem Senat den Vorschlag zu.
Dcr DoUincr cher T>>yet lies: den Entwurf des

gestern an den den Geneial Schauenburg befehlest

se>ten Briefes vor. DaS bei einem solche» Gcgs«
stand nicht ohne Kunst veobachtete Zartgefühl, wirb

mit allgemeinem Beifall aufgenommen.
Durch nachfolgende Stimmenmehre werden Fsöi

Doider, La Harpe, Barras und Augustine
in den fünffachen Vorschlag für di« vierte Direkt»«
stelle geb: acht.

1. Vorschlag, Ochs 4Z Stimmen, Laharpe 4-

Rediiigi.
2. Vorschlag, 1 Mehr. Dolder 21, Laharpe»,

BarraS 4, Reding 3, Sigristen ^
Genhard 1, Augustins r, Bolt l, V0«
Flüe 1.

2. Mehr. Dolder 24. Laharpeiy. Ret>lng4'
Barras 4.

z. Mehr. Dolderzo. Laharpeist. Barras?.
Vorschlag, Laharpe-y. Barras;. A
gusttn» 5. Von der Flue z. Reding i. V?
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grlstewt. B»bmee i. Nahn t. Dolt i.
Men er von Arau r.
Vorschlag, Barras 26. Von der Flüe 5.

Augustini 4. Meyer von Arau z. Sigri»
sten 1. Schund l. Reding 2. Häfeli r.
Hämmeler 1. Bolk r.

4. Vorschlag, l. Mchr. Angustini 18. H am-
mele°r 7. Meyer von Arau 7. Von der Flüe 6,

Frossard 2. Ral)N2. Bodmer r. Schmid
1. Eigristen i. Häfeli l. Reding 1. K«l-
ler l.

». Mehr. Augustini ?i. Von der Flüe 8-

Meyer von Arau 6. Hämmeler». Rahn 2.
Frossard 1.

Grosser Rath zo. Juny.
Cartier fodert, daß da laut der Konstitution

keine Grenzen mehr in Helvetica seyn sollen, auch alle
Marksteine weggeschafft werden. Kühn will dieses
Begehren an die allgemeine Eintheilungscommission
weisen. Cartier widersezt sich, weil es ihm Haupt-
sachlich um die Marken der s. g. Friedkraise der
Städte zu thun ist; er will daher eine besondere
Commission. Billeter folgt, weil die s. g. Kreuz-
steine um die Städte her die Grenzen zwischen den
Sclaven und ihren Unterdrückern bezeichnen, und jezt
noch den Patrioten in den Augen wehe thun: die
Kantonsgrenzstcine könne man noch nicht wegschaffen:
angenommen und die Commission geordnet Herzog,kartier, Luschcr, Weber und Carmintran.

neuerdings gezogne Loos wird der

Senat übergebet Direktorwahl abermals dem

Deputirter aus dem Thal des Jouxsees im
" Leman, begehrt Abänderung des Hauptorts^ Cheinth. Haas will die Bitt«

überaß» î" Dlstnktscommission zur Untersuchung
!!.' Bourgois unterstnzt die Bitte, kann

Eschcr sagt, er kenne
Nn/v iì Chenith habe keine besondern Vorzüge

""d also lohne es sich nicht der Mühe eine
^ treffen, die uns eine Menge ähnlicher

sich ziehen würde; er fodert daher
<5 6- a" die allgemeine Eincheilungscommis-

Bourgois beharret, weil gestern

»-0.. " Grmdelwald auch eine Commission nieder-
S lezt worden ist. Kühn unterstüzt Escher, weil

gegenwartige Eintheilung nur provisorisch sey:
«egler folgt ebenfalls und Host die Gerichtsstellen
^croen nicht mehr so gesucht werden, daß es sich
wyne, viel Feit hiermit zu verlieren. Escber: die
M'ge Commission ward für alle hohen AlPthälcr
icyl fur den Grindelwald allein niedergcsezt und bei

«ch > "l, ähnlichen Bitten ans deUi Kanton Zürich
wurde bestimmt, sie alle in die angezeigte Eiuthei-
ungscommisflon zu verweisen, er beharret daher auf

ttlnem ersten Antrag, welcher angenommen wird.

Da sich îímge Mitglieder beklagen, daß sie bei
der vorigen Berathung das Wort nie erhalten kenne
ten, so begehrt Weber ein Gesez, daß kein Mitglied
ein zweitesmal das Wort erhalten könne bis alle
übrigen, welche für das Wort eingeschrieben find,
schon davon Gebrauch gemacht haben. Auf Secrc»
raus Antrag wird dieser Gegenstand bis zum allgee
meine» Polizeircglement vertaget.

Secretan legt nun der Tagesordnung zufolge
den Entwurf über die Entschädigung der verfolgten
Patrioten vor. Kühn begehrt, daß derselbe Kweise
behandelt werde. Ca r t i er glaubt, dieses wurde
die Sache zu lange aufziehen, der Rapport sey gut
und könne gar wohl im Ganzen angenommen werden;
einzig fehle die Bestimmung, daß alle seit Ao. 1789
verfolgten Patrioten entschädigt werden sollen. Hu«
der stimmt Kühn bei, weil der Entwurf nicht im
Ganzen annehmlich ist: die theilweise Behandlung
wird angenommen.

Der i.§. bestimmt, daß alle Patrioten, welche
von den alten Regiei ungen um der Sache der Freiheit
willen verfolgt wurden, sollen entschädigt werden.
Legier widersezt sich der Entschädigung aller Pak
tristen: eben so will er nicht die seit 1789 verfolgten
entschädigen, weil damals dieRevolution immernoch
den König bàhielt: erst Ao. 91 kamen die Begriffe
von einer Demokratisirung der Revolution auf, also
soll auch nur von da an Entschädigung statt haben
können. Kühn begehrt eine bestimmtere Redaktion
dieses §. und eine Zeitbestimmung. Nuzet sagt,
noch Ao. 92 war ein König; aber vorher schon wa-
ren Freiheitsfreunde, die verfolgt wurden, also soll
auch von früher an gerechnet, Entschädigung statt
haben. Broye unterstüzt Kühn und Nuzet.
Billeter fodert, daß die, der Verfolgungen wegen
Fällst gewordenen Patrioten, wieder in Ehren einger
sezt werden, um auch öffentliche Beamtnngen zu ihrer
Erleichterung erhalten zu können, sonst stimmt er für
Kühn und dringt auf Beschleunigung. Hub er
stimmt ebenfalls für Kühn, und sagt die Ehre
überhaupt bedürfe keiner Entschädigung, weil die ver,
folgten Patrioten für die Entehrung die ihnen die
Oligarchen anthun wollten, nun hinlänglich durch
die Ehre; deren sie jezt genießen entschädigt sind;
ganz natürlich findet er, daß völlige Rehabilitation
derjcnigen, die um der Sache der Freiheit willen daS
Vaterland zu verlassen gezwungen wurden, statthabe.
Trösch folgt Kühn und sagt, da ein Bund zwi-
sehen allen Oligarchien Helvetiens statt hatte, so

sollen auch alle Oligarchen aus allen Kantonen, einer
für den ander» die Patrioten entschädigen. Thorin
will, daß man auch früher verfolgte Patrioten ent,
schädige, wegen den traurigen Freiburgcr Unruhen,
wo viele Patrioten »m der Vertheidigung der Rechte
willcn unglüklich gemacht wurden. Herzog glaubt,
um allem Anschein von Partheilichkeit auszuweichen,
sollten diejenigen Mitglieder der Versammlung, welche
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selbst Entschädigungen zu fodern haben, während die»

scr Behandlung abtreten, H u ber widerftzt sich die-
sir leztern Meinung, indem hier nicht von einzelnen
Entschädigungen, sondern von den allgemeinen Grund,
säzcn derselben die Rede sey. Bil let er glaubt,
eine solche Abtrettung der Enlschädigungsbegchrer sey
um so unnöthiger, da ja bei den Verhandlungen über
die Zehendcnabschaffung, die Zehendbaren auch mit-
gestimmt haben. K u h n s Antrag wird angenommen.

Da dnrch das Loos der Vorschlag auch für die
zweite Direktorwahl dem Senat zufiel, so theilt der-
selbe einen zweiten Vorschlag mit.

Ans demselben harte Ochs, Senator, 8Z Stim-
men. Dolder, Senator, 2 Stimmen. Barras,
Senator, 2 Stimmen. A u g u stini, Senator, z
Stimmen. Nicodcmus Vonderflüh, aus dem
Kanton Waldstctt, 7 Stimmen.

Also ward mit geheimem und absolutem Stim-
menmehr zum Direkt or gewählt: Ochs, Senator.

Wyder fodert, daß dem Direktor Ochs, gleich
den übrigen abwesenden neuerwählten Direktoren, ein
Courier zugesandt werde. Kühn glaubt, da Ochs
eigentlich hier wohnen sollte, und wahrscheinlich schon
auf dem Rükwcg ist, so könne man dieses unterlassen.
Huber beharret, daß O cd sen die gleiche Ehre er,
wiesen werde, wie den fruhercrwähltcn abwesenden
Direktoren. Cu st 0 r folgt H u b e rn, dessen Antrag
angenommen und demselben der Auftrag gegeben wird,
einen Brief an Ochs zu entwerfen.

Der 2. §. des Entschädigungsgutachtens be»

stimmt, daß die Entschädigung von den Oligarchen
geschehen solle: angenommen.

Der g. 5. bestimmt, daß alle Mitglieder derseni-
gen Versammlungen, welche die Urtheile wider die
Patrioten aussprachen, gemeinschaftlich ssolistuirement)
für die Urtheile des ganzen Korps verantwortlich sind.
An verwerth begehrt, daß einzelne Mitglieder,
welche beweisen können, daß sie sich diesen Urtheilen
widersezt haben, von den Folgen derselben ausgc,
nominell seyen. Custor will, daß nur die stimm,
fähigen Mitglieder für die Urtheile haften und ver,
antwortlich seyn sollen. Trösch erneuert sein Be,
gehren der Solidairverxflichtmig aller Oligarchen
Helveticas unter einander. Billeter stimmt An,
verwerth bei. Koch stimmt Custor'n bei und
will also, daß die Schuldigen entschädigen sollen.
Der §. wird mit dieser Beifügung angenommen.

Das Projekt des Antwortschreibens an General
Schauen bürg wird vocgclescn und gutgeheißen.
Capani begehrt, daß auch an Commissar Rapi
nat geschrieben werde. Kühn sagt, da Schau
enburg allein uns geschncb»n habe, so sehe er nicht
ein, w.rum nun an beide geschrieben werde» soll
Cartier w ll, daß Rapinat ebenf lls von der
Direkte, wähl untn richtet werde: der Antrag wird
angenommen und Hu der erhall den Auftrag auch
diesen Brief zu entwerfen.

Der 4. §. des Entschadigungsgutachtens b«,
stimmt, daß die Patrioten in ihrem Kanton ihre Fv,
derungen eingeben sollen. Kühn behauptet, dieser
§. sey ganz unbestimmt, und begehrt, daß festgesezt
werde, dir Federungen sollen in demjenigen Kanton
eingegeben werden, wo die Regierung saß: Secre,
tan widerspricht Kühn und behauptet, da diese

Falle nicht Civilsachen betreffen, so müsse da gerichtet
werden, wo die Verfolgungen geschehen sind bes««-

ders auch, weil wenn die Lemanen in Bern ihr Recht
suchen müßten, dieses in einer ihnen fremden Sprache
geschehen würde. Bütler unterßüzt die MmiW
von Kühn«, «egler ebenfalls, indem er sagt, l»
der ganzen Welt müsse der Gläubiger seinen Schuld'
ner suchen, und ausserdem seyen ja alle Prozeduren
und Akten jeder Art für diese wichtigen Prozesse in

dem Sij der Regierung und nicht in dem der Patrie,
ten vorhanden. Bou rgoi s stimmt für Secretan
indem da, wo der Schaden geschehe» auch die Cnd

schäbigung beurtheilt werden müsse. Akermann
unterstüzt ebenfalls diese Meinung, indem da gestraft

werden müsse, wo das Verbrechen verübt worden ist,

und weil die Unschuldsbcweise nur die Räthe selbst

unter sich angehen und alsdann diese wohl im alten

Regierungssiz vorgehen mögen. Anderwerth
wünscht, daß der 4. und 5. §. gemeinschaftlich behw
delt würden, indem laut §. 5 von z vorgeschlaM»
Gerichten 2 verworfen werden müssen, und man also

nicht wisse, wo das angenommene Gericht seyn mr»

de. Secretan erklärt, daß er sich nicht mit Kühn
vereinigen könne, indem die Civilfälle in jeder JustP
Verwaltung von den Crmi-naisällen gnnz aufgewogt»
werden : ausserdem würde natürlich durch den 5- §

das Gericht in Bern verworfen werden also muß«

vielleicht in Langenthal oder einem andern ähnlichen

Distrikisgcnchte geurthcilt werden, wo von beiden

Seiten doch alle Akten hingeschleppt und alles m

deutscher Sprache behandelt werden müßte. Aube»
Werths Einwendung ist ungültig, west die »orM

schlagenden Gerichte alle im gleichen Kanton sty»

müssen: überhaupt kommt hier in Anschlag, ob >»a»

die Aequemlici k it der Oligarchen oder aber die v«

Patrioten begünstigen wolle; er ist nicht derMemnn?
die erster» zu begünstigen. N u zet stimmt ganz 1»

Secretan, denn die Patrioten haben lange »1 ^
sen und Banden den Oligarchen folgen müssen, M
schadet es nichts wenn schon etwas kehrnm t><'aaw

wird, und die Oligarchen den Patrioten folM'
ausserdem haben die Patrioten nun nicht mehr s"
zum Herumziehen, und es schadet gar nichts, wo«

die Oligarchrn bei diesem Geschäft etwas vcrty'
weiden und die einen da, die andern àt hm«

müssen. Meyer erneuert H erz og s Bemerkung

Uuschiklichkeit, daß ticj.nig>n Mitgsidcr, we

selbst Parthe« sind, zu diesem Gegenstand spoea '
er wild aber zur Ordnuna gewiesen. Die Ablw
sung über diesen Gegenstand wird auf Morgen a

geschoben.
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Sieben und sechzigstes Stück.
Zweites Quartal.

Zürich, Montags den c6 Julius 1798.

Gesezgebung.

Senat z 0. I u n y.

Der grosse Rath zeigt die Erwählung des B.

5. Vorschlag: Vonderflüh 25. Meyerv.
Arau 10. Bolt 4. Devevey 2. Julier 1.
Hämmeler 1. Diethelm r. Schmid 1.

Reding i. Stokmann l.
Das Vollziehungsdirektorium übersendet zwei

Zaharpe zum 4te» Direktor an. Fornerod: Der durch den Regierungsstatthaller des Kantons Leman
Senac kann nicht anders als sich über die Wahl ei-> eingekommne, und an den Senat gerichtete Bittschrift
nes solchen erprobten Freundes der Freiheit freuen; î ten von Zehendbcsizern; da die erste von ehmaligen
man darf hoffen, daß durch dieselbe alle Zwiste und à Erb- und Oberherren mit ihren alten Titeln
Uneinigkeiten ihr Ende erreicht haben werden. d unterzeichnet ist, soll derselben auf Murets Antrag,

Fornerod beklagt si.d über die ?5c.er..na der k als eines inconstitutionellen Schrittes, UN ProtokollFornerod beklaat stch über die ?ôaeruna der ' eines inconirirurioneuen vcyrirreo, im Prororon
Ucbersezung scin-sGesand^ ê keine Erwähnung geschehen. - Es erhebt sich

er meint es müssen nothwendig p ol il ische Grün-Gelegenheit über die Zulassigkeit collektiver
de daran Schuld seyn und wünscht diese in kennen,

â P^Monen und was darunter zu verstehen sey, eine
Der D°il.netscher !?rs!ch-r",daßsbr wemaPo "eine Debatte, in der Laflechere und Forne-
litik in der ganzen Sache zu finden seyn möchte- daß!r°b behaupten, eine von mehreren einzelnen Per-
.qestern den gaözcnTäg Sizunawar, ündda der ê s°"eu unterzeichnete Schrift, verdiene den Namen
Senat schon zweimal alle Schönheiten des Berichtes collektiven; Muret aber das Gegentheil, und

s-Mgstgr°ss,'K',/^
»weit?Dirîkrmnâ?^.^det zum Loosziehen für die

mais den.
^ Der Vorschlag fallt aber-

werd.» dâ Durch nachfolgende Mehre
ausi ». .».â^^^',Dolder, Barras, Au-Sust.n. und Vonderflüh vorgeschlagen.

2 ' Dch 6 gz. Vonderflüh? Stim.
^ - D 01der 24. V 0 n derfüh 9.

^ ^ A u g » st > n « 2. Häm m ele r 1.

Paul« 1. Diethelm i.ß
2 Nn?? ' K»bli r. Meyer i. '
3- Vv. schlagBarras 27. Vonderflüh 9.

Aj6"Ülni 2. Meyer 2. Hämmeler 1.

^a u^f / ' Hàgli ». Häfeli >. Zu-
s- Locschlag: 1 Mehr: August i ni 2z. Von-

verrluh 9. ?)?eyer v. Arau 5. Srok-
Mann 2. Hafcli 2. Burkhard r. Hä ---
Meier 1. Fornerod i. Julier 1.len i. Bolti.

Mehr

daß nur von einem in mehrerer Namen unter-
zeichnete Schriften, jene Benennung verdienen, dar-
thut.

Die Saalinspcktvren legen die von dem Natio-
nalbuchdrucker Grüner verlangte schriftliche Er«
klarung vor. Er entschuldigt die NichtHerausgabe
des französischen officielle» Tagblattes dadurch,
daß sich keine Subscribenten dafür gezeigt hätten;
die Verspätung »nd das Jurükbleibcn des deutschen
Amtsblattes sucht er zum Theil, den Kanzleien der
Räche sowohl als des Direktoriums zur Last zu legen,
die, wie er sagt, besonders im Anfang sehr schwach
bcsezt gewesen seyen. Muret will einerseits, der
Drucker, mit welchem ein Vertrag geschlossen wor-
den, müsse denselben halten und demzufolge das fran-
zösifche Bulletin liefern; fände er die Erfüllung des
Vertrags für sich selbst alljunachtheilig, so könne er
bittend dagegen einkommen; anderseits verlangt er,
da der Buchdrucker Grüner die ersten Sekretäre des
Senats der Unfähigkeit oder Nachlässigkeit beschuldige,

Car solle derselbe vor die Schranken gerufen werden, um
ê entweder seine Anklage zu beweisen oder Abbitte zu

2. Mehr.- Aug nstini z- Vonderflüh 8. ^ thun ; er sieht sich für persönlich beleidigt an uud
M e y er 4. Sl 0 k m a nn 2. t zweifelt nicht der Senat werde ihm die verlangte Ge-



266

Mîgkhuung verschaffen. (Cr entfernt ssch>. Usieri er-
klärt, daß ihn, der neben Müret von Anfang ge»

räume Zeit durch Secretair war, die etwas unschik-
lichen Ausdrückt des Nationalbuchdruckers, wenig
kümmern; die Zufriedenheit die der Senat durch wie
verholte Ernennungen feinen ersten Sekretärs dewie»

sen habe, schütze ihn hinlänglich gegen unbefugten und
undemiesnen Tadel; wenn jemand beleidigt wäre,
so glaube er, würde es der Senat selbst ttyn der
seine ersten Secretairs gewählt und mehrmals bcstä-

tigc hat. Zàslin spricht zum Lobe der ersten Se»
cretärs; sucht Grünem durch obwaltende Mißver-
siändnisse zu entschuldigen; wenn aber Murer da-

rauf bestehe, sich für persönlich beleidigt anzusehen,
so müsse Grüner allerdings, vor die Schranken ge.
rufen werden. Man verlangt eine Commission; an-
dere wollen Tagesordnung, die angenommen wird.
Muret, der wieder hereintritt, erklärt hiedurch nicht
befriedigt zu seyn; er muß Grunern gerichtlich zu Ge-
iingthuung anhalten, wenn ihm der Senats dieselbe
nicht vcrschaft. Die Tagesordnung wird zurükgcnom-
men und die Sache einer aus den B. Barras,
Augustini, Keller, Reding und Hägli be-

stehenden Commission übergeben.
Der grosse Rath zeigt an, daß er aus dem über«

sandten Vorschlag, den B- Ochs zum Direktor er-

nennt hat.
Der Beschluß über die Vertheilung der Ministe-

rialgeschäfte wird einer aus den B- Pfyffer,
Meyer v. Arau, Laflechere, Schmid und

ner begehrt er, daß der Präsident jedes Mitglied zl»
Ordnung weift, welches über die fränkischen Aurori-
täte» unanständig sprechen sollte, und endlich, daß
das Begehren in Rüksicht des Mißdrauchs der Preß-
kreiheit an die hierüber niedergeftzte Commission ze-
wiesen werde Weber unterstuzt diesen Amrag,
und begehrt ferner, daß das Direktorium eingeladen
werde, den Direktor Ochs seiner Würde gemäß, zu

empfangen. Alle diese Anträge werden angenommen.

Im Namen einer Commission legt Escher die

Eintheilung des circa 145020 Menschen haltenden
Kantons Sentis in iz Distrikte vor, und M
St. Gallen als Hanptort des Kantons an. Gras
will diese Distr'ktseintheilung nur darum annehmen,
weil sie blos provisorisch ist: übrigens aber vertheidigter
Appenzell als Hauptort, besonders weil St. Gâ»
wehr Lebensmittel hauptsächlich an Vieh und Milch«

Produkten aus Appenzell ziehe, als dieses von Et.
Gallen. Escher vertheidigt das Gutachten durch

Vergleich»»^ der Lokalitäten der Stadt St. Galle»

mit dem fur die A'.penwirlhscdaft, aber nicht ftc

eines Kantons Gewaltensiz wohlgelegenen Fiekcn üp«

penzell, und bemerkt »och, daß in die>er Distrikt««
theilung das St. Gallische Dorf Rykenbach ruê
griffen, welches, er weiß nicht warum, insTH»>B
eingetheilt worden ist. Merz, Enz und Erlacher
stimmen bei. Custor unterstsizt Grafen, wen

Rapinat Appenzell zum Hauptort bestimmt Hai.

SchIu m pf sagt, Rykenbach habe immer auf M
und St. Gallen gehört; in Rüksichl auf Graf"

Am 1. July war keine Sizung in beiden Räthen.

F 0 r n e r 0 d bestehenden Commission zur Untersuchung - Vertheidigung von Appenzell, bemerkt er, es sey besser

übergeben. ß die Appenzeller Kühe spatzieren auf St. Gallen »»>

sich da verspeisen zu lassen als daß alle Kante»«

obrigkeiten sich auf Appenzell verfügen um diesen

Kühen den Weg zu ersparen. Schoch stimmt M
St. Gallen und sagt, wenn die Appenzell» einp

schöne Strassen machen, so wollen wir vielleicht dann

auch zu ihnen kommen. Anderwerth fodert
lassung der Dörfer Rykenbach und Horn, weil dm-

schon dem Tburgäu zugeordnet sind: dieft
wird beschlossen und das Gutachten übrigens a»g

nommen.

r afenried theilt den Bericht über

Grosser Rath, 2. July.
Das Direktorium übersendet einen Brief vom

General Schauenburg, worin er im Namen des
Commissair Rapinat auf die Preßfreiheitsmiß-
brauche aufmerksam macht, und die Hofnung änssert,
daß die Geftzgebung hierüber befriedigendeVerfügungen
treffen werde. Zugleich wird die Erwartung geaussert, ^ r « r » r, rv u/eiu vr» Mat
daß diejenigen Personen zu Direktoren werden ae- steurung der Stadt Bern durch ihre Muniz>PA'

k.. „,jt, welchem zufolg diese Besteurung â^gen--r ^
nungsablieferung, als unentbehrlich nothwendig
laubt wird. Kühn begehrt eine bestimmtere R«

tion des Gutachtens. Carrard weiß niast.

wählt werden, welche der Commissar schon früher ve-
bezeichnet hat. Gleich darauf wird ein Brief verle,
sen, worinn der Direktor Ochs für seine Zutrauens
«nd ehrenvolle Erwählung dankt. Haas bemerkt,
baß sich unser Brief, worinn wir die Wiederbeftzung
des Direktoriums dem General anzeigen, mit dem-

jenigen gekreuzt habe, den wir von ihm empfangen
haben, er glaubt daher es seyen jezt keine andern
Verfügungen zu treffen als weitere Nachrichten abzu
warten. Zjm m e r m a nn fodert, daß das Vollzieh-
ungsdirektorium eingeladen werde, den an dasselbe-

gerichteten Brief des Generals zu beantworten: fer,ß

diese Munizipalität ist; und begreift noch we»A
man ihr das Recht Auflagen auszuschreiben
einzig der Geftzgebung zusteht, übertragen ko>m ,^
begehrt also, daß dieses Gutachten als ,j««
widrig verworfen werde. Kühn sagt,
habe die Municipalität eingeftzt, um für v«
nisse der fränkischen Besazung und alle durch ^
veranlaßte Etadtangelegenheiten zu sorgen /



weder müssen die Mitglieder dieser Mnnistpalitat,
dü kein Geld mehr vorhanden ist die Reqmstkionen
der Franken selbst zahlen, oder sie müssen den Betrag
dieser Unkosten von ihrer Gemeinde, gleich allen am
dern.Gemcindsvvrgeftzren des ganzen Landes enthe-
den dürfen, oder die Nation muß die Unkosten auf
sich nehmen; ein vierter Ausweg ist nicht zn finden.
Weber unterstüzt Kühn, weil absolute Nothwcn-
digkeit vorhanden ist, daß die Requisitionen in Bern
auf diese Art bestntten werden', und weil dieses nicht
nur den Gesezen nicht zuwider, sondern allgemeine
Uebung des Landes ist. Cartier stimmt für C a r-
rard, und will, daß die Ausgaben erst wenn sie ge-
leistet sind, auf tue Partikularen vertheilt werden,
Zimm ermann unterstüzt das Gutachten. Jomini
spricht für Kühn und sagt, wer muß diese" Bedürft
nisse bcfiiedlgen als die ganze Gemeinde, welche hier
dls eine Partikulargesen'schaft erscheint, die also ihre
Bedürfnisse aus sich selbst entheb-N oder dieselben
vertheile» soll. Die Konstitution erlaubt aber die
Enthebung der Gemeindc-nnkosten, also unterstüzt
er das Gutachten. Koch sagt, diese Besteurung ist
nichts anders, als was jede Gemeinde des ganzen
Landes unter den« Namen Telle hat: lcztesmal
klagte man, daß die Mmnzipalitat von Bern dieselbe
»»gefragt ausschrieb; jezr hat sie um Erlaubnis an-
gefragt, und nun glaubt man die Gesezgebung könne
ihr das Recht Auflagen auszuschreiben nicht übertragen ;

Gutachten nichts anders gestattet, als was
aue G-mrmdsvvrgesczten ungefragt thun, so stimme

bei. Bourgois stimmt für Car-
^ ^r nur eine bestimmte Summe für

Requisitionsfall entHeden lassen.

Kubn k ^ Sache provisorisch erlauben.

^ ^ Gutachten an sich nur proviso»

ck-ii ^ir bevorstehenden gesezli-

Anwa, lâ ^ Munizipalitaten gelte. K u h n s
Amrag wird angenommen

Empfiehlt seinen Sohn als französt-
^oanetsc^er aus Probe hin: Genehmigt,

^ragt in, Namen des B- Karl Fried-
di-wà- ü stkwescnen Landvogs in Nion
tichn, r ll- ^ Jahrlany zu Besorgung der Er«
düre!» ^mcs Sohns in Koppenhaaen bleiben zu

v.l/ / ^ Gefahr zu laufen alsEmigrirtcr behan-

Gvurgois, Panchaud und

»ak diesem Berner Sl-garcheu das bcßte

mii,- ^ê^ kval)ren Patrioten, worauf die Bitte gench

k«m - E'cher wendet dagegen ein, daß er
das einem Schweizer verbiete, ein

^'ìang >n Kopenhagen zu leben, er fodere also

tia,^Hofnung, daß wenn je Emigra
Na S.r'nacbt .werden sie hossntl ch keinen
Pak Min schädlich sey» werden. K » h n u '0 K ä m

/ werthe diae» den genommenen B chluß,
herzog mittcstüjt Eschern. Secretan giaublj

durch eine sorgfältigeRcdaktion könne der anscheinende
Wieverspruch den Escher in dem Schluß des Raths
bemerke, gehoben werden. Esch er beharret, da
keine Erlaubnis vernünftiger Weise könne ertheilt
werden, etwas zu thun, das nicht verbotten ist,
auch wenn man im Sinn hätte, die Sache zn ver-
bieten, weil bei Entwerfung des Gesezes selbst, die
Ausnahmen bestimmt werden solle«, nicht aber vor«
her. Koch folgt Secretan; B ourg ois, Bil-
lcter und Carrard vertheidigen den genommnen
Beschluß, welcher bestätigt wird.

Die Patriotenentschädigung kömmt an die Ta-
gesordnung. Kühn s Einwendungen gegen §. 4.
werden verworfen, und also bestimmt, daß in den
Kanronen der Patrioten die Prozesse gegen die Oli-
garchen geführt werden sollen.

Der 5. §. bestimmt, daß das Direktorium in
dem Kanton z Distriktsgerichte zu Richtern vorschla«
gen soll. Kuh» macht eineRcdaktionsverbesseiung.
Genau d begehrt Vereinung des 5. und 6. §, die
von Kühn verworfen wird. Secretan macht
auch eine Redaktionöverbesserung. Der §. wird ans
genommen.

Der 6, §. bestimmt, daß jede Parthei eines dieser
g Distriktsgerichte verwerfen könne. Secretan
begehrt, daß jede, eines verwerfen müsse, damit nur
eines als Richter übrig bleibe: diese Abänderung wird
angenommen.

§. 7. Es soll Appellation an das Kantonsgericht
statt haben können. Angenommen.

K. 8. Recour? an den Obergerichtshof soll gestat-
tet seyn. Angenommen,

§. y. Die Seibstinteressirten und die Verwandten
derselben sollen ans den Gerichten abtreten, und
der Präsident aus andern Gerichten die mangelnden
Richter ersetzen. Kühn fodert, daß die abtrettenden
Richter aus de» Suppléante» ersezt werden. Eschcr
begehrt Bestimmung über den Fall, wenn der Präst-
dcnt selbst, und so viele Richter interessirt seyen, daß
derselben zu viele abtrettcn wie es in Zürich der Fall
seyn werde. Weber will die zuzuziehenden Richter
aus den nächsten Gerichten durch das Loos zuziehen.
Secretan sagt, wenn der Präsident abwesend ist,
so wird ein Vicepräsident da seyn: das Loos gefällt
ihm durchaus nicht; erfolgt Kühn. Billeter so-
dert auch nähere Bestimmung der verschiedenen Fälle,
Sie eintreten können. Esch er beharret auf seiner
Foderung näherer Bestimmung, weil in Zürich bei-
nahe das ganze Kantvnsgericht selbst interessirt sen.

Kühn schlagt auf dicken Fall vor, daß aus den nach-
iken Distriktsgerichten eine zfache Zahl von Richtern
vorgeschlagen werden soll, von denen jede Parthej
einen dritten Theil verwerfen muß. Dieser Autrag
wird augenommen.

§, 10 bestimmt, daß jeder Kläger allein sein
Recht suchen könne, wenn er will. Angenommen.



î. ir. Die Kläger brauchen keine Bürgschaft für
die Unkosten zu leisten. Angenommen.

t. i2. Dijenigcn Kläger, welche sich fürBctrei-
bung ihres Rechts vereinigen wollen, können dieses
thun. Cu st or widersezt sich, weil diese Vereinigung
für den Richter sowohl als für den Beklagten höchst

beschwerlich und selbst ungerecht werden könnte, weil
einer, der eine begründete Federung hat sich mit ei-

nein unbegründet Federnden vereinigen könnte. B i h
le'ter sagt, da ganze Gemeinden um der gleichen
Sache willen zu fodern haben, so müsse diese Bestim-
mung beibehalten werden. Sec re tan behauptet,
wenn man die Patrioten nicht begünstigen wollte, so

bedürfte man dieses ganzen Dekretes nicht: dieser §.

sey das Fundament des Ganzen, und gegenseitig
gleich vortheiihaft, indem dadurch für dieOligarchcn
grosse Summen von zuvergütenden Prozeßkosten er-

spart werden, daher also diese Bestimmung für beide

Theile abkürzend und erleichternd ist: ausserdem kbun
ten die Richter doch abgesondert sprechen, wenn ge-
gründete und ungegründete Federungen sich mit ein-
ander vereinigen würden: hundert Prozesse können

auf diese Art leicht in 2 oder z zurukgesezt werden.

Kühn unterstüzt Custors Meinung, insofern er
keine Veränderung des 15. §. bewirken könne. Der
z. wird unverändert angenommen.

§. iz. Diejenigen Oligarchen, welche durch die
gleiche Klage beschuldigt werden, sollen sich zu gleicher
Zeit und gemeinschaftlich vertheidigen: Angenommen.

§. 14. Wann einer der Oligarchen eine besondere
Antwort für seine Entschuldigung ertheilt, so sollen
alle übrigen Jnteressirten davon unterrichtet werden:
Angenommen.

S. 15. Keine entbehrliche Verzögerung oder Zw«
schenftage soll gestattet, und alles summarisch bchan-
delt werden. Kühn sagt : Was ist summarische Be-
Handlung? er fodcrt genaue Bestimmung des ganzen
Prozeßganges und legt einen Entwurf hierüber vor;
besonders begehrt er genaue Untersuchung der Fode-
runqen selbst weil er einst ein Verzeichniß derselben
einsah, und darin fand: Franken 4000 p. Ohnmacht
meiner Frau: Gulden 50 p. Schrckcugeld, und über-

Haupt Todesangst, Schläge, Schwerdtschwingen u.
d. g, so taxirl sand wie es nur in barbarischen Ge-
sezbüchern, wo alles in Geld angeschlagen ist, zu sin-
den seyn möchte. C u st 0 r unterstüzt K u h n s Antrag.
Akermanu findet Kühn s Vorschlag etwas zu
weitläufig, er wünscht, daß nur nach den bisherigen
Prozeßformen gehandelt werde. B 0 u r a 0 i 6 bezeugt,
daß er auch über diesen 15 § und die Willkührlichkeit,
die er veranlassen könnte, erschrak, daher stimmt er
ungefähr Kuh 11 s Vorschlag bei: hauptsächlich
wünscht er, daß Auszüge aus dem mündliche» Pro-
zesscevortrag und gegenseitiger Vertheidigung in die

^

Gerichtsprolvkollc eingetrogen werden. Bille ter
spricht wider die Abweisung der unerweisficheu und j

mit keinen Belegen versehenen Foberungen; ich ward,
sagt er, in Bündtcn von 40200 Mann gerichtet,
dies gab Ausgaben für die ich keine Empfangscheine
habe: ich flüchtete über die höchsten Alpen und be«

dürfte Wegweiser, auch diese gaben mir keine Ein-
pfangscheine: auf meiner Flucht «ach Paris kehrte
ich hie und da ein; sollte ich für alle diese AuS-
gaben Belege vorbringen? oder weil ich keine dafür
habe, unentschadigt bleiben? er foderl also, daß
solche Begehren, die auf allgemein bekannte Thatst«
chen gegründet stud, k.incr weitem Beweise bedürfen.
Schoch findet alle diese Weitschweifigkeiten unnüz,
und begehrt daß man alles den Richter» überlasse.

Secretan behauptet, Bourgo-s Bestimmungen
vereinigen sich wieder mit dem Eulachten, Kuhns
Antrag sey, ungeachtet seiner Weitläufigkeit, doch uni

vollständig, weil nichts darinn übcr die Zwischcnfra-
gen bestimmt sey: es sey der Gerechtigkeit gemäß,
daß der Beklagte seine Vertheidigung auch schristich
eingebe» könne. Er glaubt von den Patrioten sei

man keine schriftlichen Beweise, sondern lieber Zeugen
sodern: 14 Tage zwischen Anklage und Vertheidigung
sey nicht hinlänglich, weil man Zeit haben müsse, die

Zeugen zu berufen: alles dies beweise die Unvollsà
digkeit des Vorschlages, daher stimmt er Bourgois
bei. Kühn sagt: Auch er wolle Bourgois Antrag
beipflichtm, indem dadurch doch die summarische I -
Handlung dieser Processe einigermassen bestimmt tverde,

welches ohne dies, wie viele Beispiele beweisen, Iah«
laug dauren könnten: er glaubt die gegen die Parri-
oten von den Oligarchen ausgefällten Urtheile ftym
die schriftlichen Beweise die sie vorzubringen haben:

übrigens aber, fügt er hinzu, wenn aus der Unbc-

stimmlheit dieses ganzen Dekrets, und besonders die-

ses §. die langwierigsten Prozesse und Streitigkeiteil
entstehen, so wasche ich mir die Hände, weil ich Euch

hinlänglich gewarnt habe. Bourgois schlägt eine

neue Redaction vor, mit Benutzung von Secre<
tans Bemerkung. Carrard spricht wider Kuhno
vorgeschiagne mündliche Behandlung dieser PioMz
er schlägt einen Mittelweg vor, indem er behauptet

die bisher übliche Behandlungsart der Prozesse wurde

unendlichen Schwierigkeiten aussetzen, und die ganze

Sache unbecnvbar machen. Die Entscheidung ubcc

alle diese Vorschläge wird auf die folgende Sitzung

verschoben.

Senat 2. July.
Ein zweiter Beschluß des grossen Raths über die

Besoldungen der Repräsentanten, nach welchem d>c-

selben jährlich 275 Louisdors und für einilial mcnaty-

lich 20 Louisdor vom Tag ihrer Ekwählung an g

zahlt, auf Rechnung erhalten sollen, wird zum zwe

tenmal verlesen.

(Die Fortsetzung im 68sten Stuk.



Der schweizerische Republikaner
herausgegeben

von Escher und Usteri,
Mitglicoeen der gesèzgebendeu N.ithe der helvetischen Republik.

Acht und sechzigstes Stück.

Zweites Quartal.

Gesezgebung.
Senat 2. July.

Fortsetzung.
Bad ou erklärt, daß wenn der Senat die

Initiative besässe, er neuerdings 250 LouisdorS
anrakhm würde; da dieß aber nicht der Fall,
A glaube er, eine wiederholte Verwerfung würde
theils die Bestimmung der Gehalte verzögern, theils
wurde der^grosse Rath höchst wahrscheinlich sorcfah-
reu, die Summe nicht zu mindern, vielleicht gar die-

heraufsetzen; findet das Publikum sie

N" lo wird es auch einsehen, daß der Senat keine
luld daran hat. Die Hauplursache um deren wil-

nüdie Bestimmung der Besoldungen ausschie-

,i> ?""le, ware, weil man die Uebersicht der StaarS-
„och nicht hat; allein da zwischen den bis-

.^„^"Staatseinkünften, die größtenthcils aufgehe-
pt-ür î" ' aufgehoben werden solle», und den zu-
^'"U'gen keinerlei Aehnlichkcit statt findet, und alles

werden muß, so kann man gar füglich
festsetzen, und nach denselben die

I» 5w
Zurichten. Er will den Beschluß annehmen.

Beschluß das Stinimennlehr und nimint den

berichtet im Nanien einer Kommission

treff-nd-» n ^khciluug der Miuisterialgcschaste be-

an.«»-- ^^chlug; die Kommission rath denselben

d?sîà^ ^-e Eiutheilung selbst sowohl als

l ^ " werden Wir in einem der nächste»

ch rîabdr.ichen lassen). Usterj findet den Beschluß
leiner ì;orm unregelmässig, da er nur einige Ab

der von dem Dircktorio vorgcschlagnen
^.^^^'"theilung bestimuit, anstatt die Eiutheilung

' beliebigen Abänderungen, so wie sie

annehmen soll, vorzulegen; er hätte auch
nyr gewünscht, daß die Nalionalarchive keinem
.ciniuec zugewiesen, sondern einem besondern Archi?
ar übertragen würden; er glaubt, die Nationalar-

^ "lussen, ln Rükstcht auf Verwaltungsart, mit
^^llonalfchazkammer in die gleiche N'lhe zu ste-

»eu kommen; er will dessen ungeachtet den Beschluß

annehmen, da, wenn der grosse Rath es gut findet,
durch einen besondern Beschluß, die gewünschte Steile
eineS Nationalarchivars kann erschaffen werden; er
verlangt die Einrückung des Gutachtens ins Protokoll
und Bulletin. Fornerod will den Beschluß ver-
werfen, um mancher Dinge willen, die er in der vor-
geschlagnen Eintheilung tadclhaft findet; so z. B. daß
die Korrespondenz für Verproviantirung der Repu-
blik, dem Minister der auswärtigen Angelegenheiten;
die Arbeit über Handlungsbilanz dem Minister des
Innern und nicht vielmehr dem der Finanzen zuge-
ordnet, endlich die Aussicht über öffentliche Gebäude
zwischen dem Kriegsminister und dein des össentiichen
Unterrichts getheilt lst. Crauer zweifelt ob die medici-
nische Policey mit Recht dem Minister des Innern
zugeordnet worden. Pfyffer vertheidigt die vorge-
schlagne Eintheilung; der Minister der Finanzen sieht
die Handlung nur aus dein Gesichtspunkt der Staats-
einkünftc an, dagegen der des Innern sie aus demje-
nigen des Nationalwohlstandes, den ste befördert, be-

trachtet. Bay glaubt, die Erfahrung allein, werde
uns lehre», ob die Eintheilung wohl getroffen sey
oder nicht; deswegen theils, uns theils wegen der uns
regelmässigen Form des Beschlusses, will er denselben
verwerfe», und dagegen dem Direktorium bewillige^,
für sechs Monat eine Eintheilung nach eignem Belis-
den zu treffen. — Der Beschluß wird angenommen.

Der Senat erhält den Beschluß, durch welche»
das Direktorium eingeladen werden soll, Anstalten zu
treffen, um den V- Direktor Ochs, der heute nach
Arau zlirükkommen soll, ans eine der Würde der Na-
tion und der Stelle die er bekleidet, angemessene
Weise zu empfangen. Zäslin sagt: Er gestehe frei-
müthl'g daß er nicht wisse, was dieser Beschluß be-
deute» soll; der B. Ochs war eigentlich nicht abwe-
send, er hat sich mit Vouviffen des Präsidenten für
einige Tage entfernt, aber ohne ngend Austrag oder
Mission zu haben; er wisse also nicht, welche Ausrast
reu zum Empfang getroffen wei den sollten; die Freude
über seine Ernennung und Ankunft sey m unser aller
Herzen, er zweifelt sehr, ob dem B. Ochs mit gros-
sen Anstalten gedient wäre; auch habe man bei Glai-



re's Ankunft nicht dergleichen beobachtet; er will den
Beschluß verwerfen. Crauer glaubt, der Beschluß
halte fuglich uncerblciben können, da er aber einmal
vorhanden, so könne der Senat ihn nicht verwerfen,
indem dies sehr verschiedener Auslegung fähig seyn
würde; er will ihn also annehmen. Kubli sagt: Die
Beförderung des B. O 6) s freue ihn gewiß so sehr
als jemand, weil er hoffe und glaube, daß sie zum
Wohl des Vaterlandes gereichen werde; aber er ver-
wirft den Beschluß, weii wir als neue Republikaner
nicht wieder in so heuchlerische Komplimente verfallen
sollen; er glaubt auch, Ochi- werde sie nicht crwar
ten. Lut hi v. Langn au ist gleicher Meinung, der
B. Ochs sey so bescheiden; — auch müsie man aus
Oekonomie Rüksicht nehmen; die Ausführung des Be-
schlusses würde beträchtliche Kosten verursachen; bis
dahin sey auch keinem Direktor so ansserordenkliche
Ehre erwiesen worden; ihre größte Ehre werde seyn,
wenn sie sich unsern und der Nation Beifall erwer»
ben. Laflechere will annehmen; er sieht nicht auf
Individuen, sondern auf das was die Ehre der Na-
tion erheischt; der Beschluß enthält übrigens nur eme
allgemeine Einladung aus Direktorium, welchem es

gänzlich überlasse» ist zu bestimmen, was Schiklichkeit
und Anstand erfodern. Fornerod erklärt, daß er
den Beschluß einzig darum verwerfe, weil er vom grosi
sen Rath herkommt; ein solcher Beschluß würde durch
seine Folgen ungemeiu kostbar werde», indem man für
jeden neuen Direktor das gleiche wiederholen müßte.
Fuchs will annehmen; die Ehre der Nation glaubt
er, erfodere es; das Direktorium werde schon Sorge
tragen, und die Anstalten nicht allzu kostbar treffen;
in Bern habe man Ochsen grosse Ehre erwiesen, wenn
nun m Arau alles ruhig bliebe, so müßte dies euren
sehr schlimmen Effekt machen. Reding erklärt, daß
auch er den B. Ochs sehr schätze, und sich inniglich
über seine Vefördernng freue, weil er überzeugt ist,
daß derselbe dem Vaterlande wesentliche Dienste leb
sten werde; aber eben weil er ihn liebt, will er den
Beschluß verwerfe»; wir werden dadurch dem B.
Ochs «inen Beweis unserer nähern Freundschaft
und Achtung geben, indem wir seine Bescheidenheit
durch einen mrangeaehmrn Kontrast, da vorher kei-
nem andern Direktor solche Ehrenbezeugungen erwic
sen worden, nicht beleidigen. Muret wundert sich,
daß der B-schluß zu so weitschweifigen Debatten An-
laß gegeben hat, da er vielmehr durch allgemeinen
Beifall hätte angenommen werden sollen; «S ist von
Freudebezeugungen, und nicht von kostbaren Empfang«
»»stalten die Rede; was man i« den bisherigen Fäl>
len nicht gethan hat, kann man izt und in der Zu-
kauft thun; es ist, was vorgeschlagen wird, eine al
ienihaibeu übliche Sitte. Beym Stimmenmehr zei.
gen sich 2i Stimmen für und eben soviel gegen den
Beschluß. Der Präsident Lüthi v. Sol. entscheidet,
indem er sagt, als Freund des B. Hchs verwerfe
«î den Beschluß.

Der Brief des Generals Schauenburg an das
Vollziehungsdirektorium vom raten Messidor, mW
ein Beschluß des grossen Rathes, welcher das Duck-
torium einladet, den Brief auf eine den Umständen
angemessene Weift zu beantworten, werden verlesen.
Der Beschluß wird angenommen, und auf F orne-
rods Antrag, die Einrückung des Briefes ms osfie

zielle Tagbiatt beschlossen.
Der Senat erhält den Beschluß welcher den

Kanton der Wald statte in 8 Distrikte eintheilt

d Schweiz, 2 Einsiedeln, z Zug, 4 Arth, 5 Eianj,
6 Saruen, 7 Altors, « Andeematl.) R edlug sagt.'

Die Einkheiiung sey vortrcflich; er wünscht daß dm
selbe sogleich angenommen werde» möchte, indem »m
allgemein sehr begierig daraus ist, und eine schnelle

Organisation der Kantonsgcwalten wesentlich zur W
ruhigung beitragen kann. Stokmann spricht!»
gietchem Sinne, und der Beschluß wird angenommen

Barras staltet im Namen der Kommisnon, dk

ans Veranlassung der von dem Buchdrucker Grüner
dem B. Muret zugefügten Beleidigung medergesezt

worden, Bericht ab; Grüner hat erklärt, daß es à
mals leine Absicht gewesen, den B. Mnret zu

belei-

dige»; er hat nach des lcjterii Verlangen eine sclê
liche Erklärung darüber ausgestellt u. s. w. ; in

ficht auf das französische Bullet!» habe derselbe sich

neuerdings erklärt, daß es ihm, aus Mangel an S»b-

sceibenten, dasselbe zu liefern unmöglich lalle, würde

man darauf bestehen, so müßte er eher auch das darb

sehe Blatt aufgeben. Kcnhard verlangt, daß sich

d>e Kommission weiter damir beschäftigen soll,
französische Bulletin zu stande zu bringen, safm
chcre wünscht daß man sick deshalb mit dem Heraus-
ceber des zu Lausanne erscheinenden Journals
Loryz leZiàtîs ot Iseàtin osticiel verstehen mochte.

Lüryi von Languau will, daß Muret steh erkläre,

ob er mit der Guugthuuiig, welche ihn» Grüner gab,

zufrieden sey Muret antwortet: Er bedaure c--W-
den Senat mit eurer ihn persönlich betreffenden
allzulange beschäftigt zu haben.

Grosser Rath z. July.
Der Präsident theilt einen Brief des Genrraw

Schaurnburg mit, worinn er sich über bas VersclM»'
den alles Mißverständnisses freut, seine Zufeiedenve
über die Erklärung des B. Billeters, in
des Betragens der fränkische» Armee bezeugt, und,
der so befriedigenden Ergänzung des Direktor»!"
Glük wünscht- endlich die Honung äussert, daß >>u

die Euiigk.it zwiiche» den lränkifth -n und helv.liw!
Authvi itaten nie mehr werde gestört werden. Lu 3

meines G kialsch, Billeter begehrt Pub ikation v '

ftS B-i ses, und baldigen Rapport über das Bot
fest. Zimmer mann will den Brief 'ch'^icu »e

Worten, und fodert hiezn eine Kommisston, ^
geuommeu wird, und in die Carrard, ZlMtur
mann und Blourgois geordnet werden.



s? I
Die Copiste» legen eine Kittschrist ei», worin sie

um baldige Bestimmung ihres Gehalts ansuchen, und
c?was Geld aus Rechnung sich erbitten. Ha a S will
einem jeden Kopisten durch die Saalinspektoren 10
Dublonen auf Rechnung geben. Nuzet folgt, und
hatte gewünscht, daß man bei den Besoldungen der
Aermsten, statt bei Bestimmung derer der Reichsten
angefangen hätte. Sccretan folgt und bezeugt seine
Zufriedenheit mit dein Bureau, Host aber in Zukunft
sollen nicht die Saalinspektoren auszahlen. Ziim
mer manu will ihnen sogleich 15 Dublonen auszah-
len lassen. Angenommen.

Nuzetstellt die äusserste Nothwendigkeit der Frie-
dinsrichker vor, und drmgt auf schleunige Bchand-
lung des Gegenstandes. Zimmer ma»n beharret
auf der Behandlung der Feudalrechte und der Eut
schabiguiigen, und da die Friedensrichter ebenfalls
wichtig sind, so w:ll er daß keine Zwischcuarbeiten
mehr start haben sollen. Kuh»: Seit drei Mona:
ten haben wir nichts organist«, sondern nur Nieder,
gerissen, uk>d zwar da wo das Gebäude »och lange
hatte stehen können: er uuterstüzl also Nuz et s Fo-
ocrung, um endlich einmal da anzufangen, wo wir
vor drei Monaren hätten anfangen sollen. O e sch um
terstuzt die>e Foderung drrngeudst, so wie auch M > ch e l,
der einen provisorischen mäßigen Rechtskauf fur den
ocaiikon Bern begehrt. Car r n rd glaubt, jezt könnte
man noch in keine Rechtstarisse cincrecten, weil die
cheioloungen noch urchc bestimmt sind, daher foderl

des Antrags von Michel. Nuzet un-

nicbt und sagt: Dieses Bedürfniß sey

ì.-? Kanton Bern vorhanden, und eben

werden 5w", - 5."^ck>e in, allgemeinen behandelt

bi, b°tt, die Friedensrichter werden
verwalten, und klagt über die

Ko umàu ^'^ "kueu Gerichtsstellen. Eine
wird hierüber niedergefezt, und K 0 ch,,

chel n .^ G-naud und M--rye: m dieselbe geordnet.

ordinniâ ^^'"^u^itschäbigung kommt an die Tages-

îet î^ud neuerdings behaiidelt. Nil-
schenk,/» .über d-e Unentbehrlichkeit der Zwi-
chm^ron n!n^ Niüsse, und will gar keinen sol

Eiìtwîfgebe». Bourg ois legt einen neuen
5. vor, welchem zufolge 14 Tage Zwi-

wor^tti,, - ^5^ schriftlichen Foderung und Ant-
vuben, und dann der Streit mündlich vor

soll -s zündelt, und sogleich entschieden werden

»
e ta n sagt: Die Vorschläge sind sich

^
im

gleich: man könne die wunschbare Kurze

lek„, ^.i.lede Parihei soll eine einzige Schrift auf-
Ruksicht der ZwNcheiifraqe., »lüsse man die

Av^.n Wichtigkeit den Richiern, aber ohne
a0?^ m à^'n; er folgt übrigens ganz Bour-

Vorschlag, welcher angeuomnien wird,
»raa?»

- J" einem Spruch soll über diese
Magen entschieden werben: Sollen Entschädigungen

statt haben Me stark? Von wem sollen dsesàn ge,
leistet werden Nuzct iiimmt die beiden ersten Fra,
gen au, aber die dritte nicht, weil sie mit dem Grunds
saz des Ganzen im Widerzchruch stehe; es sey ja schon

z bestimmt, wer entschädigen soll, »nd die Verthcilung
j sollen die Oligarchs» selbst ausmachen. Secreta»
-Z sagt: Es sey kein Widerspruch vorhanden, denn dies
'? sey nur eine nähere Bestimmung des allgemeinen

Grundsatzes: Vom Richter niüsse durchaus entschieden
^ werden, welcher Theil der Oligarch«, jede Entschädig

gung zahlen müsse. Carrarb stimmt ebenfalls dein
^ Rapport bei, doch um alle Zweideutigkeit anSzuwcis
> cheu, soll mau setzen ; eö müsse bestimmt werben, ob
,z der Fall des §. 2. statt habe.

17. Wann ein Verurthcilter glaubt er könne
sich hierüber an andere seiner Colleger, halten, so soll
er die andern rechtlich belangen können. Koch legt
einen bessern'Aebaktions-Vorschlag vor. Sekres
tan unterstützt denselben, er wird angenommen.

§. 18. Die Eittschädigungsfodcrungen sollen inner
6 Monaten eingegeben werden bei Verlust Rechtens.
Nuzet wünscht Verlängerung. Carrad sagt, für
die Abwesenden sey cm besonderer § Angenommen.

iy. Die Abwesenden sollen z Monate nach ihs
rer Rückkunft ihr Recht federn können. Angenoins
men. Le glcr will einen 20. z. für Wiederherstellung
der Ehre, und also Einsetzung in die bürgerlichen
Rechte. Secretan, es sey hier nur um die Ans
forderung an die Oligarchen zu thun; und in sofern
die Patrioten durch Ehrverlust an ihrem Vermögen
gelitten habcu, können sie ja Entschädigung foderen:
andere Entehrung sey jezt für sie ein Triumph. Bil-
le ter stimmt bei, und will Leglers Antrag auf
diejenigen einschränken, welche durch diese Versals
gungen fallit geworden seyen. Zimmer mann
stimmt freilich Secretan in-Rückficht der Grunds
sätze bei, will aber doch Leglers Vorschlag als
ein abgesondertes Gesetz annehmen. Kühn stimmt
ganz Sec r e tan bei, und glaubt in Rücksicht Bil,
le ter s Erklärung seyen ähnliche Foderungen unter
den allgemeinen Bestimmungen dieses Gesetzcntwurs
fts begriffen, und daher will er Tagesordnung.
Custor sagt, Leglers Autrag sey gerecht aber
überflüssig. Trösch will auch Tagesordnung, weil
die Coustitulion hinüber befriedigend sey. Die Tas
gcsordmmg wird angenommen. — Koch begehrt eis

neu 20 Z. in Rücksicht der Zahlungstermine, weil
nicht die größte Harmonie zwischen beiden Partheien
zu vermuthen und die Schuldigen diesmal durchaus
ohne Geld seyen : also begehrt er hierüber einen Coins

missions,Vorschlag. Billeter glaubt die Patrioten
seyen nicht so hartherzig; die des Cantons Zurich
hatten das Messer schon in Händen und machten doch
keinen Gebrauch davon, weil sie die Harte der Olis
garchen nicht nachahmen wollten: er will Termine, aber
dagegen eine Hypothek für die schuldigen Zahlungen.
Nuzet glaubt, die Richter werden hierüber schon



sprechen. Kühn, wir sollen alle Klassen der Bür-
ger zur Konstitution zu vereinigen suche» ; wenn wir
die Aristokraten überstürze» lassen, so werden die Km-
der derselben die natürlichen Feinde der Republik
seyn; nicht alle Patrioten, wenigstens die nicht,
die ihre Foderungen jezt.schon übertreiben, sind so

großmüthig wie Bille ter : daher lodert er ein Ge-
setz, in Rücksicht der Zahlungen. Eecrctan frag-h
ob man die Oligarchcn erleichtern wolle? in diesem
Fall sey er nicht der Meinung, aber eben so wenig
dieselben auf einmal zu überstürzen.- er will daher d se

Zahlungen ohne neue Gesetze nach den alten einfodern
lassen, und begehrt also Tagesordnung. Kühn,
ich wurde durch Gefühl der Menschlichkeit so wieKoch
geleitet; die gegenwärtigen Betreidnngsgesctze sind

zu harr; die Kontributionen haben den Oligarchen
Geld und Silbergeschirr ganz weggenommen: jetzt
schon werden Häuser die für 70000 Fr. in Theilungen
übernommen werden, von den Oligarchen vergebens
um 18,000 Fr. feil gebothen; folglich beharret er
auf seinem Antrag. Hammer sagt, die Patrioten
werden die OIParchen nicht so streng behandeln, wie
sie behandelt worden sind, und fodcrt dahcr Tageso. de

nung. Koch will mit der Gerechtigkeit Menichlich-
kcit verbinden, und keine gcschwornc Feinde der Re-
publik bilden; wenn man sich auf die G»oßmulh der
Patrioten verlassen will, warum haben wir denn
eben Gesetze gemacht: Gesetze sind nicht für die Gu
rcn sondern für die Bösen; helfen wir nicht, so wer-
den wir jene Beispiele unter uns sehen, von denen
jüngst Leg!er sprach, daß in Venedig aus Armuth
die Vater Kuppler ihrer Töchter werden: er beharret
also. Nuz et sagt, die Patrioten sind weit menschlicher,
als ihreverfiachten Richter;manhabe auchnichtgefragl
ob die Kinder der Wittwe Laharpe den Stand Bern
verfluchen oder bencdeyen werden: aber dies werde
man nicht nachahmen: man soll alles dem Richter
überlassen der, wie für die Sache selbst auch für
die Nebensache gerecht seyn wird. Tabin folgt
Kühn und Koch ganz, und will eine Commission
aus Menschlichkeit und Gerechtigkeit. Bilieter be-

dauert daß die Berneroligarche» durch ihre abscheulü
chen Verbrechen sich so grosse Schulden auf den Hals
geladen haben; in Zürich seyen die.Federungen nur
etwas über 200,000 fl, und das Oligarchen Vermb-
gen belraat mehrere Millionen; also werden diese

nicht erdrückt werden, wann sie Einwendungen ma-
chen, so sind es blosse Cbikanen; indeß will er eine
Commission hierüber genehmigen. Es wiro beschloß
sen den Rapport in den Senat zu senden, und Kochs
Antrag in die Commission.

Trösch faqt, es seyen Deputirte aus dem Canton Solo-
thurn da, die man anhören chll. A i m m e r m a nn will Ta-
gesordnung. E scher Anhörung der Deputieren, weil man
keine Bitten abweisen, noch weniger Depulirre Wochen lang
warren lassen darf. Cartier und Michel unterstützen

Csche rn. Die Deputieren werden vorgelassen und erhalten
die Ehre der Sitzung: Sie sodern daß der Disiriktsort Buße-
räch abgeändert und auf Dvrnach verlegt werde- Haas un-
lerstützt diese Bitte. N u z crist ihr auch gewogen, will sie

aber dennoch nicht annehmen, weil wir alle solche Bir.cn i»
die grosse Eintheilimgskomuüffioii weisen solle». Trösch un-
tcrstüzt die Bitte, eben so auch Aim mermann, weil sie

von den Distnkrsrichrern nicht von Gemeinden, die Distrikts-
orre seyn wollen, vorgebracht wird- Angenommen.

Der Fendalrechtsvorschlag kommt an die Tagesordnung.
L lisch er federt den CommUonal - Rapport über die Grund-
zirrse, der aber nicht Vollender ist, daher begehrt Weber
den Bcsoldinlgsrapport. Kühn bemerkt daß schon mcluere

Mahle die Sitzung wegen Verminderrurg der Zahl der Mit-
gliedcr anfgeyoben werden mußte, und bittet daher im Na-

men des Vaterlands, daß man au seiner Stelle bleibe bis ja

Beendigung der Arbeiten.

Der oberste Sekretär soll laut Rapport -00 Dublonen his

ben Angenommen.

E n Sekretär soll 50 Dublonen haben. Weber bemerkt,

daß in einer Leitung --0 Dublonen stehen, er wünscht dq
dieses angenommen werde. Bitterer sagt, jenes sev ei»

Druckfehler »nd er beharre ans dem Rapport. KuhnW.
Angenommen- Weber sagt, die Dolmetscher haben lcich ert

Aroeit als die Sekretärs und will ihnen daher nur D tls-

neu geben. Se k reran glaubt, die Sache verhalle sich »ül
so, es brauche sehr viele Fähigkeiten um gehörig üoerM i»

können, und daher stimmt er für die gleiche Beststsmig w,e

die Sekretärs erhalten. Haas folgt. Bill et er folg-et.'»-
falls. Kuh» stimmt bei, weil sie auch schriftlich WM
müstcn. Angenommen.

Laut dem Gutachten soll der Staatsboth 00 Dublonen ha-

ben. — Csch er sodert 7z Dublonen, weil sie vom Ltt des

Regie, ungssiyes sel st gewählt werde», keine schwierige Abci>

reu haben, und wahrscheinlich das Militär so bcuryll werde»

wird, baß ein StaabSoffwer 100 Tmoloucn erhält; da doch

keine Vergleicht»,g zwischen den erforderlichen Talente» »»>

Arbeiten des euren und des andern ist. Haas uudKuh»
unterstützen E sch e r n. B 0 urg 0 i s sag!, in Frankreich
-den die Staats, ohrcn so viel als die Repräsentanten und fwss

ob wir sie tastircii wollen wenn wir in eine andere Stadt l.-ej

hen: er stimmt ,ür das Gutachten E scher beh-mr.
die gegenwärtigen Staalàthe» nur provisorisch geiwiM^-
B iIlel er fürs Gutachten. N u et stimm in MM' ^Gründe E sch er n bei, glaubt aber die StaatMhen Ma
wie die pientcname gerechnet und also monarlich »nl 5

lonen wie wahrscheinlich diese bezahlt werden. M ich el Mw,
wir hatten dem Slaar weit mehr auf unsrer eignen
dung als hier bei wichen einzelnen Stellen ersparen ko»».»-

dayer stimmt er Esch er 11 bei.

Das Direk.orium iwersendet einen Brief vom flanks»
General, worinn er demselben seine Freude über die '

nigung welche in der Gesetzgebung in Rücksicht des ^rektorm»
siaii yabe, bezeugt, und über die Crwäylung der neuen

rcktorcn Glück wünscht, zugleich aber «um bemerkt, daß ue

setzgebmig dem Commisiär einen Beweis von Achtung bau

gegeben habe, daß sie einen von dem »igcn geirmw

Er dazu bestimmt halte. Dieser Brief w-.l- ml' Beuau

genommen und seine Eiiirücknng ins Buiieun erkannr-

(Die Fortsetzung im sssten Stük morgen-



Der schweizerische Republikaner
herausgegeben

von Escher und Ustert,
Mitgliedern der gesezgebenden Räthe der helvetischen Republik.

Neun und sechzigstes Stück.

Zweites Quartal.
Zürich, Dienstags den 17. Julius »798.

G e se z g e d u n g.

Grosser Rath, 2. July.
(Fortsetzung.)

DenWeiblen sind im BesoldungSgutachten 75 Dublonen
bestimmt. Esch er sogt / man hat die Besoldungen der Volks-
stclwmrerer aus politischen Gründen stark und vielleicht zu
stsskk gemacht welche bei Besoldungen von geringen 'Aemtern
nicht statt haben; »cmlich um keine fähigen Subjekte, die
MV ansschiicssond von ihrer Arbeit nähren müssen von diesen
«teilen zu entscrncn: bei Aemtern aber wo nicht besondere

^
" crfobert werden, sollen wir billig eine Ockonomie

veovachten, die der Armuth un ers Staates angemessen ist,
«

laßt uns doch bedenkcn. daß nun alle unsere
dem Schweiße und ver Arbeit des StaatSbür-

diese Be-
er sagt,

time I"V .""Vtt UIV vll >0»u»,ovv,V, V.») UM tl-
nmn ,^7'î^hcil ZU machen will er e>i) Dublonen bestim-
dcn'owi./!..... Hesse, man werde die Weibel nicht"ffine,an Hesse, man werde!
Klo>-7 wollen, sondern sie aliemalls in die

UNI mit E eÄ» ,"^nen, aufs allerhöchste will er 48 oder

z
' f.F ' » - n gle.ch ftp., Dublone» sehen. H e r-

her imd
die ökonomischen Grundsähe lieber frü-

-evt ftll'n w / 'T Besoldungen festsetzen sollen!

stimm- g à», ' ^"leinen S - eilen ersparen wollen! er

su w er glaubt sehr großmüthig

Dolt ten ^ Dublonen akkord rt; er versichert, das
^ verwundert nnd unruhig über unsere starken

den bedauert, daß wir mit uns selbst darüoer

'ti i-n ^ er sagt, wir handeln als ob wir
sehr arm sind

" be.äßeu und vergessen immer daß wir
die M

»er », àbisten sind keine Vorschläge: Knhn schlagt g

das BÜ»«.. unter der Anfsichr der Aufseher mer u

bist n Bildungen nach den Fähigkeiten der Äv-

wiàî?^" >' Koch macht eine., Ilnrerjchled
Auf»? Kopulen und Kanzelisten, welche letztere wirklich

àà"ên auf! ragen.N von den Kopisten

sev.n >>
uvch ganz andere B.sti.uiuilngcn zu treffen

ke,lo.,' ,-7.^ -, Kopisten können ihrer vcrschiednen Fähig-

er kür Slcich..,Dg btaagit werden, daher stimmt
mr blitzn. Angenommen.

Z Senat z. Juli.
Der Brief des Generals Schauenburg an den Senat

vom >z. Messidor wird verlesen, mit Beisallgeklatsch aufge-'
iiommen und sein Druck und Einrückung ins Bulletin beschlossen.

Der Senat erhalt den Beschluß der die Eincheilung des

Canton Sentis w -z. Distrikte 1. St. Gallen, a. Gossan,

z. Wyl. 4. Lichtenßeig. 5. Klachweil- 6. Mvsnang. 7- Herisa».
«. Teufen. Wald. >o. Appenzell. n. Oberrhcinthal. »2.
Un errheinthal. -z. Rorschach), und zugleich die Bestimmung
enthält, daß St. Gallen der Hauptort des Cantons seyn soll. —
Eine von der Stadt St. Gallen nnd verschiedenen Gemcindeu
unterzeichnete Petition legt die Gründe aus einander warum
St Gallen uns nicht das von Rapinat dazu bestimmt Sippen-

zell. Cantons Hauptort zu seyn verdient. — Mittelhol-
z e r meint, was in dieser Petition von St. Gallen gesagt
werde, habe seine völlige Richtigkeit, ob aber Appenzell nicht
ebenfalls sehr vieles für sich habe und Rücksichten verdiene,
das werde sich bei genauer llutersiichung zeigen; die Distrikts-
eintheilimg könne, wie er glaube, unmöglich angenommen wer-
den! er verlangt eine Commission. Diese wird beschlossen, und

in sie geordnet: Mittelh 0 lzer, Falk, M e yer von

Arau, Münger und Äubli. Auf Bundts Antrag >vll

die Commission Morgen Bericht erstatten.
Der Senat erhält nnd genehmigt den Beschluß welcher

dem B. Carl Vicr. Bonstertcn von Bern und seinem

Sohn, die sich ein Jahr durch, wegen Geschäften in Coppen-
Hagen aufhalten wollen, zusichert, daß ihre Anwesenheit sit
nickt in den Fall setznn soll, als Emigranten angesehen zu

werden.
Der Beschluß welcher der Mum'zixall'tat von Bern bewilligt,

in ihrem Bezirk eine Geldauflage auszuschreiben um den For»

derungen der französischen Armee Genüge leisten zu könn «,
so jedoch, daß darüber dcrVeüvaltnngskammer Rechnung gegt-

z den werde, wird verlesen. F 0 r n e r 0 d und Muret begeh-

l ren eine Commission. Sie wird angenommen und in dieselbe
'geordnet: Bay, Forncrod, Augustini, Deveye»

und Reding.
Grosser Rath 4 Julii-

Das Direktorium übersendet eine Bittschrift des B. Wat-

seist dringcnv sind, zurück.,ehalten werden, bis die Gejchäfte
der Tagesordnung vollendet flns. Äuhn agt, es sey hier
nicht nur um den B Wa.tewyl allem zu thun, sonder«

um die Entschädigungen, welche die äcvusiirulio« allen denen,



M We Nà unverschuldete!'Wêlfê verlieren, verspricht,
i nd für welchen Gegenstand er Niedcrsetzung einer Commis-
sien begehrt. Nuzet ist gleicher Meinung und will alle Bitt-
fchristen an eine Commission weisen, welche wöchentlich zwei
Mahl über dieselbe berichten soll; in Rücksicht Watten-
wyls giebt er demselben das Zeugniß eines guten Republi-
kaners und will auch eine solche EntschádizimgtkommWon. Se-
cretan glaubt, eine solche Bittschriften - Kommission sey der
Konstitution zuwider, die keine andern als SpecialkommUonen
erlaube, überdem sollen wir selbst alle Forderungen anhören
und nicht nur im Auszug und durch Rapport; wir sollen auf
eine andere Art Zeit ersparen, durch Entfernung aller Neben-
geschäfte uud früheres Zusammenkommen? die Sntschadigungs-
kommiffion billigt er ganzlich. Nuzet glaubt eine solche Bitt-
schriftkommWvn ware nicht der Konstitution zuwieder, will man
sie aber nicht annehmen, so soll man alle zwei Tage Nachmit-
tagssitzungen halten. Escher, um die Nachmittagssitzungen
halte» zu können, soll man sich mit einem Drittheil der Mit-
glieder begnügen, indem uns die Erfahrung belehrt, daß wir
schwerlich für blosse Bittschriften Verlesung die Halste zusam-
menbringcn. K n h n widersetzt sich, weil sonst die Minorität
Gesetze machen könnte, er beharret aus der Entschadigungs»
Commission- Bourgvis wiedersetzt sich dieser Commission,
weil zuerst diese Bittschrift in einer Nachmittagssitzung veilefen,
und erst nachher darüber Verfügungen getroffen werden sollen.
Angenommen.

Das Direktorium fodert für den Fi'nanzmini'ster
aufs neue 4000 Franken, welche bewilligt werden.

Das Direktorium theilt einen Brief vom Statt-
Halter des Cantons Solothurn mit, worin er anzeigt,
daß ein Obrist Sch wall er für die spanischen Kriegs-
dienste werben lassen will. Nuzet behauptet, daß
diese Werbung laut dem Gesetz verboten seyn soll.
Zimmermann: es ist Irrung des Direktoriums,
daß es diese Frage mittheilt, indem schon ein Decret
vorhanden ist. Carrard folgt, weißt aber nicht ob

unser Beschluß vom Senat angenommen ist. Weber
folgt, giebt aber zu bedenken ob durch einsmalige
Aufhebung der fremden Regimenter die Masse unzu-
friedner Bürger nicht gefährlich vermehrt würde; er
wünscht nähere Untersuchung durch eine Commission.
Haas sagt, schon den 2à. May haben wir wider
die Werbung einen Beschluß gefaßt, seitdem aber ist

der Gegenstand aufs neue in eine Commission gewie-
sen worden, die nie ernannt ward. Secretan so-

dert, daß man also eine Commission hierüber ernenne.
Nuzet sagt, nicht nur ist dieser Beschluß gefaßt
sondern das Direktorium eingeladen worden mit
den fremden Mächten hierüber zu negoziren: übrigens
fürchtet er sich nicht vor Aufhebung der fremden Kriegs-
dienste; die Unzusriednen können bleiben wo sie sind,
und die guten Leute haben wir im Land nöthig. We-
ber will den Kriegsdienst nicht vertheidigen, doch ist

er so ganz ohne Nutzen nicht gewesen, wir haben ja
demselben die Bildung unsers werthen Mitglieds N u

zets selbst;» danken: übrigens begehrt er die Unter-
suchungscommission. Kühn sagt, als wir den Be-
schluß faßten waren wir durchdrungen von der Noth-
wendigkeit keinen Echweitzer mehr dem Dienst des

Despotismus sich widmen zu lassen; indessen will er

doch die Commission. Secretan verlangt die Com-
mission in Rücksicht des schon angenommenen Gnniv-
satzes: angenommen und in diese Commission gewählt:
Nuzet, Aerni, Hammer, Grafenried und

Herzog. Bourgvis sagt, die Commission soll

nicht eilen mit ihrer Arbeit, weil das Direktorium
hierüber Vorschläge machen wird.

Das Direktorium zeigt an, daß in Villeneuve
und Solothurn Nationalgebäude zu Grunde qe<

hen, indem sie nicht gehörig unterhalten werden, und

glaubt ihr Verkauf, so wie der Verkauf ähnlicher
bände wäre vortheilhaft. Haas verkauft nicht grm
Nationalgüter wenn sie liegende Gründe haben, àHäuser in Städten sind dem Staat äuss.rst beschirm

lich wegen des Unterhalts; er wünscht daher, daß is

wenig Häuser beibehalten werden als möglich. Ca»

tier folgt Haas und will, daß alle Schlösser zw
stört und nur einig? der brauchbarst-.n zu bcsondcm

Gebrauch beybehalten werden. Zimmerman» b«

gehrt eine Commission über diesen Gegenstand im W
gemeinen. Bourgvis folgt und will doch nicht

alle Häuser verkaufen z. B. die Pfarrhäuser. Kuh»
folgt Zimmermann, und glaubt die Schlösset !«
stören wäre das gleiche wie wenn die Kinder die

Ruthe schlagen, die ihnen einst wehe that. Secret

tan begehrt eine zahlreiche Commission. Ackerm»»»
daß diese Commission zugleich über den Verkauf der

übrigen verkäuflichen Nationalgüter sich berathe. In
die Commission werden geordnet: Ackermann, Er-

iacher, Oesch, Broye, Carrard, Hartmann,
Keller, Kulli, Billeter, In der Matt und

Bourgvis.
Die Commission über die Friedensrichter

legt ihren gedruckten Bericht vor. S. Republikaner

S. lo2.) Bourgvis spricht über den §. r.

widersezt sich, daß nur diejenigen Gemeinden Fr^
densrichter erhalten sollen, welche zahlreich genug!>"»
eine Urversammlung zu haben, weil dadurch
die weniger zahlreichen Gemeinden zu den zahlreiM'
gehen mußten. Esch er sagt: es ist durchaus unineg'

lich, daß ein einziger Friedensrichter den
die er in einer zahlreichen Stadt zu besorgen^)"
genügen könne, ich fodere daher, daß jeder Srcno

der zahlreichen Städte und Gemeinden ein Frieden«

richter gestattet werde: dagegen ist eine weitere kg

Mehrung derselben auf dem Lande durchaus überM »

und besonders Bourgoj's Begehren, daß jede

meinde, welche bis jezt eine Gerichtsstelle hatte, au»,

einen Friedensrichter haben soll, coiistitutionsnM
denn Helvetien soll nun nach einem gleichförmig,
Gesetz regiert werden, und alle Vorrechte hierbey n i

mehr in Anschlag kommen. Custor will â"l
nur in jeder Urversammlungsgemeinde einen Frtto
richter haben. Kühn stimmt ganz Escher" ^
besonders auch weil nach Bourgvis die.wtrviells
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der Friedensrichter zu kostbar für den Staat
ware' Jacquier und Zimmermann stimmen
MZfür Eschcrn. Secretan wünscht dem Gutach-
ten zu folgen; er spricht wider Bourg ois und
Esch ern; gegen leztern weil leicht eine Verwirrung
der Geschäfte entstehen könnte/ und in Lausanne ein
einziger Magistrat ebenfalls alle ahnlichen Geschäfte
verrichtet habe: die Besoldung/ glaubt er/ sey für
diese Stelle überflüssig/ indem fie von Männern bcsezt
werden sollen/ die in der Befriedigung Gutes zu stift
ten und ihren Gemeindsgenossen so ausgezeichnet nütz«
lich zu seyn/ ihre Belohnung suchen. Nuzet stimmt
Eschern bey; denn Verwirrung der Geschäfte könne
nicht statt haben/ weil die Sektionen ganz bestimmt
von einander getrennt find: übrigens glaubt er eben«
falls/ es soll keine Besoldung statt haben/ weil gewiß
in jeder Gemeinde ein aufgeklarter Patriot ist/ der
mit Freude diese Stelle auf sich nimmt. Koch
glaubt/ weil die Sektionsabtheilung noch nicht statt
halt«/ so könnte die Commission diese Bestimmung
auch nicht in den Rapport bringen: Er ist wider
Etchers Vorschlag, weil man die Friedensrichter
nur deßwegen so vervielfältigt vorgeschlagen habe,
um den Landbewohnern den Gebrauch dieser wohlthä-
tigen Anstalt so sehr als möglich zu erleichtern; dieser
Grundsatz aber erfodere keine Vermehrung der Frie-
densrichter in den Städten, wo übrigens leicht fälst-
Ze Subjekte aufzufinden seyn sollen, die alle» Geschäft
ten völlig genügen, daher stimmt er dem Gutachten

H^as unterstüzt den Rapport, doch will
fur jede Section in den Städten einen

An.» -
Hier: übrigens glaubt er die Friedensrichter

N /7'".?tàngen haben. Broye sagt, d,e
Urvcrsainmlung emen Friedensrichter zu^ Einladendes, doch auch Schwie«

' die von den Lokalitäten des Landes herkom«

" wünscht daher, daß jeder Canton
wÄ, s° viele Sektionen gerheilt

Friebensrichtec seyn sollen. Hüssi stimmt

va,-- /"s und schlägt zugleich eine neue Redaktion

riàn e Kästle Gemeinde sollte ihren Friedens-

Nà.n ^ iahten, weil sie ganz unmittelbar den
Anstalt geniesse. Trösch glaubt die

^ seyen so artig, daß jede Stadt nur ei-

"Achter bedürft; wann ind.ß jede Ge-

er ^."»îànsrichter selbst zahlen muß. so mag

dom î ^ligung in den Städten wohl leiden:
»°staubt er diese Besoldiingsart könnte viele Ge-

bewegen keine Friedensrichter zu ernennen,

à.s"ad glaubt jejt sey es nickt Zeit über die B--
«an>. frechen obgleich dieser Umstand auf das

dae..Einfluß habe; er nimmt aber an,
auf ke.nen Fall der Staat diese Kosten ubcrneh«

Se?ki»»"x' bieier Rücksicht wünscht er fur jede

Giei^i. -
^Wdte einen Friedensrichter, weil die

Weichheit nicht erlaube, daß der eine Friedensrichter

die Zwistigkeiten bvn ttdo«v Menschen wicht«, währest
der andere nur über 400 zu richte» hat; er schlagt
ebenfalls «ine einfachere Redaktion vor. Weber,
obgleich ein Ländler, will dennoch den Städtern das
Wort sprechen: in den Städten seyen mehr Streitig-
keilen als auf dem Lande, und also haben die Frie-
densrichter verhältnißmäßig auch mehr zu thun, und
da alle Streitigkeiten erst vor ihnen erscheinen müssen,
so wären ihre Geschäfte wirklich überhäuft. Eschers
Antrag wird angenommen.

Kühn begehrt, daß der Organisationsrapport
der beiden Räthe, welcher schon lange gedrukt ist,
endlich einmal an die Tagesordnung komme. Ge»
nehmigt.

Haas fodert baldigen Bericht über das lezte Wo-
che beschloßne Frciheitsftst. Euter sagt: Dieses Fest
scy ihm so lieb, daß er den Bericht darüber schon lange
verfertigt habe, allein da sich einige neue Wolken übst
unsern Freiheitshorizont zu ziehen drohten, hielt er
ihn zurük, jezt steht er der Versammlung zu Diensten.
Bourgois wünscht Beschleunigung dieses Rappe rtS,
um dieses Fest den 14 Julius feiern zu können. Su-
ter glaubt: diese Beschleunigung sey nicht möglich,
und wünscht das Fest an einem Sonntag zu haben,
da hingegen der 14 Julius ein Sammstag ist. Pan-
chaud glaubt, der ehemalige Bettag im Herbstmonat
wäre hierzu schiklich. Die Erörterung dieser Frage
wird ausgeschoben.

Senat, 4. July.
Mittelholz er berichtet im Namen einer Kom-

mission über die Distriktseintheilung des Kanton Sen-
tis; er tadelt daß die bisherigen alten Verhältnisse,
zumal der Religion, allzuängstlich bei dieser neuen
Eintheilung beobachtet wären; daß Trogen nicht zu
einem Distrikrsort gewählt worden, so schiklich er auch

dazu wäre; daß Toggenburg und St. Gallen in sechs,

Appenzell hingegen nur in vier Distrikte eingetheilt
worden, da man bei Beobachtung mehrerer Gleichheit
füglich zwei Distrikte, und damit beträchtliche Kosten
hätte ersparen können; diese Gründe auf der einen
Seite, und die tiefgefühlte Dringlichkeit einer unge-
säumten Eintheilung auf der andern, bewegen die
Kommission, die Sache lediglich der Entscheidung des
Senats anheim zu stellen. — Betreffend die neue Be-
stimmung des Hauplortes St. Gallen, glaubt die
Kommission zwar, alles was von dieser Stadt gesagt
werde, habe seine Richtigkeit; aber auch daö von
Rap in at früher gewählte Appenzell verdiene alle
Rüksicht; was man dagegen einwende sey unbeden-

tend; wenn z. V. noch keine bequemen Strassen vor-
Handen seyen, so können solche augelegt werden ; wenn
man behauptet, der Wille der Mehrheit des Volks
wünsche St. Gallen, so finde hiervon vielmehr das
Gegentheil statt; es wäre also wenigstens der Fall,
daß man die deutliche Aeusserung des allgemeine»



Volkswillens abwarten sollte. Meyer v. Arau sagt:
Er für fich hatte zwar sowohl die Distriktseintheilung
als die Bestimmulrg des Hauptorles sehr zwckmas g
gefunden; allein der B. Mittelholzer habe der Kom-
mission die schon erwähnten wichtigen Gegengrundc
vorgelegt. Münger spricht im gleichen Sinne, von
würde er eher für Annahme d.s Beschlusses sii.umeu.
Falk findet die vorgeschlagnen Distrikte eben damn
sehr zwekmassig, weil die bisher getrennten Ortschef-
ten soviel möglich in ihren vorigen Lagen erhalten
sind, was zur Ruhe des Landes sehr wesentlich bei
tragen wirb; Trogen allein könnte ein kleiner Ein
Wurf seyn; — er entwickelt die Grm dc, warum St.
Gallen zum Hauptort vorzüglich passend ist. Kubli
glaubt, Verminderung der Zahl der Distrikte wäre
gar wohl möglich gewesen; betreffend das Hauptort,
so sey St. Gallen bereits, was Appenzell erst werden
könne. Buudt sagt: Er müsse in Rükstcht auf das
Hanptort aufrichtig gestehen, daß für den Kanion
Sentis St. Gallen der bequemste, in der Mitte
gelegne Ort sey; wollte man Abänderung treffen, so

würde alsdann Herisau noch vor Appenzell den Vor-
zug verdienen, er begreife nicht wie Mittelholzer auf
der einen Seite die Ersparniß von etwa rocx, Louis»
dor durch Reduction von Distrikten, so geltend ma»
chcn könne, und auf der andern durch sein vorge»
schlagaes Hauptort, der Republik zehnmal grössere
Ausgaben aufbürden wolle. Die Distriktseintheilung
s.y sehr gut, sie werde die Zufriedenheit und Ruhe
des Kantons befördern; Trogen liege am Ende des
D strikts, und habe darum nicht füglich zum Haupt-
ort ge vahlk werden können; Teufen sey der schönste

Flecken in der Gegend; an allen Orten seyen Gesang»
mffe füe die Aristokraten vorhanden; in Teufen könne

man deren woyl 40 bis 50 versorgen. — Usteri:
Ich will zwar die Kommission keineswegs tadeln,
dennoch mnß ich mir zwei Bemerkungen, die «ine über
das was sie nicht gethan, und die andere was sie

gethan hat, erlauben. Ich weiß wohl daß kein Gesez
die Kommissionen verpflichtet, dem Senat Annahme
oder Verwerfung der ihnen zugewiesenen Beschlüsse

vorzuschlagen; daß ihre erste Pflicht darin besteht, die
Gründe für und wider aufzusuchen und darzustellen;
allein man erwartet doch, daß nachdem dies gesche-
hen ist, die Kommission die Gründe gegenseitig ab»

wiege, und sich, sey es einstimmig ober durch Mehr-
hcit, für eine Meinung entscheide; dieß ist im gegen-
wärtigen Fall, rükstchtlich auf die Distriktseintheilung
nicht geschehen, die Kommission schlägt weder An»
nähme noch Verwerfung vor; das konnte ihr nun al-
lenfalls frei stehen; dagegen aber ist ihr Vorschlag,
in Rükstcht auf die Bestimmung des Hauptorts durch
vus koilstilutionswidrig: sie will, man soll die deut»
liche Aeusserung des allgemeinen Volkswillens abwar-
ten: die Konstitution überträgt die Bestimmung
der Legislacur, welche freilich dem Willen des Volkes,
aber nur des vernünftigen Volkes gemäß

handeln wird; um diesen vernünftigen Wille»
zu kennen, bedarf cS keines Zuwarteus uno keiner
Petivuen; es bedarf »ue Sach-und Ottskciiurniß-
over ,ollen etwa Primärverfawmlungcn uni»
pandsgemeinden zusamiirenderufen werden, um
j ifchea St. Gallen und Appenzell zu entscheiden?
.v-e lvinite die K ommission so etwas mtvnstttulioncll.s
vorschlagen? — (Verfchiedene Mitglieder dee Kom»
Mission behaupten nun, es sey dies nie die M-inuna
der Kominission, sondern nur des Berichterstatters
Mittelholzers gewesen) — Ich stimme zur Annahme
der D-stitklöeiiitheiluiig, und glaube, es sey s.yr wich,
lig gewesen, die bisherigen Verhältnisse b.escr cyema»
iig-n De.avkcallschcn Kantone ,0 viel immer möglich
zu schonen und zu erhalten; man denke nur a» vie
Sllmmung mit welcher dieselben die Konstitution an-
geuommen haben; an die Verhältnisse ihrer G. setze

und Uebung, die für einmal und bis neue da ftuv,
noch beibehalten werden müssen; — und der Vor»
theil d.r aus einer weisen Schonung ihrer alten Vec»

yäicmsse entsteht, dürfte die vorgcjptcgcite Ersparniß
von rosa Louisdor nicht n»> nig iwerjteigen. Was Ven

Hauptort berrifr, so mag ,ch durüb.r-kein Wort ver»

inen; St. Gallen verewigt eben so sehr alle dazu n»<

thigen Erfordernisse, als Appenzell ihrer aller mangck.
Fcosfard fp.tchr ebenfalls für Aniiahme des B-»
scyiuffcS. Rucpp glaubt, die Distrikte seyen zu zahl»

reich. Mittel holz er vertheidigt sich gegen vie Zu-

muryulig, als enthalte sein vorgelegter Bericht nur
seme eigne Meinung, er behauptet das ganze Gutach»
ten sey von allen Mitgliedern der Kommission gut gtt
yeissen worden; da er indeß oie gegenwäriige St»«»
mang im Senat sehe, und da alle Bestimmungen nur
noch provisorisch seyen, so wolle er ruhig abwarte»,
bis man Appenzell und feine Bewohner besser werve
schätzen gelernt haben. — Der Beschluß wird beinahe
einmüthig angenommen.

Der Brief des Generals Schauenburg an das

Vollziehungsdireklorium vom iz. Messidor, wirv ver»

lesen, und soll auf Fornerods Antrag ins Bêa
tin eingerükt werden.

Der Beschluß welcher auf das Begehren des Die

striktsgerichtes zu Büsserach, Kanton Soloturn —

Dornach anstatt Büfferach zum Distu'ktsort ve<

stimmt, wird verlesen. Ruepp meint, wenn ma»

auf solche Begehren Rüksicht nehmen wollte, io wurve

man nichts mehr zu thu» haben, als sich mit Distrikts
abanderungen zu beschäftigen; er zweifelt nicht, va?

man bei der ersten Euilheilung mit aller Kenntnis
und Einsicht verfahren sey. Schwall er will eben

falls den Beschluß verwerfen. Lüthi v. Lang na

spricht für denselben; da der Wunsch von dem gan

zen Distriktsgerichl herkomme, so will er ihm /'Mpr
chen. Lüthi v. Sol. zeigt, daß die Loca.-taten den

Beschluß empfehlen. Er wird angenommen.

(Die Fsrtsezung im 7ostm St»k'



Der schweizerische Republikaner
herausgegeben

von Escher und Usteri,
Mitgliedern der gestzgebende» Räthe der helvetische» Republik.

Siebzigstes Stück.
Zweites Quartal.

Gesezgebung.
Senat, 4. July.

(Fortsetzung-
Das Direktorium sendet die deutsche Ueber «tznng

einer schon mißbilligten Vorstcllungstchrift von söge-
nannten Oberherrn im Kanton Leman. Man geht
zur Tagesordnung über.

Die Beschlusse über die Besoldungen der Sekres
tairs, Dollmetscher, Staatsboten und Weibel, wer-
den einer, aus den B Meyer v. Arau. Dslder,
Gen h a rd, Muret und At ten ho fer bestehenden
Kommission zur Untersuchung übergeben.

Fornerod und Augustini statten im Namen
einer Kommission den Bericht über den Beschluß ab,
welcher den auf Bernersche im Kanton Leman gelegne
Guter verhängten Sequester aufhebt; sie sagen, die
Kommission rathe aus sehr vielen Gründen den Be>
sch.uß zu verwerfen; sie wünschen eine geschloßne
Sitzung. La siechere widersezt sich. Augustin-
erklärt nun, es seyen theils rechtliche, theils politische
Grunde die für die Verwerfung stimmen; jene: Der
5^ ì."" hatte, als er noch unabhängig war,
vas den Sequester aufzulegen; durch die Ver-
ernlgung zu der einen Republik, wurden die An-
fpruche die der Kanton Leman auf Berner Oligarchen
haben kann, nicht aufgehoben. Diese, die politischen
Grunde: Wenn der Sequester oder das'Veräusserungs-

wird, so könnten die Oligarchen
'v"Gu.er verkamen, z» Geld machen, und damit
a.iuvanderu; auch find die Güter der Oligarchen für

ie Nankifchcn.Kontributionen hypothecirt; dieAufiie-
bung des Sequesters konnte also auch in diescr Rük-
ficht cie Republik in Verlegenheit und Verlust brim
m»; oie Kommission aus allen diesen Grün-

en, cas Verbot der Verâusscrung solle nicht aiifgc»
hoben werden. Redinq als Mitglied der Kommis-
fioi, unterstuzt das Gutachten. Usteri: Ich gestehe
^>!î ich unter allen von der Kommission aufgestellten

^"ch "'cht «inen einzigen hallbaren finde:
was die sogenannten rechtlichen, die wohl freilich
vie einzig gültigen für uns seyn sollten, betrift, so

wird niemand zweifeln, daß der Kanton Leman seiner

Zeit das Recht hatte, den Sequester aufzulegen, dar»
ans folgt aber keineswegs, daß die helvetische Regie»
rung nun denselben nicht aufheben könne; auch ist es
klar, daß die Ansprüche welche der Leman an BernS
Oligarchen haben mag, durch die Vereinigung dcr Re-
pubiik nicht aufgehoben sind; allein es fragt sich: ob
diese Federungen die Fortdauer deS Sequesters noth«
wendig machen — Ein Brief der VerwaltungSkam»
mer des Kantons Leman, den uns Laflechere vor eini»-

gen Tagen vorgelegt hat, sagt nein, und diese Kam»
wer selbst glaubt, es stehen der Aufhebung des Se»
questcrs keine Hindernisse mehr im Wege. Was min
die angeblichen p slitische» Gründe betrift, so muß-
ten, wem? diese statt finden könnten, alle Oligarch«-»
guter mit Sequester belegt ftyn, welches nicht der

Fall ist; wenn Ravinat diese Güter als Hypothek
für seine Kontribution erklärt hat, so mag er für die

Sicherheit dieser Hypothek sorgen; die helvetische Le»

gislalur hat sich damit nicht abzugeben; am wenigsten
kann hiebei wieder ein besonderes Verfahren gegen die

im Leman Güter bestehenden Berner beobachtet wer»

den. Ich stimme aber für Annahme des Beschlusses.

Muret will zu Gunsten des Beschlusses, aber keines»

wegs zu Gunsten der Berner sprechen; die proviso«'
che Regierung des Waatlandcs habe seiner Zeit wohl
gethan den Sequester zu verhängen; aber mit der Er»'
obernng Berns und der Konstiluirung der Republik
fielen die Gründe für diese Maaßregel weg; die an
jene Gutsbesitzer zu machenden Foderungen erheischen,
wie Usteri und wie dieVerwaltungskainmer des Kau«
tous Leman selbst sagt, di-Fortdauer des Sequesters
nicht; im Grund ist der Sequester nicht einmal mehr
vorhanden; was noch existirt, ist einzig das Verbot,
ohne erhaltne specielle Bewilligung«! die Güter zu ver»

kaufen; dieses Verbot ist ungerecht, da es nur ein»

zelne Bürger in einem einzelnen Theil der N pnblik
trifft; die Berner müssen ihre Güter verkaufen können,
um ihre Schulden und Kontributionen bezahlen z«
können; dem Kanton Leman ist es wichtig, daß die
Berner ihre dortigen Bestzungcn verkaufen und das
Land verlassen; es wird zu Erhaltung der Ruhe nicht



wenig beitragen; und da man politische Gründe
für die Verwerfung des Beschlusses vorgetragen hat/
so will er deuseiben nun auch einem solchen entgegen-
setzen: man weiß/ daß gezwungnerGüterverkauf dem
Käufer immer sehr vorrheilhast und dem Verkäufer
dagegen nachtheilig ist; somit wird die den Bernern
zu ertheilende Bewilligung ihnen weniger als dem
Kanton Leman Vortheils bringen. Devevey: die
Gerechtigkeit allein und keine politischen Gründe sollen
uns leittn; der Sequester soll nicht aufgehoben wer-
den, bis die Berner die Fsderungen des KanlonS
Zeman sowohl/ als die Kontributionen bezahlt ha>
den. Fornerod sowohl ais August ini vertheilst'
gen das Gutachten der Commission sehr weitläufig;
«s sey sonderbar / daß Usteri zwar das Recht d^r
Fsderungen des Kantons Leman anerkenne/ aber ihm
zugleich alle Mittel sich bezahlt zu machen / rauben
wolle; die Commission verlange nicht den Verkauf
der Güter allgemein zu verbieten / nur sollen beftm
dcre Bewilligungen dazu erhalten werde» u. s iv.
Lüthi v. Sol. bemerkt, der Sequester sey aus zwei
Gründen aufgelegt worden/ erstens zur Garantie le-
manischer Guter im Kanton Bern; zweitens als Ga-
rantie des CivismuS der Berner im Kanton Leman;
beide Gründe fallen nun von selbst weg: die lemaui-
scheu Guter sind sicher, und den Vcrwaitungvkammern
kommt keine inquisitorische Aufsicht auf den CiviSuius
der Bürger zu. Laflechere glaubt das Verbot des
Verkaufs dieser Güter müsse so lange fortdauern bis
ihre Besitzer, so wie die andern Gutsbesitzer im Lc-

man, verschiedene Revolntionskosten, welche noch
unbezahlt sind, und welche die Republik nicht zah-
len wird, werden bezahlt haben. -Barras behaup-
tet erstens, der Sequester lcheine unbefugter Messe
von der Waatiäudlsche» Nation aufgelegt zu seyn;
zweitens, wenn dem nicht so seyn sollte, so scheine
die Nation auf denselben Verzicht gethan zn haben;
und wenn drittens auch dies nicht ware, so sey alles
was durch den Sequester erhallen werden sollte, be-

reits erhalten. Der Sequester war unbefugter Weise
verhängt, weil die Svuveramität iund also das Recht
einen solchen Sequester aufzulegen) der Wamländsscheu
Nation .nirgends anerkannt war; weder Bern „och
Freibitrg hatten dieselben anerkannt; der Sieg gab
kein Recht zu solchen Schritten; die Waailänder zv-
gen unter Brune's Fahnen und Brune versprach
volle Sicherheit ftdes Eigenthumes ; — man spricht
von Revointionskosten; ist die Freiheit, welche das
Waakland erlangte, nicht mehr werth wie diese elen
den Kosten; er will den Beschluß annehmen. G en-
hard spricht für Aushebung des Sequesters, weil
die Gründe dazu wegfallen und Weil er durch dje Ge-
sezgedung muß aufgehoben werden; wann indeß,
wie Laflechere sagt, die Nation durch eine schnelle
Aushebung Schaden leiden könnte, so will er dieselbe
aufschieben. Laflechere verlangt Aufschub bis die
Rechnungen von denen er sprach, ins Reine gebracht

und getilgt find. Duc spricht für den Beschluß.
Er wird angenommen, nur neun Stimmen sind da-
gegen.

Der Beschluß, welcher de m Finaiizminister gcoo
Schweizerfranken bewilligt, wird angenommen.

Die von dem grossen Rath vorgeschlagne Ant-
wort des gesezgebenden Körpers an den General
Schauen bürg, wird gutgeheißen.

Grosser Rath 5. July.
Der Statthalter des Kantons Lintsh zcizt an,

daß das Gerücht, man sey gcstnnct einen neuen Ka-
lender einzuführen, viele Unruhe in den EemmhM
verursache, er bittet daher, die öffentliche Meinung
hierüber nicht zu verachten und die j ezige Zeittcchnung
Helocticns beizubehalten. Escher sagt, eine schien

hafte Zeitung habe dieses Gerücht, als ob wir an

eine WueZeitrechnung denken, verbreitet; wenn à-
falls die Ausdrücte dieses Briefes zn stark find, so

müssen sie der Keastsprache, welche im Kanton Mh
üblich ist, zugeschrieben werben: da indessen dieses

Gerücht Spannung zu bewirken scheint, so begehrt

ich daß der Statthalter Heer von der eiMilichen
Beschaffrnheit der Sache unterrichtet und eingeladen

werbe, dieses Gerücht, selbst wenn es durch me

Proklamation geschehen sollte, zu wiederlegen, denn

allgemeine Verfügungen gegen falsche Angaben, die

sich nur i» einem K nton verbreiten, können wir nicht

nehmen. H ü ssi glaubt, der Zürcher ZeitungèsàM»
^ ber, der schon oft solche falsche Genichle vcrbreilctt,
l soll zur Ordnung gewiesen werden, übrigens folgt t«

^ Eschern, ungeachtet er überhaupt nicht gern st

l sparsam ist mit beruhigenden Proklamationen: er b«

î geyrr, daß das Direktorium eingeladen werde, aus

- falsche Gerüchte ausmerlsam zu seyn und sich denselben

êzu widersetzen. Huber glaubt, Vcrläumdungca
l salien durch sich sechst wieder; von einer allgemeinen
k Proklamation rann hier keine Rede seyn, weil die»

unter der Müro« der Gssejgeduug ware: er will ein

í Sirafgesez gegen V.Uaumdungcn jeder Art beram»
î machen: besonders s>y der Artikel bee ZürcherM»"»
l der dieses Gerücht verbreitete, sehr bitter und beler,

l digcud für ?die Eesezgebuiig. C u st 0 r sagt, brchs

Gerücht sey durch «ine boshafte Wendung des ZU»

cher ZeiumgcschreiberS ziemlich wichtig gemacht wer

den: er wünscht, daß die Commission, welche m dr" '

ficht der Preßftcih.ir nicdergesezt ist, über diesis M
gehen der Preßfteiheit ein Gutachten entwerfe; st»

folgt er Escher ». Haas findet, der ZeiiUiigSlchr
der verdiene in Rnkflcht dieser Verläumdnug. Sä
daher will er hierzu den Sracchalc.r Zürichs <

weil er darin wieder eine neue Machination der u ^

stàtie sieht. Mnsch l i sagt, in vielen Gege"
des Kantons Zmich haben selbst Geistliche w-oe-oui-
fälschlich geglaubte, wahrscheinlich àzufuhrciide p

rechnuug gesprochen. Herzog: Feinde der Ftti)
schleichen herum und bringen das Volk in solche u



ruht, daß e?a Ausbruch zu befürchten iß, daher will'
crcine Eoninüssioii »vioer falsche Gerüchte. Bille-,
ter sagt, dieser Zeitungsschreiber >ey seit Anfang der ^

Resolution an immer wider Freiheit gewesen, und
habe unsäglich mehr als kein Psaff wider die reinen -

Grundsätze gearbeitet : er fsdert daher ernstliche Maas- -

regeln wlder ihn. Fierz unterstüzt Billeter, weil»
auch das gleiche ZcitungSblatt noch mehr Bitterkel-!
ten gegen die neue Ordnung der Dinge enthalte. ^

Secretan: erst müssen wir das Volk über den Gc-
genstand aufklaren, und daher dem Statthalter des ^

Kantons der Linth einen Brief schreiben, den er ^

drucken lassen soll: nachher den Zeitungsschreiber ins j

Aug nehmen, ihn verpflichte», den gleichen Brief
selbst einzurücken, und ihm durch den Zürcher Statt,
Halter eine» derben Vcrwets geben lassen. Graf sagt,
auch im Kanton Sentis werden solche Artikel, die
meist von Zürich hrrkommen, zur Bearbeitung des
Volks benuzt; daher will auch er eine Commission über
böse Gerichte. W ür sch glaubt, wir sollte» öieKa-
lctlderabändening zur Volksberuhchung ganz liegen
lassen und nach einem doch nicht so ungcschikteu Wink
dieses gleichen Zeitungsschreibers uns mit wichtigern
Gegenständen beschäftigen. Guter glaubt, die
Volkssiiiumc müsse dann nur in Betrachtung genom-
inen werden, wann sie gegründet sei): allein diese
Sache sey in einem falschen Licht dargestellt worden;
gegen falsche Gerüchte müsse man mit unerschüttecter
ochat.'gkeit arbeiten, weil diese die Ruhe des Volks
todten: er will daher das Direktorium zur Sorge hier-
über einladen, den Zeitungsschreiber durch den Statt,
Halter auöfiizen und ihm seine Presse vernageln lassen.
Michel will die Presse des Zürcher Zeitungsschrei-
vers nicht vernagle», sondern er soll die grauliche
Derlaumdung vermittclst derselben wiedcrrufen. Kuh n:
bei N-edersetzung der Kalendcicomimsfioii wollten wir
einzig die Cinn'ikmig des fränkischen Kalenders neben
dem unsiigen bewirken, und eine bessere Einrichtung
des Anhangs der Kalender uir Belehrung des Volks
veranlassen: Unsre Absicht ist aber so boshaft durch
meie Verlaumdung entstellt, daß der Verfasser als
Verläumder gestraft wc-dsn soll; allein Zerstörung der
Prehe ware ungerecht und noch nicht der Fall dafür
vorhanden: die Antwort an den Kantonsstatthaller
A-, ^ allgemeinen Volksbeiuhigung in alle
^ettungeil cmgerukl werden. Die Commissoncn über

eu» 5 d" ^ Petitionsrechte und Volksgesellschaften
ouen sich vereinigen, um uns ein Gutachten vorzu-
gen über die Mittel, die inconstitutionellcn Aus-

Übungen politischer Rechte zu hindern. Es wird be-

'R. dem Statthalter des Kantons der Linth
^schrieben und dieser Brief zur allgemeinen Volks-

ernhlgung in die Zeitungen eingerükt werden. 2. der
-zei-ungsschreiber soll als Verläumder angeklagt werden.
Z- Die Vereinigung der Commissionen nach Kuhns
Vorschlag. H u ssi will noch das Directorium einladen
gegen Verbreitung der falschen Gerächte die stärksten
Maaßregeln zu nehmen. Nuzet unterstüzt diesen Am

trag und wlllihtt äufs allerkräft'gsse ausdehnen, um dies«

Schlangen endlich einmal beim Leibe zu packen. S e«

creran will die Sache auch, aber nicht durch Schre-
ckensmaaßregeln, die Verdacht gegen uns erwecke»
würden, sondern durch mildere Mittel, wie die Ner-
breitung eines Volksblats, welches ehestens durch das
Direktorium geschehen werde, und durch Aufklärung
über politische Gegenstände und unsre Arbeiten über-
Haupt. Weber stimmt ganz für Secretan; wir
sollen handle» und für das Wohl des Volks thätig
seyn, und die Verläumduligeil werden von sich selbst
fallen. Hartmann unterstüzt Nuzets Meinung,
weil die Aristokraten alles mögliche thun, um das
Volk zu verführen und irre z» leiten. Nuzet sagt
die Verwünschungen der Verläumder seyen Segnuns
gen für uns: freilich wud ein Volksblatt Gutes thun,
in so fern es postsrei überall versendet wird. Her-
zog: entweder ist jezt unsre Verhandlung oder die
vereinigten Arbeiten jener Commissionen unnütz, daher
sollen wir abstimmen. Kühn folgt, weil die Ver-
läumder nach dem gewohnten Gang der Gerechtigkeit
beurtheilt werden sollen. Hussi nimmt seinen An-
trag zurück und man geht zur Tagesordnung.

Nuzet wird zum Präsident erwählt, er verbittet
sich die Ehre; man geht aber über seine Weigerung
zur Tagesordnung über.

Weber und Secretan werden zu Secretairt
erwählt.

Senat, Inly.
Der Beschluß, nach welchem keine Werbunge»

für fremde Kriegsdienste mehr in Helvetica
statt finden sollen, wird verlesen; er ist von einer ihn
veranlaßenden Bottfchaft des Direktoriums und einer
Denkschrift des Minister Begoz begleitet, worin
derselbe auf eine ungemein kräftige Weise die bisher
statt gefundenen Werbungen, als eine Quelle von
Schande, Entehrung, Elend und Verzweiflung schil«

dert. — Es wird ferner ein an den Senat gerichtetes
Schreiben, von vier in spanischen Diensten stehenden
Officieren aus dem ehemaligen Canton Schwytz (Re-
ding, Betscher, Frischer» und Völklj) worin sie Vor-
stellungen gegen die Aufhebung der Werbungen ma-
chen, die mit ihnen verbundene« Vortheile zu zeige»
suchen und glauben das Verbott würde gegen die
Grundsätze der Freihet streiten.

Laflechere sagt, er könne von den fremde»
Schweitzerregimentern mit Sachkenntniß sprechen, d«
er in einem derselben mehrere Jahre durch gedient ha-
be; er ist immer der Meinung gewesen, nur einige
patrizische Familien zögen Vortheile aus denselben,
und er hat in ihnen die vollständigste militärische
Aristokratie gesehen; der Nation selbst gereichten sie

zu unermeßlichem Schaden Die Werbungen müsse»
nothwendig für die Wurzel unserer Regimenter in»
Ausland angesehen werden; wird jene angeschnitten,
so fallen diese von selbst. — Aber es ist Zeit, daß wir
uns zur Höhe der Grundsätze unserer Revolution erhe-
beul Der vorgeschlagene Beschluß allein ist nicht Hins



länglich: auch nach untersagten Werbungen werden;
die Officiers, so lange es ihnen möglich ist, ihre Re-à
gimemer durch schlechtes Gesindel zu unterhalte» su-;
chen und unserer braven Soldaten Sch cksal wird da«

durch nur schlimmer werd.». Der Grundsatz muß -

durchaus anerkannt werden: daß der freie Schweitzer z

sein Blut nicht verkauffcn, wohl aber im Dienste der
Freiheit gerne vergießen soll. Die fremden Schwel» f

tzerregimcntcr müssen zurückgerufen und den Officiers,
die dabei Schaden leiden, Ersatz gegeben werden.
Er verlangt, bis der grosse R^ly dieß vorschlagt,!
soll der vorhandene Beschluß als unvollständig auf»
geschoben werden. Nicht ohne Unwillen, hvrr er sm

gen, der fremde Kriegsdienst wäre für manche Glieder
zahlreicher Haushaltungen ein erwünfchtcs Verfvr-
gnngsmittcl gewesen; ein Verminderungsmittel zahl»
reicher Haushaltungen war er fa sreuich, so wie die
Nvyadcu und Fusillade» auch ein Vermiiiderungsinittel
der Familien waren. Man spricht von guten Officiers,
die in diesen Diensten waren gebilbec worden; diese

sind bald gezählt; nicht in unsern Regimen-
lern, sondern in andern preussischen, österreichische»

Regimentern, haben/ich einzelne talentvolle Schweitzer
zu vorzüglichen Officiers gebildet.

D>e Forts, im 7»si«n Stük morgy».

Kleine Schriften.
P. U^mne aux suisses. (Consacre au Loops

législatif clc l'bfclvebic. ?ub1iêe qucl-
quessours aprcs que rous los Lantons
eurent accepte la constitution cie la
République une et indivisible — (.par
Lm. 8alcb1l, pasteur de Ltertlen ed.
L. 8. 8.

KZ. Schreiben eines Bürgers aus dem Kan-
ton Sanîis, den Hauprort desselben
betreffend; nebst einem Antwortschreu
den über eben diesen Gegenstand, vvn
einem Mitbürger des glükllchenKan»
tofno. 8. St. Gallen b. Hausknecht, 1789.
S. li.

Die Gründe die St. Gallen sehr tauglich und
bequem, dagegen Appenzeli fthr untauglich und
unbequem zum Haupioic des Kantons machen, wer»
den ganz richtig auselnandergefezr.
11. Versuch, Freiheil und Gleichheit aus

praktischen Vernunftprincipien abzu»
leiten. An Volksaufkiarer und Wahr
Heils freunde. Von Bürger Earl Mae
tinKopp von Münster in dem Kanron
Luzern. 8- Lnzern b. Balth. n. Meyer
1798. S> -6.

12. Was soll jeder helvetische Bürger m
Rük ficht des Staats uderhaupl und
der angeu 0 in m e nc n Kv n st > tu e 10 u beso 11

ders beobachten und thun? — Bon B.
E. M. Kopp Münster im Kant. huzern.

L» Aran b. Beck 179L. S. ^9»

Zwei kleine Schriften eines vielversprechenden
jungen ManneS, der mit besondern» Fleiße und nicht
ohne Erfolg die Karelische Philosophie fiadierk yat. —
In der erster» zeigt er wie sehr fur den Mensche«,
Freiheit und Gleichheit gewinnen müssen, wen»
sie mir den Auszprücheu der Ve.uunft, und mit den»

Bewußtseyn höherer zu befriedigenden Triebe verknüpft
werden, wo fich daun.in ihnen die ganze Würde und

der Werth der Mcnschheir findet. — Hclvelicn, s»

schließt die kleine Schrift, kann nur noch dadurch ge-
hoifen werden, es kann aus seiner furchtbare» tzrchs

nur dadurch glüklich herauviommen, und die wchun
Früchttj von Freiheit und Gleichheit froh genieße«,

wann es sittlicher und ftm Privarintercssc den Fodes

ruugkn des allgemeinen Beste», der Moralität und

Tugend aufopfert.
In der zweiten Schrift ist der Gang des Verfaß

fers folgender: So lange der Meipch vereinzelt lebt,

bedrohen ihn immer Gezahren, die ihn an der Aus-

Übung seiner angebohrncu Rechte hindern können;

um diese hinlänglich zu schützen, kann er kein ßche-

reres Mittel wählen, aïs daß er sich mit seinen M-
menschen verbinde, und Mit ivnen einen Zwck festsetze,

durch den jede Elnfchrantung eine» ftemden Gewalt,
in ihre ihnen etgruchümlichen Rechte, mit Gewalt

verhindert, und um vereinten Kräften die Dauer ih-

rer Verbindung bewirke werde; kurz daß er die Me
des Bürgers über sich nehme. — Diese EeMchafl
muß dann ihrem Wesen nach unausbleiblich in den

Sraar übergehen; — der höchste und lezte Zwck des

Staats ist, daß jeder Bürger bei seine» naveränssers

lichen Rechten gefchüzt, und die Ausüvuug und der mit

größtmöglicher Freiheit verbundene Genuß derselben,

I»)M erleichtert werben. — Der Bürger cilles Staats
muß 1) auf alle jene Rechte Verzicht run, -inch dc<

reu Ausübung die Erreichung des S:a. lvzwecks ver-

hindert würde; 2) das allgemeine Slaacsoeste,
seine Kralle zu tyun vermögen, zu besôièmii suchen;

z) wem, das Prioatwohl mir ou» St>-alsl'rssn in

euiem Wiederstrelt verwwke.l wirb, das ersten dein

lejtem aufopfern. — Die Konstiluiio» beM"ff 0<e

Art und Weile wie der souveraine Wille des Vous

aueg.übt werben ,oll, der repra cntarive tèh^ralitt,
die Abäudeiung der Repräsentanten die inchl P.niu-
iieiil seyn dürfen, machen das zw-kmässge u»d U-

grnlynmlichr unserer neuen Ve,fa»u-.g aus; >n uner

svicheil repräsentativen Demokratie ist Aufklärung
des Staatsbürgers, eurch welche Zwckmäfflge Watz>

ten erzielt werden, bejvnderes Bedliifiiiß; der l ast"

sie Grundstein dieser Auftlarung ist gute häusllust

Erziehung; gute Eiurichtung der hohem und »lidcl»

VoikSichulen; in diesen besonders muß de>

nicht blos als mechanische Verstandest» belt, so..der

zugleich als Herzensangelegenheit detriebrii, dw » 0'

lal.fch.,, Anlagen der Jugend, ihr moralisches Gs'"-
gew-kl, Und ihnen selbststandtge Haltbarkett c»li)r

werden.



Der schweizerische Republikaner
herausgegeben

von Es cher und Usteri
Mitgliedern der gesezgebendcn Rathe der helvetischen Republik.

Ein und siebcnztgstes Stück.

Zweites Quartal.
Zürich, Mitwochs den ig. Julius 1798.

Gese z geb u n g. I die sehr wenig andere Ressourcen und also auch fjk
S e n a t ^ u l I, î 'bre zurückkommenden Krieger keine Unterhaltung?»

^ I quellen besitzen; mehrere von ihnen befinden sich durch
(Fortsetzung.) s ^ traurigste Lage versetzt; in Luzem

Reding weiß gar wohl, daß die Grundsätze h z. B. giebt eö Familien, deren einzige Hilfe und Aee-
des Beschlusses, das Lob der Philosophie verdienen; H xung vielleicht noch ein Sohn ist, der in auswärtig
auch er wird ihnen huldigen, sobald unsere Loge es z gen Diensten steht; will man diesen unglücklichen Fa?
erlaubt; »l> aber dieses jezt schon der Fall, ist eine
andere Frage; er will freimüthig sprechen: die Regn
meiner zurückrufen oder den Beschluß annehmen,
kommt auf eins heraus. Es befinden sich gegenwärtig

milieu auch ihren lezten Trost rauben? — Dieses
Gemälde scheint ihm der Aufmerksamkeit nicht winden
würdig zu seyn, als jenes uns vom KriegSministe»
vorgelegte. Auch glaubt er nicht, daß politische

nur noch in spanischen und piemoiitefischen Diensten i Grunde vorhanden wären, die uns bewegen könnte »

^chweitzcr ^Regimenter; mit diesen beiden Mächten H den Beschluß anzunehmen; Frankreich hat dieß Opfer
slud ganz kürzlich neue Capitulationen geschlossen wo»
den, die mit ungeheuren Kosten für die Chefs der
^egnnemer verbunden waren; unker Genehmigung
vlâ m>^igen rechtmäßigen Regierungen ist denselben

mr uugsrechl zugesichert worden. Wird nun
,°^uß angenommen, so müssen die Regimenter

aufgelost und entlassen werden, und an Entschädi-
von Seite Spaniens und Sardiniens ist nicht

zu oeii.en, wann von unserer Seite der Hauptpunkt

auf keine Weise begehrt; es steht mit Spanien und
Piémont in Bündnissen; vielleicht sind mehrere in dice
sen Diensten stehende Truppen gerade für Frankreich
wichtig; es ist bekannt, daß Frankreich den König
von Piémont unterstützt. Er will, man soll fich nicl t
übereilen, die Sache an ein« Commission weisen-muS
aufschieben.

Stockwann: Wenn es um Errichtung neuer
Regimenter zu thun Ware, so würde er ganz in La«

umstanden einer philosophischen Licblingsidee zu ge-
sauen «o viele unserer Brüder aufopfern kann. Sollte

Freiheit so ganz unverträglich seyn,

i»<w» ^Zunenrer »och in Diensten zweier Könige zu
>n!» der grossen Rcpubl k in gutem Verneh-

-k,-, - ^ kann nicht anders, er muß dae
Vorstellungsschreiben der Schweitzerofficiers

.stutzen; es würde für die Officiers jener Regn
me»ter eine traurige erste Wirkung der Freiheit seyn,
»venn sie durch dieselbe auf einmal ihr Brod verlieren

w»i Ü>richt von Entschädigungen, aber

n.„ örr Staat alle die Entschädigungen nch>

f. "'7^ Er will noch einige ökonomische und politi-
àrksichten berühren; es sind die Cantone Luccrn,
Schwytz, Unterwalden, Zug, Glarus, Solo»

^urnund Wallis, die allein noch Truppen in /reim
« Diensten haben und dieß find gerade die Stande,

der Capitulation nicht gehalten wird; dadurch aber ß siechere's Grundsätze eiiitrcttcn; da aber jezt eigent-
verlieren viele unserer Brüder ungeheure Summen.— «-ich nur von Strolchen und Gefindclwerbung die
Er begreift nicht, wie man in unsern gegenwartigen Red« ist, und die Capitulation dazu verpflichtet, so

glaubt er diese musse schalten werden; wir können,
meint er, unser Ehrenwort um so unbedenklicher hat,
ten, da die Aushebung der Monarchien viel näher
sey, als das Eod der Capitulationen. In den demoi
cratischen Cantonen seyen es doch nicht die Aristocrate!»
gewesen, die allen Vortheil von den Regimentern ge»
zogen haben; wenn diesis aber der Fall wäre, so
wollte er gerade diese Aristocrate» nicht zurückkommen
lassen und er sähe sie lieber in Indien als nur in Sp«5
nien; er wünscht auch, nicht bloß Skrokchengcsinde!
sondern alle Aristocrate» der Schweitz würden angn
worden und weggeführt.- — wo die Entschèigimgeiî
herkommen sollten, begreift er auch nicht. Muret:
Der fremd« Kriegsdienst war von jeher eine drückende
Last für das Vaterland. Vom Augenblick der Wer»
bungen an, bis zur Zeit, wo ein kleiner Theil de?
Truppen wieder in ihre Heimath zurückkam, kormtt
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man eine Reihe ununkerbrochnen Jammers und Elends
sehen. Alle bey den Werbungen geschehenden
Schändlichkeiten entspringen ans ihrer Natur seihst

und sind von ihnen unzertrennlich. Die Streng? des
Dienstes ist gut und ehrenvoll, wann sie im Dienst fur
das Vaterland statt findet; sie entehret in jedem am
deru Fall; Kriegsdienst für elenden Sold ist under
trägüch mit der Freiheit. — Am Ende kam ein klci-
ner Theil unserer Truppen, grossenthcils an Leib und
Seele verdorben/ ins Vaterland zurück. Es ist durch-
aus nothwendig den Werbungen ein Ende zu machen;
es sind keine Gründe vorhanden, die uns bewegen
könnten, unsere Reg menter in Spanien und Piémont
zu lassen, denn erstens sind sie eine stete Quelle von
Entvölkerung, und wahrlich ist die Schweitz noch nicht
allzusehr bevölkert; und sollen dann die Schweitzer
unter despotischen Konigen dienen, um die Grundsatze
der Freiheit unterdrücken und die königliche Gewalt
erhalten zu helfen? — Mau spricht von Verlust und
Nachtheil, welchen Einzelne lriden würden; soll dann
em grosses Uedel, um kleiner zufälliger Nachtheile wil-
leu oie seine Hebung mit sich führen mag, stets ge-
duldet werden? Es werden aber auch Entschädigungs-
quellen für diejenigen welche verlieren, gefunden wer-
den können: wir sollen eine constilutionelle bewaffnete
Macht errichten; wir werden einige Regimenter ste>

Pende Truppen haben; in ihnen wird man den aus
dem Ausland zurückkommenden Officiers vorzugsweise
Steilen ertheilen können; von politischer Seile betrach-
ret, sind wir eben im Begriff mit Frankreich einen

engen Bund zu schliessen; und sollten wir nun, in
dem Kampfe der Republiken und Monarchien, gerade
diesen letzten hülfreichen Arm leisten? — Er ist für
den Beschluß, will ihn aber an eine Commission wei-
sen, die binnen 8 Tagen erstatten soll. Ruepp
stimmt ebenfalls für den Beschluß; die Werbung war
ein abscheulicher Menschenhandel; — ob man die Re-
gimenter beibehalten wolle oder nicht, davon sey jezt
nicht die Rede; er würde rathen sie für einmal tzu

ajourniren. Fuchs: es war immer eine Schande fur
die Schweitz, daß freye Menschen gezwungen oder
freiwillig unter Monarchen zum Schutz des Despoils-
mus dienten; jezr würde dieß viel mehr noch als je

zuvor der Fall seyn; — auch haben die fremden
Dienste immer nur Nachtheil und keine Vortheile ge-
bracht; sie zogen Geld aus dem Land und brachten
Siktenverderbniß in dasselbe zurück; es war die gröst-
mögliche Aristokratie in denselben, von der nur einige
Wenige Nutzen zogen; Oligarchen und Aristokraten
könnten auch komme» und sagen: sie hatten grosse
Kvstcrl'gehabt, sich ihre durch die Revolution nun ver
lornen Vortheile zu verschaffen; — es sey einmal Zeit
dem abscheulichen Sclavenhandel ein Ende zu machen.

Schwaller ist ganz der Meinung von Muret und
will die Resolution annehmen; er wünscht Niederse-
tzuug einer Commission, die die Capitulation mit

Spanein untersuchen soll; beibehalten könne das Werk
der Aristokratie nicht werden — Der Präsident be-
merkt ihm daß der Senat hierüber nicht verfügen kann.
Munger spricht für den Beschluß; als freye Re-
publik können wir diesen Menschenhandel langer nicht
zugeben. Buudt spricht ebenfalls für den Beschluß:
unsere Republik sey in früheren Zeiten, als sie noch
keinem Monarchen Regimenter gab, besser bestauben
als seither; im fremde» Dienste lernten die Schweißer
Aristokratie, Lupus, Moden und Verderdniß kennen;
dar Landmann sey immer von den Aristokraten dcckurst
und betrogen worden; die Freiheit wird durch dm
Beschluß nicht gekränkt; wer um So!d dienen M,
kaun das auch künftig noch; wann einige verlieren,
so haben sie bisdahin desto mehr gewonnen; — b>e

Monarchien seyen überdieß weit unten; es sey ein

elektrisches Feuer, das allenthalben herumgehe und
sie verzehre; man müsse Gott danken, wann es nur
bald ganz herum ist. Crauer glaubt, wir können

uns nie von der Constitution entfernen, der ;te und

2?ffe Art. derselben verbieten das Recrntlren förmlich;
die Capitulation rühre von den alten Regierungen her,

die bürgerlich todt find. Wir sollen dem Auslande
zeigen, daß das Sprüchworl: ?c>mt 6'urgoiit, point
<is 8uisse, nicht mehr gelte. — Der Beschluß wird

mit zr Stimmen angenommen.
Der! Beschluß über die Pa triotenentschádi-

g n n gen wird verlesen. S ch w aller verlangt, daß

derselbe an eine aus sieben Mitgliedern bestehende

Commission gewiesen werde; in welche keiner genannt
werden soll, der Glied einer ehmaligen R. gierung
oder von ihr angestellt war; keiner der Sclbstrnt-
schädigunq begehrt und keiner, der gegen die Fran-
ken die Waffen trug. Bundt will, es soll aus je-

dem Kanton ein Mitglied in die Commission geordnet

werden; denn in den demokratischen Kantonen gebe

es Aristokraten, die eben so faul seyen als die Oliga^
chen ; bei uns, sagt er, sind die Patrioten vogelfrei
erklärt, ihnen die Arme zerbrochen und die Hirne ge-

spalten worden, weit arger als in Bcrn. Schwab
lcrs Antrag wird angenommen und m die Commis-

fiou geordnet: Muret, Fornerod, Buxtorf,
Crauer, Hoch, Stammen und Müller.

Bay berichtet im Namen einer Commission uvss

die Geldanlag« der Gemeinde von Bern zu Bestrei-

tung der Unkosten, die die fränkische Armee verursacht;

die Commission räth den Beschluß anzunehmen, >m

Betracht der ausserordentlichen Umstände, welche die

Gegenwart fränkischer Truppen verursacht und dss

gänzlichen Geldentblössung in der sich die Munijwà
rät von Bern befindet. Fornerod bezeugt, da«

er nur sehr ungern sich zu der Me nung der Masv

rität der Commission gefügt habe; er findet den Gruno

s,z des Beschlusses der Freiheit und Gleichheit zuwv

verlaufend und glaubt, wenn dieMnn'jipalität pamo

tischer gesinnt wäre, so hatte sie andere Hiissmitre



finden können' z. B. freiwillige Beisteuren oder Anlci-
hen. — Der Beschluß wird angenommen.

Man schreitet zur Wahl eines neuen Präsidenten
und der Secretärs. Mit 16 Stimmen wird Augu
stini Präsident/ Lüthi v. Sol. hat 15. Zu Se-
cretarien werden Fornecod und Vauch er er-
nannt.

Grosser Rath, 6 July.
Der Präsident N u zet zeigt an, daß wenn man

schon zum Abstimmen rufen werde, er so lange nicht
abstimmenlassea wolle, als noch ein Mitglied über
den Gegenstand selbst das Wort fodert. Ca rrard
will über diese Anzeige des Präsidenten zur Tagesord-
nung gehen. Hub er fodert, daß die Versammlung
immer über ihre Handlungen Meister sey; Begehren
zum Abstimmen sey eine Ordnungsmotion, über die
die Mehrheit der Versammlung abstimmen und be-

fehlen kann-, daher der Präsident sich auch unterziehen
muß. Secrecan folgt Hnbern, weil man hier
zwischen dem Recht der Mehrheit der Versammlung
und dem Recht eines einzigen Mitgliedes zu wählen
habe: er stimmt also für die erstere, weil ohne dies
Gefahr für die Versammlung entstünde, und man
sich verabreden konnte, eine Sache durch langes Be-
rathen aufzuhalten. Man geht zur Tagesordnung.

Das Direktorium zeigt an, daß verschied»? Ver-
waltuiigskammern anfragen, woher die Pfarrer besol-
det werden sollen welche bisher ans Zehenden und
andern Feudglcechken bezahlt wurden, indem dieselben
ihre Arbeiten immer noch fortsetzen und also nicht
ohne Besoldung seyn können. Hub er sagt, der 17.
H. des Fmdalrechtsenkwnrfs werde Anlaß geben hier-
über zu sprechen und eine Commission niederzusetzen:
er fodert daher Vertagung bis auf die Verhandlung
dieses Artikels. Angenommen.

H üb er begehrt Verhandlung der Feudalrechte,—
Angenommen. H n ber zeigt an, daß die Commission
m Ruksicht der verschiednen Arten von Grundzinsen
mcht habe einig werden, und nicht in alle einzelne
walle eintretten können; daß aber, da übrigens alle
Büdenzinse, Bodenzinse ftyen, sie auch keines Unter-
schieres in der Loskanfung bedürfen, denn in die
wntirrhiingsart eines jeden, ob sie durch Pfaffenübcr-
reoung, Austausch von Zehenden 0, s. g. entstanden,
rönne man sich r,jcht einlassen : auch Erb-und Manns-
»Yen müssen hier nur als Bodenzinse betrachtet wer-

der meist damit verbundene Ehrschaz soll
wie die übrigen Ehrschätze aufgehoben werden. Car-
m ^ Commission ist beladen worden einen
âckaufsvorschlag zu machen nach der verschiedenen
^atnr der Grundzinse; allein die Nachsiichung der
^-»tgehung s,y durchaus unmöglich, die meisten Grund-
ontrakte seyen für uns verschwunden oder doch in

°er t,ên Dunkclhelt, daher eine solche Bestimmung
w die zahllosesten Prozesse verwickeln würde: jezt sey

das Reckt aller Besitzer und die Pflicht aller Schul-
d grn gleich rechtlich, wie auch der Ursprung denclbcn
in fernen Jahrhunderten mög- gewesen seyn: als»
stimmt er Hn bern bei: Akermann ist gleicher
Meinung, weil die jn-gen Besitzer der Grundzinse
und der schuldigen Guter, dieselben auch ohne Rük»
sicht aus ihre Entstehungsart übernommen haben:
er hoft die Abzahlung liefere dem Staat hinlängliche
Einkünfte, um die Geistlichen zu zahlen und die?e-
hendenaufhebung überhaupt zu entschädigenin Rük-
sicht fremder Grundzinse glaubt er, müssen sich die
Gläubiger und Schuldner untereinander verstehen:
die neuausgelegtcn Grundzinse, weiche bei veränderter
Cultur statt eines Zehenden aufgelegt wurden, sollen
aufgehoben seyn. Knlli folgt. Cartier auch, eben
so Kilchmann, well keiner bei Ucbernahm eines
Grundzinses seiner Entstehungsart nachfragte. Escher
sagt, die Frage ist doppelt und betrift theils die vcr,
schiedenen Arten der Grundzinse; theils die Loskauft
ungssumme: über ersteres stimmt er aus den schon
von der Commission angeführten Gründen ganz dem
Gutachten bei: über die 2te Frage ist schon lezte
Woche so viel gesprochen worden, daß er Host man
werde heute nicht wieder darüber eintrckten, sondern
nur abstimmen. Cu st 0 r folgt E sche rn; er glaubt
aber Akermann S gütliche Abkaufung fremder
Grundzinse nicht hinlanalich, sondern begehrt noch
ein G-sez hierüber beizufügen. Der 9. § wird ange«
nommen, so wie auch das Gutachten der Commission.

(Die Fortsetzung im 72sten Stük.

Der grosse Rath der einen und untheildaren helve-
tischen Republik, an den Bürger Direktor, Cs-
sar Friedrich Laharpe, in Paris.

Slrau den z°. Junp -7?».

Bürger Direktor!
Das Vaterland, das Sie zu der Regierung der

helvetischen Republik beruft, muß sich dabei doppelt
giüklich schätzen; es bezahlt dadurch eine hc.ligs
Schuld seiuer"Dankbarkeit, und legt den festen Grund
zu den schönsten Hoffnungen für sein künftiges Glük.

Wem könnte es schiklicher die Regierung eineS

freien Volkes anvertrauen, als grade dem Mann,
dessen Wunsch, dessen Nachdenken, dessen Arbeiten seit

langer Zeit keinen andern Zwek, kein anderes Ziel
kannten, als die Gründung der Freiheit! Von wem
kann Helvetic» mit soviel Zuversicht die Ajfordernng
seiner künftigen Wohlfartb erwarten, ê von dem,
der bis auf diesen Angcnblik sein einziges Bestreben,
alle seine Kräfte auf diesen Zwek vereinigte — Kom-
men Sie also, vortceflicher Bürger, die lebhafteste»



Wünsche Ihrer Mitbürger, durch B.'siznahme Ihrer
neuen Würde, zu erfüllen! Kommen Sie, um im lüsi
sen gemeinschaftlichen Genuß Ihres eigenen Werks,
dasselbe zu einer immer höhcrn Vollkommenheit zu
führen! Kommen Sie, mir der Ihnen eignen Kunst,
die Menschen zu vereinigen, um dse Wolken zu verrren
bcn, die einige Augenblicke unsern Gesichtskreis ver»
dunkeiten; durch Ihren ivahren Freiheitsr Sinn uns
zu helfen, unsere Freiheit unvcrlezt zu erhalten, und
durch Ihre Liebe zu allen Ihren Brüdern, zur Ver-
Mehrung des besondern Glüks eines jeden unter ihnen,
mitzuwirken.

Beschleunigen Sie Ihre Abreise, Bürger Direktor,
das Vaterland sieht Ihnen mit einer Sehnsucht ent-
gegen, die der Wichtigkeit der Dienste, die es von
Ihnen erwartet, angemessen ist.

Republikanischer Gruß.

Der grosse Rath der einen und unthcilbaren helve-

tischen Republik, an den Bürger Peter Ochs,

ncucrwähiteu Direktor.

Arau den zo. Jury r?s8.

Bürger Direktor!
Sie sind nach der Form der helvetischen Konstü

ttttion in das Direktorium erwählt worden. Die Ge,
ftzgcber haben durch dirse Erwählung ihre Pflicht gc-
gen das Vaterland erfüllt, welches Ihnen so ausneh-
wenden Dank für die Erwerbung seiner Freiheit und
seiner neuen auf die Votkssouveraiiiität gegründeten
Versassung schuldig ist. — Die Einhelligkeit Ihrer
Envählnng beweißt Ihnen, daß wir dem Wunsche
Unserer Herzen ein Genüge geleistet, indem wir den
Willen der Nation erfüllt haben. — Ueberzcugk, daß
Sie die neugebohrne Republik mit der gleichen Weis-
heit und dem nämlichen Patriotismus, ihrer Ausbil-
dung und Glükseligkeit näher bringen werden, mit
welcher Sie Ihre Entstehung befördert haben, sehen
wir Ihrer schleunigen Rükkunft und unverzüglichen
Antritt Ihrer Würde mit Sehnsucht entgegen. — S>e
fir.den in dem mit Ihnen erwählten B. La harpe,
so wie in Ihren andern Collegen, Mitarbeiter am
Heile des Vaterlandes, die Ihrer würdig sind, und
«ir wünsche» dem einen und unzerthe.Ibaren helvcti-
sehen Staate Glük, mit der frohen Ausficht, derselbe
werde seiner vollziehenden Gemalt bald mit einem De»
krete: «Sie hat sich um das Vaterland verdient ge-
»macht," seinen gerechtesten Dank abstatten.

Republikanischer Gruß.

Der grosse Rath dcr einen und nnthcilbaren Hetze-
tischen Republik, an den Obergcnrral der fran-
tischen Armee in Helvelien, Bürger Schauen-
bürg.

Arau den zo. 2»»!> >79».

Bürger Obergeneral!
Der grosse Rath der hrlmtüchcn Republik bringt

Ihnen, B. General, mit dem größten Vergnügn, fti-
nen Dank für die lezten zwei Briefe, die Sie glichst
ihm zuzuschreiben beliebten; so wie für die Uebnsens

dung des Arretes, durch welche das Volljiehungsd«
rektorlum dcr grossen Nation sich neue Rechte ans

unsre Dankbarkeil zusichert. — Er ergreift diese Gel«
genheit, Ihnen zugleich von der Wahl der zwei neuen

Gliedcr des Direktoriums Nachricht zu geben, welche
die gesezgcbenden Rathe in der Person des B. Cäsar
Friedrich Laharpe und Peter Ochs gelreffrn
haben.

Der grosse Rath wünscht eben so sehr, daß diese

Wahl Ihnen angenehm seyn möge, als er durch alle

mögliche Mittel sich bestreben wird, Ihr Wohlwellen
zu verdienen, und die unschäzbarcn Gesinungen der

Eintracht und vollkommensten Einverständnisses, die

zwischen den ersten Gewalten der beiden NatieM
herrschen sollen, unveränderlich zu unterhalten.

Republikanischer Gruß.

Der grosse Rath der einen und nnthcilbaren hà
tischen Republik, an den Bürger Rappinat,
Oberkoininlssar der fränkischen Regierung bei »er

Armee in Hclvetien.

Arau dcn zo. Iunp >789-

Bürger Oberkommissär:
Der grosse Rath der helvetischen Republik beeilt

sich, Ihnen die Wahl der zwei neuen Mitglieder des

Vollziehungsdirektoriums mitzutheilen, welche in der

Person des B. Cäsar Friedrich Laharpe uio
Peter OchS gemacht worden ist.

Er schmeichelt sich durch diese Auswabl,
seine Pflichten gegen das Vaterland, als die WunM
der Regierung der grossen Nation erfüllt zu ha»e^

Er zweifelt nicht: daß diese Ernennung auch gv-

nen personlich, in einem vorzügliche» Grad, ange

nehm seyn, und Ihnen zugleich einen unzweideutige»
Beweis von der aufrichtigen Begierde geben weeoe,

von derer durchdrungen, das so glücklich wieder er,

neuerte Einverstandniß unter den Gewalten der gwn

sen Nation und der helvetische» Republik zu aim
halten wünscht.

Republikanischer Gr»ß.



Der schweizerische Republikaner
herausgegeben

von Escher und Ufteri,
Mitglieder» der gesezgebende» Rathe der helvetischen RepubM.

Zwei und stebenzigßes Stück.

Zweites Quartal.
Zürich, Donnerstags den 19. Julius 1798.

GestZgebung.
Grosser Rath, 6. July.

(Fortsetzung.)

Der lo. §. wird vorgenommen. Bourg ois
will die ; Jahrsteemine in 5 dreijährige Termine ver-
wandeln. Huber will gar keine Tcunine festsetzen,
sondern aufzukünden erlauben, und dagegen Oblü
gationen auf die Güter selbst setzen lassen. Aker-
mann folgt Hubern in Rukstcht der kleinen Grund?
jinse, deren Loekaufung unter fl. 100 ist: die höhern,
welche den Panikularen gehören, will er nach dem
Gutachten ablösen lassen. G rlachcr fragt, wie es
gehalten seyn soll in Rukstcht der Guter, die über ih-
«n Werth beladen sind: er glaubt, die Eigenthümer
sollen ihre Güter den Arnndzinsbesitzern abtretten
können. La» a ni will das Gutachten, weil sonst nur
o:e Reichen sich vou dieser Beschwerde loskaufen könn-
ten. Ak^rinanr» beharret und folgt Erlachern

^
Secret an sagt, die Konstttulion fodcre,

daß keine ewigen Beschwerde» auf den Gütern bleiben
î°""kn, alw will er, daß ein Termin in Rükficht
der xoskaufung fty» sog, und wann dies« in der b«>

im ^"^nZeit nicht statt haben kann, so soll diese ewige
vchuid in «in« gewöhnliche Obligation umgeändert
i^wen' ohne dies würden die Grundzinse der nalür,

T^azhijr der Menschen wegen in der Thal bleu
veno, und also auch der Staat, diese lleinen Kapi-

"^Zusammenbringe» können: die umgeänderte
«chuls soll nur auf den Grund selbst verpfändet wer»
de» musse». Hussj foder-t, daß wir nur bei Be
st mnung der Termin? bleiben, und nicht weitergehen
ehe dies entschieden ist. Kühn stimmt für Seere-
tan wcil sonst die Einziehungskostrn zu hoch steigen
«moen: allem wenn die neue umgeänderte Schuld

^ Gruud selbst versichert wird, so ist es
v'e jüngste «ich schlechteste Schuld, da sie doch d«e

"teste icyn ,ollte. Weber folgt, will aber, daß dies«
umgeändert« Schuld den andern vorgehe«« s»à Hu-
sîs glaubt, die Konstitlitivn fodcre nnr, daß keine
ewige« Laste» sey» so»;,,, x>aß also dieselbm loskaup

lich seyen, nicht aber losgekauft werden mü s sen?
wenn man die Sache anders erklären wolle, so müßt«
der 1. und 8. Anikel des Gutachtens erst wieder M
rükgenommt» werden. Grafenried folgt dieser
blos freiwilligen Loskäust'chkeit. Bvu r g 0 is stimmt
für Secret an und Weber, weil dadurch der
Schuldner erleichtert werde» Secretan sagt, im
Kanton Leman, und jede? müsse von seinem Kanton
sprechen, damit die ganze Masse von Kenntnisse über

Helvetic» vereinigt werde, sey das ganze Land s»

ganz in Feudalrechte eingetheilt, daß eigne Kommis«
saus zu ihrer Erklärung und Bestimmung nöthig seyen,
von denen auch er einer ist; zwingt man diese Umän»

derung nicht, so müssen diese Kommissairs zu den une
gehcucrn Arbeiten der allmähligen Auseinandersetzung
beibehalten werden: er fodert daher, daß das L 00s»
kaufen könne in Looskaufen müsse im l. u»
z. geändert werde, damit diese Combination von
Feudalrechte» auf einmal ein End nehme: neben dem
seyen diese Feudalabgaben bis ins unbegreifliche,
selbst bis auf 1/124 eines Viertheils vertheilt, so daß
also dadurch bald eine ausserordentliche Menge vow
kleinen Abzahlungen zusammen komme, die dem Staat
nicht unbedeutend sey; er beschwört die Versamm»
lung, endlich einmal diesen Drachen der Feudalrechte
niederzustürzen; übrigens unterstüzt er Webern^
K 0 ch ist nicht gleicher Meinung, weil er sich nur
durch Sachen nicht durch Worte erschrecken lasse:
denn indem man dcn Lehendrachen todschlage, könnte

man den Arm eines Landmanns, der davon umschlun»

gen ist, auch abschlagen: ein Zwang sich loszukaufeer
ist nicht Freiheit! Wie soll der Landmann loskaufen?
entweder durch Geld oder durch Papier: durch Geld?
Hes würde viele Leute von Hans und Hof treiben
durch Papier? sobald es nicht ablöslich ist, so bleibt

ja die alte Verwiklung dieser Rechte völlig gleich und
ist im Gegentheil schwieriger, weil sie in einer neuen

Form weniger bekannt, also auch beschwerlicher ist,
als in der alten gewohnten Form. Daher soll Frei»
>eit seyn, sich loszukaufen, wann jeder will! Her»
og folgt Secretan.: denn unser Zwek ist die Feu»

?alrechte anfzuhebc», und wen» dies nicht durch ez»
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Gesez befohlen wird, so werden wir noch 20 Jahre
lang Feudalrechte haben. Weber untersiüzl Se-
cretan und glaubt der 8. §. bedürfe deswegen kei-

ncr Abänderung: die neue Obligation müsse nach dem
Willen des Schuldners ablöolich seyn. H u ber stimmt
immer überzeugter für Secretan, hauptsächlich
weil in den Bodenzinsrragereien ohne dies die größte
Verwirrung entstünde. Tabin stimmt für Secre
tan, so wie auch Kilchmann, der aber wider die
Abkaufung der Obligationen in 5 Jahren spricht.
Akermann findet S e cr eta n s Meinnng schwierig
und constitulionswidrig: die Kleinigkeiten werden von
sich selbst abgekauft werden, und die grossen Zinse
abzulösen, wäre dem Landmann unmöglich. Cartier
folgt, und will einzig erlauben, die Schuld in eine
Obligation verwandeln zu können. Hüssi stimmt
für Koch, denn wenn wir zwingen wollten, so würde
der Senat unser ganzes Gebäude über den Haufen
werfen. Carrard sagt, die Freiheit sich loszukau-
fen ist der Konstitution gemäß, Zwang wäre durchaus
constitutionswidrig: die Schwierigkeit, daß aus diese

Art die Feudalrechte bleiben, sey nur Einbildung,
denn der Vortheil der blos izfachen Ertragsloskau-
fung sey so groß, daß die Sache von sich selbst ge-
schehen werde. Er will daher freie Loskaufung, oder
Umänderung in gewöhnliche Obligationen. Secre,
tan glaubt, die ganze Frage sey, ob man das Few
balsysiem beibehalten wolle oder nicht, ob man jene
Commissairs noch beizubehalten wünsche: er für sich

bittet dringenst um Aufhebung, um selbst sein Amt,
das ihm 50 Dublonen eintrage, verlieren zu dürfen,
weil das Wohl seines Kantons dieses erfodere. Im
jeman seyen keine ursprünglichen Titel und daher jene
Masse von Registern, die er wünscht verbrennen zu
können. Die Konstitution werde durch diesen Zwang
»richt verlezt, denn sie fodere ja Aufhebung der Few
dalrechte. Wenn auch nur einige solche Grundzinse
bleiben, so müssen alle jene Register :c. beibehalten
werden. Die Obligationen müssen nur vom Schuld-
per aufgekündet werden können. Wenn man jezt nicht
nachgeben wolle, so müßte man es doch in weniger
Zeit thun, weil man sonst doppelte Einnehmer für
die alten Abgaben und für die neuen halten müßte.

Earrard vereinigt sich nun mit dieser Meinung.
Weber legt eine Redaktion dieses Antrags vor.
Huber sagt, man könne keine Redaktion annehmen,
ehe das Gesez gemacht ist: ferner wäre es unerhört,
Obligationen ausstellen zu wollen, die der Gläubiger
ewig nie aufkünden kann. E h r m a nn will einen U>1,

terschied zwischen den Grundzinsen machen, die dem

Staat gehören, und denen, welche den Partikularen
find, welche leztere ganz nur Rechtssache seyn sollen.

Sch 0 ch ist für W e ber. Carrard nnterstüzt H w
bers Bemerkungen, glaubt aber nicht, daß Obliga,
tionen, die der Gläubiger nicht aufkünden kann, cow
siitutivnswidrig sind. Hammer unterstüzt Weber.

Bourg oks würde gern Koch beistimmen, wen»
er nicht die Uebel, die daraus fur den Leman entsie,
hen, betrachten würde, daher stimmt er für Secre,
tan: solche vorgeschlagne Obligationen seyen recht,
lich. Trösch dankt der Commission für den-Por,
schlag, und noch mehr dem Secretan für seine

Erläuterung, weil dadurch diejenigen, die bis jezt
zahlten, nun nicht mehr zahlen müssen, denn wir
werden ja Vermögenssteuer einführen, und durch die,
se Projekte kommen diejenigen, die sich loskaufe» müs,

sen um Hab und Gut, und werden also nichts west

ter zu zahlen haben. Er beklagt sich, daß nur die

beredten Mitglieder zusprechen kommen und will, daß

die andern auch das Wort erhalten können, sonst

gehe er heim, und die meisten aus uns könnten auch

heimgehen und am Ende des Jahrs kommen und ja
sagen zu allem, was die beredten Mitglieder das Jahr
durch gesagt haben: er verwirft übrigens die LoSkaus

fung ganz, weil durch dieselbe der Landmann entweder

abzahlen oder eine neue Schuld auf sich nehmen müßte,

wozu dann bald noch die neuen Auflagen kämen, so

daß der Bauer doppelt zahlen müßte: er will be

Grundzinse ohne weiters aufheben und dagegen die,

jenigen einmal bezahlen machen, welche bis jezt noch

gar nichts bezahlt haben. Michel folgt de » Gatj
achten und will die neuen Obligationen auf den M
der bisherigen Schuldbriefe einrichten: cr fragt, ob

die Grundzinse, welche in Geld bezahlt werden, auch

izfach abkäuflich seyen, oder ob man sie schenken

wolle? Woller will Trüschs Vorschlag drucken

lassen. Egg v. Ellikon begehrt die Uebersetzung

und besondere Berathung dieses Vorschlags: Man

geht zur Tagesordnung. — Es wird beschlossen im^.
l. und g. den Ausdruk die Grundzinse solle» ab,

käuflich seyn in müssen abgekauft werden zu ver,

ändern.
Grafenried will, daß mit dem Grundstukaucy

das Hab und Gut des Schuldners in den ncuenOvn»

gationen, die statt der Grundzinse entstehen, verschriee

den werde. Hub er beharret, daß diese ObliM'^
nen für den Gläubiger eben so gut als den

ner aufkündbar seyn sollen, und will keine-Mam^
nen ehe die Mehrheit das Gesez bestimmt yav'

Pan chaud folgt und will diese Obligationen m

5 p. C> verzinsen lassen, damit sie desto eher abgew

werden. Kühn sagt: er begreife nicht, warum rc.

Gesezredaktionen vor Bestimmung der Gesetze

stimmen vorgelegt werden sollen; im Gegentheil wa

es wünschbar, daß dieses immer geschähe: übrige

spricht er wider G r afen rie d s Antrag und beyaup

tet gegen Huber, daß Obligationen, die vom wi
biger nicht aufgekündigt werden können, v

constitutionswidrig und eben so wenig ewig I') '

Hübet beharret, weil Schulden, die von eine

zigen Seite unablösltch sind um so ungerecht« i '

er widersezt sich der ins Mehrsetzung einer zusam



sesezten Redaktion. Von Secr et an wird eine Re-
daktion vorgeschlagen, welche Kwcise behandelt wird,
i. §. Die Grundzinse müssen abgelöst werben : Ange-
nommen. 2, S. Es sollen Obligationen gegen diese
Ablösungen gemacht werden: Angenommen. z.S. Für
diese Obligationen sollen keine andern Versicherungen
gefedert werden können, als die beschwerten Grund-
stücke selbst: Angenommen. 4.S. Diese Obligationen
sollen zu 4 p. C. verzinset und nur dann aufgekündigt
werden können, wenn der Schuldner z Zinse auf-
laufen läßt. H über begehrt Erhöhung des Zinses
auf 5 p. C. um die Schulder zur Abzahlung zu rei-
tzen. Escher widersczt sich dieser starken Verzinsung,
welche in mehreren Kantonen durchaus ungewöhnlich
ist, und daher grossen Mißmuth veranlassen würde,
besonders weil die Loskaufung und also die Ausfiel-
lung solcher Obligationen erzwungen wird. A kêr,
mann und andere stimmen fur den starken Zins.
E r lache r unterstück E sch e rn, weil die reichen Bau-
ein sich loskaufen können, die armen aber solche Obli-
gatiouen errichten müssen, die man durchaus nicht
mit einem starken Zins belegen könne. Die Entscheid
dung über diesen Gegenstand wird vertaget.

Das Direktorium ladet <in den 14. Julius, als
dcn Iahrstag der Freiheit zu feiern, und verlangt,
daß alle Mitglieder, welche an diesem Fest Antheil
nehmen wollen, ihre Namen dem Direktorium ein-
senden. (Man klatscht.) Huber fodcrt, daß dieser
^ag, an dem die Bastille fiel, allgemein in Helvetic»
gefeiert werde. Custor stimmt für Huber, indem
wir mchl »klein einen solchen Tag feiern sollen,
-ver Antrag wird angenommen.

(Nachmittags, 4 Uhr.)
Hussj sagt: Da wir so viele Schwierigkeiten

5,Nachmittags Sitzungen zu hallen, und diese

m>
6" Vorlesungen von Bittschriften dienen,

ren Gegenstand wir gewöhnlich zum voraus kennen,
baß solche Bittschriften, welche in Kom-

^ Skhoren, die schon ernannt sind, ohne web
crc Borlesung si, die Kommissionen gewiesen werden.

^ /"SoiS widerspricht, weil schon zweimal ein sol
verworfen wurde. Huber fragt: ob

^ genug seyen, um eine Versammlung Hal-
.'"""en Man bemerkt, daß kein Gesez da sey,

"" Zahl der Mitglieder einer rechtlichen Ver
à!! - F bestimme. Kühn widersezt sich einer Siz-
W'". der nicht mehr als die Hälfte der Mitglieder

sey Nach langen Berathungen über die

als Versammlung findet sich endlich mehr

ira ^ Mitglieder in derselben ein.

leak ^ Schrift über das Leukerbad wird vorge-
der.f,s,,/"e'tan fodcrt, daß eine Kommission nie.

suà, "verde - "M den Weith derselben zu uu'rr-
ber Senat gleiche gethan habe. H

> öl. Es ist wicherrechtlich, daß der Senat h»

über zuerst Verfügungen tresse. Kühn: Da kcia
Brief mit dieser Brochure gekommen ist, so fodre er
Tagesordnung, welche angenommen wird.

Jägcrschmldt aus dem Kanton Basel bee

gehrt ein Privilegium für 14 Jahr, um Eägmühlen
einzurichten, mit denen er in einer Stunde eine» gan-
zen Baum zu Bietern versage» kann. Carrard so-
Vert Tagesordnung, weil man, der Konstitution zu-
folge, keine Privilegien ertheilen könne. Kühn folgt,
und sagt: Nur eigne Erfindungen können einiges aus-
fchiiesscudes Recht fodern, hier sey dieser Fall nicht,
daher wi/l er Tagesordnung. H über glaubt, dieser
Gegenstand sey keine Kleinigkeit; Privilegien über
eigne Erfindungen seyen den Rechten des Eigenthums
gemäß, und daher fodert er Untersuchung durch eine
Kommission. Haas bezeugt, daß dieses keine neue
Erfindung, und daß sie noch weniger dem B. Jäger-
schmicd eigen sey. Erlach er fodert ebenfalls Unter-
suchung. Legier sagt: Privilegien hindern die wahr-
haft nüzlichen Erfindungen, er will daher Tagesord-
nung. Nuzer will gar keinen Erfindern Privilegien
geben, aber eben so wenig will er das Genie unter-
drücken, sondern durch den Staat die nüzlichen Erfin-
düngen belohnen lassen. Esch er sagt: Wir können
keine neuen Erfindungen selbst untersuchen; wenn wir
einst wissenschaftliche Anstalten haben, so untersuchen
diese, und geben uns ihr Gutachten; jezt aber tön-
neii wir uns nicht mit solchen Dingen, die zu weit
ausser unserm gegenwärtigen Wirkungskreis liegen, ab-
geben, sondern sollen zur Tagesordnung schreiten.
Bourgois will diesen Gegenstand an den Minister
der Wissenschaften und Künste übergeben. Die Ta-
gesordnuiig wird angenommen.

Der Resident Meng our it übersendet aus dem
Wallis eine Bittschrift eines Walliser Bürgers, weis
chcm Schaase confiscirt wurden, die er mit ei..ein Pa-
tent aus dem Lande führen wollt«; er klagt daß diese
Gewaillhäligkeit gegen ihn, als gegen einen Pairio-
t.n vcrübl wo.de» sey. Secretan will daß dieser
Bittsteller sich nach dem Dekret über Paciiotenent-
schäoiguug benehmen, und sei» Recht suchen möge.
Angenommen.

Die Hintersassen der Gemeinde Weinau begeh-
ren Genug büigeNicherGemesiidsrechtc, weil sie immer
noch oligarchüch behandelt werden. Kühn sagt:
Die Gcmciiioercchle sind sehr verschieden, wenn Je-
maud darauf Anspluch zu machen hat, so soll er sich
bei dcn grivohiuen Gerichten melden, daher fodert er
Tagesordnung. Erlacher folgt. Haas will den
Gegenstand an dje Bürgerrechtskommifsioii weifen.
Die Tagesordnung wird angenommen.

Das Kloster von St. Maurice kmgt über
die häufigen Entwendungen, denen es. durch die vielen
T uppenöurchzüge ausgesczl war, und bittet, daß sie

ihre ausstehenden Grunozi-ise u. s. w. zu ihrem Un-
terhalt einziehe» dürft. Breux fodert Verweisung



»>, die Kommission über Klöster. Er lach er will
V ß man dieselbe an seine Vcrwaltungskaminer weise,
weil man den Petitionen der Klöster nicht trauen
tonne. Secretan fodcrt Tagesordnung. Bour,
ZviS folgt. Hüssi sodert, wegen Unordnung, Auf-
Hebung der Sitzung. Die Tagesordnung wird über
beide Begehren angenommen.

Die in Arau sich befindenden Erben eines in Zü,
rich gestorbnen B.Herders bitten von dem Abzugs-
recht frei zu seyn. Kühn sagt: Da dieser Bürger
schon den 2. Februar gestorben, und wir uns den ra.
April constirnirt haben, die Gesetze aber nicht rükwir.
tend sind, so fodrc er Tagesordnung, welche angcnom,
men wird.

Das Direktorium legt eine Bittschrift von der
Gemeinde Romainmotier vor, welche wider die
Distriktseintheilung Einwendung macht, und für sich

das Hauptort zu haben wünscht. Carrard foderr
Verweisung in die allgemeine Emtheilungskommissiou.
Haas will die Lcmanische Eintheilungskommission
damit beladen. Escher foderr Tagesordnung und
Verweisung in die grosse Kommission. Kühn folgt.
Bourg ois sagt: Die Kommission hatte mit Bedacht
diesen Vorschlag gethan, also will er Tagesordnung
wie Escher. Angenommen.

Hurwyl will Bestätigung seiner Freiheit und
Drstriktsort werden. Kühn sagt: Wenn die Freche»»

rrn polirische Rechte find, so haben wir alle die glei,
chen, sind es Gemeindrechte, so seyen dieselben schon

gesichert, also fodert er, so wie auch über das Di-
firiktsort, Tagesordnung, und Verweisung in die Ein»
theilungskommission. Angenommen.

Das Direktorium übersendet ein Begehren einer

Prozeßreviston. Auf Secretans Antrag wird er

in die Revisionskommission gewiesen.
Das Direktorium übersendet Bittschriften von

Aerzerz, siss planrliss et 8t. türoix, welche wider die

Ausdehnung des Genusses der Gemeindsrechle aus
die Hintersassen Vorstellungen machen. Auf Secrc-
tans Antrag werden sie an die gewohnte Kommis,
fion übergeben.

Ein Bürger von Schwarzenburg bittet um Er
laubnis, Wein in seiner Gemeinde ausschenken zu dür
sen. Kühn will Rükweisung in die Jnnungskommii»
fion. Carrard und Secretan folgen. Auge-
«ominen.

G rütter von Jsliken begehrt Concursrecht
zwischen allen Kantonen. Kühn unt-rstnzt der Kon
Mutton gemäß dieses Begeyren. Cartier fodert
Vertagung bis wir zahlreich genug sind. Secre
tau will eine Kommission zur Untersuchung. Kühn
will keine Kominission für einen solchen Gegenstand:
daher will Cartier Vertagung, welche angenommen
wird.

Senat, 6. I u l y.

Meyer v. Arau stattet im Namen der über den

verschiedene Gehaltsiestimmungen enthaltenden Be-
schluß, niedergesezten Kommission, einen Bericht ab.
Sie rath den Beschluß, welcher dem Oberschrei,
der einen Jahrgehalt von 2c>oLouisdor bestimmt, an,
zunehmen. G en hard findet den Gehalt zu stark.

Muret spricht dafür, um der Wichtigkeit der guten
Besetzung dieser mit Verantwortlichkeit verbundenen
Stelle willen. Fornerod und Reding sprechen

für Verminderung der Summe. Zaslin ebenfalls;
er findet in der Verantwortlichkeil keinen hinlänglichen
Grund für die starte Summe; er bemerkt auch, daß

die grossen Besoldungen überhaupt Unzufriedenheit er»

wecken, und daß die alten Regierungen sich dieß durch

Aufstellung von Vergleichungcn, zum Schaden der Me»

publik, zu Nutze machen mochten. Der Beschluß wird
verworfen.

Denjenigen welcher für die Un ter schreibet
und Dolliuctscher einen Jahrgehall von lgoLouis»
dor bestimmt, räth die Kommission zu verwerfen, we»

gen der mangelnden Ruksicht auf die Verschiedenheit
der Arbeiten beider Stellen. Lüthi v. Sol. findet,
es halte ein Unterschied zwischen den Besoldungen
der Unterschreibe«: des grossen Raths und denen des

Senats, da jene weit mehr Geschäfte haben, gemach»

werben sollen. Der Beschluß wird verworfen.
Die Kommission räth den Beschluß, welcher den

Gtaatsbothen einen Jahrgehalt von 75 Louisdor

bestimmt, anzunehmen. Reding spricht dagegen,
und glaubt 50 Louisdor reichten hin. Lüthi v. Sol.
wünscht, daß man Rüksicht darauf nehme, daß der

jezige Staarsbothe des Senats zugleich Weibeldienste
versehe. Zäslin spricht für den Beschluß, und fin»

det es sey eine Stelle die dem CorpS Ehre machen

müsse. Münger ebenfalls. Fornerod glaubt den

Post- n wichtig, und meint der Staatsboche sey in/tu
ner Sendung der Repräsentant des Rathes; er durft
nicht ohne Talente seyn, um die Aufträgt gehörig be,

sorgen zu können. Der Beschluß wird angenommen.
D-rjeniae welcher die Gehaltsbestimmung fur die

WeibU enthält, wird dem Anrathen der Kmwuissio»
gemäß, verworfen.

Lüthi v. Sol., Meyer v. Arau u. Kubìi
werden zufolge dem Vorschlag eines Mitglieds, beaus»

t> get, binnen 14 Tagen tüchtige Subjekte fur !»t

Weibelstelle des Senats vorzuschlagen.

Der Regierungsstatthalter des Kantons Leman,

smdct dem Senat Erläuterung ein, über die MM
ten einiger Partikularen, die die Petition vom V»

Jiiny unter ihren ehemalige» Obcrherrenttttcln »n

terzeichneten; der Blies ist von einer Note des

Jonaihan Polier, der seine Unterschrift zurukunnn»,

begleitet. — Der Senat bezeugt seme Zusrftdenye
über oft ihm hinlänglich scheinende Erklärung.

(Dit Forts, im 74sten Stük>



Der -schweizerische Republikaner
herausgegeben

von Escher und Ufteri,
Mitgliedern d« gesezgedenden Räthe der helvetischen Republik.

Drei und siebzigstes Stuck.
Zweites Quartal.

Zürich, Freytags den Julius l??5.

Bericht über die Volksgesellschasten, dem grossen
Rathe am -6. Juny im Namen einer Kom-
mission vorgelegt von Kühn.
Ein Volk, das die Fesseln der Tyrannei zerbricht,

das die unverjahrbaren Rechte der Menschheit von
seinen Unterdrückern zurükfodert, handelt me aus sich
selbst, nie durch sich selbst. Der grosse Haufe wird
durch die Kraft der Gewohnheit in dem Zustande der
Eclavcrei dahin gehalten. Das Gefühl des Um
rechts, unter dem die Masse der Nation erliegt, das
Gefühl ihrer durch dasselbe beleidigten Würde erwachst
nur in den Herzen jener edlen Menschen, deren Seele
groß genug ist, um den erhabenen Gedanken der Be,
sreiung ihrer leidenden Brüder zu fassen.

Begeistert durch ihre grossen Entwürfe, getrieben
durch die wärmste Empfindung der Menschlichkeit, vcr,
klingen sich dnse Männer, und wägen einzeln, oder
begleitet von Wenigen, wie jene ersten Stifter des
Echweizerbundes im Grütli, auf der Waagschaale der
Aernuich das Maas d^r physischen Kräfte ab, deren
vie Ausführung ihrer Plane bedarf.

Erst wenn sie nach dieser Berechnung ihrer Mit»
tel, de» Erfolg derselben d»m alles leitenden Schik,
»al anzuvertrauen sich entschlossen haben, vereinigen
lie um sich her jenes Heer von Menschen einer zwei,
»n Ordnung, die gleich Sen Inpiterslrabante», dt,
ren Bewegung durch das Naturgesez an diejenige ih>
res Gestes geknüpft ist. durch die Armuth ihrer Gen

^ sie »ur dazu bestimmt scheinen, der Leitung ei,
ues hohern Talents zu folgen.

Absr sobald der grosse Schlag geschehen- sobald
v>e Krise des Uebergangs glükiich vollendet ist, und
vein Volke sciue ewigen Rechte durch eine auf die
Grundsätze der Freiheit und Gleichheit gegründete
Erfassung versichert sind, so ziehen sich jene grossen

Menschen zurük, und beweisen durch ihr Beispiel, daß
»ur der ein guter Bürger ist, der sich mit eben der

^ atigkeit der Grundsätze den Gesetzen seiner Stell,

fà^^unkerwirit, mit der er seine Tyrannen be,

Nur jene Menschen, deren ehrgeizige Zwecke durch
den richtigen Volkstakt vereitelt worden sind, nur In,
triganten die sich durch niedrige Ränke in die öffenr,
lichen Stellen einschleichen möchten, zu denen sie we»
der ihr Kopf noch ihr Herz empfiehlt, nur Anarchisten,
die m dem Umsturz aller geselligen Ordnung die Be,
friedigung ihrer Leidenschaften, ihrer persönlichen
Rache, oder ihrer Habsucht suchen, nur jene Lassträger
der Revolution bleiben auf dem Schauplaz zurük, die
den Erfolg derselben blos dem Uebergewicht ihrer kör,
perlichen Kraflanstrengung, nicht der weisen Leitung
derselben, zuschreiben möchten.

Dieses, Bürger Gesezgeber, ist das Bild der
Volksgcsellfchaften.

Ihr ursprünglich edler Zwek, ihre Nothwendigkeit
als Mittel, macht sie zum unentbehrlichen. Werkzeuge
der Revolutionen. Aber kaum sind dieselben vorüber,
kaum hat die neue Verfassung feste Formen erhalten,
so verändern sie zugleich ihren Zwek und ihre Grund,
salze, und werden gefährlich für die innere Ruhe und
für die allgemeine Sicherheit.

Sie sind ein abgenuzles Geschos, das dcnjeni,
gen umbringt, der sich desselben länger bedienen will.

So lange das Volk noch durch kciue selbst ge<

wählten Repräsentanten vorgestellt wird; so lange
es ihm an einem gemeinschaftlichen Vereinigungs,
punkte gebricht, kann die öffentliche Meinung und
die Heiligkeit ihres Zweckes eine aus den besten und
edelsten Männer» zusammengefetzte Gesellschaft be,

rechtigcn, sich als den einstweiligen Desposttör des
Nationalwillens anzusehen, und sich in dieser Ruk,
ficht den Namen einer Volkesgesellschaft beizule,

gen. Aber so bald die Nation eine auf die Grund,
sätze der Freiheit und Gleichheit gegründete reprasen,
tative Verfassung erhalten hat, so kann sie rcchtmas,
sigcrweise durch niemand anders reprasentirt werden,
als durch ihre nach gcsezmässigen Formen gewählten
konstituirten Gewalten.

Das Gesetz darf deßwegen keine freywillige Ver,
einigung von Bürgern dulden, die sich unter dem Na,

i men einer Voiksgesellschafti, irgend einen Theil dev
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Repräsentation willkührlich anmassen möchte. Die
Volkesgesellschaftcn haben einen mit den Grundsätzen
des Stesivertretungs - Systems unvereinbaren Zweck.
Sie muffen aufgehoben werden.

So überzeugt die Commission von der Noth-
wendigkeit und Gerechtigkeit dieser Maasregcl ist,
so weit entfernt ist sie hingegen, in das Schicksal je-
nêr sogenannten Volksgefellschaften auch diejenigen
Privatgesellschaften zu verwickeln, die sich blos mit
der Untersuchung und Erörterung politischer Gegen-
stände beschäftigen. —

Die freie Mittheilung der Gedanken über das
allerwichtigste Verhältniß des gesellschaftlichen Zu-
stands, und ihre Berichtigung durch das Urtheil au-
derer, ist eines der größten geistigen Bedürfnisse
wahrer Republikaner.

Sie ist zugleich ein Recht, das unmittelbar ans
dem Freiheitsgesetz selbst entspringtein Rrcht also, A

das durch den Staat nicht weiter eingeschränkt werden '
darf, als das Freiheitsgesetz selbst seiner Natur nach
eingeschränkt ist.

Gesellschaften, deren Zweck die Untersuchung
und Erörterung politischer Gegenstande ist, thun aber

nicht nur den Rechten des Staats und des einzel-,

nen Bürgers keinen Abbruch, sondern sie sind oas
schicklichste Mittel zur politischen Erziehung des Men-
sehen, und zur Bildung jenes Gememgeistes, der die

Quelle aller öffentlichen Tugend ist.

Allein selbst diese nützlichen Gesellschaften arten
leicht aus, und werden gefährlich für den Staat.
Oft mißbraucht sie unmerklich ein Intrigant ju ehr
Heitzigen und Ruhe störenden Absichten, oft reist sie

auf einmal ein politischer Schwärmer zu unüberleg-
ten Schritten hin.

Die Gesetze müssen sie also mit Weisheit lei-
ten. Sie müssen die rechtmässigen Gränzen der Frei-
heit genau einschreiben, und jede Ueberschreitung der-
selben mit Kraft und Festigkeit ahnden.

Diesen Grundsätzen gemäß schlägt die Commis-
Kon folgenden

Beschluß
zur näheren Prüfung vor: --

Der grosse Rath der einen und untheilbartn
helvetischen Republik an den Senat.

Der grosse Rath der einen und untheilbaren
helvetischen Republik hat nach angehörtem Bericht
seiner Commission.

In Erwägung: daß das helvetische Volk auf
keine andere Weise gesetzmässig repräsentirt werden
kann, als durch seine nach Vorschrift der Constftu-
jion gewählten Repräsentanten:

In Erwägung: daß die hin und wieder unter
dem Namen der Volksgefellschaften errichteten Klubs
sich diesem Grundsätze zuwieder eine Art Repräsenta-
rion, und mit derselben Rechte anzumessen suchen;
di« bloß dc« Konstituirtrs Gewalten zukommen:

In Erwägung: daß es überhaupt nothwendig
sey alle zu politischen Zwecken errichtete Gesellschaft
ten in die rechtmässigen Grenzen ihrer Freiheit zurück-.,

zuweisen,
Beschlossen.

§. i. Alle unter dem Namen der Volksgefellschaften
errichtete Klubs sollen von nun an aufgehoben
und verboten seyn.

L. 2. Es ist allen Bürgeren erlaubt, Gesellschaften zu

errichten, um politische Gegenstände zu erörtern

u»d zu untersuchen.
5. z. Keine ffolche Privatgesellschaft soll den Namen

einer Volksgesellschaft führen.
5. 4. Zu den Gesellschaften die sich mit Untersuchung

und Erörterung politischer Gegenstäude beschall!-

gen, hat jedermann freien Zutritt. Sie sollen

keine Glieder wählen, und niemand von ihren

Sitzungen und Berathschlagungen ausschliessen.
L. 5. Sie sollen über keine in das Gebiet der Gesetz-

geduug und der exekutiven Gewalt einschlagende
Gegenstände abstimmen und Beschlüsse fassen.

6. Sie solle» mit niemand in kollektivem Namen
über Politische Gegenstände korrespondircn.

Z. 7. Sie sollen mit andern gleichartigen Gesellschaf-

ten in keine Act Verbindung trete».
8. Die Beschliessung aller Petitionen und Adressen-

und ihre Einreichung in kollektivem Namen M
diesen Gesellschaften untersagt.

§. 9. Alle solche politische Privatgesellschaften stchm

unter der Aussicht der Polizei.
§. io. Die Vorsteher und Sccretairs dieser Gestll

schaff n find für die in denselben vorfallenden

Unordnungen und Wiedcrhandlungen gegen die

obige» Vorschriften, persönlich verantwortlich-
§. il. Bei der ersten Uebertrettung der obigen Gefttze

von Seite einer solchen Gesellschaft, soll die-

selbe sogleich aufgehoben und ihrVerfauimlungv-
ort verschlossen werden. ^

L. 12. Denjenigen Mitgliedern, welche Theil an -er

Uebertrettung seines der obigen Geseze
würden, soll verbotten werden, andere poln»
sche Gesellschaften dieser Art zu besuchen.

§. iZ. Die Dauer dieser Ausschließung ist wcnigi"Ns
von sechs Monaten, höchstens von zwei

K. 14. Wer zum zweitenmale die obigen Gesetze uvw
trit, soll als ein Ruhestörer gestraft werden.

Einthcilling der Ministerialgeschäfte-

Vorschlag des Vollziehungsdirektoriums.
Justitz - Ministerium.

Druck und Versendung der Gesetze und Beschlusse-

Aufsicht über die Civilsund Criminal-Justitz'Pflege-
Anzeige der Fälle, wo die Auslegung des Gesetzes

durch das gesetzgebende Korps nothwendig wird. All-
gemeine Sicherheits Polizey. Verhaft - und Zuchthau-

ser, Gefängnisse. Aufsicht über die Tutel-Adm»»stratioo.



M-nifierium de» öffentlichen Erziehung.
Oejfentlicher Unterricht, sowohl Verbal-Unter-

«icht, als Unterricht durch Schriften, Normal- und
Trivial Schulen. National-Institute für schöne Künste
und Wissenschaften; Aufmunterung derselben. Biblio-
theken, Museen und andere National - Sammln»-
gen. National-Druckereien. Bürgerliche Feste.

Ministerium der innern Angelegenheiten,
Allgemeine Korrespondenz mit den Regierungs-

Statthaltern und den Verwaltungs-Kammern über
alle Gegenstände, welche nicht einem andern Mini-
stermm zugeeignet sind. Handhabung deS keZIms con-
àtionnsl und der Gesetze, welche sich auf den
politischen Stand des Bürgers und die Ausübung
seiner politischen Rechte beziehen. Verzeichnis der
Bürger. Bevölkerungs-Tabellen. Polizei der Le»

bensmitkeln. Medizinal-Polizei; im Allgemeinen
Sach-Polizei; im Gegensatze, der Sicherheils-Po-
lizei. Getraide-Polizei. Maas und Gewicht. Ar-
men-Anstalten. Spithäler. Hilss Anstalten; im Ge-
gensatze der Armen-Anstalten. Brand-und Vieh
Assekuranz - Kassen. Diensten - und Leih - Kassen ;
Wittwen-Kassen u. s. w. Ackerbau. Mechanische
Künste. Handlung. Fabriken. Manufakturen. Aus
snchung der Hindernisse, welche ihrem Fortkommen
und Verbesserung sich entgegen setzen. Staatswirth-
schaftliche Tabellen. Handlungs-Bilanz. Prämien
und Aufmunterungen.

Finanz - Ministerium.
Aussicht und Kontrolle des Rechnungswesens,

Vollziehung der Gesetze über die Bestimmung, Aus-
schreibung, Vertheilung und Beziehung der Abgaben.
Administration der Dominalgüter, des Forstwesens,
der Bergwerke und Steinbrüche. Münzwesen. Salz-
Regal. Manche». Zölle. Posten und dgl.
Ministerium der auswärtigen Angelegen-

Heiken.
Verhandlungen mit den Gesandten und diplo-

watischen Agenten bei der helvetischen Regierung.
Corresponde»; mit den helvetischen Gesandten und
Agenten bei ausscrn Machten. Handhabung und
Vollziehung der vorhandenen Verträge. Vorberei-
tung der abznschlicssendcn Verträge. Nationalarchive,
wiefern sie die vorigen und numehrigen Verhältnisse
Mit fremden Machten betreffen.

Krieg s-Ministerium.
Bewaffnete Macht, stehende Truppen, Bürger-

Muitzen, Lensä'armerlo. Militär - Schulen. Genie.
Zeughäuser. Giessereien. Pulver und Salveter.
Feld-Hospitaler. Oeffentliche Gebäude. Strassen.
Brücken. Kanäle. Damme und andere öffentliche
Arbeiten.

Also genehmigt vom Direktorium.
Unterschrieben: Steck, General > Sekretär.

Beschluß des grossen Rakhes.
In Erwägung der Nothwendigkeit einer gleich-

massigen und genau bestimmten Vertheilung der Ml-
nisterialgefchäfte, hat der grosse Rath beschlossen,
an dem vom Vollziehungs-Direktorium eingegebene»
Entwurfs über diesen Gegenstand folgende Äbändc«

rungen zu treffen.
1.) Unter den Geschäften des Ministers der ins

neren Angelegenheiten soll der deutsche Ausdruck
Getraidcpolizey in den von Verproviantirung umge«
ändert und beym französischen die Worte en Draina
ausgelassen werden.

2.) Unter den Geschäften des Ministers der aus«
wärtigen Angelegenheiten soll noch beigefügt werden:
Die Briefwechsel mit benachbarten Staaten in Rück«
sicht der Veproviantirung der Republik,

z.) Der Minister der Justitz soll noch mit dee.

allgemeinen Aussicht über die Notarien und über die
Aufbewahrung ihrer Protokolle beladen werden,

4.) Bey den Geschäften des Kriegsministers soll
dem unbestimmte» Worte (Zenzà'-wmerie » oder àre»
cftau8sce» beigefügt werden.

5.) Der Minister der Justitz soll noch auf sich
nehmen: Aufbewahrung der Nationalarchive mit
Ausnahme derer, die sich unter der Aufsicht deS

Ministers der auswärtigen Angelegenheiten befinden,
und der Protokolle beider gesetzgebenden Räthe, wos
von jeder besonderer Verwahrer seiner eigenen Proto«
kolle bleiben wird.

6.) Dem Minister der Erziehung, Künste und
Wissenschaften soll die Aufsicht über die Nationals
gebäude, und überhaupt die ganze Civilarchitektur
übergeben werden; hingegen sollen Strassen und öfs

fentliche Arbeiten bei dem Kriegsministcrium bleiben.
Arau den 2yten Im,y 1798.

Bericht der Commission desSenates über
diesen Beschluß.

Euerem Auftrag zufolge haben wir die Resolu«
tion des grossen Raths in Betreff des von dem Voll«
ziehungs-Direktorio eingegebenen Entwurfs einer

Vertheilung der Ministerial - Geschäften näher ge«

prüft. Damit eine solche Vertheilung ihrer Abficht
entspreche, wird erfodert 1.) daß jedes Ministerium
solche Attributionen habe, welches seinem Begriff
und seiner Bestimmung gemäß, und daß die Attri«
butioncn vollständig seyen; daß aber auch zweitens
möglichste Rücksicht genommen werde, daß die Ver«
theilung der Geschäfte verhältnißmässig sey, und we«

der deren zuviel noch zu wenig jedem Minister zugeeig-
net werden, damit diese ihren Pflichten desto voll«
kommner^s Genüge zu leisten in Stand gesetzt werden«

In ersterer Rücksicht haben wir die Attributiv,
nen der Natur jedes Ministeriums überzeugt entspr«,
chend gesunden. Nur ist beim ersten Anblick a»ffal«
lend, daß öffentliche Gebäude, Brücken, Kanäle,



Dämme, Strassen und andere öffentliche Arbeiten
dem Kriegsminister zugeeignet werden. Dazu aber
scheint das Direktorium durch folgende Rücksichten
bestimmt worden zu sey», i.) Daß diese Gegenstände
das Studium der Mathematik wesentlch erheischen,
und daß diese in den Militât? Schulen, die der be-

sondern Aussicht des Kriegsministers anvertraut sind,
vorzüglich gelehrt werden, 2.) scheint auch der Ge.
danke dabei obgewaltet zu haben, daß, wenn einma
ein besoldcres Truppenkorps errichtet wäre, dasselbe
durch öffentliche Arbeiten beschäftigt werden könnte,
wobei die gedoppelte gemeinnützige Arbeit zu erzie?
len wäre, daß es gegen Müssiggang und Verderb
nis verwahrt, und daß sein Gehalt ohne Nachtheil der
Nation erhöht, und somit seine Lage verbessert würde.

E nige Auslassungen in den Atiributionen haben
wir zwar bemerkt, jedoch find fie theils unter ab?

gemeinen Ausdrück, n begriffen, theils nicht we entlich.
Was die zweite Rücksicht, nehmlich die verhält?

nismassige V.'rtheilung der Geschäfte betrifft, so scheint
das M nisterium des Innern ausserordentlich belade»
hingegen andere desto weniger beschäftigt zu seyn
Dieses läßt aber die Natur der Sache nicht anders
zu; auch in Frankreich ist dies Ministerium das aus?
gedehnteste, das umfassendste; dann kömmt es bei

Beurtheilung dieses Punkts nicht sowohl darauf an,
wie viele Gegenstände ein Ministerium in sich begreift
fe, sondern wie viel Arbeit jeder Gegenstand erheische;
so hatB. das Finanzministerium nicht viele Ge-
genstände, aber jeder derselben erheischt viel Nach?
denken, Kenntnisse und Befchäftigimg, so auch das
Ministerirnn der auswärtigen Angelegenheiten, des-

sen Beschäftigungen mit Ausbreitung unserer auswcn«
eigen Verhältnisse wachsen werden.

Noch eine Anmerkung empfiehlt ein Mitglied der
Commission ihrer besondern Erwägung; dem Min:
ster der auswärtigen Angelegenheiten wird nach dem

Entwurf derjenige Theil des Nationalarchivs wel?
ches die auswärtige Korrespondenz betrifft, besonders
anvertraut; hierüber bemerkt erwähntes Mitglied,
daß das Nationalarchiv nicht getrennt, fondern dein?
selben ein ganz eigenes Lokal unter besonderer Auft
ficht eines Nationalm chiva 6 angewiesen werden sollte,
damit es von aller Gefahr von Dssn ahirung und zu-
mal vor Feuersnoth gesichert werden möge.

Ob das nun hinlänglicher Grund sey, diese Ein-
»Heilung der Ministerial? Verrichtungen, die übrigens
zweckmässig, und keine wesentlichen Lücken und Man-
gei zu entHallen scheint, zu verwerfen, will die Kom?
Mission der weisen Prüfung des Senats überlassen;
immer glauben wir die Bemerkung hinzufügen zu
müssen daß, da keine vollständige Organisation und
T' ätigkcit der verschiedenen Ministerien ohne Festse-

jung der Verrichtungen eines jeden möglich ist, ein
zu beschleunigendes Ge.tj über dieselbe äusserst drin?
gend sey Psyffer.
(äU« Eim.eilmig ward hierauf vom Senate «»genommen,

Im Hauptquartier »i Veru den 2c>ten Messdsr
im Jahr der ftaujvsischen eine» uud UN-

theilbaren Republik.

Der Obergencral der französische» Armee ia der

Schweiz an die helcetische Nation.

Brave Helvetic r.l

Ein, von den Feinden euerer Wiedergeburt ge?

brauchtes verrathcrisches Mittel, um euer« H.rzci»
dem Zutrauen zu verschlitssen und Verdacht undiham
gigkeit zu erwecke» und zu verbreiten, war: das dir
ftänkischen Regierung zugeschriebene Projekt eine
Vereinigung des Gebietes der helvetischen Republik
mit der ftänkischen. Die Elenden! fie konnten den

sieggewohnten Waffen nicht widerstehen, welche die

Fesseln der Patrioten zerschmettert, und die Schlacht?

op er der Oligarchie befteit haben; sie wollen daher

wenigstens ihre Schmach dadurch rächen, daß sie

den Haß und das Mißtrauen anfachen geg n einen

Staat, der b i euch die Festsetzung derjenigen Ock?

nuiig der Ding» begünstigte - der er selbst seine Slàke
und Glanz v.rdankt, gegen eine Armee, die die

Anarchie »no den Fanatismus stürzte, welche bilde

vonc sie, die Schweiz in tine weite Gruft verwandelt

hätten.
Brave Hclvetier, ihr die ihr diejenige» Aechie

wieder erhalten, die eine freie Konstitution allen Tme

gern zusichert; ihr, die ihr das vorübergehende Uw

gemach einer Revolution nicht mit den daraus end

stehenden Wohlthaten vermengt, es gnügt ohne

Zweifel hieran, euch diesen neuen 'Kunstgriff der

Feinde cu.rer Freiheit anzuzeigen, um denselben i«

entkräften und dessen Wirkung gegen die Urheber selbst

zu iveàn.
Ist Frankreich dann nicht mächt'z, nicht groß S«

nug in seinem Umfang? Hat es sein, in Gebiete, Hd>'

land und jene schönen durch W a ff »starke erobert.'»

Kegenden Italiens zugesellet? Sind die Batavl
schen, Cisalpinischen, Ligurische»
Römischen Republiken nicht wahre D-ukmaY'»
seiner Hochachtung vor der Unabhängigkeit dn aon

nen und der Oberherrschaft der Völker?
selbst nicht erst die unzweideutigsten Beweise vav

empfangen
Nein Helvetien ist nicht bestimmt dftAnM^

ftrer Departements zu vermehren. Das Baten
eineS Wilhelm Tells ist würdig, eine" eigen

Rang unter den Freistaaten und repräsentativen ^gierungen zu behaupten; es wird jene schone

stlinmung erfüllen, und in der fränkischen Repu

eine getreue Verbündete und eine aufrichtige -^ean

finden, welche es zu jeder Zeit, gegen jeden S'
beschützen tvià

Echautnburg.
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